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Wetter, Wind und Geist



Jesus antwortete: Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Es sei denn,
 daß jemand geboren werde aus Wasser und Geist, so kann er nicht in
 das Reich Gottes kommen. Was von Fleisch geboren wird, das ist
 Fleisch, und was vom Geist geboren wird, das ist Geist. Laß dich 's
 nicht wundern, daß ich dir gesagt habe: Ihr müsset von neuem
 geboren werden. Der Wind bläst, wo er will, und du hörst sein
 Sausen wohl, aber du weißt nicht, woher er kommt und wohin er
 fährt. So ist ein jeglicher, der aus dem Geist geboren ist. (Neues
 Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 3, Vers 5-8, Jesus und
 Nikodemus)



Mit der modernen Wettervorhersage, könnte man meinen, wäre diesem
neutestamentarischen Zitat aus der Bibel nach Johannes als Analogie
doch längst der antiquierte Zahn gezogen, Ungewisses und
Unvorhersagbares und vor allem Plötzliches, Erregendes und
Unergründliches angemessen zum Ausdruck zu bringen.

Das Wetter als Dauergesprächsthema leichtfüßiger Konversation mit dem
steten Beigeschmack saumseliger Kenntnisse und ahnungsvoller
Mutmaßlichkeiten ist es jedoch eher, das denn auch bei genauerer
Betrachtung die Nase aufrichtigen Bemühens und Strebens gleichermaßen
an den Rand schicksalsgefesselter und vollemanzipatorischer Rückkehr
zur denkbar trefflichsten Beschreibung des vom berühmtesten Nazarener
des Neuen Testaments der Bibel angesprochenen Sachverhalts mit den so
sattsam bekannten oder vertrauten Worten führen muß.

Wäre die menschliche Konversation in ihrer ganzen Verschlagenheit
nicht so bindend und faszinierend für ihn, könnte dem verhängnisvollen
Rätsel jenes an einen gewissen Nikodemus gerichteten Ausspruchs längst
das wiederholte Flattern allzu respektvoll zugestandener Flügel
gestutzt werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. Juni 2019
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KOHLEALARM/623: Klimakampf und Kohlefront - Jänschwalde, die nächste Instanz ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Deutsche Umwelthilfe und Grüne Liga fordern sofortigen Stopp des Tagebau
Jänschwalde um weitere Wasserabsenkung zu vermeiden und legen Beschwerde
beim Oberverwaltungsgericht Berlin ein



Verwaltungsgericht Cottbus gab Deutscher Umwelthilfe und Grüner Liga in
Eilentscheidung recht - Entscheidung lässt jedoch Weiterbetrieb des
Tagebaus Jänschwalde bis zum 1. September 2019 zu - Umweltverbände legen
Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht Berlin ein - Grundwasserabsenkung
und Bohrarbeiten für neue Entwässerungsbrunnen müssen sofort aufhören, um
geschützte Moor- und Feuchtgebiete vor der Austrocknung zu bewahren

Berlin/Cottbus, 4.7.2019: Die Klagegemeinschaft aus Deutscher Umwelthilfe
(DUH) und der Grünen Liga hat am heutigen Donnerstagmorgen, den 4. Juli,
beim Oberverwaltungsgericht Berlin Beschwerde gegen die Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Cottbus zum Tagebau Jänschwalde eingereicht. Das
Gericht in Cottbus hatte in seiner Entscheidung zwar die Argumentation der
Umweltverbände bestätigt und im Eilverfahren den Hautbetriebsplan des
Tagesbaus für voraussichtlich rechtswidrig erklärt. Überraschend und
ungewöhnlich ist jedoch, dass das Gericht die Fortführung des Tagebaus und
der Entwässerungsanlagen nicht unmittelbar stoppte. Stattdessen räumte es
der LEAG und dem Bergamt eine zusätzliche Frist von zwei Monaten für
nachträgliche Prüfungen ein. Diese bisher unterbliebenen Prüfungen sind
notwendig, um die Auswirkungen des Tagebaus auf umliegende und streng
geschützte Moor- und Feuchtgebiete zu untersuchen.

Dazu René Schuster, Braunkohle-Experte von der Grünen Liga: "Hier drohen
wertvolle Schutzgebiete für immer verloren zu gehen. Das dürfen wir nicht
zulassen. So lange unklar ist, ob der Tagebau überhaupt rechtssicher
betrieben werden kann, dürfen keine weiteren Tatsachen geschaffen werden."

Zur Sicherung und Erweiterung des Tagesbaus müssen im Umfeld
Entwässerungsbrunnen gebohrt werden. Dies trägt zur Austrocknung
geschützter Moor- und Feuchtgebiete im Umfeld des Tagebaus bei. Obwohl die
LEAG diese Auswirkungen im Vorfeld nicht überprüft hatte, genehmigte das
brandenburgische Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe den
Hauptbetriebsplan. Dagegen haben DUH und Grüne Liga im Februar 2019
Rechtsmittel eingelegt.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH kommentiert: "Das
Gericht in Cottbus hat es versäumt, die logische Schlussfolgerung aus
seiner eigenen Bewertung zu ziehen. Wenn der Hauptbetriebsplan des Tagebaus
voraussichtlich rechtswidrig ist, darf nicht im offenen Rechtsbruch der
Betrieb weitergehen. Wir fordern, dass die Ausweitung der Entwässerungen
sofort gestoppt wird."

Das Vorgehen des Verwaltungsgerichts Cottbus ist sehr ungewöhnlich. Wenn
das Gericht im Rahmen seiner Überprüfung der Sach- und Rechtslage zu dem
Ergebnis kommt, dass der Hauptbetriebsplan für den Tagebau voraussichtlich
für rechtswidrig zu erklären ist, folgt daraus zwingend, dass der Betrieb
nicht weiter vollzogen werden darf.

Dirk Teßmer, Rechtsanwalt der Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer: "Die
fortschreitende Beeinträchtigung und sogar Zerstörung der betroffenen
Schutzgebiete ist offenkundig. Da das Verwaltungsgericht Cottbus unserer
Argumentation gefolgt ist, müssen nun auch die zwingenden rechtlichen
Konsequenzen gezogen und der Tagebau Jänschwalde gestoppt werden, um
weitere Grundwasserabsenkungen aufzuhalten."


Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH 
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen
beobachtet werden. Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die
Fachbehörden für Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die
Zulassungsfähigkeit des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im
Dezember 2018 zu einer Genehmigung. Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG
plant, den Tagebau noch bis 2023 zu führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht
hervor, dass der Tagebau gar nicht mehr genug Geld erwirtschaften kann, um
die zur Abbaggerung freigegebene Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür
sei er auf den langfristigen Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse
angewiesen. Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte
Kraftwerk Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten
Kraftwerke Europas bekannt ist.




Link zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 04.07.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 
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KOHLEALARM/622: Klimakampf und Kohlefront - aufgedeckt ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Etappensieg für den Naturschutz: 

Genehmigung des Tagebaus Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig



Verwaltungsgericht Cottbus gibt Umweltverbänden Deutsche Umwelthilfe und
GRÜNE LIGA in Eilentscheidung recht - Hauptbetriebsplan des Tagebau
Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig - Geschützte Moorgebiete bis zur
Wirksamkeit der Entscheidung im September weiter von Austrocknung durch
Tagebau gefährdet

Berlin/Cottbus, 29.6.2019: Der Hauptbetriebsplan für den Braunkohletagebau
Jänschwalde ist voraussichtlich rechtswidrig. Dies hat das
Verwaltungsgerichts Cottbus gestern in einer Eilentscheidung bekannt
gegeben. Damit hat sich das Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe (DUH)
und GRÜNE LIGA durchgesetzt. Die Umweltverbände sehen Schutzgebiete durch
den Tagebau als bedroht. Laut Gericht wurde bisher nicht hinreichend
geprüft, ob es durch die für den Tagebau notwendigen Entwässerungsmaßnahmen
zu erheblichen Beeinträchtigungen der im Umfeld gelegenen Moorgebiete
kommt, die einen europäischen Schutzstatus besitzen.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Cottbus ist ein Etappensieg für uns
und die betroffenen Schutzgebiete. Das Gericht erteilt eine klare Abfuhr an
die Versuche des verantwortlichen Betreibers LEAG, die Umweltfolgen des
Tagebaues kleinzurechnen und zu ignorieren."

Im Februar 2019 hatte die Deutsche Umwelthilfe in Zusammenarbeit mit der
Grünen Liga beim Verwaltungsgericht Cottbus Rechtsmittel gegen die
Genehmigung des Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des
Braunkohlentagebaues Jänschwalde eingereicht. Aus Sicht der Umweltverbände
besteht die Gefahr, dass der Weiterbetrieb des Tagebaues mehrere geschützte
Moorgebiete durch Entwässerung zerstört.

Obwohl das Verwaltungsgericht im Ergebnis seiner Prüfung im Eilverfahren
die Argumentation der Umweltverbände bestätigt, hat es
unverständlicherweise die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs nicht ab
sofort hergestellt. Dies ist ansonsten ständige Praxis aller
Verwaltungsgerichte in Deutschland. Stattdessen wurde die aufschiebende
Wirkung erst ab dem 1. September 2019 angeordnet. Dies erfolgte
ausdrücklich, um der LEAG und dem Bergamt in den verbleibenden zwei Monaten
die Gelegenheit zu geben, die bislang fehlenden Prüfungen der
Umweltverträglichkeit nachzuholen. Unter Einbeziehung dieser Ergebnisse
soll dann über den Widerspruch von DUH und GRÜNEN LIGA gegen den
Zulassungsbescheid entschieden werden. Weil die Schutzgebiete dadurch
weiterhin gefährdet sind, prüft das Klagebündnis, zeitnah eine Beschwerde
beim Oberverwaltungsgericht einzureichen.

René Schuster, Braunkohle-Experte von der GRÜNEN LIGA kommentiert: "Wir
gehen davon aus, dass die Verträglichkeit des Tagebaues auch bis September
nicht nachgewiesen werden kann. Deshalb ist es wichtig, dass jetzt keine
weiteren Tatsachen durch neue Entwässerungsbrunnen geschaffen werden."

Dirk Teßmer, Rechtsanwalt der Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer ergänzt:
"Eine solche Vorgehensweise habe ich in meiner 20-jährigen Erfahrung als
Anwalt in umwelt- und planungsrechtlichen Verfahren noch nie erlebt. Wenn
ein Gericht im Rahmen seiner Überprüfung der Sach- und Rechtslage zu dem
Ergebnis kommt, dass ein Bescheid voraussichtlich für rechtswidrig zu
erkennen sein wird, dass folgt daraus zwingend, dass dieser Bescheid nicht
weiter vollzogen werden darf."


Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als FFH (Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte
Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen beobachtet werden.
Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für
Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit
des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu
einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Link zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KURSUS/5034: Mönchengladbach - Schnupperwoche "Chinesisch mit T'ai Chi" ab 15.7.2019


Stadt Mönchengladbach

Schnupperwoche Chinesisch mit T'ai Chi



Wer einmal in die chinesische Sprache und Kultur "hineinschnuppern"
möchte, aber noch nicht weiß ob er langfristig Chinesisch lernen
möchte, der hat hier die Gelegenheit dazu. Zur Entspannung bietet die
Dozentin in den Pausen T'ai Chi-Übungen an. Die VHS-Schnupperwoche
startet am Montag 15. Juli, jeweils 10 bis 13 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85.

Entgelt: 111 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/8487: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Uni des Saarlandes in der 28. Kalenderwoche


Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 28. Kalenderwoche

Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes öffentliche
Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen. Der Eintritt ist
frei.



1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns, Spaßmacher"

Montag, 8. Juli, 19 Uhr: Chaplin, Churchill und die "Methode des Clowns"

in Michael Köhlmeiers "Zwei Herren am Strand"

(Dr. Katharina Meiser, Neuere deutsche Philologie und Literaturwissenschaft)

In seinem 2014 publizierten Roman "Zwei Herren am Strand" lässt Michael
Köhlmeier Charlie Chaplin und Winston Churchill einen Freundschaftspakt
gegen ihre Depressionen schließen: Ein hervorragender Stoff für eine
Fiktion - oder nicht? Der Erzähler jedenfalls, nach eigenen Angaben von
Berufs wegen Clown, lässt früh berechtigte Zweifel an der Fiktionalität
des Erzählten aufkommen, indem er (vermeintlich?) authentische Quellen
zitiert und damit die Faktizität der Geschehnisse suggeriert. Und
tatsächlich: Der Clown und der Staatsmann, diese beiden so
unterschiedlichen "Geschichten-Schreiber" des 20. Jahrhunderts, trafen
sich, das ist faktisch verbürgt, wirklich einige Male, so zum Beispiel am
Filmset zu Chaplins triumphaler Tragikomödie "City Lights".

Der Vortrag zeigt, wie Köhlmeier aus den Biografien zweier Legenden ein
schillerndes fiktionsbiografisches Doppel macht. Chaplin und Churchill
spielen miteinander und gegen sich selbst; ihre Legende spielt mit ihnen
und gegen sie; Fakt und Fiktion gehen eine Allianz ein und werden
gegeneinander ausgespielt. Der Erzähler impliziert hier einen Leser, der
sich auf die Suche macht, das Verwirrspiel mit Fakt und Fiktion zu
entknoten. Köhlmeiers Roman ist eine brillante Performanz des Clownesken
im Erzählen selbst. Sein Erzähler ist ein Schelm, der seine Leser - und
zuletzt auch sich selbst? - auf unterhaltsam-leichte Art zum Narren hält.

Detailliertes Programm:

https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort:

Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1, 66111 Saarbrücken


2. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 10. Juli, 18.30 Uhr: Das Gedächtnis: Zwischen Erinnern und
Vergessen

(Prof. Dr. Uli Müller, Zoologie / Physiologie-Neurobiologie, Saarbrücken)

Das Gedächtnis bildet die Grundlage für alle unsere Entscheidungen, unser
Handeln und unsere individuelle Persönlichkeit. Im Laufe unseres Lebens
verändern sich die Prozesse der Gedächtnisbildung und das Zusammenspiel
zwischen Erinnern und Vergessen. Dabei können physiologische und
anatomische Veränderungen in wichtigen Gehirnbereichen zu Veränderungen in
unserer Gedächtnisbildung und zu neurokognitiven Störungen (Demenz)
führen. Im Vortrag werden die derzeit aktuellen Vorstellungen über die
Gedächtnisbildung und die Prozesse des Erinnerns und Vergessens anhand von
allgemeinverständlichen Beispielen dargestellt.

Prof. Uli Müller ist seit 2003 Professor für Zoologie an der Universität
des Saarlandes und leitet im Zentrum für Human- und Molekularbiologie die
Abteilung Zoologie/Physiologie-Neurobiologie. Gemeinsam mit seinem Team
erforscht er die molekularen und zellulären Grundlagen der
Gedächtnisbildung und deren Abhängigkeit von Stress, Motivation und
Metabolismus.

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/

Veranstaltungsort:

Filmhaus, Mainzer Straße 8, 66111 Saarbrücken


3. Europavortrag:

Mittwoch, 10. Juli, 18.15 Uhr: Die Europäisierung der Bundesrepublik
Deutschland 1950-1992

(Prof. Dr. Guido Thiemeyer, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf)

Der Vortrag beschäftigt sich mit der Europäisierung des politischen
Systems der Bundesrepublik Deutschland. Seit den 1950er Jahren hat die
Bundesregierung große Teile der nationalen Souveränität an die
supranationale Europäische Gemeinschaft übertragen. Dies führte allerdings
dazu, dass die Länder, deren Mitwirkung über den Bundesrat gesichert wird,
in den betroffenen Politikfeldern keine Einflussmöglichkeit mehr hatten. -
Welche Instrumente haben die Landesregierungen genutzt, um den drohen
Einflussverlust auszugleichen? Und wie entstand das seit den 1980er Jahren
von den Politikwissenschaften beschriebene "Europäische Mehrebenensystem"?
Diesen Fragen wird der Vortrag nachgehen.

Prof. Dr. Guido Thiemeyer ist Inhaber des Lehrstuhls für Neuere Geschichte
an Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Seine Forschungsschwerpunkte
sind die internationale Geschichte Europas im 19. und 20. Jahrhundert
sowie die Geschichte der Europäischen Integration und der internationalen
Währungsbeziehungen.

Veranstaltungsort:

Campus Saarbrücken, Gebäude B3 2, Hörsaal 003




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/187: Mönchengladbach - "Der Hahn im Exlibris" bis zum 18. August 2019


Stadt Mönchengladbach

Der Hahn im Exlibris

Tauschtreffen und Ausstellung in der Stadtteilbibliothek Mönchengladbach-Rheydt



Am vergangenen Samstag eröffnete das Internationale Exlibris-Zentrum
Mönchengladbach die Ausstellung "Der Hahn im Exlibris" in der
Stadtteilbibliothek Mönchengladbach-Rheydt. Mehr als 50 Kleingraphiken
porträtieren den Hahn u. a. in der heraldischen Tradition, im Kontext
der Religionen, als Namensgeber und in seiner Rolle in zahlreichen
Märchen, Fabeln und Legenden. Die ungebrochene Tradition der
Darstellung zeigt sich in Exlibris vom ausgehenden 17. Jahrhundert bis
in heutige Zeiten hinein. Die Ausstellung ist noch bis zum 18. August,
während der Öffnungszeiten, in den Räumlichkeiten der
Stadtteilbibliothek Mönchengladbach-Rheydt zu sehen. Die Ausstellung
wird von einem kleinen Begleitkatalog begleitet, der kostenfrei
ausliegt. Der Eintritt ist frei.

Begleitet wurde die Ausstellungseröffnung vom Exlibris-Tauschtreff
NRW, das bereits zum siebten Mal in der Stadtteilbibliothek
Mönchengladbach-Rheydt stattfand. Hier trafen sich Exlibris-Sammler
und Graphik-Liebhaber aus Deutschland aber auch dem benachbarten
Ausland, um in entspannter Atmosphäre zu diskutieren, zu fachsimpeln
und natürlich auch zum Tausch einiger der begehrten
Original-Graphiken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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EUROPA/414: Polen - Richter und Staatsanwälte bedroht und schikaniert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Polen: Richter und Staatsanwälte bedroht und schikaniert



Neuer Amnesty-Bericht dokumentiert, wie die Regierung in Polen die
Unabhängigkeit der Gerichte untergräbt. Richter und Staatsanwälte, die
gegen diese Einschränkungen protestieren und die Menschenrechte
verteidigen, werden bedroht und schikaniert.

BERLIN - Die polnische Regierung geht gegen Richter und Staatsanwälte vor,
die sich für die Unabhängigkeit der polnischen Justiz einsetzen. Sie werden
mit Disziplinarverfahren überzogen und bei der Arbeit sowie in den Sozialen
Medien bedroht und schikaniert. Dies dokumentiert der neue Amnesty-Bericht
"Poland: Free Courts, Free People". Grundlage des Berichts sind Recherchen
zwischen März 2017 und Mai 2019. Der Bericht enthält detaillierte Analysen
zu zehn Disziplinarverfahren gegen Richter und Staatsanwälte. 
Amnesty-Mitarbeiter sprachen mit Richtern, Staatsanwälten, Aktivisten, Anwälten
sowie der zuständigen Stelle für die Disziplinarverfahren und werteten
Dokumente im Zusammenhang mit den Verfahren aus.

"Seit Ende 2015 hat die polnische Regierung eine Reihe von Gesetzen und
Maßnahmen verabschiedet, die das klare Ziel haben, die Unabhängigkeit der
Gerichte zu untergraben. Vor allem die Ernennung von Richtern wurde
politisiert. Der Justizminister hat nun die Macht, Präsidenten und
stellvertretende Präsidenten von Gerichten zu ernennen. Mehrere Richter des
Obersten Gerichtshofs wurden in den Zwangsruhestand geschickt", sagt
Nicolas Meier, Polen-Experte bei Amnesty International in Deutschland.
"Richter, die sich gegen diese Maßnahmen aussprechen, werden mit
Disziplinarverfahren überzogen."

"Kritische Richter und Staatsanwälte werden bei der Arbeit und über die
Sozialen Medien bedroht und schikaniert. Sie erhalten zum Teil über Jahre
hinweg Hassmails und Drohnachrichten oder werden öffentlich angegriffen,
unter anderem über anonyme Twitter-Accounts. Einer dieser Accounts hat
bereits mehrfach Geheimdienstinformationen veröffentlicht, so dass die
Vermutung naheliegt, dass er in Verbindung zur Regierung steht." Der
Bericht dokumentiert zudem, dass Richter zur Zielscheibe von
Disziplinarverfahren wurden, nachdem sie in Urteilen die Menschenrechte von
Regierungskritikern geschützt hatten.

"Richter müssen ihrer Arbeit frei von politischer Einflussnahme nachgehen
können. Amnesty International fordert die polnische Regierung dazu auf, die
Unabhängigkeit der Gerichte wiederherzustellen und zu achten.
Disziplinarverfahren gegen Richter und Staatsanwälte, die wegen ihrer
Urteilssprüche eingeleitet wurden oder weil sie ihr Recht auf freie
Meinungsäußerung wahrgenommen haben, müssen unverzüglich eingestellt
werden", so Amnesty-Experte Meier. "Die polnische Regierung missachtet mit
ihrem Vorgehen ganz klar die menschenrechtlichen und rechtsstaatlichen
Grundsätze der Europäischen Union. Die anderen EU-Mitgliedsstaaten,
darunter auch Deutschland, müssen die polnische Regierung weiter zur
Einhaltung dieser Grundwerte auffordern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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EUROPA/663: Westbalkankonferenz in Posen 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Westbalkankonferenz in Posen (5.7.)

Der Westbalkan wäre ein Segen für die EU



Anlässlich der Westbalkankonferenz, die morgen im polnischen Posen
(Poznan) beginnt, kritisiert die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) die Herangehensweise der EU und der deutschen Bundesregierung.
"Die Herausforderungen auf dem Westbalkan sind enorm", sagte Jasna
Causevic, GfbV-Referentin für Genozidprävention und
Schutzverantwortung heute in Göttingen. "Doch wenn es gelingt, die
Probleme zu meistern, kann sich diese Region als Segen für die EU
erweisen." Um Rechtsstaatlichkeit und Minderheitenrechte zu stärken,
Korruption und Genozidleugnung zu bekämpfen brauche es aber die
unmissverständliche Unterstützung der EU und Deutschlands.

Die GfbV appelliert daher an die Teilnehmer der Konferenz, eine
glaubwürdige Beitrittsperspektive zu schaffen. Diese müsse hohe
Menschenrechtsstandards fordern - und dafür Unterstützung bieten.
"Wirkliche Rechtsstaatlichkeit braucht eine unabhängige Justiz und
gut ausgebildete Polizei", so Causevic. Nur so könne man auch
Korruption effektiv bekämpfen. Um die Wunden der Vergangenheit zu
lindern und ethnische Spannungen zu entschärfen müsse Genozidleugnung
unter Strafe gestellt werden: "Es kann nicht sein, dass
Regierungsvertreter der bosnischen Serben den Genozid in Srerebrenica
leugnen und serbische Kriegsverbrecher als Helden huldigen. EU und
Bundesregierung haben keine Antwort auf die Diktatur in der Republika
Srpska im geteilten Bosnien, das Verbot öffentlicher Versammlungen,
ungeklärte Morde an Menschenrechtsaktivisten", mahnt Jasna Causevic.

Zugleich unterschätzten die EU und Deutschland das enorme
Wirtschaftspotential der Region: Gut ausgebildete junge Menschen und
ein großer Absatzmarkt böten der EU attraktive Aussichten. Mit einer
realistischen Beitrittsperspektive würden weniger Fachkräfte aus dem
Westbalkan abwandern, den laufenden "Brain-Drain" stoppen und einen
Aufschwung in ihrer Heimat fördern. Aus Bosnien und Herzegowina sowie
dem EU-Land Kroatien seien jeweils mehr über 100.000 Menschen
ausgewandert. Dadurch fehle es schon jetzt an Fachärzten und
Pflegepersonal, Handwerkern und Dienstleistern. "Eine Erweiterung
wäre für beide Seiten ein Gewinn. Zugleich kann die EU Menschenrechte
und good governance exportieren. Damit würde sie ihrem Selbstbild als
Europa der Werte gerecht", so die GfbV-Referentin.

Trotz der Bestätigung der EU-Kommission Ende Mai, dass die
notwendigen Bedingungen erfüllt und Reformschritte erzielt worden
seien, entschied der Rat für Allgemeine Angelegenheiten, keine
Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien zu eröffnen.
Diese Inkohärenz kann die GfbV nicht nachvollziehen. Sie appelliert
daher an die EU und die Bundesregierung, den Gipfel in Posen für
Fortschritte zu nutzen und einen baldigen Beitritt zu ermöglichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1013: Sommer der Solidarität - #unteilbar-Auftaktdemonstration am 6. Juli in Leipzig (Bündnis #unteilbar)


Bündnis #unteilbar - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Am Samstag, den 6. Juli 2019, läutet das #unteilbar-Bündnis mit einer
Demonstration in Leipzig den Sommer der Solidarität ein!

Im Vorfeld der Landtagswahlen in Sachsen, Brandenburg und Thüringen ruft
das #unteilbar-Bündnis zu einer bundesweiten Großdemonstration am 24.
August in Dresden auf



Leipzig/Dresden/Berlin - Rund 300 Organisationen, Vereine und
Persönlichkeiten aus den Bereichen Bildung, Kultur und Politik haben den
Aufruf zu den Demonstration und weiteren Aktionen in Sachsen
erstunterzeichnet, neue Unterzeichner*innen kommen täglich hinzu.

Der #unteilbar-Tag am 6. Juli in Leipzig beginnt ab 11 Uhr mit einem
Straßenbrunch in der Straße des 18.Oktober, vor der Hausnummer 10.

Ab 14.00 Uhr wird in der Windmühlenstraße die Auftaktkundgebung
stattfinden. Im Anschluss wird sich die Demonstration in Bewegung setzen
und vorbei am Augustusplatz, dem Hauptbahnhof, dem Goerdelerring, dem
Museum in der Runden Ecke und dem Rathaus den Leipziger Ring passieren, um
anschließend über die Karl-Tauchnitz-Straße zur Abschlusskundgebung in den
Clara-Zetkin Park zu gelangen. Folgende thematische Blöcke werde auf der
Demonstration vertreten sein: Solidarity, Antifa, Klima, Gesundheit,
Queerfeminismus, Kunst & Kultur, sowie ein
von #unteilbar organisierter Block.

Ab 17 Uhr wird eine Abschlusskundgebung mit vielfältigem musikalischen
Programm im Clara-Zetkin-Park (Nähe Sachsenbrücke, AOK Wiese) stattfinden.
Redebeiträge wird es u.a. geben von: Initiative Schwarzer Menschen in
Deutschland (Leipzig), LAG Queeres Netzwerk Sachsen, Marktplatz- und
Konzerttour #WannWennNichtJetzt, Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Leipzig
Postkolonial, Paritätischer Wohlfahrtsverband, Initiative Aufbruch Ost und
Theaterregisseur Volker Lösch. Musikalisch wird die Demonstration von Sarah
Lesch, Vocalconsort, Sir Mantis, Reiser und Linksrum begleitet.

Am 6.7. ruft die Seebrücke zu bundesweiten Aktionen für die Rechte von
Geflüchteten und gegen die Inhaftierung der Sea Watch Kapitänin Carola
Rackete auf. Auf der #unteilbar-Demo in Leipzig wird dazu aufgerufen, sich
für dieses Anliegen insbesondere im Solidarity-Block einzufinden.

"Wir wollen in diesem #unteilbar-Sommer hier in Sachsen laut werden und
zusammenstehen: Wir haben etwas zu sagen und wollen der solidarischen
Gesellschaft Gehör verschaffen", so Ana-Cara Methmann von #unteilbar.

Felix Müller, ebenfalls Sprecher von #unteilbar, ergänzt: "Wir wollen mit
unseren Aktionen zeigen, dass wir viele sind, die den Rechtsruck in Politik
und Gesellschaft satt haben. Wir streiten für eine gerechte, lebenswerte
und diskriminierungsfreie Zukunft und konsequente Wege der Veränderung".

#unteilbar! Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung!

 * 

Quelle:

#unteilbar - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

E-Mail: presse@unteilbar.org

https://www.facebook.com/buendnisunteilbar/

https://twitter.com/Unteilbar_

https://www.unteilbar.org
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NEWSLETTER/195: Bremer Friedensforum 4 vom 2. Juli 2019


Newsletter Bremer Friedensforum 4 vom 2. Juli 2019



Inhalt heute:

++ Armin Stolle gestorben - Erinnern und Gedenken

01. Kein Krieg gegen Iran! - Jetzt unterschreiben
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Armin Stolle gestorben

Bremen. Das Bremer Friedensforum trauert um einen seiner Mitbegründer:
Armin Stolle starb am 7. Juni 2019 im Alter von 85 Jahren in der
Hansestadt. Der langjährige Leiter der Gesamtschulen Ost und Mitte gehörte
mehr als fünf Jahrzehnte zu den herausragenden Persönlichkeiten der
außerparlamentarischen Bewegung in Bremen. Armin Stolle unterstützte
unermüdlich neben der Friedensbewegung auch entwicklungspolitische Gruppen,
internationale Solidaritätsaktionen und antifaschistische Initiativen. Bei
zahlreichen Veranstaltungen wies er auf die enge Verbindung zwischen
ziviler und militärischer Nutzung der Atomenergie hin. Bereits aktiv war
der engagierte Rüstungsgegner in den Protestbewegungen gegen die
Notstandsgesetze und gegen den Vietnam-Krieg. Anfang der 1970er Jahre
reihte sich Armin Stolle in die Kampagne für die Ratifizierung der
Ostverträge ein. Der ehemalige Vorsitzende des SPD-Unterbezirks Bremen-Ost
verließ die Partei 1993 nach den Änderungen am Asylrecht.

Das Bremer Friedensforum hat mit Armin Stolle einen sehr guten Freund,
wichtigen Ratgeber und solidarischen Mitstreiter verloren. Unser Mitgefühl
gilt seiner Frau, seinen Kindern und seiner Familie.

EINLADUNG: 

Freund*innen, Kolleg*innen, Weggefährt*innen, Friedensaktivist*innen u.a.
sind herzlich eingeladen am Montag, 15. Juli 2019, um 18 Uhr zum Erinnern
und Gedenken an Armin. Ort: Villa Ichon, Goetheplatz 4.


1. Kein Krieg gegen den Iran!

Bremen. Mit größter Sorge und Betroffenheit verfolgt das Bremer
Friedensforum die wachsende Gefahr eines Krieges gegen den Iran. Wir
fordern die Bundesregierung mit Nachdruck dazu auf, alles zu tun, um den
drohenden Krieg zu verhindern. Ein Krieg gegen den Iran wird nicht nur für
die iranische Bevölkerung verhängnisvoll sein und abertausende menschliche
Opfer bringen. Er ist geeignet, die gesamte Region des Mittleren und Nahen
Ostens für einen längeren Zeitraum ins Chaos zu stürzen. Ein solcher Krieg
hätte auch schwerwiegende Folgen für Europa und den Frieden in der Welt.

Die Möglichkeiten der Einflussnahme Deutschlands und der Europäischen Union
auf die US-Regierung sind beschränkt. Andererseits hoffen wir, dass die USA
ohne die Unterstützung ihrer Verbündeten, insbesondere in Europa, es nicht
wagen werden, einen Krieg gegen den Iran vom Zaun zu brechen. Deshalb
fordern wir die Bundesregierung dazu auf, klar und unmissverständlich zu
erklären, dass Deutschland sich an einem Krieg gegen den Iran nicht
beteiligen und den USA untersagen wird, ihre militärischen Einrichtungen
auf deutschem Boden (u.a. diverse militärische Hauptquartiere in
Ramstein-Miesbach und das Europäische Kommando der USA in
Stuttgart-Vaihingen) im Falle eines solchen Krieges einzusetzen.

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Europäische Union für eine klare
Stellungnahme gegen den Krieg zu gewinnen. Die Bundesregierung und die
Europäische Union müssen für die Einhaltung des Iran-Atomabkommens
eintreten und zusammen mit den anderen Unterzeichnerstaaten dieses
Abkommens, der Russischen Föderation und der Volksrepublik China, eine
humanitäre internationale Initiative zur Aufhebung aller Iran-Sanktionen
zu starten. Die seit November 2018 in New York laufenden Verhandlungen für
die Einrichtung einer von Massenvernichtungswaffen freien Zone im Mittleren
und Nahen Osten muss aktiv unterstützt sowie für die Teilnahme der USA und
Israels an diesen Verhandlungen Druck gemacht werden.

Kein Krieg gegen Iran! - Jetzt unterschreiben

Link siehe unter [1]


2. Keine Beteiligung an völkerrechtswidrigem Krieg gegen den Iran


Bremen. "Aufstehen" Bremen, das Bremer Friedensforum und IALANA haben zur
aktuellen Situation im Iran den Bremer Bundestagsabgeordneten und dem
EU-Parlamentsabgeordneten Joachim Schuster einen offenen Brief geschrieben.
Stoßrichtung/Forderung, möglichst schnell im Vorfeld der USA deutlich zu
signalisieren, dass Deutschland den völkerrechtswidrigen Krieg gegen den
Iran nicht mitmachen wird und die Vorbereitung und Einsatz (Flug und
Landverbot amerikanischer Militäreinsätze) von Stützpunkten der USA in
Deutschland verbieten wird. Von Doris Achelwilm (MdB, Die Linke) und
Joachim Schuster (MdEP, SPD) gibt es erste Antworten auf den Brief.

Den Wortlaut des Briefes und die Antworten schickt das Bremer
Friedensforum auf Anfrage gern zu. 


3. Gemeinsamer Aufruf des Bundesausschuss Friedensratschlag und
der Kooperation für den Frieden: 

Protestaktionen in Büchel - Für den Abzug der Atomwaffen und nukleare
Abrüstung

Kassel/Bonn. Das Ende des INF-Vertrages ist ein beunruhigendes Zeichen.
Europa droht die Stationierung von neuen atomwaffenfähigen
Mittelstreckenraketen. Unklar bleibt, ob der Atomwaffenteststopp bestand
hat. All dies zeigt, wie dringend notwendig nukleare Abrüstung sowie
Aktivitäten für Frieden und Entspannung sind. Der Abzug der Atomwaffen aus
Büchel wäre ein wichtiges Zeichen für eine atomwaffenfreie Welt. Dies würde
den Ausstieg aus der Nuklearen Teilhabe der NATO bewirken und den Weg ebnen
für die Unterzeichnung des UN-Verbotsvertrages für ein Atomwaffenverbot.
Dies sind dringend notwendige Schritte um die weltweite nukleare Aufrüstung
zu stoppen und umzukehren. Die Anschaffung neuer deutscher Trägerflugzeuge
für die US-Atomwaffen in Büchel würde hingegen einen Rückschlag bedeuten.

Auf geht's nach Büchel! Wir setzen uns für Frieden und Abrüstung ein. Die
Protestaktionen in Büchel sind ein wichtiges Zeichen an die Politik um
Druck aufzubauen. Es ist dringend geboten, dass wir die Bundesregierung zu
konkreten Schritte auffordern, damit wir der Vision einer atomwaffenfreien
Welt näher kommen. Dazu gehört:


	Der Abzug der US-Atomwaffen aus Büchel und die Beendigung der Nuklearen Teilhabe im Rahmen der NATO;

	Keine neuen Trägerflugzeuge für die US-Atomwaffen in Büchel;

	Die Unterzeichnung des UN-Verbotsvertrages für Atomwaffen.



Kommt nach Büchel! Die Aktionspräsenz ist am 26. März gestartet und wird
bis zum 9. August laufen. Bremer*innen fahren vom 11. bis 14. Juli nach
Büchel.

Weitere Informationen unter:

http://www.atomwaffenfrei.de

Einen Terminkalender der Protestaktionen gibt es unter:

https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com


4. Bremer Friedensforum beim Empfang des Generalkonsuls der
Russischen Föderation in Hamburg

Hamburg/Bremen. Die russische Fahne wehte am Morgen auf dem Dach des Hotels
Atlantic Kempinski in Hamburg. Aus Anlass des russischen Nationalfeiertages
hatte der Generalkonsul der Russischen Föderation Andrei Sharashkin zu
einem Empfang in diesem Hause eingeladen. Neben anderen Personen aus
Politik, Wirtschaft, Religion, Kultur und Wissenschaft waren Barbara
Heller, Hartmut Drewes und Horst Otto als Vertreter des Bremer
Friedensforums zugegen. Sie hatten Anfang des Jahres ein Gespräch mit dem
Generalkonsul, da das Friedensforum eine erste Deutsch-Russische
Friedenswoche in Bremen plant. Den Empfang leitete ein Kinderchor ein, der
die Nationalhymnen Russlands und Deutschlands sang. Anschließend sprach der
Generalkonsul. Er führte eine Reihe von Aktivitäten zwischen Russland und
der Bundesrepublik Deutschland wie auch zwischen Hamburg und Sankt
Petersburg auf. Danach sprach für den Senat der Hansestadt Hamburg
Staatsrat Andreas Rieckhof. Er beschrieb detailliert die Beziehungen
zwischen den beiden Partnerstädten in vielfältigen Bereichen, u.a. in
Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung. Zum Beispiel fünfzehn Schulen der
Hansestadt haben Partnerverhältnisse zu Schulen in Sankt Petersburg.
Beide Redner betonten, wie wichtig ihnen trotz zum Teil schwieriger
internationaler Entwicklungen die starken Beziehungen sind, die nicht nur
dem gegenseitigen wirtschaftlichen Nutzen dienen, sondern auch der
Stabilität guter Zusammenarbeit. In diesem Zusammenhang wurde von
Sharashkin auch die jüngste Absichtserklärung des Wirtschaftsforums in
Sankt Petersburg genannt, die für eine Effizienzpartnerschaft zwischen
Deutschland und Russland eintritt.

Link: 

https://www.bremerfriedensforum.de/1155/aktuelles/Pressemtteilung/


5. Friedenspolitik in den Koalitionsvertrag!

Bremen. In einem offenen Brief des Bremer Friedensforums an SPD, Grüne und
Die Linke zum Beginn der Koalitionsverhandlungen heißt es: Die Mehrheit der
bundesdeutschen, so auch der Bremer Bevölkerung spricht sich gegen
Rüstungsexporte und die Erhöhung der Rüstungsausgaben aus, will das Verbot
von Atomwaffen und gute Beziehungen zu Russland. In diesem Sinn erhofft das
Bremer Friedensforum, dass die Koalitionspartner des »Reformbündnisses« die
folgenden friedenspolitischen Themen in ihr gemeinsames Regierungsprogramm
mit hineinnehmen:


	die Bremische Initiative (Bürgerschaftsbeschluss vom 7.12.2017) im Bundesrat für eine Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrages weiter verfolgen,

	die weltweite Bewegung der »Bürgermeister für den Frieden« aktiv unterstützen,

	die Stelle eines Beauftragten für Rüstungskonversion beim Senat wieder einrichten, um langfristig zivile Perspektiven für Bremer Rüstungsbetriebe zu entwickeln,

	einen Lehrstuhl für Friedensforschung und zivile Konfliktbearbeitung an der Universität Bremen einrichten,

	die Partnerschaft mit einer Region und/oder einer Stadt der Russischen Föderation anstreben, um die angespannten Beziehungen zu Russland zu normalisieren (Bremen und das Saarland sind die einzigen Bundesländer, die keine regionale Partnerschaft mit Russland haben) und eigene Kontakte Bremens mit Russland schaffen, wie es Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern praktizieren,

	keine Transporte für Manöver und Truppenstationierungen im Osteuropa über Bremerhaven,

	die Bremischen Häfen für Rüstungsexporte, Waffen- und Munitionsexporte sperren,

	die Erhaltung der Zivilklausel im Hochschulbereich.

	Es gilt, endlich Straßen umzubenennen, die mit Namen der deutschen Kriegs- und Kolonialgeschichte eng verbunden sind (z.B. Hindenburg, Langemarck, Lüderitz), sowie die Altmannshöhe umzuwidmen.

	Der Neujahrsempfang der Bundeswehr gehört wieder in die Kaserne, denn die Bundeswehr gehört nicht ins Rathaus und ebensowenig in Schulen und Jobcenter.



Siehe Links unter [2]


6. Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben auf zwei Prozent des
Bruttoinlandprodukts

Bremen. Der Antrag der Bremer IG Metall-Delegiertenkonferenz steht bereits
auf der Webseite Rüstungskonversion https://ruestungskonversion.de/: "Der
24. Ordentliche Gewerkschaftstag möge beschließen:

Die IG Metall unterstützt den Appell "Abrüsten statt Aufrüsten" und
beteiligt sich an der Unterschriftensammlung unter diesen Appell. Die IG
Metall setzt sich eine Entspannung der Beziehungen zwischen Deutschland und
Russland ein.

Begründung:

Aufrüstung und eine Militarisierung der Außenpolitik sichern nicht den
Frieden, sondern führen immer zu einer weiteren Verschärfung und Spannung
auf internationaler Ebene. Inzwischen wird das Militär von deutschen
Politikern und Medien schon als normaler Bestandteil der Außenpolitik
angesehen. Ebenso werden mit einer solche Politik auch Fluchtgründe nicht
bekämpft, sondern im Gegenteil geschürt..."

Link:

https://ruestungskonversion.de/artikel_346.html


7. Bremerhaven: Drehscheibe für Waffen

Bremen. Raketen, Sprengstoff und Munition: Viele Rüstungsexporte werden
über Bremerhaven abgewickelt. (Weser Kurier, 2. Mai 2019)

Link zum Artikel siehe [3]


8. FAZ: Mehrheit gegen amerikanische Atomwaffen in
Deutschland

Bremen. Eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung ist für einen Abzug aller
amerikanischen Atombomben aus Deutschland.

Link zum Artikel siehe unter [4]


9. Aachener Friedenspreis

Bremen. Am 8. Mai wurden die PreisträgerInnen des Aachener Friedenspreises,
der am 1. September 2019 verliehen wird, bekannt gegeben: Elke Koller für
den regionalen Initiativkreis gegen Atomwaffen und Monika Küpker für unsere
Proteste in Büchel für die Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt".

Link: [5]

Kommentar auf der Facebook-Seite Bremer Friedensforum: "Büchel ist überall -
 atomwaffenfrei.jetzt: Das ist natürlich auch ein Preis für euch, denn ohne
die Unterstützung der inzwischen über 60 Trägerkreisorganisationen der
Kampagne wäre unser Einsatz gegen Atomwaffen überhaupt nicht möglich!
Bremer Friedensforum: Ihr seid klasse!"


10. Wir fordern die sofortige Freilassung von Chelsea Manning und
Julian Assange

Bremen. Im April 2010 veröffentlichte die Whistleblower-Plattform Wikileaks
von Julian Assange hunderttausende als geheim klassifizierte US-Dokumente.
Dadurch wurden schlimme völkerrechtliche und kriminelle Verstöße der USA
aufgedeckt, darunter das Video "Collateral Murder". Bis heute werden
Chelsea Manning und Julian Assange wegen Whistleblowing politisch verfolgt.
Besonders von Julian Assange und Wikileaks wurden Tausende von geheimen
Dokumenten veröffentlicht, die illegale Kriegsführung, umfassende
Menschenrechtsverletzungen, undemokratisches und autoritäres Verhalten
führender Regierungen und Politiker dokumentierten. Wir wissen und haben
nicht vergessen, dass die Enthüllungen damals zahlreiche kriminelle
Rechtsbrüche ans Licht brachten. Wir sind der Auffassung, dass Rechtsbrüche
ohnehin keinen Geheimnisschutz beanspruchen dürfen und die Offenlegung
solcher Vorgänge von strafrechtlicher Verfolgung freigestellt werden muss.
Wir wenden uns gegen die vielfältigen Verdächtigungen und Unterstellungen
gegen Chelsea Mannings und Julian Assange. Wer die Wahrheit an die
Öffentlichkeit bringt und für diese einsteht, muss mit der Verfolgung derer
rechnen, deren Lügen, Betrug und Menschenrechtsverletzungen an die
Öffentlichkeit gezerrt wurden. Krieg beinhaltet immer die Lüge - Frieden
bedeutet auch Wahrheit und Solidarität. Unsere Solidarität gilt Chelsea
Manning und Julian Assange. Wir fordern ihre sofortige Freilassung.
Stattdessen und dafür werden wir uns immer einsetzen: Bestraft die Täter
der geheim gehaltenen Verbrechen, nicht diejenigen, die sie aufdecken und
veröffentlichen!

Video-Interview von Weltnetz.TV mit Gerhard Baisch, stellvertretender
Vorsitzender der IALANA und aktiv im Bremer Friedensforum: [6]


11. Sammelband Gesellschaft im Comic - Grafische Erzählungen zu
Geschichte und Krieg

Bremen. Eine Textsammlung haben Heike Oldenburg und André Sven Maertens
unter Mitarbeit von Chang, Pi-Yun mit Illustrationen von Walter Moers,
61Chi und Gerhard Mauch herausgegeben. "Mit dem dritten Band der Reihe
"Zeichnen und Erzählen" schließen wir den Bogen und kommen zu grafischen
Erzählungen über krisenhafte Geschehnisse in Gesellschaften und die damit
zusammenhängenden militärischen bzw. militaristischen Denkweisen und
Handlungen."

"Gesellschaft im Comic" ist beim Verlag Books on Demand (Norderstedt)
erschienen, hat 128 Seiten (Format 15,5 x 22 cm) und ist zum Preis von 6
Euro im Buchhandel erhältlich (ISBN 978-3-749453917). Herausgeber ist der
Germanist André Sven Maertens.

Kontaktadresse für alle Fragen zu diesem Band:

Facebook: @politikimcomic

Mehr Informationen und Online-Bestellung unter: [7]


12. "Analyse" zur EU-Wahl - Brief an Die Linke

Bremen. Horst Otto hat den Vorsitzenden der Partei Die Linke, Katja Kipping
und Bernd Riexinger, einen Brief geschrieben. Darin heißt
es: ..."soeben habe ich Ihre "Ersten Schlussfolgerungen zu den Wahlen" mit
großem Interesse gelesen. Es ist bemerkenswert und bezeichnend, dass Sie
auf sieben Seiten nicht mit einem einzigen Wort das Thema Frieden erwähnen.
Angesichts der offensichtlichen Budgetsteigerungen für Mordgerät sowohl in
der BRD (Merkels 2 % BIP-Ziel), als auch auf EU-Ebene, geben Sie zu
erkennen, dass Frieden und Abrüstung in Ihrer Gedankenwelt allenfalls
peripher eine Bedeutung haben. Da lamentieren Sie, dass Ihre Forderungen
nicht zugespitzt waren und somit von möglichen Wählerinnen und Wählern
nicht wahrgenommen wurden. Dafür haben gerade Sie, die Unterzeichner der
"Schlussfolgerungen" alles getan. So wurde bereits vor längerer Zeit die
zugespitzte Losung: "Raus aus der NATO" auf die hinteren Seiten Ihres
Programms verbannt. Eine weitere zugespitzte Losung wäre z.B. gewesen:
"Kein Steuergeld für EU-Kampfjet" oder "Keine Panzerautobahnen der NATO an
die russische Grenze!"

Und da sind wir beim nächsten Thema: Kein Wort finden wir bei Ihnen zu
Russland. Das passt ins Bild. Wir erinnern uns, dass auf dem letzten
Parteitag mit der Nominierung der Kandidaten für das EU-Parlament per
Verfahrenstricks eine Stellungnahme zu Russland verhindert wurde. Da sind
inzwischen selbst Landesverbände der CDU in ihrem Erkenntnisgewinn weiter
und streben ein Ende der Konfrontationspolitik an. Gerade von einer Partei,
wie sie Die Linke sein will, erwarte ich zugespitzte und radikale
Forderungen, wenn es um Krieg und Frieden geht. Ansonsten wird der
"Gebrauchswert der Linken", wie Sie es mehrfach betonen, gegen Null gehen.
Lassen Sie mich zum Schluss festhalten: Ich hoffe darauf und unterstütze
alle Schritte jener Mitglieder Ihrer Partei, die für klare
Antikriegspositionen und Abrüstung stehen."


13. Stopp Air Base Ramstein

Bremen. 5000 Teilnehmer*innen demonstrierten bei drückender Hitze vor der
Air Base Ramstein, um gegen den völkerrechtswidrigen Dohnenkrieg und die
US-Kriegführung und ihre deutsche Unterstützung von dieser zentralen
Drehscheibe der US-Kriegspolitik zu demonstrieren. Eine Delegation aus
Bremen hat an der bundesweiten Friedensdemonstration am 29. Juni
teilgenommen. Die US-Air-Base in Ramstein/Pfalz spielt in den
Kriegs-Plänen der USA eine große Rolle, da dort sowohl die Einsatz- als
auch Befehlszentrale für Luftattacken und Luftschläge gegen den Iran wäre.
Die Air Base ist ebenso für die nachrichtendienstliche Überwachung der
gesamten Region sowie für die Kommunikation zwischen dem Nahen Osten und
Europa unverzichtbar. Die Drohneneinsätze in diesem Krieg - ebenso wie in
Afghanistan, Jemen und Irak - würden von Ramstein organisiert werden.

Weitere Informationen der Kampagne "Stopp Air Base Ramstein":

https://www.ramstein-kampagne.eu/


14. Rheinmetall entwaffnen

Bremen. Das Bremer Friedensforum unterstützt den diesjährigen Aufruf für
die Demonstration "Rheinmetall entwaffnen" am Samstag, 7. September. Im
Rahmen des Camps vom 1. bis 9. September wird die Demonstration
wieder einer der Höhepunkte des vielfältigen Programms sein und ein
gemeinsames Zeichen gegen Kriegsproduktion und für ein friedliches
Miteinander setzen. Rheinmetall als Deutschlands größter Rüstungskonzern
ist aktiver Motor in einem zerstörerischen Räderwerk von Ausbeutung, Krieg
und Abschottung. Als Produktions- und Erprobungsstätte für Panzer, Waffen
und Munition des Rheinmetall-Konzerns ist Unterlüß ein guter
Kristallisationspunkt, um antimilitaristisch zusammenzukommen: der Ort ist
Teil einer ungeheuren Ballung an militärischen Anlagen. Für die
Vorbereitung zweier Weltkriege diente die Lüneburger Heide dazu, die
materiellen Voraussetzungen zu schaffen. Und bis heute wird diese Tradition
der Kriegsvorbereitung fortgesetzt.

Weitere Informationen:

rheinmetallentwaffnen.noblogs.org


15. Freiheit für Frau Rackete #FreeCarola 

Bremen. Carola Rackete, Kapitäntin der Sea Watch 3, wurde auf Anweisung von
Italiens Innenminister Salvini festgenommen, weil sie mit 40 Flüchtlingen
in Lampedusa angelegt hat. Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie
sich für ihre Freilassung einsetzt. Seenotrettung ist kein Verbrechen!
Eigentlich ist die Rettung die Aufgabe des Staates oder der
Staatengemeinschaft. Stattdessen schottet die EU sich weiter ab.

Bitte unterstützen:

https://www.openpetition.de/petition/online/freiheit-fuer-frau-rackete-freecarola


16. Die Umwelt-Killer

Bremen. Fast unbeachtet von der Öffentlichkeit führt sich das Militär als
einer der schlimmsten Umweltsünder auf. In dem Rubikon-Artikel von Reiner
Braun (Redner beim letzten Ostermarsch in Bremen) heißt es:
"...Es existieren über 1.000 Militärbasen auf der Welt. Militärische
Landnutzung beeinträchtigt die Lebensqualität, Gesundheit und Ernährung
betroffener Gemeinschaften. Lösungsmittel, Treibstoffe und andere giftige
Chemikalien aus militärischen Aktivitäten verbleiben über Jahrzehnte in der
Umwelt..."

https://www.rubikon.news/artikel/die-umwelt-killer


17. Bremer Friedensforum im Netz

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News aus Bremen gibt es auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


18. Terminkalender

• Mittwoch, 3. Juli, 16 Uhr, Linkstreff, Bremen, Buntentorsteinweg
109, "Krieg beginnt hier - Bremen endlich abrüsten! Waffenverbotszone statt
Rüstungshochburg!" Bei Kaffee und Kuchen wird im Rahmen der geplanten
Mitgliederbefragung der Partei Die Linke zu den Ergebnissen der
Koalitionsverhandlungen diskutiert.

• Mittwoch, 3. Juli, 19 Uhr, AG Frieden von #Aufstehen Bremen, Villa
Ichon, Goetheplatz 4

• 11. bis 14. Juli, Bremer*innen fahren nach Büchel

Einen Terminkalender der Protestaktionen gibt es hier:

https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com

• Dienstag, 6. August, 12 Uhr, Marktplatz Bremen, Mahnwache zum 74.
Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki, Rednerinnen:
Xanthe Hall (IPPNW/ICAN Deutschland) und Clara Tempel (JunepA -
Jugendnetzwerk politische Aktion)

• voraussichtlich Samstag, 31. August, 12 Uhr Marktplatz Bremen,
Kundgebung zum Antikriegstag mit Herbert Behrens (ver.di)

• Sonntag, 1. September, 11:30 Uhr, Antikriegstag, Enthüllung Mahnmal
am neuen Standort Lidice-Haus, Bremen

• Samstag, 7. September, Unterlüß/Lüneburger Heide, Demonstration
"Rheinmetall entwaffnen"

• Sonntag, 8. September, 11 Uhr, Bunker Valentin, Bremen-Farge,
Musikalischer Friedensgottesdienst: Friedensmesse von Karl Jenkins - "The
Armed Man/ Der Bewaffnete Mensch"

• Freitag, 20. September, 18 Uhr, Rathaus Verden/Aller, Rebellinnen
gegen den Krieg - Anita Augspurg-Preis der Internationalen Frauenliga für
Frieden und Freiheit, Verleihung an die Preisträgerin: Rasha Jarhum, Jemen

• Mittwoch, 13. November, 19 Uhr, Festakt und Verleihung Habenhauser
Friedenspreis an Regina Heygster, die sowohl für die Idee als auch für die
Kunst am Friedenstunnel in Bremen verantwortlich ist. (In Erinnerung an den
Frieden von Habenhausen, der am 15.11.1666 zwischen der freien Reichsstadt
Bremen und der damaligen Großmacht Schweden im einstigen Dorf Habenhausen
vor den Toren Bremens geschlossen wurde.)


Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung:

www.friedensratschlag.de/


19. In eigener Sache

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.
Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Anmerkungen:

[1] Kein Krieg gegen Iran! - Jetzt unterschreiben

https://www.bremerfriedensforum.de/1148/aktuelles/Kein-Krieg-gegen-Iran-Unterschriftenaktion-gestartet-Jetzt-unterschreiben/

[2] Bremen - Friedenspolitik in den Koalitionsvertrag!

https://www.bremerfriedensforum.de/1152/aktuelles/Friedens-und-Abruestungsfrage-muss-Teil-der-Koalitionsverhandlungen-sein/

https://www.jungewelt.de/artikel/356592.friedenspolitik-in-den-koalitionsvertrag.html

https://www.butenunbinnen.de/nachrichten/politik/koalitionsverhandlungen-bremen-wuensche-forderungen-an-politik-100.html

[3] https://www.weser-kurier.de/bremen/bremen-wirtschaft_artikel,-widerstand-gegen-ruestungsexporte-ueber-bremerhaven-_arid,1826032.html

[4] https://www.faz.net/aktuell/politik/mehrheit-gegen-amerikanische-atomwaffen-in-deutschland-16151743.html

[5] https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/aachen-friedenspreis-bekanntgabe-100.html

[6] https://weltnetz.tv/video/1874-assange-droht-die-todesstrafe

[7] https://www.bod.de/buchshop/gesellschaft-im-comic-andre-sven-maertens-9783749453917

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 4 vom 2. Juli 2019

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/361: Stopp Air Base Ramstein Protestaktionen 2019 - erste Gedanken danach (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Stopp Air Base Ramstein Protestaktionen 2019 - erste Gedanken 
danach 

Von Reiner Braun und Pascal Luig, 3. Juli 2019
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Bei vielen waren es der drohende Iran-Krieg und die Stationierung
neuer Atomwaffen, die tausende von Menschen zum Protest auf die Straße
führten. Die mehr als 5000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die dem
Aufruf der Kampagne Stopp Air Base Ramstein am Samstag in der
Gluthitze folgten, protestierten natürlich auch eindringlich gegen den
völkerrechtswidrigen Dohnenkrieg.

Keine Aufrüstung mit uns, einte die Teilnehmer*innen dieser bunten,
vielfältigen Demonstration vom Stadtzentrum Ramstein-Miesenbachs bis
zur US-Air Base Ramstein. Optimistisch war die Stimmung. Beeindruckend
alle Redebeiträge, die die Vielfalt der Argumente gegen den Krieg zum
Ausdruck brachten (Sie können demnächst auf der Webseite angesehen und
gelesen werden). Umfassend, mitreißend und motivierend das umfassende
Kulturprogramm auf der Auftakt- und Schlusskundgebung sowie im
Friedenscamp. Es waren gerade die Vielfalt und die politische Breite -
bei einem unüberhörbaren Nein zum Krieg -, die die Aktionen prägten.
Viele neue Unterstützer*innen sind hinzugekommen. Differenzen und
Unterschiedlichkeiten, bei einem klaren antifaschistischen
Grundkonsens, wurden und werden als Bereicherung gesehen.

Mehrfach wurde hervorgehoben, dass die aktuelle Kriegsgefahr von der
Regierung der USA ausgeht - Donald Trump ist eine immense Gefahr für
den Frieden. Europäische und deutsche Politik unterstützen aus
politischer Verbundenheit und Eigeninteresse im Kern diese gefährliche
Politik.

Betont wurde aber auch die Chance, die sich durch die wachsende
Mobilisierung vieler junger Menschen und durch die Zusammenarbeit von
Friedens- und Umweltbewegung (gerade auch gegen die Air Base Ramstein,
die die gesamte Region vergiftet) ergeben.

Die Demonstration war zu einem großen Teil von jungen Menschen
besucht, es waren gerade auch "die Neuen", die u.a. über das Video von
Rezo, die neuen Bewegungen wie z.B. Friday for Future und die
intensive Öffentlichkeitsarbeit im Vorfeld gewonnen werden konnten.
Die Beteiligung der ausländischen Gäste aus 14 Ländern zeigt das
gemeinsame internationale Engagement gegen Krieg und Militärbasen.
"Wir werden wiederkommen, solange Drohnen und Krieg die Politik
unseres Landes prägen", war die unüberhörbare Ankündigung der
Beteiligten. Daran werden auch unsinnige und bürokratische
Reglementierungen der örtlichen Kreisverwaltung nichts ändern.

Herzstück und Seele des Protestes war das Friedenscamp, das eine Woche
lang von unermüdlichen Helfer*innen aufgebaut wurde und auf einer
großen Wiese stattfand. "Wir wollen zeigen, wie wir leben und die
Zukunft gestalten wollen", dieser Gedanke und Geist prägte die
phantastische Atmosphäre in diesem Friedenscamp. Vielfältig war das
Engagement der Friedensaktivist*innen im Camp und die kulturellen
Beiträge auf der Bühne. Am Samstagabend wurde abschließend der
gemeinsame große Erfolg und die fünf Jahre Widerstand gegen die Base
gefeiert.

In dem Friedenscamp fanden auch die Friedenswerkstatt mit über 30
Veranstaltungen und der internationale Anti-Basenkongress statt. In
der Erklärung dieses Kongresses fassten die Teilnehmer*innen noch
einmal die wesentlichen Gründe und Forderungen der Kampagne zusammen
und forderten das Stationierungsabkommen zu kündigen und die
Mitgliedschaft in der NATO zu beenden oder diese aufzulösen. Die
Beteiligung des Vorsitzenden des BUND war sicher ein inhaltlicher
Höhepunkt. Die von ihm geforderte Zusammenarbeit von Friedens- und
Umweltbewegung ist zum einen die Zukunft von beiden Bewegungen und zum
anderen gleichzeitig eine große Herausforderung.
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Die Abendveranstaltung mit ca. 650 Teilnehmenden am Freitag in der
Apostelkirche zeigt die regionale Verankerung der Aktionen, die
besonders durch die Kaiserslauterer Pfälzer Initiative "Entrüstet
Euch!" gefördert wird. Das von der Initiative veranstaltete
Fußballturnier mit zehn ganz unterschiedlich zusammengesetzten
Mannschaften zeigte nicht nur die friedensfördernde Rolle des Sports,
sondern war auch ein Beitrag gegen Rassismus und zur Solidarität mit
den Geflüchteten.

Was alles jetzt so begeisternd und "einfach" klingt, war die Arbeit
ganz vieler, die über Wochen und Monate die Aktionen vorbereitet haben
- die AG Friedenscamp, die Techniker*innen auf den Bühnen und in der
Apostelkirche, die Aufbauhelfer*innen, den Helfer*innen in der Küche
des Camps, den unermüdlichen Öffentlichkeitsarbeiter*innen, den
Menschen, die vor Ort angepackt haben, den vielen Ordner*innen, den
Künstler*innen sowie Redner*innen und noch vielen mehr, die geholfen
haben. Den größten Dank haben sie sich mit dem Erfolg selber
erarbeitet, aber an dieser Stelle möchten wir noch einmal tausendmal
danke sagen. Ihr seid "der Spirit" der Kampagne Stopp Air Base
Ramstein, von Euch lebt sie, ohne Euch wäre nicht ein Jahr der
Proteste möglich gewesen. Gemeinsam haben wir auch dieses Jahr etwas
Besonderes auf die Beine gestellt.

Sicher war auch nicht alles Gold was glänzt - kleine Pannen und
Missgeschicke gehören zu einem solchen Mammutprogramm dazu. Wir werden
sicher intensiver über den Stellenwert und die Anbindung von Aktionen
des zivilen Ungehorsams nachdenken müssen.

Bei aller Freude über das Erreichte, eine nachdenkliche,
vorwärtsorientierte, selbstkritische Auswertung wird und muss folgen.
Was besser gemacht werden kann, muss überlegt und angegangen werden.
Bewährtes ausgebaut und Neues sollte entwickelt werden. Wir haben das
Ende unserer Möglichkeiten noch nicht erreicht und die Proteste müssen
wachsen, damit wir in Berlin nicht mehr überhört werden können.

Dennoch braucht es uns um die Zukunft dieser Kampagne nicht bange
sein, wenn wir sie auch weiterhin gemeinsam leben und gestalten. Große
Aktionen gegen die Air Base Ramstein wird es sicher auch 2020 geben.
Wie sie aussehen, werden wir - wie auch in der Vergangenheit -
gemeinsam entwickeln.

Wir sind sicher, wir haben die Chance, aus Ramstein noch mehr zu
machen. Notwendig ist es alle Male, möglich ist es nach den Ramstein
Protestaktionen 2019 mehr als jemals zuvor.

(Wir haben bei dem Beitrag bewusst keine Namen genannt. Da so viele
entscheidend und an so vielen Stellen mitgewirkt haben, wollten wir
alle in unsere Auswertung mit einbeziehen)


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUFRUF/111: Aktionstag Seenotrettung am 06.07.2019 auch in Niedersachsen


Flüchtlingsrat Niedersachsen

Breite Mobilisierung für die Rechte von Geflüchteten

Flüchtlingsrat ruft zur Teilnahme an Demos auf

• am Samstag, den 6. Juli 2019, bundesweit über 60 Demonstrationen und
Kundgebungen, darunter allein sieben in Niedersachsen

• breite Mobilisierung für die Rechte von Geflüchteten und Solidarität
mit Seenotretter_innen

• zentrale Forderung: Bundesinnenministerium muss endlich Aufnahme von
Geretteten ermöglichen



Angesichts des andauernden Sterbens im Mittelmeer, der fortschreitenden
Entrechtung von Geflüchteten und der Kriminalisierung der
Seenotretter_innen ruft die SEEBRÜCKE-Bewegung für Samstag, den 6. Juli
2019, zu bundesweiten Demonstrationen auf. Allein in Niedersachsen gehen am
Samstag in sieben Orten Menschen auf die Straße. Der Flüchtlingsrat
Niedersachsen ruft dazu auf, am Samstag lautstark und solidarisch für die
Rechte von Geflüchteten einzutreten.

Bundesweit sind über 60 Demonstrationen und Kundgebungen angekündigt -
darüber hinaus gibt es Aktionen in Valencia, Luxemburg, Wien und New York
City.

Sascha Schießl, Referent beim Flüchtlingsrat Niedersachsen:

"Trotz der erfreulichen Entlassung von Carola Rackete ist nichts okay:
Weiter ertrinken Menschen im Mittelmeer, weiter sind Menschen in den
libyschen Folterlagern eingesperrt und dort schwersten
Menschenrechtsverletzungen schutzlos ausgesetzt. Wir stehen solidarisch an
der Seite von Menschen auf der Flucht und kämpfen für ihre Rechte. Das
Bundesinnenministerium muss jetzt handeln und darf die Aufnahme von
Geretteten nicht länger blockieren."

Hilke Brandy, Aktivistin der Seebrücke:

"Für die Menschen, die aus Seenot gerettet werden, gibt es eine sofort
anwendbare Lösung: die kommunale Aufnahme. Bundesweit haben sich über
sechzig Kommunen zu Sicheren Häfen erklärt und ihre Aufnahmebereitschaft
gezeigt. Hinzu kommen europaweit solidarische Städte wie Palermo, Neapel
oder Barcelona. Wir fordern vom Bundesinnenministerium, den Kommunen die
Aufnahme zu ermöglichen und ab sofort aus Seenot Gerettete ohne Verzögerung
in Deutschland aufzunehmen."

Julian Pahle, Vorstand von Jugend Rettet:

"Ein zentraler Baustein der europäischen Regierungen für die Errichtung der
Festung Europas ist die Kriminalisierung der zivilen Seenotrettungs-NGOs.
Diese Kriminalisierung begann nicht erst mit der Festnahme von Carola
Rackete. Seit fast zwei Jahren werden Rettungsorganisationen mit radikalen
Methoden an ihrer Arbeit gehindert, damit es keine Zeugen im Mittelmeer
mehr gibt. Seit August 2017 liegt unser Rettungsschiff IUVENTA
beschlagnahmt in einem sizilianischen Hafen; Italien führt gegen zehn
unserer Crewmitglieder Ermittlungen. Die Bundesregierung muss endlich die
humanitäre Hilfe auf dem Mittelmeer schützen und sich auf die Seite der
Menschenrechtsverteidiger_innen stellen, anstatt einen rechten Hetzer im
italienischen Innenministerium mit Samthandschuhen anzufassen."


Demos in Niedersachsen

Am Samstag, den 6. Juli 2019:

Braunschweig

11 Uhr, Schlossplatz

(Veranstaltung bei Facebook)

Lüneburg

12 Uhr, Clamartpark (Friedenstraße)

(Veranstaltung bei Facebook)

Holzminden 

12 Uhr, Marktplatz

Hannover 

12:30 Uhr, Ernst-August-Platz

(Veranstaltung bei Facebook)

Oldenburg

13 Uhr, Julius-Mosen-Platz

Göttingen 

14 Uhr, Gänseliesel

(Veranstaltung bei Facebook)

Hildesheim 

14 Uhr, Bahnhofsplatz


Hintergrund

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen und die SEEBRÜCKE fordern:


	die Schaffung sicherer Fluchtwege und die Gewährleistung einer menschenwürdigen Aufnahme von Menschen auf der Flucht,

	vom Bundesinnenministerium, ab sofort aus Seenot Gerettete ohne Verzögerung in Deutschland aufzunehmen und die Angebote der Kommunen zur Aufnahme endlich wahrzunehmen.

	die Anerkennung und Unterstützung der Arbeit der zivilen Seenotrettung auf allen gesellschaftlichen und politischen Ebenen und das Ende der Kriminalisierung der Seenotretter*innen,

	das Ende der Unterstützung der sogenannten "libyschen Küstenwache" durch die Europäische Union und den sofortigen Stopp der völkerrechtswidrigen Rückführungen von Schutzsuchenden in das Bürgerkriegsland,

	eine Gesellschaft, die nicht auf Abschottung und Abschiebung setzt, sondern sich der Menschenwürde, Solidarität und Bewegungsfreiheit verpflichtet.



 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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TREFF/311: Hanau - Workshop zum Thema "Zivilcourage und Eigenschutz" am 13. Juli 2019


Stadt Hanau

Gewalt-Sehen-Helfen

Kostenfreier Workshop zum Thema Zivilcourage und Eigenschutz am 13.
Juli



Ein kostenfreier Workshop im Rahmen des Programms
"Gewalt-Sehen-Helfen" findet am Samstag, 13. Juli, von 9 bis 14 Uhr im
Ordnungsamt Hanau statt. "Wie kann ich Hilfe leisten, ohne mich selbst
zu gefährden? Wie verhalte ich mich, wenn mir jemand mit Gewalt
droht?" Diese und weitere Fragen werden von Mitarbeiter des
Ordnungsamtes der Stadt Hanau und dem Polizeipräsidium Südosthessen
beantwortet.

Im Workshop wird eingeübt, wie Gewaltsituationen frühzeitig erkannt,
möglichst vermieden oder sogar entschärft werden können. Die
Teilnehmenden werden sensibilisiert frühzeitig bedrohliche Situationen
wahrzunehmen, ihrem Bauchgefühl zu folgen und sich selbst oder anderen
Menschen aus einer für sie möglicherweise unangenehmen Lage zu
befreien und Hilfe zu leisten ohne sich selbst zu gefährden.

Anmeldungen werden noch bis zum Donnerstag, 11. Juli, beim Ordnungsamt
angenommen - entweder telefonisch unter 06181/295-519 oder per Mail
unter GSH@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSICHTEN/8690: Und morgen, den 05. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.07.2019 bis zum 06.07.2019 +++
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Jean-Luc duckt sich tief ins Gras,

wenn er dem Wind begegnet,

heut' wird es tatsächlich naß,

weil es zeitweise regnet.
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ÖSTERREICH/007: Glyphosat-Totalverbot (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Glyphosat-Totalverbot in Österreich

Von Sabine Schmitz, 3. Juli 2019



Wien - 03.07.2019. Der Nationalrat hatte am Dienstagnachmittag am
laufenden Band Beschlüsse gefasst. Die Beschlüsse betreffen das
Rauchverbot in der Gastronomie, die Anhebung der Mindestpensionen,
Rechtsanspruch auf den Papamonat, das Plastiksackerlverbot,
Dienstfreistellung von Katastrophenhelfern.

Auch ein Antrag auf ein Verbot der Privatisierung im Bereich der
Wasserversorgung wurde gestellt, das Verbot soll in die Verfassung
geschrieben werden. Auf Antrag der SPÖ stimmte der Nationalrat
mehrheitlich für das Totalverbot des Pflanzenschutzmittels Glyphosat.

Österreich verbietet damit als erstes Land der EU den Einsatz des
Unkrautvernichters Glyphosat. Es darf in Österreich in der
Landwirtschaft und damit im Lebensmittelbereich keine Anwendung mehr
finden. Einfordern werde man auch eine Kennzeichnungspflicht in Sachen
Glyphosat für importierte Produkte. In Österreich wurde eine Belastung
mit Glyphosat in 30 Prozent der Harnproben nachgewiesen.

Das Verbot von Glyphosat muss nach dem Beschluss im österreichischen
Nationalrat noch von der EU-Kommission bestätigt werden und ist
rechtlich umstritten.

Nach der Auflösung der Schwarz-Blauen Regierung in Österreich regiert
bis zu den nächsten Nationalratswahlen eine Übergangsregierung mit
vier parteilosen Experten. Die Abgeordneten im Parlament sind an keine
Koalitionszwänge mehr gebunden. Brigitte Bierlein (ehemalige
Verfassungsrichterin) wurde vom österreichischen Bundespräsidenten
Alexander Van der Bellen als neue Bundeskanzlerin angelobt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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PARTEIEN/005: Marcel Kolaja zum Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments gewählt (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Pirat Marcel Kolaja zum Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments
gewählt 



Straßburg - Das Europäische Parlament hat den europäischen
Piraten Marcel Kolaja zu seinem Vizepräsidenten gewählt.

"Als neu gewähltes Mitglied des Europäischen Parlaments und erfahrener
Manager im Bereich der Informationstechnologien möchte ich die Transparenz
und Digitalisierung im Europäischen Parlament voranbringen. Meine Aufgabe
als Vizepräsident sehe ich darin, das Europäische Parlament offener und
transparenter zu machen, dazu beizutragen, dass die Regeln des Parlaments
für alle Mitglieder gleichermaßen gelten und an der Verbesserung der Regeln
zu arbeiten, wo nötig. Darüber hinaus werden die Informationstechnologien
und die Digitalisierung - mein beruflicher Schwerpunkt - im Europäischen
Parlament immer wichtiger. Ich hoffe, dass meine Fachkenntnisse in diesen
Bereichen einen wertvollen Beitrag zu den Diskussionen des zukünftigen
Präsidiums über die Verbesserung der Arbeit im Europäischen Parlament
leisten werden", so Kolaja.

Marcel Kolaja (39) ist ein tschechischer Softwaremanager, Aktivist und
Europaabgeordneter der Piratenpartei. Er ist Mitglied der Fraktion der
Grünen/Freie Europäische Allianz. Seine politischen Schwerpunkte sind Abbau
der Schranken im digitalen Binnenmarkt, Verbraucherschutz und Schutz der
Grundrechte im digitalen Zeitalter. Als Aktivist hat er sich auch für freie
Software eingesetzt und im Streit um die Reform des Urheberrechts
engagiert.

Den vier Mitgliedern der Piratenpartei im Europäischen Parlament sind heute
auch die Ausschüsse zugewiesen worden, in denen sie arbeiten werden: Marcel
Kolaja wird Mitglied des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz
(IMCO) und stellvertretendes Mitglied des Ausschusses für Kultur und
Bildung (CULT). Markéta Gregorová wird Mitglied des Ausschusses für
internationalen Handel (INTA) und stellvertretendes Mitglied des
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (AFET) und des Unterausschusses
für Sicherheit und Verteidigung (SEDE). Mikulá? Peksa wird Mitglied des
Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (ITRE) und
stellvertretendes Mitglied des Ausschusses für Wirtschaft und Währung
(ECON) und des Ausschusses für Haushaltskontrolle (CONT). Dr. Patrick
Breyer von der deutschen Piratenpartei wird stellvertretendes Mitglied des
Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) und
Mitglied des Rechtsausschusses (JURI).

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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ARBEIT/194: Arbeitskosten - Deutschland weiter im westeuropäischen Mittelfeld (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 03.07.2019

Arbeitskosten: Deutschland weiter im westeuropäischen Mittelfeld,
Anstieg zuletzt unter dem EU-Durchschnitt

IMK: Wie im Vorjahr auf Position sechs



Trotz des langjährigen wirtschaftlichen Booms rangiert Deutschland bei
den Arbeitskosten für die private Wirtschaft weiterhin lediglich im oberen
Mittelfeld Westeuropas. 2018 sind die deutschen Arbeitskosten nominal um
2,3 Prozent gestiegen.

Das entspricht dem Durchschnitt des Euroraums und liegt einen halben
Prozentpunkt niedriger als im Mittel der EU. Zudem sind die Effekte einer
langen Schwächephase in den 2000er Jahren längst noch nicht ausgeglichen:
Schaut man auf den gesamten Zeitraum von 2001 bis Ende 2018, verzeichnete
die Bundesrepublik den drittgeringsten Anstieg bei den Arbeitskosten in
der EU. Mit Arbeitskosten von 35 Euro pro Stunde lag die Bundesrepublik
2018 wie im Jahr zuvor an sechster Stelle unter den EU-Ländern hinter
Dänemark, Luxemburg, Belgien, Schweden und Frankreich. Die Niederlande,
Finnland und Österreich haben mit 34,70-34,30 Euro pro Stunde fast die
gleichen Arbeitskosten wie Deutschland (siehe auch Grafik 1 in der
pdf-Version dieser PM; Link unten). Zu diesen Ergebnissen kommt der neue
Arbeits- und Lohnstückkostenreport, den das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung heute auf einer
Pressekonferenz in Berlin vorstellt.* Die Studie zeigt auch, dass Staat
und Unternehmen künftig deutlich mehr investieren müssen, um längerfristig
ein befriedigendes Wachstum der Produktivität sicherzustellen.

Da die Löhne in den vergangenen Jahren wieder etwas stärker gestiegen
sind, habe sich die Entwicklung der Arbeitskosten "normalisiert",
konstatiert das IMK. Trotzdem weist Deutschland im Gesamtzeitraum seit
2001 mit 2,1 Prozent im Jahresmittel zusammen mit Italien den
drittniedrigsten Anstieg nach den Euro-Krisenländern Griechenland und
Portugal auf (siehe auch die Tabellen in der pdf-Version). Es bestehe
deshalb "weiterhin noch Spielraum nach oben", schreiben die Studienautoren
Prof. Dr. Alexander Herzog-Stein, Dr. Ulrike Stein und Dr. Rudolf Zwiener.
Ähnlich sehe es bei der für die internationale Wettbewerbsfähigkeit
wichtigeren Entwicklung der Lohnstückkosten aus. Auch die seit der
Jahrtausendwende aufgelaufenen Ungleichgewichte bei der Entwicklung von
Binnennachfrage und Exporten sind laut der IMK-Analyse längst noch nicht
ausgeglichen: Während die Inlandsnachfrage in Deutschland seit der
Jahrtausendwende real um 18 Prozent zugelegt hat, expandierten die
Ausfuhren um mehr als 120 Prozent. Deutschland wird in diesem Jahr zum
neunten Mal in Folge die von der EU gezogene Stabilitäts-Obergrenze für
Überschüsse in der Leistungsbilanz deutlich überschreiten, so die
Ökonomen.

Steigende Reallöhne stützen deutsche Wirtschaft in konjunkturell
schwieriger Situation

"Die Rückkehr zu normalen Lohnerhöhungen in den vergangenen Jahren erweist
sich derzeit als wichtiger Stabilitätsanker für die deutsche Wirtschaft",
sagt Prof. Dr. Sebastian Dullien, der wissenschaftliche Direktor des IMK.
"Derzeit stützt vor allem die Konsumnachfrage der privaten Haushalte die
deutsche Konjunktur. Aufgrund des schwierigen außenwirtschaftlichen
Umfelds hat die deutsche Industrie zuletzt massiv an Dynamik verloren.
Hätten wir nun ein Konsumwachstum so schwach wie Mitte der 2000er Jahre,
wäre die deutsche Wirtschaft schon längst wieder in der Rezession. Und
diese starke Konsumnachfrage wäre ohne die robusten Lohnerhöhungen der
vergangenen Jahre nicht denkbar." Grund ist laut Dullien eine Trendwende
in den Lohnerhöhungen etwa seit kurz nach der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise. "Von 2001 bis 2010 stiegen die deutschen Arbeitskosten
im Schnitt um 1,7 Prozent pro Jahr. Weil die Inflation damals fast ebenso
hoch war, stagnierten die realen Einkommen. Der Konsum konnte die
Konjunktur nicht stützen. Seit 2010 sind die Arbeitskosten im Schnitt um
2,5 Prozent gestiegen, während die Inflation unter 1,5 Prozent lag. Dieser
reale Lohnanstieg finanziert nun den Konsum."

Sorgen um die preisliche internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Unternehmen müsse man sich trotzdem derzeit nicht machen, so Dullien. "Die
deutschen Unternehmen sind von ihren Arbeitskosten her weiter sehr
wettbewerbsfähig. Allerdings kämpfen die Betriebe mit anderen Problemen -
wie der zunehmend maroden öffentlichen Infrastruktur. Inzwischen geben in
Umfragen rund zwei Drittel der deutschen Unternehmen an, durch
Infrastrukturmängel regelmäßig in ihrer Geschäftstätigkeit behindert zu
werden." Dies erkläre auch, warum sich die deutschen Unternehmen trotz
anhaltend hoher Gewinne, niedriger Schuldenstände und günstigen
Finanzierungsbedingungen in den vergangenen Jahren mit Investitionen
zurückgehalten hätten. "Wenn der Service-Mitarbeiter wegen gesperrter
Brücken auf der Autobahn im Stau steht, ist er nicht produktiv, verursacht
aber trotzdem Kosten. Um die Unternehmen wieder zu mehr Investitionen zu
bringen, muss die öffentliche Hand sich auch endlich wieder um die
öffentliche Infrastruktur kümmern - und das heißt: Wir brauchen mehr
staatliche Investitionen", so Dullien.

Lohnstückkostenentwicklung: Fast 7 Prozentpunkte unter dem Mittel des
Euroraums

Auch bei den Lohnstückkosten, die die Arbeitskosten ins Verhältnis zum
Produktivitätsfortschritt setzen, weist Deutschland für den Zeitraum von
2000 bis Ende 2018 weiterhin eine moderate Tendenz auf. Trotz einer
ebenfalls stärkeren Steigerung in den vergangenen Jahren sind sie seit
Beginn der Währungsunion deutlich schwächer gestiegen als in fast allen
anderen Mitgliedsstaaten des Euroraums - und schwächer, als mit dem
Inflationsziel der EZB vereinbar ist. Die deutsche
Lohnstückkostenentwicklung lag zuletzt laut IMK immer noch um kumuliert
knapp 7 Prozentpunkte unter dem Durchschnitt des Euroraums und gut 10
Prozentpunkte unter dem Durchschnitt des Euroraums ohne Deutschland. Das
langjährige extrem schwache Wachstum der deutschen Lohnstückkosten trug zu
den ausgeprägten wirtschaftlichen Ungleichgewichten im Euroraum bei.

Eine langfristig "stabilitätskonforme" Wachstumsrate der Lohnstückkosten
liegt nach Analyse des IMK bei knapp zwei Prozent pro Jahr - der
EZB-Zielinflationsrate. Dieser Wert ist im Jahr 2018 im Euroraum mit 1,9
Prozent erreicht worden. In Deutschland lag die Rate 2018 bei 2,8 Prozent,
da der Produktivitätsfortschritt aufgrund der konjunkturellen Abschwächung
des Wirtschaftswachstums im Jahresverlauf faktisch zum Stillstand kam. Im
längerfristigen Durchschnitt seit 2000 nahmen die deutschen
Lohnstückkosten aber nur um 1,1 Prozent im Jahr zu.

Mangelnde Investitionen drücken auf die Produktivität

Um Deutschland und den EU-Staaten ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu
ermöglichen, empfehlen die Ökonomen eine makroökonomisch ausgerichtete
Lohnpolitik, die sich an der Summe aus EZB-Zielinflation und dem
längerfristigen Trend des Produktivitätszuwachses orientiert. Diese Marke
sei in den 2000er Jahren deutlich unterschritten worden, wobei
insbesondere die mittleren und niedrigeren Löhne deutlich hinter der
durchschnittlichen Produktivität zurückgeblieben sind, zeigen die
Forscher. Die stärkeren Zuwächse seit Ende der Finanz- und
Wirtschaftskrise hätten den Rückstand lediglich "zum Teil etwas
korrigiert".

Ein wichtiger Faktor für eine wachstumsorientierte Lohnentwicklung in der
Zukunft sind deutlich stärkere Investitionen als in den vergangenen
Jahren, zeigen die Experten. Denn wie in anderen Industrieländern auch hat
sich der Produktivitätsfortschritt in Deutschland im Vergleich zu den
1990er Jahren spürbar verlangsamt. Eine gängige Erklärung für dieses
Phänomen ist, dass der technische Fortschritt trotz zunehmender
Digitalisierung die messbare Produktivität zuletzt weniger stark
angetrieben hat. In der Folge lahme die so genannte "Totale
Faktorproduktivität" (TFP).

Allerdings erklärt dieses Phänomen nach Analyse des IMK die geringere
Produktivität nur zum Teil, zumal die TFP seit 2010 auch wieder stärker
steige. Entscheidend sei daher etwas anderes, betonen die Forscher:
"Vielmehr hat sich, beginnend seit Mitte der 1990er Jahre, der Prozess der
Kapitalvertiefung - der Zuwachsrate der Kapitalintensität je geleisteter
Arbeitsstunde, die getrieben wird von den Investitionen - im Trend
merklich verlangsamt. Die Investitionszurückhaltung, die deutsche
Unternehmen trotz guter Gewinnsituation in den vergangenen Jahren
praktizierten, erkläre rund die Hälfte der Verlangsamung bei der
Produktivität.

"Die Zahlen aus dem IMK-Report belegen, dass die Investitionsschwäche
zunehmend den deutschen Wohlstand gefährdet. In den 1990er Jahren hat noch
die Anschaffung neuer Kapitalgüter in den Betrieben spürbar zur
Produktivitätssteigerung beigetragen. Inzwischen ist davon in den Zahlen
nichts mehr zu sehen. Zuletzt ist sogar der Kapitalstock pro geleisteter
Arbeitsstunde leicht zurückgegangen und hat so die Produktivität
gebremst", sagt Sebastian Dullien. "Das ist auch problematisch, weil
langfristig das Produktivitätswachstum den Verteilungsspielraum bestimmt.
Weniger Produktivität bedeutet dann am Ende: Niedrigeres Lohnwachstum,
weniger Gewinne und für alle weniger Einkommen."

Arbeitskosten 2018: 35,00 Euro pro Stunde

Zu den Arbeitskosten zählen neben dem Bruttolohn die Arbeitgeberanteile an
den Sozialbeiträgen, Aufwendungen für Aus- und Weiterbildung sowie als
Arbeitskosten geltende Steuern. Das IMK nutzt für seine Studie die
neuesten verfügbaren Zahlen der europäischen Statistikbehörde Eurostat.

2018 mussten deutsche Arbeitgeber in der Privatwirtschaft (Industrie und
privater Dienstleistungsbereich) 35,00 Euro pro geleistete Arbeitsstunde
aufwenden. Höher liegen die Arbeitskosten in fünf Ländern: In Dänemark,
Luxemburg, Belgien, Schweden und Frankreich müssen zwischen 44,70 und
36,50 Euro pro Stunde ausgegeben werden. Fast gleichauf mit den deutschen
sind die Arbeitskosten in den Niederlanden, Finnland und Österreich. Der
Durchschnitt des Euroraums liegt bei 30,60 Euro. Nur geringfügig niedriger
sind die Arbeitskosten in Irland (30,50 Euro). Die Arbeitskosten in
Großbritannien (26,30 Euro) sind in Euro gerechnet um 2,3 Prozent
gestiegen, auf Pfundbasis um 3,3 Prozent.

Italien weist mit 27,20 Euro die höchsten Arbeitskosten in Südeuropa auf
und liegt knapp über dem EU-Mittel von 27,00 Euro. In den übrigen
südlichen EU-Staaten betragen die Arbeitskosten zwischen 21,10 Euro
(Spanien) und 13,30 Euro (Portugal). Die "alten" EU-Länder Griechenland
und Portugal liegen mittlerweile deutlich hinter dem EU-Beitrittsland
Slowenien mit 18,30 Euro. In der Tschechischen Republik, Estland, der
Slowakei, Kroatien, Ungarn, Polen, Lettland und Litauen betragen die
Stundenwerte zwischen 12,70 und 9,20 Euro. In diesen Ländern waren die
Steigerungsraten mit knapp sechs bis gut 12 Prozent im vergangenen Jahr
erneut überdurchschnittlich. Schlusslichter sind Rumänien und Bulgarien
mit Arbeitskosten von 6,50 bzw. 5,30 Euro pro Stunde, allerdings bei
Zuwächsen von 8,5 und 6,5 Prozent.

Arbeitskosten in der Industrie und im Dienstleistungsbereich

Im Verarbeitenden Gewerbe betrugen 2018 die Arbeitskosten in Deutschland
40,00 Euro pro Arbeitsstunde. Im EU-Vergleich steht die Bundesrepublik
damit wie in den Vorjahren an vierter Stelle als Teil einer größeren
Gruppe von Industrieländern, die deutlich über dem Euroraum-Durchschnitt
von 32,90 Euro liegen. Dazu zählen auch Dänemark mit industriellen
Arbeitskosten von 45,30 Euro, Belgien (42,60 Euro), Schweden (40,70 Euro)
sowie Frankreich (37,60 Euro), Österreich (37,20 Euro) und Finnland (36,80
Euro). Dabei ist nicht berücksichtigt, dass das Verarbeitende Gewerbe in
der Bundesrepublik stärker als in jedem anderen EU-Land von günstigeren
Vorleistungen aus dem Dienstleistungsbereich profitiert (siehe folgenden
Abschnitt). 2018 stiegen die industriellen Arbeitskosten in Deutschland um
1,9 Prozent und damit schwächer als im Durchschnitt von EU (2,6 Prozent)
und Euroraum (2,1 Prozent).

Im privaten Dienstleistungssektor lagen die deutschen Arbeitskosten 2018
mit 32,50 Euro weiterhin an neunter Stelle nach den nordischen EU-Staaten,
den Benelux-Ländern, Frankreich und Österreich. Den höchsten Wert wies
Dänemark mit 44,90 Euro aus, der Durchschnitt im Euroraum beträgt 29,60
Euro, in der gesamten EU 27,00 Euro. 2018 stiegen die Arbeitskosten im
deutschen Dienstleistungssektor um 2,6 Prozent. Damit lag der Zuwachs
geringfügig unter dem Durchschnitt in der EU (2,7 Prozent) und geringfügig
über dem im Euroraum (2,5 Prozent).

Industrie kann Vorleistungen günstiger einkaufen

In Deutschland ist der Abstand der Arbeitskosten zwischen Verarbeitendem
Gewerbe und Dienstleistungssektor weiterhin größer als in jedem anderen
EU-Land, so das IMK. Er betrug Ende 2018 knapp 19 Prozent. Vom
vergleichsweise niedrigen Arbeitskostenniveau in den deutschen
Dienstleistungsbranchen profitiert auch die Industrie, die dort
Vorleistungen nachfragt. Dadurch entsteht nach Berechnungen des IMK eine
Kosteneinsparung für die Industrie von rund 4 Euro pro Stunde. Während der
Dienstleistungssektor die Industrie hierzulande deutlich entlaste, sei es
insbesondere in den mittel- und osteuropäischen EU-Ländern umgekehrt, so
die Forscher.

Originalpublikation:
(*) Alexander Herzog-Stein, Ulrike Stein, Rudolf Zwiener:

Arbeits- und Lohnstückkostenentwicklung 2018 im europäischen Vergleich.

IMK Report Nr. 149, Juli 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_149_2019.pdf

Die PM mit Grafik und Tabellen (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2019_07_03.pdf

Weitere Informationen unter:

http://bit.ly/podreport149 

- Podcast von Ulrike Stein und Alexander Herzog-Stein zur neuen Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 
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MELDUNG/100: Altmaier nimmt an Westbalkankonferenz im polnischen Poznan teil (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 4. Juli 2019

Altmaier: "Westbalkankonferenz ist eine Erfolgsgeschichte"



Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie Peter Altmaier nimmt
heute im polnischen Poznan an der Westbalkankonferenz, auch bekannt
als "Berlin-Prozess", teil.

Peter Altmaier: "Der Berlin-Prozess ist eine Erfolgsgeschichte. Mit
ihm wollen wir die Länder des westlichen Balkans an die Europäische
Union heranführen und die regionale Zusammenarbeit in den
strategischen Themenfeldern weiter intensivieren. Das
Bundeswirtschaftsministerium engagiert sich auch künftig mit
verschiedenen Initiativen, wie etwa dem 'Digitalgipfel Westbalkan',
dem "Skills Experts"- Programm zur Unterstützung deutscher Unternehmen
bei der Qualifizierung lokaler Fachkräfte oder weiteren Initiativen
zur Förderung der Wirtschaftsbeziehungen. Wesentliches Ziel bleibt es,
den regionalen Wirtschaftsraum des westlichen Balkans
wettbewerbsfähiger zu machen und an die Herausforderungen des
europäischen Binnenmarktes Schritt für Schritt heranzuführen."

Am Rande der Konferenz trifft Minister Altmaier sich im sog. "Weimarer
Dreieck" mit seinen Amtskollegen aus Polen und Frankreich.
Schwerpunkte bilden die Europäische Wettbewerbs- und Industriepolitik
und die Europäische Batterie-Allianz. Die drei Wirtschaftsminister
wollen damit auch Impulse für die wirtschaftspolitische Agenda der
nächsten EU-Kommission geben.

An der Westbalkan-Konferenz nehmen die Regierungschefs, Außen- und
Wirtschaftsminister der Westbalkanländer Albanien, Bosnien und
Herzegowina, Kosovo, Nordmazedonien, Montenegro, Serbien, Kroatien und
Slowenien sowie die Ausrichterländer Deutschland, Österreich,
Frankreich, Italien und Polen teil. Die Konferenzreihe wird in der
Region als "Berlin-Prozess" bezeichnet.

Im Rahmen eines Wirtschaftsforums finden Paneldiskussionen und
Präsentationen von Unternehmern aus dem Westbalkan und der
Europäischen Union u.a. zu den Themen Digitalisierung, Energiemarkt
und berufliche Bildung statt.

Die wirtschaftlichen Beziehungen der Westbalkanstaaten (inklusive
Kroatien und Slowenien) mit Deutschland erreichten 2018 mit einem
Handelsvolumen von rund 28,52 Mrd. Euro einen neuen Höchststand. Die
Bundesregierung unterstützt den bilateralen Handel auch durch die 2014
initiierte "Einkaufsinitiative Westbalkan", die Kontakte zwischen
deutschen Unternehmen und potenziellen Zulieferern in der Region
knüpft.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/443: Iran-Report Nr. 7 - Juli 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 7 - Juli 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Chamenei: Iran sei stark genug, um sich gegen Feinde zu verteidigen

• Eine mögliche Sperre der Straße von Hormus werde offiziell angekündigt 

• Vorsitzender des Sicherheitsausschusses prophezeit baldiges Ende der Sanktionen 

• Landesweite Demonstrationen am al-Kuds-Tag 

• Minister für Lehre und Erziehung zurückgetreten 

• Zaghari-Ratcliffe in Hungerstreik getreten 

• Akkreditierung eines US-Journalisten entzogen 

• Der Libanese Nisar Sakka wieder auf freiem Fuß 

• Mehr als eine Million Menschen fordern Freilassung von Sotudeh 

• Amnesty International verurteilt das harte Urteil gegen Dawudi 

• Fragliche Entscheidung des Wächterrats 

• Keine Eintragung im Pass bei Reisen nach Iran 

• Energieminister: Iranerinnen und Iraner essen zu viel


CHAMENEI: IRAN SEI STARK GENUG, UM SICH GEGEN FEINDE ZU
VERTEIDIGEN

Revolutionsführer Ali Chamenei hat auf einer Versammlung zum 30.
Todestag von Ayatollah Chomeini erklärt, Iran sei militärisch an dem
Punkt angelangt, Aggressionen der Feinde zurückschlagen zu können.
Den Kritikern des iranischen Raketenprogramms werde es "niemals
gelingen, uns von dieser Stufe, die wir erreicht haben"
zurückzudrängen, so der Revolutionsführer.

Chamenei nahm außerdem zu einer Äußerung von US-Präsident Donald
Trump Stellung. Dieser hatte gesagt, Iran könne auch mit seiner
derzeitigen Führung Großes erreichen. Dazu sagte Chamenei, dies sei
ein " listiges Spiel." "Der Feind droht manchmal und demonstriert ein
anderes Mal Demut. So wie der listige Präsident der USA, der gesagt
hat, auch die jetzige Führung Irans könne große Fortschritte
erzielen. Soll heißen, wir wollen euch nicht stürzen. Das ist ein
listiges Spiel. Fortschritt mit der amtierenden Führung ist richtig,
vorausgesetzt, dass die USA sich uns nicht nähern."


EINE MÖGLICHE SPERRE DER STRAßE VON HORMUS WERDE OFFIZIELL
ANGEKÜNDIGT

General Mohammad Bagheri, Oberbefehlshaber der iranischen
Streitkräfte, hatte am 17. Juni eine mögliche Sperre der Straße von
Hormus ins Spiel gebracht. Er kündigte an, sollte Iran "den Willen
haben," den Ölexport im Persischen Golf zu blockieren, werde man
"diesen Willen" "vollständig realisieren" und offiziell bekannt
machen. Mit dieser Äußerung reagierte Bagheri auf die Angriffe auf
zwei Tanker im Meer von Oman und auf eine Stellungnahme der USA zu
diesen, die Iran für diese Angriffe verantwortlich machte. Iran sei
nicht wie die USA "terroristisch und listig," sagte Bagheri. "Wir
destabilisieren nicht wie sie die Region, ja die ganze Welt. Wir
agieren auch nicht listig und im Geheimen. (...) Sollte es nötig
sein, werden wir ganz offen und mit voller Kraft gegen die Feinde
unseres Landes vorgehen, ohne Rücksicht und ohne Versteckspiele."


VORSITZENDER DES SICHERHEITSAUSSCHUSSES PROPHEZEIT BALDIGES
ENDE DER SANKTIONEN

Der Vorsitzende des Ausschusses für Nationale Sicherheit und
Außenpolitik im islamischen Parlament, Heschmatollah Falahatpischeh,
hat erklärt, der Beginn der Rücknahme der Sanktionen sei nah. "Wir
nähern uns dem Beginn der Rücknahme von Sanktionen," twitterte er am
5. Juli. "Iran und die USA haben den Konflikt gut kontrolliert und
die Ultras an den Rand gedrängt." Eine genauere Begründung für seine
überraschende Äußerung lieferte der Abgeordnete nicht. Im Netz wurde
er für seine Leichtgläubigkeit scharf kritisiert.


LANDESWEITE DEMONSTRATIONEN AM AL-KUDS-TAG

Wie jedes Jahr am letzten Freitag des Fastenmonats, hat es in Teheran
und anderen Städten staatlich organisierte Demonstrationen gegen
Israel gegeben. Al-Kuds ist der arabische Name von Jerusalem. Dieser
von Ayatollah Chomeini festgesetzte Tag, der die Solidarität mit dem
palästinensischen Volk bekunden soll, erinnert an die Besetzung von
Ostjerusalem durch Israel während des Sechs-Tage-Kriegs 1967.
Kundgebungen zu diesem Tag finden auch außerhalb Irans statt. Laut
dem staatlichen Fernsehen, das live von den Kundgebungen berichtete,
nahmen Millionen an den Straßendemonstrationen teil.


MINISTER FÜR LEHRE UND ERZIEHUNG ZURÜCKGETRETEN

Präsident Hassan Rohani hat am 6. Juni dem Rücktrittgesuch des
Ministers für Lehre und Erziehung, Mohammad Batai, zugestimmt. Laut
Irna möchte Batai sich um einen Sitz im nächsten Parlament bewerben.
Die Wahlen finden am 21. Februar 2020 statt.

Batai hatte vor vier Jahren das Amt übernommen, nachdem sein
Vorgänger Asghar Fani zurückgetreten war. Wie das Büro des
Präsidenten mitteilte, wird Rohani demnächst einen Nachfolger für
Batai nominieren.


ZAGHARI-RATCLIFFE IN HUNGERSTREIK GETRETEN

Die iranisch-britische Projektmanagerin Nazanin Zaghari-Ratcliffe ist
am 15. Juni in einen unbefristeten Hungerstreik getreten. Sie
forderte ihre unverzügliche und bedingungslose Freilassung.
Zaghari-Ratcliffe ist in Iran zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt.
Die 41-jährige Mitarbeiterin der Thomas Reuters Stiftung war im April
2016 auf dem Teheraner Flughafen festgenommen worden, als sie nach
eigenen Angaben nach einem Privatbesuch das Land verlassen wollte.

Die iranische Justiz hatte sie beschuldigt, als Spionin für
ausländische Geheimdienste gearbeitet zu haben. Zaghari-Ratcliffe
bestreitet dies.

Wie ihr Mann, Richard Ratcliffe, der Presse mitteilte, hatte
Zaghari-Ratcliffe ihre Familie am Morgen des 15. Juni, dem Geburtstag
ihrer Tochter, angerufen und erklärt, dass sie aus Protest gegen ihre
"ungerechte" Bestrafung mit einem Hungerstreik begonnen habe. Der
Mann begann aus Solidarität mit seiner Frau am nächsten Tag ebenfalls
mit einem Hungerstreik, und zwar vor der iranischen Botschaft in
London. Der britische Außenminister Jeremy Hunt twitterte, er habe
Ratcliffe besucht und abermals die iranische Führung aufgefordert,
Zaghari-Ratcliffe die Rückkehr zu ihrer Familie zu gewähren. Diese
Forderung hatte das britische Außenministerium bereits in der
Vergangenheit mehrmals an die iranische Führung gerichtet. Im März
dieses Jahres hatte Hunt Zaghari-Ratcliffe diplomatischen Schutz
gewährt. Doch dieser Schutz wurde von der iranischen Justiz nicht
akzeptiert, weil Iran grundsätzlich die doppelte Staatsbürgerschaft
nicht anerkennt und Personen mit doppelter Staatsbürgerschaft
ausschließlich als Iranerinnen und Iraner behandelt.

Britische Medien sehen einen Zusammenhang zwischen dem Fall
Zaghari-Ratcliffe und einer finanziellen Forderung Irans an
Großbritannien. Es handelt sich um Gelder, die das Schah-Regime für
ein Militärabkommen mit Großbritannien bezahlt hatte. Die Briten
weigern die Rückzahlung, obwohl ein internationales Gericht sie dazu
verpflichtet hatte. "Kein Staat darf unschuldige Menschen als Hebel
benutzen, um Forderungen durchzusetzen," sagte Hunt. Er sei sicher,
dass viele in Iran wüssten, dass die Britin zu Unrecht bestraft
worden sei. Iran bestreitet jeden Zusammenhang der Zahlungsforderung
mit dem Fall Zaghari-Ratcliffe. Die Regierung teilte am 23. Juni mit,
dass Zaghari-Ratcliffe ihre mehrjährige Haftstrafe vollständig
verbüßen muss.


AKKREDITIERUNG EINES US-JOURNALISTEN ENTZOGEN

Das für die Presse zuständige Amt in Teheran hat die Akkreditierung
des Teheran-Korrespondenten der New York Times, Thomas Erdbrink,
nicht verlängert. Der Journalist stammt aus Holland. Seit 2012
berichtet er für die New York Times aus Teheran. Er lebt seit Jahren
in Iran und ist mit der iranischen Fotografin Niuscha Tawakolian
verheiratet. Zuvor arbeitete er für die Washington Post und diverse
holländische Zeitungen. Auch seine Frau, die für die Fotoagentur
Magnum arbeitete, darf ihren Job nicht mehr ausüben. Eine Begründung
seitens der iranischen Behörden gibt es bislang nicht.

Die Akkreditierung wurde dem Journalisten bereits im Februar
entzogen. Die Zeitung erklärte, die Behörden in Iran hätten den
Journalisten immer wieder mit Versprechungen vertröstet. Aber es sei
nichts geschehen. Schließlich habe sich die New York Times nach
zahlreichen Mutmaßungen und Meinungsäußerungen dazu entschlossen, den
Vorgang öffentlich zu machen. Mit der Verschärfung der Konflikte
zwischen Iran und den USA wurde die Lücke in der Berichterstattung
über Iran immer offensichtlicher.


DER LIBANESE NISAR SAKKA WIEDER AUF FREIEM FUß

Nisar Sakka, libanesischer Staatsbürger, wurde er am 11. Juni
vorzeitig aus der Haft entlassen. Der in den USA lebende Libanese,
war im September 2015 auf offizieller Einladung zu Besuch in Iran
gewesen. Dort war er von Revolutionsgarden festgenommen worden. Ein
Jahr später war er wegen Spionage für die USA zu zehn Jahren
Gefängnis verurteilt worden.

Unmittelbar nach seiner Freilassung flog er nach Beirut. Dort wurde
er von Präsident Michel Aoun empfangen. Vor der Presse bezeichnete er
seine Festnahme als "Menschenraub" und seinen Prozess als Farce.

Auf seinem Rückflug wurde Sakka von General Abbas Ebrahim,
Sondergesandter des libanesischen Präsidenten, begleitet. Er bedankte
sich bei der libanesischen Führung, vor allem beim Präsidenten, der
sich für seine Freilassung eingesetzt hatte. Er betonte, dass er zu
Unrecht verurteilt worden und dass seine Freilassung nicht durch
einen Deal zustande gekommen sei.

Der iranische Justizsprecher, Gholamhossein Esmaili, erklärte, Sakka
sei unter Auflagen freigelassen worden. Für seine Freilassung hätten
sich Präsident Aoun und die Hisbollah eingesetzt. Daraufhin sei der
Fall im Nationalen Sicherheitsrat erörtert worden. Schließlich habe
die Justiz sich entschieden, Sakka wegen "guter Führung" (!)
freizulassen. Präsident Aoun und die Hisbollah hätten zugesichert,
dass er keine Straftaten mehr begehen werde.


MEHR ALS EINE MILLION MENSCHEN FORDERN FREILASSUNG VON
SOTUDEH

Nach Angaben der Menschenrechtsorganisation Amnesty International
(AI) haben mehr als eine Million Menschen eine Online Petition
unterzeichnet, in der die sofortige Freilassung der iranischen
Anwältin und Menschenrechtaktivistin Nassrin Sotudeh gefordert wird.
Die 55-Jährige, die mehrere Dissidentinnen und Dissidenten
verteidigte, wurde wegen angeblicher Spionage, Propaganda gegen die
Staatsordnung der Islamischen Republik und Beleidigung des
Revolutionsführers laut Angaben ihres Mannes, Resa Chandan, zu 33
Jahren und sechs Monaten Gefängnis und 48 Peitschenschlägen
verurteilt. In einigen Zeitungen wurde nur über sieben Jahren
Gefängnis berichtet. Offizielle Angaben über das Strafmaß gibt es
bislang nicht.

"Wer sich wie Nassrin Sotudeh friedlich für Frauenrechte oder gegen
die Todesstrafe einsetzt, darf nicht bestraft, sondern muss mit allen
Kräften unterstützt werden", sagte AI-Generalsekretär Markus N. Beeko
laut dpa am 12. Juni.


AMNESTY INTERNATIONAL VERURTEILT DAS HARTE URTEIL GEGEN
DAWUDI

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International hat das Urteil
gegen den Rechtsanwalt Amirsalar Dawudi als eine "entsetzliche
Ungerechtigkeit" bezeichnet. Dawudi war im Oktober vergangenen Jahres
in seiner Anwaltskanzlei festgenommen worden. Er war Anwalt einer
ganzen Reihe politischer Gefangener. Er wurde zu 20 Jahren Haft
verurteilt.

Philip Luther, Leiter der Forschungsabteilung von AI für den Nahen
Osten und Nordafrika, sagte: "Dieses schwere Urteil ist eine
entsetzliche Ungerechtigkeit. Es bleibt niemanden verborgen, dass
Dawudi wegen seiner Aktivitäten zu Verteidigung der Menschenrechte
bestraft worden ist."

Tannas Kolahtschian, die Frau von Dawudi, twitterte, ihr Mann habe
sich entschieden, gegen das Urteil keinen Einspruch einzulegen. Der
Anwalt von Dawudi sagte, sein Mandant sei außer 20 Jahre Gefängnis zu
111 Peitschenschlägen und sechs Millionen Tuman Strafgeld verurteilt
worden. Dazu sei ihm verboten worden, zwei Jahre lang soziale Rechte
und Ansprüche geltend zu machen.

Dawudi hatte einen Kanal auf dem Netzwerk Telegram eingerichtet. Dazu
sagte Luther, es sei nicht strafbar auf Telegram Fälle von
Menschenrechtsverletzungen bekannt zu machen. Dawudi müsse sofort
freigelassen werden. Er sei der jüngste Fall und vorerst das letzte
Opfer der Unterdrückung durch iranische Behörden gegen Anwälte und
Verteidigerinnen und Verteidiger der Menschenrechte in den
vergangenen zwei Jahren. "Iran behandelt Anwälte wie Feinde," betonte
Luther.


FRAGLICHE ENTSCHEIDUNG DES WÄCHTERRATS

Der Wächterrat hat nach langem Ringen bedingt erlaubt, dass Kinder,
deren Mütter mit Ausländern verheiratet sind, die iranische
Staatsbürgerschaft erhalten. Jedes Gesetz, das vom Parlament
verabschiedet wird, bedarf der Zustimmung des Wächterrats. Bislang
war die Erlangung der iranischen Staatsbürgerschaft für Kinder mit
nicht-iranischen Vätern äußerst kompliziert und nur in seltenen
Fällen möglich. Das neue Gesetz, das vom Parlament verabschiedet
wurde, ermöglicht, dass Mütter von Kindern, die unter 18 Jahre alt
sind, die Staatsbürgerschaft beantragen. Kinder, die über 18 Jahre
alt sind, können den Antrag selbst stellen.

Der Sprecher des Wächterrats, Abbasali Kadkhodai, sagte, der Rat habe
grundsätzlich gegen das Gesetz nichts einzuwenden, es seien nur
Kleinigkeiten, die korrigiert werden müssten. Diese fielen aber nicht
ins Gewicht. Es handele sich zum Beispiel um Personen, die mit der
Übernahme der Staatsbürgerschaft Sicherheitsprobleme stellen könnten.

Das neue Gesetz wird vor allem für Kinder von afghanischen und
irakischen Flüchtlingen oder Migranten, die in Iran leben und mit
Iranerinnen verheiratet sind, große Erleichterungen bringen. Hinzu
kommen Kinder von iranischen Frauen mit nichtiranischen Männern, die
im Ausland leben. Bisher mussten deren Kinder, wenn sie nach Iran
reisen wollten, ein Visum beantragen.

Die Abgeordnete Tayebeh Siawaschi sagte kürzlich, in Iran lebten über
eine Million Kinder ohne nationale Identität. Diese Kinder haben nun
die Chance, die iranische Staatsbürgerschaft zu erlangen.

Die weltberühmte iranische Mathematikerin, Maryam Mirzachani, die in
Amerika lebte, mit einem Amerikaner verheiratet war und vor zwei
Jahren gestorben ist, hatte vor ihrem Tod den Wunsch geäußert, dass
ihre Tochter die iranische Staatsbürgerschaft erhält. Einige
Abgeordnete im iranischen Parlament erklärten damals, dass sie
versuchen werden, diesen Wunsch zu realisieren.

Ein ähnliches Gesetz wurde während der Regierungszeit von Mahmud
Ahmadinedschad im Parlament abgelehnt. Damals hieß es in der
Begründung, das Gesetz könnte die Flucht aus den Nachbarländern nach
Iran befördern.


KEINE EINTRAGUNG IM PASS BEI REISEN NACH IRAN

Die iranische Regierung gab am 19. Juni offiziell bekannt, dass
Touristen bei der Einreise in Iran keinen Vermerk im Pass bekommen
würden. Regierungssprecher Ali Rabii sagte: "Auf Anordnung des
Präsidenten können Touristen von heute an ohne Sichtvermerk im Pass
und ohne Ein- und Ausreisestempel nach Iran reisen."

Diese neue Regelung ist nicht nur für ausländische Touristen wichtig,
sondern auch für Iraner mit doppelter Staatsbürgerschaft. Vor allem
für jene unter ihnen, die in die USA reisen möchten. Dort dürfen
Personen, die in den vergangenen fünf Jahren in einigen Ländern -
darunter Iran - gewesen sind, nur unter bestimmten Umständen
einreisen. Rabii sagte, "die Vereinigten Staaten haben in ihrem
wirtschaftsterroristischen Programm Regelungen beschlossen, wonach
jeder, der nach Iran gereist ist, irgendwie Angst haben muss." Die
Regelung trifft auch auf Unternehmer und Kaufleute zu, die
geschäftlich nach Iran reisen. Sogar der frühere Außenbeauftragte der
EU, Javier Solana, durfte im vergangenen Jahr nicht in die USA
reisen, weil er zuvor in Iran gewesen war.


ENERGIEMINISTER: IRANERINNEN UND IRANER ESSEN ZU VIEL

Energieminister Resa Ardakanian hat in einem Interview mit der
Agentur Irna am 9. Juni gesagt, das Problem für die Sanktionen sei
das iranische Konsumverhalten: "Der Grund, dass die Sanktionen
Wirkung zeigen, ist die schlechte Gewohnheit der Iraner, zuviel zu
essen. Ohne diese schlechte Gewohnheit gebe es keine Sanktionen.
Diejenigen, die uns sanktioniert haben, haben festgestellt, dass
unser Schwachpunkt beim Konsum liegt. Wir sind eine
Konsumgesellschaft."

Der Minister verglich Iran mit China. "Die Chinesen werden nicht
sanktioniert, und Sanktionen haben auf sie keine Wirkung, weil sie
nur einmal am Tag essen. Das reicht ihnen, um satt zu werden."

"Wir haben 40 Jahre Zeit gehabt, um uns vom Ölexport unabhängig zu
machen. Das haben wir nicht gemacht." Das seien Schwachpunkte, die
die Feinde ausnutzten, sagte der Minister weiter. Er übte keine
Kritik an den Verantwortlichen des Staates, sondern nahm nur die
Konsumenten ins Visier. "Wir essen mehr als der Durchschnitt in den
Industriestaaten, kleiden uns mehr und benutzen mehr Wohnfläche als
sie. Gleichzeitig sind wir hundert Mal weniger glücklich als sie. Wir
müssen unsere Vorstellungen vom Leben korrigieren, um den Sanktionen
Widerstand leisten zu können."

Die Äußerungen des Ministers haben in den sozialen Netzwerken
Erstaunen, Spott und viel Kritik ausgelöst. Es sei absurd, die Schuld
an den Sanktionen den Konsumenten in die Schuhe schieben zu wollen,
hieß es.

Auch der Vorsitzende des Wächterrats, Ahmad Dschannati, hatte einmal
gesagt, Hungern sei doch nicht schlimmer als Menschenopfer. "Fleisch
essen ist nichts Gutes, man kann sich auch mit einmal am Tag essen
begnügen. Wir ziehen es vor, Hunger zu leiden, anstatt unsere Ehre zu
verlieren."

 * 


KULTUR

• Protest gegen Festnahme des Dichters Hossein Dschannati


PROTEST GEGEN FESTNAHME DES DICHTERS HOSSEIN DSCHANNATI

Die Festnahme des Dichters Hossein Dschannati aus Waramin, südlich
der Hauptstadt Teheran, am 5. Juni hat heftige Proteste ausgelöst. Er
wurde aufgrund einer Anzeige der Revolutionsgarden festgenommen.
Berichten der Medien zufolge bezog sich die Anzeige auf eine
Dichterlesung an der Universität Isfahan.

Dschannati wurde in Waramin festgenommen und danach nach Isfahan
gebracht. Es wird berichtet, dass er wegen "Propaganda gegen die
Staatsordnung der Islamischen Republik" vor Gericht gestellt werden
soll. Seit seiner Festnahme gibt es keine weiteren Informationen über
ihn. Er hatte vor geraumer Zeit an der Dichterlesung, die jährlich im
Beisein des Revolutionsführers Ali Chamenei stattfindet,
teilgenommen. Dort hatte er einige kritischen Gedichte vorgetragen
und wurde von Chamenei für eines seiner Gedichte ausdrücklich gelobt.

Zahlreiche User kritisierten in den sozialen Netzwerken den Umgang
mit dem Dichter als "unwürdig." Sie verwiesen auf eine Äußerung
Chameneis, der einmal gesagt hatte, in der Islamischen Republik werde
niemand wegen seiner Meinung verfolgt. "Jeder, der behauptet vom
Islamischen Staat wegen seiner Meinung unter Druck gesetzt worden zu
sein, lügt."

 * 
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• Atomabkommen in Gefahr 

• Ölminister Zangeneh: Kein Ölexport unter iranischer Flagge möglich 

• Rohani: "Wir sind auf dem Weg des Fortschritts" 

• USA erteilen Irak für weitere 90 Tage Ausnahmegenehmigung 
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• Deutsches Flugverbot für Fluggesellschaft Mahan Air bestätigt 
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• Pompeo: Die Angriffe auf Tanker sollten den Ölpreis hochtreiben 

• Gruppe von Arbeitern beschweren sich beim ILO über die iranische Regierung


ATOMABKOMMEN IN GEFAHR

Seit dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen im Mai 2018 klagt Iran
über eine mangelnde Initiative der verbleibenden Vertragspartner.
Diese hätten keinen erfolgreichen Versuch unternommen, seine
wirtschaftlichen Vorteile aus dem Abkommen zu sichern. Während die
USA mit immer schärferen Sanktionen das Land zu neuen Verhandlungen
sowohl über das Abkommen als auch über das Raketenprogramm und die
Rolle Irans in der Region zwingen wollen, erklärte Iran nun,
schrittweise seine Verpflichtungen aus dem Atomabkommen ruhen zu
lassen. Iran kündigte an, in einem ersten Schritt die
Urananreicherung zu erhöhen und den Schwerwasserreaktor in Isfahan
auszubauen.

Die Internationale Atombehörde (IAEA) bestätigte laut AP vom 31. Mai
in einem vertraulichen Bericht an die Mitgliedsstaaten, in den die
Agentur Einblick hatte, dass Iran mit dem Ausbau seiner Vorräte an
Uran und schwerem Wasser begonnen habe. Allerdings habe das Land noch
nicht die im Abkommen festgelegten Grenzen überschritten. Fraglich
sei nur, ob Teheran sich dabei an der festgelegten Zahl der
Hightech-Zentrifugen halte, heißt es in dem Bericht. "Technische
Gespräche im Zusammenhang mit den IR-6-Zentrifugen laufen." Laut
iranischen Angaben können IR-6-Zenrifugen zehn Mal schneller Uran
anreichern als die IR-1-Modelle. Insgesamt bestätigte der Bericht
aber, dass Iran seine Verpflichtungen bis dato weiter einhalte.

Am 10. Juni erklärte Präsident Hassan Rohani bei einem Treffen mit
Bundesaußenminister Heiko Maas in Teheran, das Atomabkommen könne
immer noch gerettet werden. "Wir glauben immer noch an die Rettung
der Vereinbarung, und dabei können Deutschland und die EU eine
entscheidende und positive Rolle spielen." Die Europäer müssten sich
gegen den "Wirtschaftsterrorismus" der USA wehren und ungeachtet des
Ausstiegs Washingtons aus dem Abkommen ihre Verpflichtungen erfüllen.

Am selben Tag sagte IAEA-Generaldirektor Yukia Amano am Rande der
regulären Gouverneurstagung in Wien: "Das Tempo der Produktion (von
angereichertem Uran in Iran) steigt." Die Steigerung befinde sich
allerdings immer noch im Rahmen des Abkommens. Dennoch zeigte sich
Amano besorgt. "Ich hoffe, dass die derzeitigen Spannungen durch
einen Dialog reduziert werden können, " sagte er. Iran müsse die
Vorgaben des Abkommens einhalten.

Indes kündigte Iran am 17. Juni an, "in zehn Tagen," die im Abkommen
festgelegte Menge von angereichertem Uran zu überschreiten. Das
veranlasste UN-Generalsekretär Antonio Guterres, Iran am selben Tag
aufzufordern, seine Verpflichtungen einzuhalten. Sein Sprecher
Stephane Dujarric sagte, der Generalsekretär "ermutigt Iran mit der
Umsetzung seiner nuklear bezogenen Verpflichtungen fort zu fahren und
ruft alle Vertragsparteien auf, ihre jeweiligen Verpflichtungen zu
erfüllen." Alle Beteiligten sollten Schritte vermeiden, die zur
Eskalierung der Lage führten.

Sollten bis zum 7. Juli seine Vorteile aus dem Abkommen nicht
garantiert werden, drohte Iran mit einem weiteren Teilausstieg. "Bis
jetzt haben unsere Vertragspartner unsere Erwartungen nicht erfüllt,"
sagte Außenamtssprecher Abbas Mussawi. "Falls bis zum Fristende
nichts passiert, werden wir die nächste Phase des Teilausstiegs
ernsthaft und konsequent durchführen." Iran werde in einem nächsten
Schritt die festgesetzte Grenze der Anreicherung von 3,7 Prozent
überschreiten und bis zu 20 Prozent erhöhen. Ähnlich äußerte sich
Rohani auf einer Sicherheitskonferenz in Tadschikistan. Sollte es den
Vertragspartnern nicht gelingen, die Vereinbarungen umzusetzen, sehen
"wir uns gezwungen, unsere Verpflichtungen aus dem Atomdeal noch
weiter zu reduzieren." Zugleich betonte er, Iran sei zu
diplomatischen Verhandlungen bereit und begrüße eine
"Win-Win-Situation" für alle Beteiligten.

Auf derselben Tagung sagte Russlands Präsident Wladimir Putin, der
Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen "hat die Umsetzung erheblich
erschwert." "Das wirkt sich negativ auf die allgemeine Situation
hinsichtlich einer Nichtverbreitung von Atomwaffen aus." Dennoch
müsse das Atomabkommen mit Iran erhalten bleiben. Dazu gebe es keine
Alternative.

Die USA zeigten sich wenig überrascht von Teherans Ankündigung. "Das
überrascht niemanden," sagte die Sprecherin des Außenministeriums
Morgan Ortagus am 17. Juni in Washington. Die Ankündigung sei
"bedauerlich," aber typisch für das Verhalten der iranischen Führung.
Washington werde den "maximalen Druck" auf Teheran fortsetzen, mit
dem Ziel, eine nukleare Bewaffnung zu verhindern. Iran müsse an den
Verhandlungstisch zurückgeholt werden.

Auch der französische Präsident Emmanuel Macron bedauerte auf einer
Pressekonferenz am 17. Juni in Paris die Ankündigung. Er hoffe, dass
Iran eine "geduldige und vernünftige" Haltung einnehme. Frankreich
werde weiterhin an dem Abkommen festhalten, trete aber für weitere
Verhandlungen mit Iran über sein Raketenprogramm und die Rolle des
Landes in der Region ein.

Die EU wollte auf die Ankündigung Irans zunächst nicht reagieren.
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini erklärte am 17. Juni, nach
einem EU-Außenministertreffen in Luxemburg, die EU werde nicht auf
Ankündigungen, sondern nur auf der Basis der Prüfberichte der IAEA
reagieren. Der nächste Bericht der IAEA erscheint erst Ende August,
Anfang September. Zu möglichen Konsequenzen im Falle eines Verstoßes
gegen das Abkommen seitens Iran wollte Mogherini keine Stellung
beziehen. Demgegenüber warnte Bundesaußenminister Heiko Maas Iran,
seine Verpflichtung zu ignorieren. "Eine einseitige Reduzierung der
eigenen Verpflichtungen werden wir sicherlich nicht akzeptieren",
sagte er. Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel drohte Iran mit
Konsequenzen.

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu forderte die
internationale Gemeinschaft dazu auf, Iran zu bestrafen, sollte das
Land "aktuellen Drohungen" umsetzen.

Am 19. Juni bekräftigte Präsident Rohani bei einer Kabinettssitzung,
dass Iran an seinem Plan schrittweise aus dem Abkommen auszusteigen,
festhalten werde. "Das ist das Mindeste, was wir tun können, denn die
Seele des internationalen Atomabkommens wurde gebrochen." Iran habe
mit dem Abkommen die friedliche Nutzung der Atomenergie garantiert.
Dahingegen seien die anderen Partner ihren Verpflichtungen nicht
nachgekommen. Weder hätten sie Iran die wirtschaftlichen Kanäle noch
die Verbindung zu der Außenwelt geöffnet. Iran habe sogar nach dem
Ausstieg der USA und den von ihnen verhängten Sanktionen ein ganzes
Jahr lang seine Pflichten erfüllt. "Unsere Vertragspartner können uns
nun keine Vorwürfe machen, nur weil wir adäquat auf einen
Vertragsbruch und diese Sanktionen reagieren."

Offenbar hat der Druck von außen Iran davon abgehalten - zumindest
vor erst - auf die Erhöhung der Uran-Anreicherung zu verzichten.
Möglicherweise wollte Teheran zunächst die Ergebnisse des für den 28.
Juni geplanten Treffens der Vertragspartner des Atomabkommens in Wien
abwarten.


ÖLMINISTER ZANGENEH: KEIN ÖLEXPORT UNTER IRANISCHER FLAGGE
MÖGLICH

Ölminister Bijan Zangeneh sagte am 19. Juni der Presse: "Wir können,
nachdem die Trump-Regierung Sanktionen gegen Iran beschlossen hat,
kein Öl mehr unter iranischer Flagge exportieren. Heute ist die Lage
schlimmer als die während des Iran-Irak-Kriegs. Damals hatten wir
kein Problem, unser Öl zu exportieren. Das geht heute nicht mehr."

Die USA haben nach dem Austritt aus dem Atomabkommen, die Sanktionen
gegen Iran wiederaufgenommen, darunter die gegen Öl, Gas und
chemische Produkte. Aber sie hatten zunächst für acht Staaten, die
aus Iran Öl importieren, eine sechsmonatige Ausnahmegenehmigung
erteil. Seitdem diese Frist abgelaufen ist, drohen sie jedem Land,
das iranisches Öl einführt, mit Sanktionen. Die Folge ist, dass der
Ölexport Irans auf unter einer Million Barrel pro Tag gesunken ist.
Vor den Sanktionen lag der Ölexport bei 2,7 Millionen.

"Die Lage ist sehr schwer und kompliziert geworden," sagte der
Ölminister. "Weil es aber keinen Rauch, kein Feuer und kein Blut
gibt, spüren wir nicht, dass wir uns im Krieg befinden." Einige Tage
zuvor hatte Zangeneh die US-Sanktionen als "teuflisch" bezeichnet.

"Ich hoffe, Gott wird uns beistehen, damit wir diese Zeit
überwinden," sagte der Minister. "Voraussetzung dafür ist, dass im
Innern Ordnung herrscht. Dann könnten wir mit dem Ausland fertig
werden," fügte er hinzu. "Doch bedauerlicherweise stirbt in unserem
Land die Generation jener Staatsdiener in den mittleren und höheren
Rängen allmählich aus, die für Gott arbeiten und nicht allein danach
trachten, ihre Taschen zu füllen."


ROHANI: "WIR SIND AUF DEM WEG DES FORTSCHRITTS"

Bei der Eröffnung eines neuen Terminals im Teheraner Imam Chomeini
Flughafen sagte Präsident Hassan Rohani, Iran befinde sich trotz
US-Sanktionen "auf dem Weg des Fortschritts." "In dieser Situation,
in der Missgünstige behaupten, die Entwicklung Irans sei gestoppt
worden und die Menschen im Land hätten ihre Hoffnung auf eine bessere
Zukunft verloren, sind wir täglich Zeugen eines neuen Aufschwungs in
der Wirtschaft und eines neuen Sprungs in der Gesellschaft unseres
geliebten Landes. (...) Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass die
Entwicklung unserer Wirtschaft bis zum Jahresende positiv sein wird."

Etwas differenzierter äußerte sich der Präsident am 18. Juni auf
seinem Webportal. "Der Druck der Feinde auf unser Land ist gewachsen,
dementsprechend sind aber auch unsere Reaktionen stärker geworden,"
schrieb er. Am Ende werde Iran diesen Kampf gewinnen. "Wir kämpfen ja
gegen keine Länder, nur gegen ein paar unerfahrene Politiker,"
schrieb er mit Blick auf US-Präsident Donald Trump und die saudische
Führung.

Zwei Tage zuvor hatte das Amt für Statistik, das der Regierung
angehört, bekannt gegeben, dass die iranische Wirtschaft im
vergangenen Jahr (vom 21. März 2018 bis 21. März 2019) - die
Einnahmen aus dem Ölexport mit einberechnet - einen Wachstumsrückgang
von fünf Prozent verzeichnet habe. Seit dem Auszug der USA aus dem
Atomabkommen (Mai 2018) und der Wiederaufnahme der Sanktionen, ist
die iranische Wirtschaft kontinuierlich schwächer geworden. Am
meisten leidet der Ölexport unter den Sanktionen.

Auch der Internationale Währungsfond hatte vor zwei Monaten eine
negative Entwicklung der iranischen Wirtschaft für das laufende Jahr
vorausgesagt. Demnach werde Irans Wirtschaft um sechs Prozent
schrumpfen. Wie Rohani bei dieser Lage der Wirtschaft so optimistisch
sein kann, ist schwer nachvollziehbar.

Anders als Rohani, sprach sein erster Vize, Eshagh Dschahangiri, von
einer "besonderen Lage," in der sich Iran derzeit befinde. Er sagte,
die Regierung müsse, um diese Zeit zu überwinden und dem Druck von
außen Widerstand leisten zu können, die Menschen sowie die
Verantwortlichen in den Provinzen über die Notlage aufklären. "Die
Regierung hat Projekte entwickelt, um den Sanktionen und
Feindschaften entgegenwirken zu können. Sie hat aber die Menschen
über die Details nicht informiert. Die Politik der Regierung ist
Widerstand gegen den Druck von außen," sagte Dschahangiri.


USA ERTEILEN IRAK FÜR WEITERE 90 TAGE AUSNAHMEGENEHMIGUNG

Wie irakische Medien am 15. Juni meldeten, haben die USA Irak für
weitere 90 Tage eine Ausnahmegenehmigung für den Handel mit Iran
erteilt. Damit kann das Land vor allem weiterhin Gas aus Iran
importieren. Dies hat laut Reuters US-Außenminister Mike Pompeo dem
irakischen Ministerpräsidenten Adel Abolmahdi mitgeteilt und dabei
den Wunsch geäußert, Irak möge nach Alternativen für den Gasimport
suchen.

Irak importiert täglich rund 28 Millionen Kubikmeter Erdgas aus Iran,
womit der Gasbedarf von einer Million Haushalten gedeckt wird.

Die USA hatten bis Mai acht Staaten Ausnahmegenehmigungen für den
Handel mit Iran erteilt, diese aber nach Ablauf der Frist von einem
Jahr nicht mehr verlängert. Ziel Washingtons ist, Irans Öl- und
Gasexport auf Null zu senken. Doch Irak, der existenziell auf den
Energieimport angewiesen ist, scheint es gelungen zu sein, die
Zustimmung Washingtons zur Verlängerung der Ausnahmegenehmigung zu
erlangen. Vor einiger Zeit hatte Saudi-Arabien angeboten, einen Teil
des Bedarfs Iraks an Strom zu einem geringeren Preis als den aus Iran
zu decken. Doch um einen solchen Deal zu realisieren ist ein Jahr
Zeit nötig.

Auch mit dem Import aus Iran gibt es mittlerweile Probleme. Als vor
einigen Wochen Irans Präsident Irak besuchte, hieß es, das Land
schulde Iran etwa zwei Milliarden Dollar, die es aufgrund der
US-Sanktionen nicht überweisen könne.


BRITISCHE SCHIFFFAHRTSORGANISATION MAHNT ZUR VORSICHT

Mit einem Hinweis auf den eskalierenden Konflikt zwischen Teheran und
Washington gab die United Kingdom Maritime Trade Operations, die von
der britischen Marine betrieben wird, am 13. Juni eine Warnung für
das Arabische Meer heraus. Die Organisation überwacht den
Schiffsverkehr im Arabischen Meer und war ursprünglich eingerichtet
worden, um gegen die Piraterie vorzugehen.


DEUTSCHES FLUGVERBOT FÜR FLUGGESELLSCHAFT MAHAN AIR
BESTÄTIGT

Laut dpa vom 14. Juni hat das Oberverwaltungsgericht in Lüneburg das
aus außen- und sicherheitspolitischen Gründen verhängte Flugverbot
für die iranische Fluggesellschaft Mahan Air bestätigt. Die
Bundesregierung sei dazu befugt und berechtigt, aufgrund
allgemeinpolitischer Interessen Betriebsgenehmigungen für den
Flugverkehr aufzuheben oder vorübergehend auszusetzen, urteilte das
Gericht.

Mahan Air hatte gegen das am 21. Januar vom Luftfahrt-Bundesamt
verhängte Flugverbot Beschwerde eingelegt. Das Gericht ließ auch den
Einwand nicht zu, man hätte das Verbot befristen müssen.

Das Auswärtige Amt hatte das Verbot mit Aktivitäten iranischer
Geheimdienste in Deutschland und dem Transport von militärischer
Ausrüstung nach Syrien begründet. Bereits zuvor hatte das
Verwaltungsgericht in Braunschweig als erste Instanz auf hinreichende
Indizien hingewiesen, die auf Transport von Waffen und Ausrüstung
durch Mahan Air und auf staatsterroristische Akte Irans in Europa
hindeuteten.


PROBLEME BEI BETANKUNG VON FLUGZEUGEN AUF AUSLÄNDISCHEN
FLUGHÄFEN

Mortesa Dehghan, Stellvertretender Leiter der iranischen
Luftfahrtbehörde, hat Probleme bei der Betankung von iranischen
Flugzeugen im Ausland bekannt gemacht. Der für internationale
Angelegenheiten zuständige Dehghan, sagte in einem Interview mit Irna
am 2. Juni, seine Behörde habe die ICAO (Internationale
Zivilliftfahrtorganisation) über die Probleme iranischer Flugzeuge
bei der Betankung an einigen Flughäfen im Ausland informiert. Grund
für die Probleme seien die US-Sanktionen gegen Iran. "Diese
Sanktionen richten sich gegen internationale Vereinbarungen und
Vorschriften." Die USA haben gegen einige iranische Fluggesellschaft
Sanktionen verhängt, darunter auch gegen die staatliche
Fluggesellschaft Iran Air.

Dehghan sagte weiter, mit den Sanktionen solle die Verbindung der
Iraner zur Außenwelt erschwert oder gar unterbunden werden. Er
versicherte, dass seine Behörde sich weiterhin um eine Lösung des
Problems bemühen werde.

Iranische Fluggesellschaften waren schon einmal mit Sanktionen belegt
und mit dem gleichen Problem der Betankung konfrontiert. Damals
richteten sich die Sanktionen gegen das iranische Atomprogramm. So
mussten die Flugzeuge zur Betankung auf Flughäfen abweichen, die die
Sanktionen nicht befolgten, was für die Fluggesellschaften mit großen
Verlusten verbunden war. Diese Einschränkungen wurden mit der
Unterzeichnung des Atomabkommens aufgehoben. Doch seit dem Austritt
der USA aus dem Abkommen und der Wiederaufnahme der Sanktionen, sind
die Probleme wieder aktuell.

Jüngst berichtete Irna über Probleme bei der Betankung am Frankfurter
Flughafen. Demnach flog eine Maschine aus Teheran mit acht Stunden
Verspätung ab und musste in Ankara vier Stunden auf eine Betankung
warten, um schließlich nach Frankfurt gelangen zu können. Es habe in
Ankara lange Verhandlungen gebraucht. Erst nachdem das Befinden der
Passagiere kritisch wurde, habe die Maschine die Erlaubnis zur
Betankung erhalten, berichtete Irna.


POMPEO: DIE ANGRIFFE AUF TANKER SOLLTEN DEN ÖLPREIS
HOCHTREIBEN

US-Außenminister Mike Pompeo, sagte am 31. Mai, Teheran habe das Ziel
den Ölpreis hochzutreiben. Pompeo macht Iran für die Angriffe auf
Tanker im Meer von Oman verantwortlich. "Sabotageakte" hatten am 12.
Mai zwei Öltanker aus Saudi-Arabien und zwei weitere Schiffe aus den
Vereinigten Arabischen Emiraten und aus Norwegen beschädigt. Auch
US-Sicherheitsberater John Bolton machte Iran dafür verantwortlich.
Alle Anzeichen deuteten darauf hin, dass die Anschläge mit iranischen
Minen verübt worden seien, sagte er laut BBC. Iran wies die Vorwürfe
zurück. (s. Iranreport 6/19)


GRUPPE VON ARBEITERN BESCHWEREN SICH BEIM ILO ÜBER DIE
IRANISCHE REGIERUNG

Eine Gruppe von Werktätigen der Zuckerfabrik Hafttappeh, im Südwesten
Irans, haben sich in einem Schreiben an die Internationale
Arbeitsorganisation (ILO) über die Regierung der Islamischen Republik
beschwert. Grund war die Inhaftierung von aktiven Arbeiterinnen und
Arbeitern.

Mindesten 50 Werktätige der Zuckerfabrik wurden in den letzten
Monaten wegen Teilnahmen an Protestkundgebungen festgenommen und
verhört. Mancher von ihnen befindet sich immer noch in Haft, darunter
der Gewerkschaftsvertreter Esmail Bachschi. Auch die Sozialaktivistin
Sepideh Gholyan und der Sozialaktivist Amir Amirgholi sowie das
Journalistenehepaar Sanas Alahiari und Amirhossein Mohammdifar
befinden sich im Zusammenhang mit den Streiks der Arbeiter im
Gefängnis.

In dem Schreiben der Werktätigen heißt es: "Die Angehörigen der
Inhaftierten werden mit Repressalien bedroht, sollten sie sich
öffentlich über den Zustand der Gefangenen äußern." Esmail Bachschi
und Sepideh Gholyan wurden im Oktober auf einer Protestkundgebung
festgenommen. Nach ihrer Freilassung berichteten sie, dass sie im
Gefängnis gefoltert worden seien. Danach wurden sie erneut verhaftet.

In dem Schreiben der Arbeiter heißt es weiter, die Behörden
reagierten auf berechtigte Forderungen der Werktätigen stets mit
Repressalien, mit Gefängnis und Folter. Als Vorwand werde ihnen
vorgeworfen, mit politischen Gruppierungen und Oppositionellen oder
gar mit terroristischen Organisationen in Verbindung zu stehen. "Wir
betonen, dass es den Arbeitern um nichts Anderes geht als um
Forderungen, die ihre Lage und ihre Rechte betreffen," schreiben die
Unterzeichner.

 * 
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• Revolutionsgarden: "Wir werden den Huthis helfen, soweit wir können"


KRIEG ODER VERHANDLUNGEN

Das Verhältnis zwischen Teheran und Washington ist äußerst gespannt.
Die verschiedenen Ereignisse, über die wir unten im Einzelnen
berichten, haben die Gefahr einer möglichen militärischen
Auseinandersetzung spürbar erhöht. Die verhärteten Fronten geben
wenig Hoffnung zu einer friedlichen, diplomatischen Lösung der Krise.
Die Amerikaner betonen immer wieder, dass sie zu Verhandlungen mit
Iran bereit seien, verschärfen aber zugleich den "maximalen Druck."
Die Iraner erklären ihrerseits stetig, dass sie unter solchen
Bedingungen nicht zu Gesprächen bereit seien. Denn das käme einer
totalen Kapitulation gleich. Auf beiden Seiten gibt es Radikale, die
das Feuer schüren und auf eine Konfrontation steuern, und es gibt
Gemäßigte, die vor den Folgen eines Krieges warnen, der in der ganzen
Region einen Flächenbrand auslösen würde.

Am 30. Mai erklärte US-Präsident Donald Trump vor Journalisten im
Weißen Haus "Ich will Iran entgegenkommen. Wenn die Iraner wollen,
bin ich gerne zu Verhandlungen bereit. Iran ist wie China geschwächt
und möchte mit uns verhandeln." Am selben Tag betonte
US-Sicherheitsberater John Bolton in London vor der Presse, die USA
strebten keinen Regimewechsel in Iran an. Auf die Frage, ob es
zwischen ihm und Trump Meinungsverschiedenheiten gebe, sagte er: "Die
Politik, die wir verfolgen ist nicht auf einen Regimewechsel
ausgerichtet. Das sollten alle begreifen." Die Truppenverstärkung der
USA in der Region begründete Bolton mit den "Gefahren, die von Iran
ausgehen." Diese Gefahren seien noch nicht beseitigt, doch die
schnelle Reaktion der USA habe dazu geführt, dass Iran sich
militärisch zurückhält.

Am 2. Juni erklärte Irans Präsident Hassan Rohani, der Weg zu
Verhandlungen sei offen, vorausgesetzt Reden und Handeln der
Amerikaner stimmten miteinander überein. "Wenn sie (die Amerikaner)
die Sanktionen aufheben und ihre eingegangenen Verpflichtungen
erfüllen, wenn sie zum Verhandlungstisch zurückkehren, den sie
verlassen haben, dann ist der Weg zu Verhandlungen offen."

Am Tag zuvor hatte US-Außenminister Mike Pompeo auf einer
Pressekonferenz in der Schweiz erklärt, die USA seien ohne
Vorbedingungen zu Verhandlungen mit Iran bereit. Dennoch werde
Washington alles unternehmen "die böse und schädliche Politik"
Teherans zu neutralisieren. Sein iranischer Amtskollege Mohammad
Dschawad Sarif erklärte vor Journalisten in Teheran: "Nicht wir
suchen Streit mit den USA, es sind die USA, die den Verhandlungstisch
verlassen und das Atomabkommen gekündigt und den Druck auf Iran
erhöht haben. Es sind die USA, die ihre Politik ändern müssen."

Das Angebot Pompeos, ohne Bedingungen zu verhandeln, widersprach den
Äußerungen des Sprechers seines Ministeriums, der wenige Tage zuvor
erklärt hatte: "Wir wollen, dass Iran die zwölf Forderungen, die
Minister Pompeo gestellt hatte, erfüllt, und an den Verhandlungstisch
zurückkehrt." Zu den zwölf Punkten zählen unter anderem die
Einstellung des iranischen Raketenprogramms, die Einstellung der
Unterstützung terroristischer Organisationen, der Abzug aller
iranischen Kräfte aus Syrien, die Einstellung der Urananreicherung
und die Schließung des Schwerwasserreaktors in Arak.

Am 1. Juni erklärte Sarif in einem Interview mit dem Sender Al Alam,
Iran habe keine besonderen Probleme mit Präsident Trump. "Aus unserer
Sicht besteht keinen Unterschied zwischen diese Regierung und andere
Regierungen der USA." Das Problem sei, dass die USA sich nicht an
Abmachungen halten.

Am 5. Juni erklärte Trump, er sei zwar zu Verhandlungen mit Iran
bereit, aber auch die Option eines Militäreinsatzes schloss er nicht
aus. Iran sei ein extrem feindseliges Land gewesen, als er die
Regierung übernommen habe, sagte er laut Reuters dem britischen
Fernsehsender ITV. "Sie waren damals die terroristische Nation Nummer
Eins in der Welt und sind es vielleicht noch heute." Ob er einen
Militäreinsatz für nötig halte, wurde er gefragt. "Diese Möglichkeit
gibt es immer. Will ich das? Nein. Lieber nicht. Aber es gibt immer
die Möglichkeit," antwortete er und fügte hinzu, er wolle lieber mit
Rohani verhandeln.

Bei einem Treffen mit Frankreichs Präsident Emmanuel Macron im
nordfranzösischen Caen, sagte Trump: "Wir werden (mit Iran) reden,
aber eine Sache, die sie nicht haben können, sind Atomwaffen." Er
wolle nicht, dass Iran als Nation unter der Last der Sanktionen
scheitere. "Wir können das sehr schnell umkehren, aber die Sanktionen
waren außergewöhnlich." Macron begrüßte die Verhandlungsbereitschaft
Washingtons. Er sei auch mit den Zielen der USA voll einverstanden:
Verhinderung von Atomwaffen, Reduzierung der ballistischen
Aktivitäten, Eindämmung der Einsätze Irans in der Region und der
Förderung des Friedens. "Wir müssen mit neuen Verhandlungen beginnen,
" sagte Macron.

Iran bezeichnete Trumps Angebote als "betrügerisch". "Die jüngsten
US-Sanktionen sind erneut ein klarer Verstoß gegen internationale
Vorschriften und eine Bestätigung des amerikanischen
Wirtschaftsterrorismus," sagte Außenamtssprecher Abbas Mussawi am 8.
Juni der Presse. Sie machten deutlich, wie "absurd, leer und
betrügerisch" die Angebote seien. Gemeint waren die neuen Sanktionen,
die das US-Finanzministerium gegen den Petrochemiekonzern PGPIC und
dessen Tochterunternehmen verhängt hatte. Ihnen wurden Verbindungen
zu den Revolutionsgarden vorgeworfen.

Am 10. Juni sagte Sarif bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit
seinem Kollegen Heiko Maas in Teheran: "Derjenige, der einen Krieg
mit uns anfängt, wird nicht derjenige sein, der ihn beendet." Auf
diese Äußerung gab es aus Washington eine scharfe Reaktion. "Wir sind
nicht beeindruckt," erklärte die Sprecherin des Außenministeriums,
Morgan Ortagus, am 11. Juni. "Mit nuklearer Erpressung" zu drohen und
"andere Länder zu terrorisieren" sei ein "typisches Verhalten des
revolutionären Regimes in Teheran." Für Iran bestehe die Alternative,
sich wie ein "normales Land" zu verhalten oder hinzunehmen, dass
seine Wirtschaft ruiniert wird.

Trump setzte indes seine widersprüchlichen Äußerungen fort. Am 11.
Juni sagte er bei einer Rede in Washington: "Ich hoffe, mit Iran wird
alles gut laufen. Heute ist die Lage in Iran wegen Sanktionen und
anderen Dingen ganz anders als zu der Zeit, zu der ich die Regierung
übernahm. Damals haben sie in verschiedenen Teilen der Welt Probleme
erzeugt und Terror verbreitet. Heute tun sei das nicht mehr. (...)
Heute haben die Iraner große wirtschaftliche Probleme und ich will
ihnen helfen, sie zu lösen. Wir werden sehen. Die Inflationsrate ist
stark gestiegen. Man kann nicht einmal ein Brot kaufen".

Am 12. Juni traf sich der japanische Ministerpräsident Shinzo Abe,
der nach Absprache mit Trump versuchen wollte, in dem Konflikt
zwischen Teheran und Washington zu vermitteln, in Teheran ein. Beim
Gespräch mit Rohani sagte der iranische Präsident: "Die Wurzel der
Spannungen in der Region ist der Wirtschaftskrieg (der USA). Und
sobald er beendet ist, werden wir auch wieder Stabilität haben." Abe
sagte der Presse, sein Gespräch mit Rohani sei "gut und rational"
gewesen. Der Dialog mit Iran sei wichtig. "Wir sollten solche
Gespräche fortführen und die Hoffnung nicht aufgeben." Konkrete
Ergebnisse brachte sein Besuch in Teheran nicht. Iran sollte im Nahen
Osten eine konstruktive Rolle spielen und zum Frieden und Stabilität
beitragen, empfahl er.

Am 18. Juni schickten die USA 1.000 weitere Soldaten zu
"Verteidigungszwecken" in den Nahen Osten. Diese sollen den Angaben
des US-Verteidigungsministeriums zufolge die US-Soldaten und
nationale Interessen der USA vor "anhaltenden Bedrohungen durch Iran"
schützen. Bereits Ende Mai hatten die USA ihre Truppen in der Region
um 1.500 Mann gestärkt. Außenminister Pompeo sagte bei einem Besuch
einer Kommandostelle der US-Armee in Florida am 18. Juni, die
Soldaten sollen Iran "von weiteren Aggressionen in der Region
abhalten." Wir müssen sichergehen, "dass wir die Kapazitäten haben,
um zu reagieren, falls Iran eine schlechte Entscheidung trifft."

Am 19. Juni erklärte der Generalsekretär des nationalen
Sicherheitsrats Irans, Ali Schamchani, zwischen Iran und USA werde es
keinen Krieg geben. "Es besteht überhaupt kein Grund für einen Krieg,
denn amerikanische Unterstellungen gegen andere Länder sind eine
weltweit bekannte Taktik der USA, um politischen Druck auszuüben."

Brain Hook, Sonderbeauftragter der US-Regierung für Iran, sagte im
Außenausschuss des Repräsentantenhauses: "Niemand sollte an unsere
Hoffnung auf Frieden und unsere Bereitschaft zur Normalisierung
unserer Beziehungen (zu Iran) zweifeln, es muss uns gelingen, eine
umfassende Vereinbarung mit Iran zu treffen." "Wir haben für die
Menschen Iran eine viel bessere Zukunft vorgesehen." Und er fügte
hinzu: "Die Sanktionen werden schon ihre Wirkung zeigen."

"Unsere Politik hat eine wirtschaftliche und diplomatische Substanz,"
sagte Hook weiter. Trotzdem habe Iran auf diese Politik mit Gewalt
reagiert. "Iran muss Diplomatie mit Diplomatie beantworten, nicht mit
Terror, Blutvergießen, und Machenschaften."

Kritik an der amerikanischen Politik kam von Joe Biden, dem
demokratischen Präsidentschaftsbewerber. Er bezeichnete die
Iran-Politik der Regierung als "selbstverschuldetes Desaster." Durch
den Austritt aus dem Atomabkommen habe die Regierung das Land in
diese Lage gebracht, die zu einem Krieg führen könnte. "Ein weiterer
Krieg im Nahen Osten wäre das Letzte, was wir brauchen," sagte er.

Die geplante Bombardierung von Ziele in Iran, die kurz vor dem Start
von Trump abgeblasen wurde, beherrschte tagelang die politische
Atmosphäre in Amerika. Die Vorsitzende des Repräsentantenhauses,
Nancy Pelosi, forderte alle Beteiligten zur Deeskalation auf. Trump
müsse bei einer Entscheidung in einer so wichtigen Angelegenheit den
Kongress mit einbeziehen. "Dies ist eine gefährliche, hoch
angespannte Situation, die ein kluges, starkes und strategisches
Vorgehen erfordert," sagte sie. Und der Präsidentschaftsbewerber
Bernie Sanders sagte, laut dpa vom 22. Juni, ein Krieg wäre ein
"absolutes Desaster."

Indes spitzte sich die Lage immer weiter zu. Bolten sagte bei einem
Treffen mit Netanjahu am 23. Juni, Teheran solle sich ja nicht so
sicher fühlen. "Niemand hat ihnen eine Jagdlizenz für den Nahen Osten
ausgestellt." Netanjahu pflichtete ihm bei. Israel verfolge seit
langem die aggressive Politik Teherans, sagte er. "Jene, die die
jüngsten Ereignisse irgendwie als Öffnung eines Hornissennests
beschreiben, leben auf einem anderen Planeten."

Präsident Trump betonte auf Twitter am 23. Juni, dass er die geplante
Bombardierung nicht zurückberufen, sondern "nur für dieses Mal
gestoppt" habe. "Tatsache ist, dass wir nicht zulassen werden, dass
Iran Atomwaffen hat. Wenn sie dem zustimmen, werden sie ein sehr
wohlhabendes Land haben, sie werden so glücklich und ich werde ihr
bester Freund sein."

Am 24. Juni verhängten die USA neue Sanktionen gegen Iran. Dieses Mal
ging es um das Vermögen des Revolutionsführers Ali Chamenei und
dessen Verbündeten. Auch wurden Sanktionen gegen Außenminister Sarif
beschlossen. Chamenei sei wegen seines feindseligen Verhaltens
bestraft worden, sagte Trump. "Diese Maßnahmen sind eine starke und
angemessene Reaktion auf Irans stetig zunehmenden provozierenden
Handlungen." Konkret bedeuten die Sanktionen gegen den
Revolutionsführer und die militärische Führung die Blockade des
gesamten Guthabens dieser Personen, soweit sie unter US-Verwaltung
stehen. Finanzminister Steven Mnuchin sagte, die Strafe sei nicht nur
symbolisch. "Wir haben zig Milliarden blockiert."

"Wir wissen wirklich nicht, was sie (die Sanktionen) treffen sollen,"
sagte ein Sprecher des Teheraner Außenministeriums am 24. Juni der
Presse in Teheran. Iran nehme diese trotzdem ernst und deute sie als
"feindseligen Akt, der dem Wirtschaftsterrorismus und dem
Wirtschaftskrieg gegen unsere Nation gleichkommt. Sanktionen gegen
den Revolutionsführer und den Chefdiplomaten des Landes bedeute
nichts anderes als die Blockierung der diplomatischen Wege." Auch
Rohani kritisierte die neuen Sanktionen und bezeichnete sie als
absurd. Der Revolutionsführer sei nicht wie andere Staatsoberhäupter,
die Millionen Dollar auf Auslandskonten haben, die man blockieren
könnte. Er besitze nur "einen Gebetsraum und ein einfaches Haus."
"Sanktionen gegen den obersten Führer des Landes sind unverschämt und
ein Zeichen geistiger Behinderung," sagte der Präsident.

Indes versuchte Pompeo ein internationales Bündnis gegen Iran zu
schmieden. Er reiste durch einige arabische Länder. Doch sein
Vorschlag eines globalen Bündnisses stieß bei den Europäern auf wenig
Gegenliebe. Deutschland, Frankreich, Großbritannien schlugen vor, den
Konflikt auf diplomatischem Weg zu lösen. Dazu sagte der iranische
Außenamtssprecher: "Wie die bisherigen fragilen Koalitionen, wird
auch diese ihre Ziele nicht erreichen und letztlich scheitern."

Offenbar enttäuscht, dass seine Verhandlungsangebote von Iran
abgelehnt wurden, warnte Trump Iran vor den verheerenden Folgen eines
Angriffs. "Jeder Angriff Irans auf irgendetwas Amerikanisches wird
mit großer und überwältigender Stärke beantwortet werden," twitterte
er am 25. Juni. "In einigen Bereichen wird es überwältigende
Auslöschung bedeuten." "Die iranische Führung versteht nur die
Sprache der Macht," fügte Trump hinzu. "Die Iraner sind
außerordentliche Menschen, doch sie müssen ohne Grund leiden, während
ihre Führer die Gelder für Terror ausgeben. Amerika hat nicht
vergessen, dass Iran 2.000 Amerikaner mit Bomben am Straßenrand und
Panzerfäusten getötet oder verletzt hat." Die iranische Führung
sollte sich darüber bewusst sein, dass die USA die größte
Militärmacht der Welt seien und dass das Land in den vergangenen zwei
Jahren 1,5 Trillionen Dollar für die militärische Rüstung ausgegeben
hat.

Am 26. Juni lehnte Chamenei neue Verhandlungen und mögliche
Kompromisse mit den USA ab. "Die Forderungen der Amerikaner nach
Verhandlungen sind nur ein Trick," sagte er. "Diese Verhandlungen
haben nur ein Ziel: unsere politische Führung zu eliminieren und
unsere Waffen wegzunehmen." Das iranische Volk werde vor der
"meistgehassten und böswilligsten Regierung der Welt" niemals
kapitulieren. Demgegenüber wiederholte Rohani seine Bedingungen für
Verhandlungen: Nur, wenn die USA zum Atomabkommen zurückkehren und
die Sanktionen aufheben würden, wäre Iran zu Verhandlungen bereit.
Die Rückkehr zum Atomabkommen wäre der "kürzeste Weg, um die
Interessen aller Seiten zu sichern."

Am selben Tag sagte Trump in einem Interview mit dem Sender Fox
Business Network, im Falle eines Angriffs auf Iran, würde er keine
Bodentruppen einsetzen. Ich rede nicht von Bodentruppen. Ich sage
nur, sollte etwas passieren, würde es nicht sehr lange dauern."

Vermutlich bezogen auf diese Äußerung Trumps erklärte Iraks
Staatspräsident Barham Salih in einem Interview mit dem US-Sender
CNN, sein Land werde unter keinen Umständen erlauben, dass irakische
Militärbasen für einen Angriff auf Iran benutzt würden. "Wir wollen
nicht, dass unser Land zu einer Front für feindliche Aktivitäten
gegen unsere Nachbarstaaten umfunktioniert wird."


VORFÄLLE IM PERSISCHEN GOLF ESKALIEREN KONFLIKT ZWISCHEN
IRAN UND USA

Bei einer Vorstellung vor dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
am 7. Juni, bei der die Vereinigten Arabischen Emirate, Saudi-Arabien
und Norwegen, ihre Ermittlungsergebnisse über die Angriffe auf vier
Schiffen im Meer von Oman vor den Küsten der Emirate am 12. Mai
vorlegten, konnten keine Beweise für eine Täterschaft Irans erbracht
werden. Bei den Angriffen waren zwei saudische Öltanker, ein
norwegischer Tanker und ein Frachter aus den Emiraten beschädigt
worden. Die Ermittler begnügten sich mit wagen Vermutungen wie, die
Angriffe setzten "bedeutsame, operative Fähigkeiten" voraus, daher
seien sie "vermutlich" von einem "staatlichen Akteur" verübt worden.
Auch die USA und einige arabische Staaten hatten bereits zuvor Iran
für die Angriffe verantwortlich gemacht. Es gebe "keinen Zweifel,"
wer die Sabotageakte initiiert habe, sagte US-Sicherheitsberater John
Bolton. Iran wies jeden Verdacht zurück.

Laut BBC berichteten einige Quellen, dass der israelische
Geheimdienst Mossad, der die Lage in der Region genau beobachtet,
Indizien vorzuweisen habe, die auf eine Teilnahme Irans an den
Anschlägen hinwiesen. Die Belege sollen demnächst an die USA
weitergeleitet werden. Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
reagierte auf die Berichte israelischer Zeitungen mit den Worten,
Israel sei bekannt für die Verbreitung von Lügen. "Ich habe eine
solche Kampagne vorausgesehen," twitterte er.

Die Angriffe waren der Anlass für die USA, ihre militärische Präsenz
in der Region erheblich zu verstärken. Dies habe dazu geführt, dass
Iran sich "ein wenig" zurückgezogen habe, sagte General Frank
MacKenzie Oberbefehlshaber von CENTCOM (United States General
Command). Während einer Reise in die Region sagte er den Journalisten
am 6. Juni, er glaube dennoch nicht, dass die Gefahr, die von Iran
ausgehe, weniger geworden sei. Im Gegenteil: "Ich bin davon
überzeugt, dass diese Gefahr sehr ernst genommen werden muss." Die
Aufstockung des militärischen Potentials der USA sei erfolgt, um
Macht zu demonstrieren, ohne Iran "unbedingt provozieren" zu wollen.

Am 13. Juni wurden der norwegische Tanker "Front Altair" und der
japanische Kokuka Courageous" im Golf von Oman, nahe iranischer
Küste, von Detonationen erschüttert. US-Präsident Donald Trump machte
bereits einen Tag später Iran dafür verantwortlich. "Iran hat das
gemacht," sagte er dem Sender Box News am 14. Juni. Er verwies auf
ein Video, das vom US-Verteidigungsministerium aufgenommen wurde.
Darin ist nach amerikanischer Darstellung ein Patrouillenboot der
iranischen Revolutionsgarden zu sehen, das versucht, eine nicht
explodierte Mine vom Rumpf eines Schiffes zu entfernen. "Das riecht
förmlich nach Iran," sagte der Präsident. Auch US-Außenminister Mike
Pompeo machte Iran für die Attacke verantwortlich. "Das sei eine
klare Bedrohung der internationalen Sicherheit," sagte er. Iran
nannte die Schuldzuweisungen absurd. Die USA hätten Iran "sofort"
verantwortlich gemacht, ohne auch nur einen "Schnipsel" oder Beleg
vorzulegen, twitterte Sarif. Offenbar hätten sich die USA
entschlossen, einen "Plan B" zu verfolgen und "Sabotage-Diplomatie"
zu betreiben.

Die Türkei ebenso wie China warnten vor übereilten Reaktionen und
forderten eingehende und ernsthafte Untersuchung. Saudi-Arabien
verurteilte die Sabotageakte und sprach von "Terroroperationen." In
einem Interview mit der Zeitung "Ashargh al-Awsat" sagte Kronprinz
Mohammad bin Salman, Iran habe, anstatt auf die
Vermittlungsbemühungen des japanischen Ministerpräsidenten Shinzo Abe
einzugehen, zwei Tanker angegriffen.

Sein Land wolle "keinen Krieg in der Region, werde jedoch "nicht
zögern," "jede Bedrohung unseres Volkes, unserer Souveränität,
unserer territorialen Unversehrtheit und unsere zentralen Interessen"
zurückzuschlagen. Russland warnte vor "voreiligen Schlüssen."

Angesichts der eskalierenden Lage mahnten Abgeordnete im iranischen
Parlament zur Zurückhaltung. "Spannungen wären für alle Länder
derzeit die schlechteste Option (...), auch die iranische Strategie
sollte Zurückhaltung üben," sagte der Abgeordnete Gholamresa Hedjari
am 15. Juni der Agentur Ilna. Die Abgeordnete Parvaneh Mafi meinte:
"Die Angriffe wurden von bestimmten Kreisen ausgeführt, um Iran die
Schuld zu geben und am Ende Feuer in der Region zu entfachen." Sie
empfahl der Regierung "besonders klug und weise" zu handeln. Sie
dürfe nicht durch unbedachte Reaktionen den Feinden Vorwände liefern,
die ein Chaos anrichten wollten. Parlamentspräsident Ali Laridschani
machte die USA für die Angriffe verantwortlich. "Es scheint, dass die
verdächtigen Handlungen auf den Tankern im Golf von Oman die
Wirtschaftssanktionen (der USA) vervollständigen sollen, denn sie
(die USA) haben keinerlei Erfolge mit den Sanktionen erzielt."

Am 19. Juni meldete die irakische Regierung, in den vergangenen Tagen
seien sechs Einrichtungen, darunter Ölanlage und Stützpunkte der USA,
mit Raketen angriffen worden. Allerdings habe bis dahin niemand die
Verantwortung übernommen. Iraks Regierungschef Adel Abdel Mahdi
verurteilte die Attacken. "Wir dürfen nicht zulassen, dass sich das
fortsetzt," sagte er. Doch auch nach dieser Stellungnahme wurden zwei
Ölfelder, in denen amerikanische Firmen tätig sind, angegriffen.

Am 20. Juni meldeten die iranischen Revolutionsgarden, dass sie eine
Aufklärungsdrohne der Amerikaner, die in iranisches Hoheitsgebiet,
südlich der Provinz Hormosgan eingedrungen sei, abgeschossen hätten.
Die Amerikaner bestätigten zwar den Abschuss, behaupteten jedoch, die
Drohne sei im internationalen Luftraum gewesen. Es habe sich um eine
Drohne der US-Marine vom Typ MQ-4C Triton gehandelt. Die Iraner
sprachen von einer Drohne des Typs RQ-4 Golbal Hawk, was eine andere
Bezeichnung von Triton ist. Einen Tag zuvor hatte Irans Chef des
Nationalen Sicherheitsrats, Ali Schamchani, der zu einer
Sicherheitskonferenz nach Moskau gereist war, gewarnt, die Grenzen
der iranischen Lufthoheit seien die Roten Linien Irans. Nach dem
Abschuss sagte der Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden, General
Hossein Salami: "Der Abschuss der Drohne war eine klare, deutliche,
schnelle und präzise Botschaft, die besagte, dass die Reaktion der
Verteidiger der Grenzen unserer islamischen Heimat auf fremde
Eindringlinge eindeutig und endgültig sein wird. Die Grenzen sind
unsere roten Linien und wer sie unerlaubt überschreitet, wird nicht
zurückkehren und vernichtet werden."

Der Abschuss der Drohne bildete den vorläufigen Höhepunkt einer
permanent eskalierenden Auseinandersetzung zwischen Teheran und
Washington. Alle fragten sich, wie die Reaktion Washingtons ausfallen
wird. Trump sagte: "Sie (die Iraner) haben einen sehr schweren Fehler
gemacht." Die Drohne habe sich im internationalen Luftraum befunden.
Das sei "wissenschaftlich dokumentiert." Am 21. Juni berichtete die
New York Times unter Berufung auf sichere Quellen, Präsident Trump
habe in letzter Minute geplante Luftangriffe auf Ziele in Iran
gestoppt. Die Flugzeuge seien bereits in der Luft und die
Kriegsschiffe startbereit gewesen. Trump sei nach intensiven
Gesprächen mit Politikern und Militärs zu dem Schluss gekommen, die
Aktion abzublasen. Am nächsten Tag twitterte Trump selbst, drei Ziele
sollten angegriffen werden, alles sei vorbereitet und startbereit
gewesen. Er habe seine Berater gefragt, wie viele Tote es geben
werde. 150 habe ein General geantwortet. Da habe er die Aktion
abgeblasen. Dieser Preis sei für den Abschuss einer Drohe
unangemessen gewesen, schrieb der Präsident.

Am 21. Juni forderten laut Reuters führende Republikaner im
US-Repräsentantenhaus eine "angemessene Antwort" auf den Abschuss der
Drohne. "Iran hat die Vereinigten Staaten über internationalen
Gewässern direkt angegriffen," schrieben die Unterzeichner, unter
ihnen der Mehrheitsführer Kevin McCarthy.

Zahlreiche internationale Fluggesellschaften haben nach dem Abschuss
der Drohne angekündigt, den Luftraum über dem Persischen Golf zu
meiden. Die US-Luftfahrtbehörde FAA hatte zuvor vor der Gefahr
gewarnt, Passagiermaschinen könnten mit Militärflugzeugen verwechselt
werden. Die Behörde verbot allen in den USA registrierten Flugzeugen
den Flug über einige Teile der Region.

Präsident Rohani forderte von der internationalen Gemeinschaft
Maßnahmen gegen die USA. "Dieser jüngste Vorfall war erneut ein
Verstoß gegen internationale Vorschriften. Die Amerikaner ignorierten
unsere Warnungen, überschritten unsere Grenzen, daher mussten wir die
Drohne abschießen. Wir erwarten von der internationalen Gemeinschaft
eine angemessene Reaktion und klare Maßnahmen gegen diese Art von
Verstößen," sagte Rohani bei einem Treffen mit Gabriela Guevas
Barron, der mexikanischen Leiterin in der Interparlamentarischen
Union IPU.

In einem Schreiben an den UN-Generalsekretär beschwerte sich Iran am
20. Juni über die Verletzung seiner Lufthoheit durch die USA. Irans
UN-Botschafter Modschid Tachtrawantschi beschrieb in dem Schreiben
den Zwischenfall, den er als "illegal und gefährlich" bezeichnete.

Auch die USA beantragten am 21. Juni eine nichtöffentliche Sitzung
des UN-Sicherheitsrats, bei der über "die letzten Entwicklungen in
Bezug auf Iran" beraten werden sollte.

Am 23. Juni berichteten US-Medien, die USA hätten als Vergeltung für
den Drohnenabschuss einen Cyber-Angriff auf iranische
Raketenkontrollsysteme und ein Spionagenetzwerk gestartet.
Sicherheitsberater John Bolton, der in Jerusalem mit der israelischen
Führung Gespräche führte, warnte Iran, die Aussetzung der
Militäraktion als Zeichen der Schwäche zu deuten. Die US-Streitkräfte
seien jederzeit "einsatzbereit."

Die Regierung in Teheran teilte am 24. Juni mit, dass die
Cyber-Angriffe der USA mit Erfolg abgewehrt worden seien.
Telekommunikationsminister Mohammad Dschawad Asari twittere, die USA
hätten immer wieder vergeblich versucht, einen Cyber-Angriff gegen
Iran zu führen. Im vergangenen Jahr habe Iran 33 Millionen
Cyber-Angriffe abgeweht, das sei ein Kampf gegen "Cyber-Terrorismus."


CHINA WARNT VOR MILITÄRISCHER ESKALATION

Das chinesische Außenministerium zeigte sich über die Lage am
Persischen Golf besorgt. Außenamtssprecher Geng Shuang sagte laut dpa
in Peking: Wir alle wollen keinen Krieg in der Region am Persischen
Golf." Er rief die rivalisierenden Mächte dazu auf, die Konflikte auf
diplomatischem Weg zu lösen.

Auch Staats- und Parteichef Xi Jinping hatte sich vor seiner Abreise
zur Teilnahme an dem Gipfel der Shanghai Kooperationsorganisation
(SCO) in der kirgisischen Hauptstadt Bischkek in einem Interview mit
russischen Zeitungen über den zunehmenden Druck der USA auf Iran
besorgt gezeigt. "Wir beobachten die Lage mit großer Sorge," sagte
er. China gehört zu den Unterzeichnerstaaten des Atomvertrags mit
Iran. Jinping sagte der Vertrag müsse unbedingt aufrechterhalten
werden. Er sei für die Stabilität der Region wichtig, er verhindere
auch die Verbreitung von Nuklearwaffen. "Unsere und Russlands
Position sind in Bezug auf das Atomabkommen identisch. Wir hoffen,
dass alle Beteiligten an dem Abkommen vernünftig handeln, Geduld
zeigen, miteinander Gespräche führen und damit die Lage
deeskalieren."

China gehört zu den Hauptimporteuren des iranischen Öls. Es
verurteilte den Boykott des iranischen Ölexports durch die USA und
deren Sanktionsdrohungen gegen Staaten, die mit Iran Handel treiben.
Dennoch haben den Berichten der Medien zufolge, große chinesische
Unternehmen den Ölimport aus Iran eingestellt. Dazu hat die Regierung
bisher keine Stellung genommen. Manche Berichte sprechen von
Ölschmuggel von Iran nach China.

Jinping traf auch am Rande des Gipfels in Bischkek den iranischen
Präsidenten Hassan Rohani. Für China sei Iran von "strategischer"
Bedeutung. Es sei bereit seine "umfassende strategische
Partnerschaft" mit dem Land beständig zu fördern, sagte Jinping.

Chinas Außenminister Wang Yi mahnte laut Reuters vom 18. Juni alle
Beteiligten an dem Konflikt zur Vernunft an. Alle sollten verhindern,
dass "die Büchse der Pandora geöffnet wird," sagte er. "Vor allem die
US-Seite sollte ihre extremen Druckmethoden ändern." Dieses
einseitige Agieren verstoße gegen das Völkerrecht. Zudem werde damit
keine Lösung gebracht, sondern die Krise weiter verschärft. Wang Yi
plädierte eindringlich für den Erhalt des Atomabkommens und äußerte
die Hoffnung, dass "Iran seine Entscheidung mit Vorsicht trifft und
nicht leichtfertig aus dem Abkommen aussteigt." Aber auch die andere
sollten das Recht Irans akzeptieren, betonte Wang Yi.


RUSSLAND WARNT DIE USA

Russland warnte die USA laut BBC vom 18. Juni, den Konflikt weiter zu
verschärfen. "Was wir erleben, sind nicht endende und anhaltende
US-Versuche, den politischen, psychologischen, wirtschaftlichen und,
ja, militärischen Druck auf Iran in einer ziemlich provokanten Weise
anzukurbeln," zitierte Reuters Vizeaußenminister Sergej Rijabkow.
"Das Vorgehen kann nicht anders bewertet werden, als ein bewusster
Kurs zum Provozieren eines Krieges."

Rijabkow sagte der Presse, Moskau habe mehrmals die USA und ihren
Verbündeten vorgeworfen, in unverantwortlicher Weise die Konflikte in
der explosiven Region zu schüren.

Am 20. Juni erklärte Russlands Präsident Wladimir Putin auf dem
jährlich veranstalteten Pressegespräch mit Bürgerinnen und Bürgern,
jede Art möglichen militärischen Angriffs der USA auf Iran würde zu
einer großen Katastrophe im Mittleren Osten führen. Es sei schwer
einzuschätzen, wie hoch der Schaden und wie groß die Zahl der Opfer
eines solchen Angriffs sein würde.


PAPST ÜBER DIE LAGE AM PERSISCHEN GOLF BEUNRUHIGT

"Ich verfolge mit Sorge die Zunahme der Spannung am Persischen Golf,"
sagte Papst Franziskus am 16. Juni in Camerino beim Besuch eines
italienischen Erdbebengebiets. "Ich fordere alle dazu auf, die Mittel
der Diplomatie zu nutzen, um die komplexen Probleme im Mittleren
Osten zu lösen." Er forderte die internationale Gemeinschaft dazu
auf, "jede mögliche Anstrengung" zu unternehmen, um eine Eskalation
der Lage zu verhindern und die Probleme auf diplomatischem Weg zu
lösen.


EU-AUSSENMINISTER BERATEN ÜBER DIE LAGE AM PERSISCHEN
GOLF

Die brisante Lage am Persischen Golf war Anlass zu einem Treffen der
EU-Außenminister am 17. Juni. Sie wollten sich darüber beraten, wie
sie die jüngsten Angriffe gegen zwei Tanker im Golf von Oman bewerten
und wie sie sich positionieren sollten. Die USA hatten Iran zu diesem
Zeitpunkt bereits für die jüngsten und früheren Angriffe
verantwortlich gemacht. In gleicher Weise hatten sich auch die
meisten arabischen Staaten positioniert. Washington versuchte die EU
unter Druck zu setzen, um sie auf die eigene Seite zu ziehen. "Die
Welt muss sich vereinen gegen die Bedrohung durch die Islamische
Republik Iran," sagte US-Außenminister Mike Pompeo und betonte, dass
die USA keinen Krieg beabsichtigten. Er schloss jedoch eine
militärische Auseinandersetzung nicht aus.

Die EU steckt in einem Dilemma. Einerseits möchte sie einen Konflikt
mit Iran vermeiden, um das Atomabkommen nicht zu gefährden.
Andererseits könnte sie schwerlich auf Sanktionen gegen Iran
verzichten, sollte sich herausstellen, dass Iran tatsächlich die
Angriffe initiiert haben sollte. Noch gibt es dafür allerdings keine
eindeutigen Beweise. Die Regierung in Teheran bestreitet jede
Teilnahme an den Sabotageakten. Einige iranische Politiker äußerten
die Vermutung, hinter den Anschlägen könnten die USA, Israel oder
Saudi-Arabien stecken, mit dem Ziel, einen Vorwand für eine
militärische Intervention zu haben.

Das Treffen der EU-Außenminister führte zu keiner klaren
Positionierung. Die meisten Minister begnügten sich mit Warnungen und
forderten alle Beteiligten dazu auf, die Konflikte auf diplomatischem
Weg zu lösen. Der britische Außenminister Jeremy Hunt war der
einzige, der die amerikanische Position übernahm. In einem Interview
mit der BBC sagte er, nach der Einschätzung seiner Regierung, sei
Iran für die Angriffe verantwortlich. "Wir haben Videos von dem, was
passiert ist. Wir haben Beweise gesehen. Wir glauben nicht, dass dies
jemand anders hätte tun können," sagte der Minister. Das Risiko einer
Eskalation des Konflikts sei groß. Daher sollten sich alle bemühen,
den Konflikt zwischen Iran und den USA zu entspannen. Er habe mit
US-Präsident Donald Trump gesprochen und habe keinen Zweifel daran,
dass die USA bereit seien, mit Iran zu verhandeln. Es liege nun an
Iran, seine "destabilisierenden Handlungen" in der Region zu beenden.
"Das ist die langfristige Lösung," sagte Hunt.

Mehrere EU-Außenminister stimmten dem Vorschlag des
UN-Generalsekretärs Antonio Guterres zu, die Vorfälle im Golf von
Oman durch eine unabhängige Gruppe untersuchen zu lassen. Durch eine
"echte Untersuchung" kämen "alle Fakten auf den Tisch," sagte der
finnische Außenminister Pekka Haavisto bei dem Treffen in Luxemburg.
Damit ließe sich feststellen, ob Iran bei den Angriffen eine Rolle
gespielt habe. Ähnlich äußerte sich Luxemburgs Außenminister Jean
Asselborn. Er verwies auf die Unwahrheiten, die vor dem Irak-Krieg
(2003) verbreitet wurden. "Wir dürfen uns nicht in die Logik eines
Krieges versetzen," sagte er. Deutschlands Außenminister Heiko Maas
mahnte zu "größter Sorgfalt." "Wir sammeln noch Fakten," sagte er.

Am 19. Juni forderte US-Außenminister Mike Pompeo die Europäische
Union auf, in der Iran-Krise mit den USA zusammenzuarbeiten. "Wir
müssen zusammenarbeiten, um die Bedrohungen zu beenden, denen wir
alle gegenüberstehen," twittere er. "Unsere transatlantische
Partnerschaft ist entscheidend, um unsere gemeinsame Sicherheit und
unseren gemeinsamen Wohlstand zu sichern."


HISBOLLAH-CHEF WARNT USA

Der Chef der libanesischen Hisbollah, Hassan Nasrallah, sagte laut
AFP vom 1. Juni in einer vom Fernsehen übertragenen Rede: "Jeglicher
Krieg gegen Iran wird dazu führen, dass die gesamte Region
entflammt." Den Amerikanern sei bewusst, dass ein solcher Krieg die
gesamte Region des Nahen und Mittleren Ostens in Mitleidenschaft
ziehen würde. Daher scheine ihm ein solcher Krieg unwahrscheinlich.


HEIKO MAAS IN TEHERAN

Teheran war die letzte Station einer viertägigen Reise des deutschen
Außenministers Heiko Maas in den Nahen und Mittleren Osten. Zunächst
besuchte der Minister Jordanien, danach die Vereinigten Arabischen
Emirate, die in Koalition mit Saudi-Arabien und anderen arabischen
Staaten seit vier Jahren in Jemen gegen die Huthis Krieg führen.

Der Besuch des deutschen Außenministers in Teheran fand im Rahmen der
Bemühungen der EU statt, einen Austritt Irans aus dem Atomabkommen zu
verhindern und den Konflikt zwischen Iran und den USA zu schlichten.
Iran hat den Unterzeichnern des Abkommens ein Ultimatum gestellt.
Sollten bis zum 7. Juli die aus dem Abkommen erwarteten
wirtschaftlichen Vorteile für das Land nicht gewährleistet werden,
werde Teheran schrittweise seine eingegangenen Verpflichtungen
ignorieren. Maas hatte vor seiner Reise vor einem Flächenbrand
gewarnt, zu dem die Eskalation des Konflikts zwischen Teheran und
Washington führen könnte. "Wir müssen und wir werden alles tun, um
eine militärische Eskalation zu verhindern," sagte er. Laut dem
Sprecher des Auswärtigen Amtes war die Reise von Maas nach Teheran
mit Frankreich und Großbritannien abgesprochen und auch der
US-Außenminister sei darüber informiert worden.

Der Konflikt zwischen Teheran und Washington habe die EU in eine
schwierige Situation gebracht, sagte Maas bei seinem Besuch in
Bagdad, wo er nach dem Besuch in Jordanien am 8. Juni eintraf. Die
Visite war aus Sicherheitsgründen nicht bekannt gegeben worden. Die
EU wolle die ausgleichende Rolle, die Irak in der angespannten Lage
der Region anstrebe, unterstützen. In dieser Lage dürfe "niemand Öl
ins Feuer werfen," sagte der Minister.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte vor dem Eintreffen
des deutschen Außenministers in Teheran: "Beim Atomabkommen sind
Ergebnisse wichtig und was genau die Vertragspartner für die Rettung
des Deals erreicht haben. Nicht, dass da wieder gesagt wird, wir
haben es versucht, aber es ging nicht." Maas reagierte darauf mit den
Worten: "Das, was Außenminister Sarif heute gesagt hat, ist nicht
neu. (...) Letztendlich muss auch Iran daran ein politisches
Interesse haben, dass es dieses Abkommen in Zukunft weiter gibt."

Maas traf am 10. Juni wie erwartet mit leeren Händen in Teheran ein.
Er hatte nichts Konkretes anzubieten, jedenfalls nichts, was die
Forderungen Irans auch nur teilweise hätte erfüllen können. Daher
versuchte er die Iraner mit der politischen und strategischen
Bedeutung des Abkommens zu trösten. "Wir wissen, dass die
wirtschaftlichen Vorteile, die Iran sich mit diesem Abkommen
versprochen hat, in dem Umfang nur noch schwer zu realisieren sind
ohne die Amerikaner. Aber ich glaube, es gibt auch ein politisches
und strategisches Interesse, dieses Abkommen und damit den Dialog mit
Europa aufrecht zu erhalten. Und das muss auch in Teheran erkannte
werden."

Maas stellte auch in Aussicht, dass die von der EU ins Leben gerufene
Einrichtung Instex zu Umgehung der der US-Sanktionen und Abwicklung
der Geschäfte mit Iran bald wirksam werden würde. "Ich gehe davon
aus, dass das in nicht allzu ferner Zukunft der Fall sein wird,"
sagte der Minister vor seinem Treffen mit Präsident Hassan Rohani in
Teheran. "Das ist ein Instrument neuer Art, deshalb ist das nicht
unkompliziert, das jetzt auch zu operationalisieren. Aber alle
formalen Voraussetzungen sind geschaffen, und deshalb gehe ich davon
aus, dass wir damit auch in absehbarer Zeit am Start sind."

Nach dem Gespräch mit Maas sagte Präsident Rohani, die Europäer
hätten sich gegenüber des "Wirtschaftsterrorismus der USA" politisch
korrekt verhalten, "in der Praxis jedoch keine seriösen Schritte
unternommen," um das Abkommen zu retten.

Bei Treffen mit Sarif erklärte Maas, Deutschland werde an dem
Abkommen festhalten und sich für die Erfüllung seiner Verpflichtungen
einsetzen. "Dabei werden wir keine Wunder bewirken. Doch wir bemühen
uns nach Kräften, alles zu tun, um ein Scheitern abzuwenden."

Die Reise des deutschen Außenministers hat keine Ergebnisse gebracht.
Nach seiner Rückkehr aus Iran sagte er, er habe bei seinen Gesprächen
in Teheran der iranischen Führung versichert, dass Deutschland und
insgesamt die Staaten der Europäischen Union an dem Atomabkommen
festhalten würden. "Wir erwarten, dass auch Iran seine
Verpflichtungen erfüllt," betonte er.

Die konservative Presse in Iran warf Maas Arroganz und Machtlosigkeit
vor. Die den Revolutionsgarden nahestehende Zeitung "Dschawan"
veröffentlichte eine Karikatur des Ministers in Hitler-Pose, mit
Schnurrbart und ausgestrecktem Arm. Wieso sei der Minister nach Iran
gereist, wohl wissend, dass Europa nicht in der Lage sei, etwas zu
tun, fragte ein Kommentator der Zeitung.

Die erzkonservative Tageszeitung Kayhan, die als Sprachrohr des
Revolutionsführers Ali Chamenei gilt, meinte, Deutschland sollte
lieber über die eigene Politik nachdenken, statt Iran für seine
Verteidigungspolitik zu kritisieren. Die ebenfalls rechts orientierte
Zeitung Resalat spottete, die "machtlosen Europäer" könnten ohnehin
"kein Wunder vollbringen."

Washington reagierte auf den Besuch von Maas zurückhaltend. "Wir und
unsere Verbündeten sind uns beim Ziel absolut einig, Iran die
Fähigkeit zu verwehren, jemals eine Atomwaffe zu bekommen," sagte die
Sprecherin des US-Außenministeriums Morgan Ortagus am 10. Juni in
Washington. Unbeeindruckt von iranischen Drohungen (aus dem Abkommen
auszusteigen) würden die USA ihre Politik des "maximalen Drucks"
fortsetzen. "Iran steht vor einer einfachen Wahl: Er kann sich
entweder wie eine normale Nation verhalten oder zusehen, wie seine
Wirtschaft zerfällt."


CHAMENEI: DER NAHOST-FRIEDENSPLAN DER USA WERDE NIEMALS
GELINGEN

Während seiner Predigt zum Abschluss des Fastenmonats betonte
Chamenei, der Nahost-Friedensplan der USA sei zum Scheitern
verurteilt.

Zunächst lobte Chamenei die Teilnahme der Massen an dem Al-Kuds Tag.
"Diese große Bewegung wird auf die Weltpolitik und die Entscheidungen
unserer Feinde große Wirkung haben und deren Rechnungen
durcheinanderbringen." Während des Fastenmonats hätten Jugendliche
trotz der großen Hitze und trotz der Examenszeit gefastet. "Solche
Szenen zeigen, dass die Stärke des Glaubens auch unter den
Jugendlichen zunimmt," sagte er.

Zu dem Friedensplan der USA für den Nahen Osten sagte Chamenei: "Der
verbrecherische Plan der USA, der als Jahrhundertplan bezeichnet
wird, gehört zu den wichtigsten Themen in der islamischen Welt. Die
Verräter in manchen islamischen Staaten wie Saudi-Arabien und Bahrain
haben den Plan gefördert."

Chamenei verurteilte das Wirtschaftsforum, das zur wirtschaftlichen
Hilfe für Palästina von Bahrain veranstaltet worden sei. Dieses Forum
sei amerikanisch, doch Bahrain habe die Rolle des Gastgebers
gespielt. Die Führer Bahrains und Saudi-Arabiens sollten wissen, dass
sie sich damit in einen Morast begeben und ihre eigene Zukunft
gefährden. Der Plan der Amerikaner werde niemals gelingen.

Chamenei lehnte entschieden frühere antisemitische Äußerungen einiger
arabischer Führer ab, die meinten, "die Juden sollten ins Meer
getrieben werden." "Dies ist nicht die Meinung der Islamischen
Republik," sagte er. Er wiederholte seinen Vorschlag, ein Referendum
unter Beteiligung aller Bewohner des Landes sowie palästinensischen
Flüchtlingen durchzuführen. Diese Menschen sollen sich entscheiden,
welche Staatsform sie haben und wie sie ihre Zukunft gestalten
wollen. Bis dahin müsse der "Kampf des palästinensischen Volkes"
fortgesetzt werden.

Auch Präsident Hassan Rohani äußerte sich zu dem Thema. In einer
Botschaft an die in Mekka versammelten Führer islamischer Staaten
warnte er vor der "Verschwörung mit gefährlichen Dimensionen für die
gesamte Region, die mit dem "Jahrhundert Deal" das Problem Palästinas
lösen soll. Er warf Saudi-Arabien "Unartigkeit" vor, weil es Iran als
Mitglied der Organisation für Islamische Zusammenarbeit nicht zu dem
Treffen eingeladen habe. Er bedauere, dass er an dem Treffen nicht
habe teilnehmen können.

Die Organisation für Islamische Zusammenarbeit tagte gleichzeitig
neben einer Tagung des Golfkooperationsrats. Auf beiden Tagungen übte
Saudi-Arabien harte Kritik gegen Iran. Und auf beiden Tagungen wurde
das Palästinaproblem erörtert. Der saudische König erklärte,
Palästina habe für sein Land Priorität. Er betonte, dass die
Hauptstadt Palästinas Jerusalem sein müsse.

Rohani verwies in seiner Botschaft auf die jüngsten Ereignisse, wie
die Anerkennung Jerusalems durch die USA als Hauptstadt Israels und
sagte: "Es ist bedauerlich, dass die arabischen Staaten auf diese
Ereignisse nicht entsprechend reagiert hätten. Hätten die arabischen
Staaten gebührend reagiert, wäre es für die USA nicht möglich
gewesen, zu versuchen, den Plan zur Vernichtung Palästinas, der als
Jahrhundert-Deal bezeichnet wird, durchzusetzen." Die Palästinenser
haben den Plan, schon bevor er im Detail bekannt wurde, abgelehnt.

Indes haben, wie Irna am 16. Juni meldete, Iran und die
palästinensische Organisation Hamas miteinander vereinbart, gemeinsam
gegen den Plan vorzugehen. Laut AFP haben sich der iranische
Geheimdienstminister Mahmud Alawi und der stellvertretende Hamas-Chef
Salah al-Aruri in der iranischen Botschaft in Beirut getroffen. Sie
kamen darin überein, sich den "Herausforderungen und Gefahren zu
stellen," die von dem "Deal des Jahrhunderts," den die USA den
Palästinensern aufzwingen wollen, ausgehen könnten.

Der schon lange von den USA angekündigte Plan zur Lösung des
Palästinaproblems, der von Trumps Schwiegersohn Jared Kushner
erstellt worden sein soll, wurde bislang nicht veröffentlicht. Daher
sind Einzelheiten nicht bekannt. Es ist davon auszugehen, dass darin
von der Zwei-Staaten-Lösung keine Rede sein wird. Die
Veröffentlichung wurde mehrfach verschoben. Nun soll er nach den
Wahlen in Israel im Herbst vorgestellt werden.


US-BOTSCHAFTER KRITISIERT SARIF

Eine Äußerung des iranischen Außenministers Mohammad Dschawad Sarif
veranlasste den Botschafter der USA in Deutschland, Richard Grenell,
zu einer scharfen Kritik. Sarif hatte in Teheran auf einer
gemeinsamen Pressekonferenz mit seinem deutschen Kollegen Heiko Maas
zu einer Frage über die Todesstrafe für Homosexuelle in Iran erklärt,
in jedem Land gebe es "moralische Prinzipien," die für die Menschen
wichtig seien. Aus manchen dieser Prinzipien sind Gesetze geworden,
die für alle gelten und besonders in der Öffentlichkeit befolgt
werden müssten.

Grenell warf laut dpa vom 12. Juni dem Minister vor, mit seiner
Äußerung bestätigt zu haben, dass "das iranische Regime gegen
Grundprinzipien der Vereinten Nationen verstoße." "UN-Mitglieder
sollten die Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen
achten, um überhaupt Mitglied sein zu können. Die Kriminalisierung
von Homosexualität verletzt schlicht und ergreifend diese Erklärung,"
sagte der Botschafter, der selbst offen homosexuell lebt.


REVOLUTIONSGARDEN: "WIR WERDEN DEN HUTHIS HELFEN, SOWEIT
WIR KÖNNEN"

General Ali Ghadawi, Vizeoberbefehlshaber der Revolutionsgarden,
erklärte im zweiten Kanal des staatlichen Fernsehens am 30. Mai, Iran
werde, soweit wie möglich, den Huthis in Jemen helfen. Doch
angesichts der Boykottierung Jemens, könne die Hilfe nicht offen und
frei geleistet werden.

Weiter sagte der General, "stellen Sie sich vor, die Islamische
Republik hätte genauso wie nach Syrien, auch nach Jemen freien
Zugang. Würde dann der Krieg so aussehen, wie er heute aussieht?
Nein, natürlich nicht. (...) Wir sind, gemäß den Vorschriften des
Koran, dazu verpflichtet, zu helfen, wo wir können. Das tun wir auch.
Aber es sind die Huthis selbst, die diese Kampffähigkeit erreicht
haben."

Die USA, Saudi-Arabien und deren Verbündete werfen Iran vor, die
Huthis finanziell und mit militärischer Ausrüstung, vor allem mit
Raketen, zu unterstützen. Die USA haben vor zwei Jahren eine aus
Jemen abgeschossene Rakete präsentiert, die ihren Angaben zufolge aus
Iran stammte. Auch vor kurzem sagte US-Sicherheitsberater John
Bolton, die kürzlich auf Saudi-Arabien aus Jemen abgefeuerten Raketen
stammten aus Iran.

Ghadawi sagte weiter, der Erfolg der Huthis sei darauf
zurückzuführen, dass sie dieselben Taktiken und Strategien befolgten,
die in der islamischen Revolution in Iran angewandt wurden. Zugleich
betonte er: "Wenn wir freien Zugang nach Jemen hätten, wären die
Huthis heute bereits in Riad." Bagheri ist erst kürzlich zum
Vizeoberbefehlshaber der Revolutionsgarden ernannt worden.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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MUSEUM/858: Mönchengladbach - "Tierisch auf Schloss Rheydt" am 7. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Tierisch auf Schloss Rheydt!



Wer Schloss Rheydt besucht, dem fallen vor allem zuerst die schönen
Pfauen auf, die das Gelände besiedeln. Doch: woher kommen sie
eigentlich, wie leben sie, und: warum schlägt der Pfau im Frühling ein
buntes Rad?

Welche Tiere gab es ansonsten noch auf Schloss Rheydt? Und stimmt es,
dass man hier sogar heute noch einen Ort finden kann, der den adeligen
Damen früherer Zeiten behilflich dabei war, auf einem Pferd zu reiten?

Aber nicht nur reale Tiere, sondern auch Tierdarstellungen auf Bildern
wie Wandteppichen haben sich damals großer Beliebtheit erfreut. Wobei
nicht jeder Künstler tatsächlich schon einmal einen Löwen gesehen
hatte. Und so erscheinen manche Darstellungen heute fast ein wenig
seltsam. Da man in der Renaissance gerade erst aufbrach, die neue Welt
zu erkunden, wurden gerne auch Vogeleier, Muscheln wie ausgestopfte
Tiere der neu entdeckten Kontinente zum Bestaunen präsentiert. Nicht
selten verzierte man sie zusätzlich mit kostbarem Geschmeide um ihren
besonderen Wert hervorzuheben.

Gemeinsam mit der Museumspädagogin Simone Friedrich M.A. werden am
Sonntag, 7. Juli, um 15 Uhr im Museum Schloss Rheydt zunächst die
Pfauen des Museums gefüttert. Anschließend geht es zu einem Rundgang
über das Gelände, wie durch die Sammlung, wobei es wahrlich viel
Seltsames zum Entdecken wie bestaunen gibt.

Zum Abschluss erhalten die Kinder einen Ausmalbogen mit dem Bild eines
Pfaus, den sie zu Hause nach eigener Fantasie gestalten dürfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019
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AUSSTELLUNG/9711: Cottbus - Die Spur der Hand. Analoge und digitale Pfade ins Plakat, bis 29.09.2019


Pressemitteilung von: Brandenburgisches Landesmuseum für moderne Kunst

Die Spur der Hand

Analoge und digitale Pfade ins Plakat

Ausstellungsdauer: 30.6. - 29.9.2019



Im Brandenburgischen Landemuseum für moderne Kunst wird am 30.6.2019
die Ausstellung "Die Spur der Hand" im Dieselkraftwerk Cottbus
eröffnet

Die Gruppenausstellung "Die Spur der Hand" zeigt an über 200 Werken
von 24 Künstlerinnen und Künstlern das weite Spektrum analoger und
digitaler Druckvorlagen zur Herstellung eines Plakates. Die
Präsentation kann bis zum 29.9.2019 besichtig werden.

Künstlerinnen und Künstler:

Meinhard Bärmich, Albrecht von Bodecker, Helmut Brade, Feliks Büttner,
Manfred Butzmann, Lutz Dammbeck, Jutta Damm-Fiedler, Karl-Heinz
Drescher, Anneliese und Hans-Eberhard Ernst, Anke Feuchtenberger,
Jochen Fiedler, Bernd Frank, Uwe Häntsch, Jürgen Haufe, Anja Kaiser,
Kleon Medugorac, Jutta Mirtschin, Sebastian Onufszak, Rocket & Wink,
Paula Troxler, Henning Wagenbreth, Andreas Wallat, Dieter Zimmermann

Die Ausstellung versammelt über 200 Arbeiten, die das weite Spektrum
analoger und digitaler Druckvorlagen zur Herstellung eines Plakates
zeigen. Die drucktechnischen Entwicklungen im 20. Jahrhundert
beförderten die Ausformung vielfältiger Gestaltungspfade in der
Plakatkunst: Durch sie wurde eine fast verlustfreie Reproduktion von
Zeichnung, Malerei, Fotografie, Collage und Scherenschnitt in
Kombination mit Typografie und Handschrift möglich. Dennoch schien es
bislang nachrangig zu sein, die vor der Vervielfältigung verwendeten
Materialien und Techniken bei Plakaten konkret zu benennen.

Die Sammlung des BLMK bildete die Grundlage für die Ausstellung, da
sie beste Beispiele aus dem vordigitalen Zeitalter liefert. Ergänzt
werden diese um gegenwärtige Positionen aus dem deutschsprachigen
Raum, auch um sie später in den Museumsbestand aufzunehmen. Einige
dieser jüngeren Plakate geben ihre digitale Herkunft deutlich zu
erkennen, andere bedienen sich stärker einer Ästhetik des
Handgemachten, oder es kommt in ihnen zu einer reizvollen Mischung
beider Entwurfsarten. Elf thematische Rubriken benennen die "Spuren
der Hand" nach Charakter oder dominantem Werkzeug bzw. Material:
"Gerissen, geschnitten", "Pinsel/Klecks", "Mit Stift, Feder und
Kreide", "Skriptural", "Kindliche Attitüde", "Collage/Montage", "Über
Fotogründe", "Werkzeugschau", "Übersetzungen", "Computergrafik" und
"Work in Progress". Dieses Nebeneinander der künstlerischen
Handschriften schärft den Blick auf die Eigenheiten analoger,
analog-digitaler und digitaler Entwurfspraktiken: Es ist ein Panorama
an Möglichkeiten, Hand und Computer zu kombinieren, ein Reigen der
sachten oder entschiedenen Technikaneignung oder auch -ablehnung.

Der raumgreifende Einsatz des Computers im Grafikdesign zum Ende der
1980er-Jahre führte zu einer eigenen Ästhetik und zu einer
erweiterten, oftmals schnelleren und flexiblen Arbeitsweise.
Andererseits trieb er aber auch ein zunächst materialferneres, weniger
haptisches Entwerfen voran. Ebnete dieses neue Hilfsmittel die
Unterschiede ost- wie westdeutscher Plakatgestaltung? In welchem Maße
bezogen und beziehen die Plakatgestalter*innen dieses neue Werkzeug
vorbehaltlos in ihren Entwurfsprozess ein? Zur Beantwortung dieser
Fragen schien es naheliegend, wenn nicht gar zwingend, alle
beteiligten noch lebenden Plakatkünstler*innen zu ihren Arbeitsweisen
und zur Machart der ausgestellten Plakate zu befragen. Diese
antworteten ganz nach Belieben, schreibend und zeichnend. Die
Korrespondenz findet sich auszugsweise in der Ausstellung sowie im
Ausstellungskatalog.

Das Brandenburgische Landesmuseum für moderne Kunst wird als Teil der
Brandenburgischen Kulturstiftung Cottbus und Frankfurt (Oder) durch
das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes
Brandenburg sowie die Städte Cottbus und Frankfurt (Oder) gefördert.

Brandenburgisches Landesmuseum für moderne Kunst

Dieselkraftwerk, Uferstraße/Am Amtsteich 15, 03046 Cottbus

Carl-Philipp-Emanuel-Bach-Str. 11 | 15230 Frankfurt (Oder)

www.blmk.de | c.melzer@blmk.de

 * 
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AUSSTELLUNG/9710: Wolfsburg - Anna-Maria Meyer "Dendriten", bis 04.08.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Wolfsburg

Anna-Maria Meyer "Dendriten"

Ausstellungslaufzeit: 28. Juni bis 4. August 2019



Ab Ende Juni werden im Raum für Freunde des Kunstverein Wolfsburg
Arbeiten von Anna-Maria Meyer präsentiert. Die Braunschweiger
Künstlerin setzt sich vorrangig mit der Natur und deren "Auswüchse"
auseinander. Dabei greift sie die vorgefunden biomorphen Strukturen
auf, überträgt diese in verschiedene Medien (z. B. Objektträger,
Overhead-Projektor oder Bleistiftzeichnung) und schafft so
eindrucksvoll differenzierte, teils wuchernde, teils morbid anmutende
Formen.

Der aus dem lateinischen abgeleiteten Terminus der Dendriten, den
Anna-Maria Meyer als Titel ihrer Ausstellung wählte, beschreibt
Verästelungen und Verzweigungen wie sie etwa bei Zellstrukturen in der
Biologie oder bei Schnee- und Eiskristallen in der Geologie vorkommen.
Die Künstlerin möchte die Besucher*innen animieren genau hinzusehen
und neugierig zu sein und kreiert so letztlich eine Ode an das Sehen.

Anna-Maria Meyer (*1987) schloss im Jahr 2014 ihr Studium Bildende
Kunst bei Professorin Kerstin Drechsel und Professor Johannes Spehr an
der Kunsthochschule Kassel mit Auszeichnung ab. In der Vergangenheit
war sie vor allem mit Ausstellungen in der Region präsent, so
beispielsweise zuletzt im Museum für Photographie Braunschweig, im BBK
Braunschweig oder im Schloss Wolfenbüttel.

Anna-Maria Meyer lebt und arbeitet in Braunschweig.

Kunstverein Wolfsburg

Schlossstraße 8

38448 Wolfsburg

www.kunstverein-wolfsburg.de

Öffnungszeiten:

Mi-Fr: 10-17h

Sa: 13-18h

So: 11-18h
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AUSSTELLUNG/9709: Eupen, Belgien - 4/10 - kritische Bestandsaufnahme der IKOB Sammlung, bis 29.09.2019


Pressemitteilung von: IKOB-Museum für Zeitgenössische Kunst

4/10 - Eine kritische Bestandsaufnahme der IKOB Sammlung

Ausstellungsdauer: 03.07. - 29.09.2019



In Sachen Gleichstellung von Künstlerinnen und Künstlern ist das Jahr
2019 offensichtlich in einigen Kunst- und Kulturinstitutionen ein Jahr
des Umdenkens. So zeigt die Tate Modern in London seit April für zwölf
Monate ausschließlich Künstlerinnen aus der eigenen Sammlung. Durch
den Fokus auf die verhältnismäßig selten ausgestellten Kunstwerken von
Frauen, sollen diese stärker repräsentiert und ihr Beitrag zur
Kunstgeschichte angemessen gewürdigt werden. Auch außerhalb der
bildenden Kunst gibt es solche Projekte. So engagiert das
Staatstheater Karlsruhe für die Spielzeit 2018/2019 nur
Regisseurinnen. Zu diesem längst überfälligen Umdenken will auch das
IKOB einen Beitrag leisten. So unterzogen wir unsere Sammlung einer
genaueren Analyse und gingen der Frage nach wie viele Kunstwerke von
Frauen und wie viele von Männern stammen. Es zeigte sich, dass genau
40% der Kunstwerke von Künstlerinnen geschaffen wurden. Vier von zehn
ist tatsächlich kein schlechter Schnitt im Vergleich zu anderen
Museen, deren Quote immer noch bei etwa 25% festgefahren zu sein
scheint. So lag zum Beispiel zwischen 2009 und 2011 der Frauenanteil
bei Kunsteinkäufen der Museen in Nordrhein-Westfalen gerade einmal bei
28% und nur 22% aller vom Land geförderten Einzelausstellungen waren
Ausstellungen von Künstlerinnen. Warum diese niedrige Quote
überraschen muß? Weil seit Jahrzehnten der Frauenanteil an den
Kunstakademien bei konstant über 60% liegt und auch bei den
staatlichen Kunstpreisen zumindest noch Gleichstand zwischen Männern
und Frauen herrscht. Sobald es jedoch an die Teilnahme an
kommerziellen bzw. professionellen Ausstellungen in Galerien, Museen
und Kunstvereinen geht, fällt auf, dass Frauen mit auffälliger
Konsequenz ins Hintertreffen geraten. Schaut man sich dann noch die
Liste der kommerziell erfolgreichsten Künstlerinnen und Künstler an,
so sieht man, dass die Anzahl der weiblichen Topverdienerinnen noch
immer verschwindend gering ist.

Da ein Umdenken nur dort stattfinden kann, wo man sich dieser
Ungerechtigkeit bewusst wird, ist die Ausstellung 4/10 - Eine
kritische Bestandsaufnahme der IKOB Sammlung der bewusste Beginn den
Künstlerinnen aus unserer Sammlung fortan inhaltlich in dem Maße
gerecht zu werden, wie es ihnen zusteht und ihren Beitrag an der
Einzigartigkeit in der (Ost-)belgischen Kunstwelt durch ihre
Sichtbarmachung zu fördern. Daher heißt es aktuell: Männer ins Depot,
Frauen ins Museum.

Ausgestellt werden Kunstwerke folgender Künstlerinnen:
Marie-France Bonmariage, Ellen Brusselmans, Jeanne-Claude, Johanna
Deiglmayr-Buchholz, Delphine Deguislage, Lili Dujourie, Margret
Eicher, Karin Frank, Casaluce Geiger, Denise Gilles, Laurence Gonry
Maria Hasemeier-Eulenbruch, Vera Hilger, Irmel Kamp, Stefanie
Klingemann, Marie-Claire Krell, Sophie Langohr, Andrea Lehnert,
Barbara Leisgen, Esther Liégeois, Lilith Love, Sylvie Macías Díaz,
Nora Mertes, Beatrice Minda, Krain Missy Paule, Tanja Mosblech, Yvonne
Mostard, Sali Muller, Chloé Op de Beeck, Tímea Anita Oravecz, Tinka
Pittoors, Andrea Radermacher-Mennicken, Jana Rusch, Bärbel Schulte
Kellinhaus, Alice Smeets, Merlin Spie, Catharina van Eetvelde, Marlies
Vermeulen (Dear Hunter), Sophie Whettnall, Denyse Willem

Rotenberg 12b

4700 Eupen

Belgien

Öffnungszeiten

Mi. - So.

13.00 - 18.00

Führungen auf Anfrage: m.elebe@ikob.be

Art does not need a common language, it is international by itself.

www.verycontemporary.org

The Network of 14 art institutions of the Meuse-Rhine Euregion. 

Supported by Euregio Maas-Rhein

Mit der Unterstützung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, du Service
général du Patrimoine culturel de la Fédération Wallonie-Bruxelles, de
la Province de Liège, Creutz & Partners

IKOB - Museum für Zeitgenössische Kunst

Rotenberg 12b

Eupen 4700

Belgium
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AUSSTELLUNG/9708: Göttingen - For Better Or Worse, 14.07.-08.09.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Göttingen

For Better Or Worse

Josefin Arnell, Akinola Davies Jr., Isabella Fürnkäs, Sylbee Kim,
Lorna Mills, Rory Pilgrim

Eröffnung: Sonntag, 14. Juli 2019 - 12.00 Uhr

Kunstverein Göttingen

im Alten Rathaus

Markt 9, 37073 Göttingen



Die Gruppenausstellung For Better Or Worse zeigt mit Josefin Arnell,
Akinola Davies Jr., Isabella Fürnkäs, Sylbee Kim, Lorna Mills und Rory
Pilgrim künstlerische Positionen, die sich mit sozialen Beziehungen,
deren innenliegenden Wertesystemen, Wünschen und Vorstellungen
beschäftigen. Werden im Zuge der Digitalisierung schnell
Ressentiments, der Vorwurf der Entfremdung und das Abtauchen in
künstliche Lebenswelten laut, begibt sich For Better Or Worse auf die
unendliche Suche nach neuen Modellen von Beisammensein, Interaktion,
Familie, Freundschaft und anderen sozialen Verbindungen. Werfen einige
der Werke neue Perspektiven für ein Miteinander auf, machen andere das
Konfliktpotential von normativen Zuschreibungen spürbar. Dabei zeigt
sich die zunehmende Ambivalenz von Distanz und Nähe, sowie Realität
und Fiktion im digitalen Zeitalter.

Neben Video, Skulptur, Installation, Fotografie und Zeichnungen liegt
ein besonderer Schwerpunkt der Ausstellung auf der Einbindung von
Musik als affektivem Träger. Rory Pilgrim zeigt beispielsweise einen
Ausschnitt aus seinem Langzeitprojekt und gleichnamigen Lied "The
Resounding Bell", bei dem er einen intergenerationellen Dialog
initiiert. Josefin Arnell arbeitet hingegen seit vielen Jahren mit
ihrer Mutter zusammen und erschafft eine radikale Ästhetik von
Frau-Sein und Familie, die außerhalb dessen liegt, was in unserer
Gesellschaft akzeptiert ist. In einer Videoarbeit setzt sich Akinola
Davies Jr. mit dem symbiotischen Verhältnis zu Luxusmarken-Fälschungen
auseinander, die eine Abgrenzung zu anderen sozialen Schichten
vermittelt und die persönliche soziale Identität bestätigt. Eine
mehrteilige Sound-Installation der Künstlerin Isabella Fürnkäs
verkörpert wiederum die entstehenden Leerstellen, wenn trotz
zwischenmenschlicher Begegnung und Interaktion, Gefühle von Isolation
und Trennung genährt werden. Mit ihren humorvollen und zugleich
verstörenden GIF-Installationen reflektiert Lorna Mills das Verhalten
in den Sozialen Medien und liefert einen unzensierten Kommentar zur
digitalen Kommunikation. Und auch Sylbee Kim thematisiert in ihrer
Videoinstallation gesellschaftspolitische Prozesse, indem sie durch
die Gegenüberstellung von archaischen und utopischen
Gesellschaftsentwürfen das Streben nach technologischem Fortschritt
mit dem Glauben an ewiges Leben und Spiritualität verbindet.

Die Ausstellung For Better Or Worse, im Guten wie im Schlechten,
untersucht, wie zeitgenössische und netzaffine Künstler*innen die
Themen Freundschaft, Liebe und Zusammensein ausdrücken, und zielt
darauf ab, aktuelle Entwicklungen und Stereotypen kritisch zu
hinterfragen und gleichzeitig Potenziale für das soziale Zusammenleben
zu betonen.

Kuratiert von

Tomke Braun und Daniela Seitz

 * 

15.08.19, 18.00 Uhr

Donnerstag-Dialoge

Ob als Ausklang des Tages oder als Auftakt für den Feierabend, die
"Donnerstag-Dialoge" bieten die Möglichkeit die Ausstellung zusammen
mit unseren KunstvermittlerInnen zu erkunden, und sich auszutauschen.

08.09.19, 15.00 Uhr

Sonntagsführung

Rundgang durch die Ausstellung mit der Kunsthistorikerin Lara Siegers.

Text: Kunstverein Göttingen

Ausstellungsdauer: 14.07.-08.09.2019

Kunstverein Göttingen

Postfach 2518

37015 Göttingen

Tel: 0551 44899

info@kunstvereingoettingen.de

 * 
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AUSSTELLUNG/9707: Prenzlau - Besuch bei alten Bäumen, 06.07.-29.09.2019


Pressemitteilung von: Dominikanerkloster Prenzlau

Ausstellung "Besuch bei alten Bäumen" wird am 6. Juli im Kloster
eröffnet



Prenzlau (dpr). Die Ausstellung "Besuch bei alten Bäumen" wird am
Sonnabend, 06. Juli, um 15 Uhr, in der Klostergalerie im Waschhaus im
Dominikanerkloster Prenzlau eröffnet. Gezeigt werden Fotos, Grafiken
und Objekte von Wolfgang Sibora, Matthias Schilling & Dagmar Seidel.

Zur Ausstellungseröffnung wird herzlich eingeladen.

Gezeigt wird die Ausstellung in der Klostergalerie im Waschhaus vom
07. Juli bis 29. September 2019, zu folgenden Öffnungszeiten: Dienstag
bis Sonntag von 10 bis 18 Uhr.

"Bäume sind faszinierende Lebewesen voller Kraft, Anmut und Charakter.

Ohne sie wäre unser Leben nicht möglich. Wir teilen unsere Welt mit
Ihnen, und doch befinden sie sich zeitlich und räumlich in einer
völlig anderen Dimension.

Wir betrachten sie mit Ehrfurcht und Bewunderung, sie schenken uns
Inspiration und Freude.

Jeder, der einmal mit offenen Sinnen einen gewaltigen Baumstamm umarmt
hat, die rissige, warme Borke unter seinen Händen gespürt hat, ist
fasziniert.

Für unsere Vorfahren waren alte Bäume Heiligtümer. Sagen und Legenden
ranken sich um sie. Die Wälder waren voller Baumgeister und manchmal
kann man sie auch heute noch sehen..."

Dominikanerkloster Prenzlau

Öffentlichkeitsarbeit

Uckerwiek 813, 17291 Prenzlau

Telefon: 03984/ 75 261

e-Mail: info@dominikanerkloster-prenzlau.de

Internet: www.dominikanerkloster-prenzlau.de

 * 
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FÜHRUNG/990: Kassel - "Bauhaus / dokumenta. Vision und Marke" am 16.7.2019


Stadt Kassel

Treffpunkt Senioren im Museum

"Bauhaus / documenta. Vision und Marke"



"Bauhaus / documenta. Vision und Marke" ist Thema beim nächsten
Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 16. Juli, 14.30 Uhr, in der
Neuen Galerie. Die zirka einstündige Führung mit Dr. Vera Leuschner
bietet neben den Informationen auch die Möglichkeit, Anregungen und
Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit der
Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro.

Die Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen begrenzt, bei Bedarf wird im
Anschluss eine zweite Führung angeboten.

Weitere Informationen unter den Telefonnummern 05 61/7 87-50 24
(vormittags) sowie 05 61/50 71.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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DA/651: Sabota - ein Freiraum für freie Menschen


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

SABOTA - a free space for free people

von Hélène Distel, 12. Juni 2019



Pristina ist keine große Stadt, und es dauert nicht lange, um Genoss*innen
zu finden. Am Abend einer Konferenz gab mir eine der kosovarischen
Universitätsprofessorinnen einen Zettel mit einer Telefonnummer. Ich solle
mich bei denen melden, das seien Genoss*innen.

Sabota ist ein soziales Zentrum im Ulpiana Distrikt in Pristina. Im
Erdgeschoss eines Wohnblocks ist der kleine Raum mit Tischen und Stühlen,
Flyerständern und Postern ausstaffiert, eine Theke und ein großzügiger
Kühlschrank mit Biervorrat machen den Treffpunkt komplett.

"Wir finanzieren uns mit dem Verkauf von dem Bier und gelegentlichen
Solipartys. Das können wir aber nicht überstrapazieren, wegen der
Nachbarschaft",

sagt ein Genosse und deutet auf die oberen Etagen des Blocks. Wir stehen
vor dem Eingang, wo Platz ist zum Rauchen. Seit Herbst 2017 besteht das
kleine "Quendër Sociale Sabota". Es ist nichts weniger als die Erfindung
des kosovarischen Anarchismus. Denn, so wird es mir erzählt, es gibt keine
libertäre Tradition in Kosova. Das ist auch der Grund, warum R. zur Zeit an
der ersten albanischen Übersetzung anarchistischer Theorien arbeitet. Es
wird ein Buch mit Essays und Artikeln von Emma Goldman, Pyotr Kropotkin,
Errico Malatesta und Voltairine De Cleyre werden. R. ist Teil des
Kollektivs, das Sabota gründete und Teil der anarchosyndikalistischen
Gruppe Pristinas (GASP), die von einigen Marxist*innen verstärkt wird. Denn
sehr groß ist das Kollektiv noch nicht. Alle Menschen sind aber unabhängig
von ihrer Identität und ihren Lebenssituationen in Sabota willkommen, außer
Polizisten, Militärangehörige, Faschist*innen und andere Rechte sowie
Menschen, die ihren Gewinn auf dem Rücken anderer erwirtschaften.

Seit einigen Jahren ist Sabota jetzt schon Treff- und Sammelpunkt linker
Ideen.

"Wir diskriminieren niemanden, aber bekämpfen alle, die das tun. Wir
bauen Fenster, wo nur Mauern stehen, wir entwickeln Kritik, wo diese
verboten ist, wir befördern Solidarität an Orten, wo es nur
Gleichgültigkeit gibt, wir schaffen Inhalte an Orten, wo Marketing,
Organisierung, wo Vereinzelung und Widerstand, wo Unterdrückung
vorherrschen."

Hier finden Diskussionen, Partys, Filmvorführungen und Plena statt,
zeitweise war das Zentrum auch Zuhause für die zwei Straßenhunde Jara und
Bella. Richtig einfach zu vermitteln ist die Idee des sozialen Zentrums
nicht immer.

"Ich denke, es gibt immer noch eine Denkweise, die Linken nicht
versteht. Wenn Sie Kommunist sind, verbinden sie Sie mit dem Serbien von
Milosevics oder dem albanischen kommunistischen Diktator Enver Hoxha. Wenn
Sie ein Anarchist sind, verbinden sie Sie mit Gewalt und Terrorismus."

sagt ein Genosse im Interview mit dem unabhängigen Magazin Kosovo 2.0 .

Und doch scheinen sich langsam aber sicher Netzwerke aufzubauen. Zu einem
neu eröffneten, soziokulturellen Zentrum in der Nähe (TERMOKISS) bestehen
schon Kontakte:

"Dort teilen zwar nicht alle unsere Ideen, aber es gibt eine große
Offenheit und ein paar politische Leute. Außerdem können wir unsere
Überzeugungen dort mit in die Diskussionen tragen". 

So auch bei den Planungen zum 1. Mai. Letztes Jahr kamen rund 50 Menschen
zur Kundgebung, dieses Jahr waren es bereits 200, dank einer breiten
Kooperation mit NGOs und anderen Organisationen:

"In diesem Jahr kam es zum ersten Mal zu einem dezentralen Protest, bei
dem verschiedene Gruppen zum Protest aufriefen und zur gleichen Zeit, am
gleichen Ort und auf den gleichen Marschrouten koordinierten. ... Ich
denke, es war ein sehr wichtiger Schritt, um eine neue Strategie der
Protestorganisation hier im Kosovo voranzutreiben, bei der normalerweise
nur eine Gruppe den Protest organisiert und andere Gruppen ihren
Dachverband betreten sollten." 

Obwohl es große politische und strukturelle Unterschiede zwischen Sabota
und den NGOs gibt, ist eine Zusammenarbeit der einzig sinnvolle Weg für
eine größere Öffentlichkeit. Die seit der Unabhängigkeit von Kosova
florierende Landschaft westlicher NGOs und Stiftungen ist ein Milieu, von
dem sich die Aktivist*innen sonst klar abgrenzen. Kosova ist nach
Jahrzehnten der Unterdrückung durch den serbischen Staat und nach einem
grausamen Krieg im Jahr 2008 erst unabhängig geworden. Nach der
Intervention der NATO in diesem Krieg kam das Gebiet unter die Verwaltung
der Vereinten Nationen. Heute sind 70% der Bevölkerung unter 30 Jahre alt.
Hier wird nicht nur der Anarchismus neu erfunden.

"Sabota wird die Basis für eine andere Art von Aktivismus bilden - einen
horizontaleren Aktivismus". 

Eine Gruppe, die sich auch regelmäßig in Sabota trifft sind LGBT-
Aktivist*innen. Auch wenn sie mit linken Ideen liebäugeln, sind hier keine
erklärten Anarchist*innen zu finden. Aber auch sie fühlen sich in den
bürgerlichen NGOs nicht zu Hause, unterstützen aber in den vergangenen zwei
Jahren trotzdem deren Vorhaben, zum ersten Mal in der Geschichte des Landes
eine Pride zu organisieren. Das ist ein mutiges Vorhaben im homophobsten
Land des Balkans, aus dem viele Menschen allein aus diesem Grund
emigrieren.

Einen schwierigen Moment durchlebte Sabota im Februar 2018, als
schwerbewaffnete Polizei das Social Centre stürmte.

"Die Sonderpolizei umzingelte die Nachbarschaft und die örtliche Polizei
kam unter dem Vorwand, sie käme aus Sicherheitsgründen ins Zentrum. In der
gleichen Zeit haben Unterstützer von Erdogan begonnen, unsere
Facebook-Seite mit Kommentaren zu spammen."

Im Rahmen einer Aktionswoche zur Solidarität mit den Kurdischen
Genoss*innen und den Kämpfen in Afrin war Kurdische Musik gespielt worden.
Nach einer Razzia wurden eine Person ohne gültige Ausweisdokumente und eine
Person, die ein Messer in der Tasche hatte, zur Wache gebracht. Sabota
schrieb danach auf facebook:

"Wir als Kollektiv des Sozialzentrums sehen diese Polizeieingriffe als
eine politisch motivierte Intervention des im Kosovo installierten
Establishments, der Elemente des türkischen Staates innerhalb dieser
Institutionen und der türkischen Botschaft. Wir rufen die Polizei auf, die
beiden jungen Leute zu befreien, die angeblich einen Angriff auf das
Sozialzentrum geplant hatten." 

Sie spielten an diesem Abend bis spät in die Nacht kurdische Musik, noch
lange, nachdem die beiden Genoss*innen schon wieder frei waren.

Auch dieses Jahr muss Sabota mit größeren Einschnitten rechnen. Im Juni
müssen sie den aktuellen Raum verlassen und schauen sich momentan nach
einem neuen Raum um.

"Wir haben eigentlich keinen Zukunftsplan. Wir wollen mit dem Raum als
Freiraum fortfahren, in dem sich Menschen treffen und organisieren können.
Es ist das einzige autonome linke politische Zentrum hier und seine
Existenz ist sehr wichtig, auch für uns Anarchisten." 

Sabota würde sich über Unterstützung freuen, fügt ein Genosse hinzu. Etwa
über Bücher, Broschüren, anderes Material und finanzielle Unterstützung.
Ich jedenfalls will Pristina nicht mehr ohne Sabota denken. Hier dauert es
nie lange, um auf den Punkt zu kommen, oder mindestens auf eine spannende
Debatte. Auf die Frage hin, was ich noch in diesem Artikel für die
Genoss*innen hier übermitteln kann, antwortet R. kurz und treffend:

"Unsere Botschaft wäre, den Kampf gegen jede Art von Unterdrückung und
für eine freie Gesellschaft fortzusetzen." 


Hier sehen Sie einige Fotos:

https://www.facebook.com/patrik.domi.7/media_set?set=a.10161804107995215&type=3


URL des Artikels bei "DA - Direkte Aktion":

https://direkteaktion.org/sabota/

URL der Artikels mit deutschen Übersetzungen bei "A - Infos ·
Informationsdienst von, für und über Anarchisten":

http://www.ainfos.ca/de/ainfos07883.html

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU

Ludwigstraße 37, 06110 Halle (Saale)

Telefon: +49 (0) 151 555 595 63

E-Mail: geko(ätt)fau.org

Internet: https://direkteaktion.org
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GLEICHHEIT/6900: Deutsche Verteidigungsministerin soll EU-Kommission führen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Deutsche Verteidigungsministerin soll EU-Kommission führen

Von Peter Schwarz

4. Juli 2019



Nach wochenlangem Gezerre [1] haben sich die europäischen Staats- und
Regierungschefs am Dienstag auf eine neue Führungsspitze der Europäischen
Union geeinigt.

Neue Chefin der EU-Kommission soll die amtierende deutsche
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen werden. Die Führung der
Europäischen Zentralbank (EZB) soll die bisherige Direktorin des
Internationalen Währungsfonds (IWF), die Französin Christine Lagarde
übernehmen. Als Präsident des Europäischen Rats ist der frühere belgische
Premierminister Charles Michel vorgesehen und als neuer EU-Chefdiplomat der
frühere spanische Außenminister Josep Borrell.

Die Kommissionspräsidentin muss noch vom Europäischen Parlament betätigt
werden, wo es erheblichen Widerstand gegen von der Leyen gibt. Da die 751
Abgeordneten aus 28 Mitgliedstaaten geheim abstimmen, könnte der Vorschlag
im Parlament noch scheitern.

Das Europaparlament hat allerdings bereits am gestrigen Mittwoch den
Italiener David Sassoli zu seinem neuen Präsidenten gewählt und damit den
fünften Spitzenjob der EU dem Vorschlag der Regierungschefs entsprechend
mit einem Sozialdemokraten besetzt. Von der Leyen und Lagarde stammen aus
dem konservativen Lager, Michel ist Liberaler und Borrell Sozialdemokrat.

Der Vorschlag der Staats- und Regierungschefs ist ein klares politisches
Signal. Er steht für den Ausbau der EU zu einer militärischen Großmacht
unter deutsch-französischer Vorherrschaft.

Der Streit um die neue Führung der EU hatte gezeigt, wie tief die
Gegensätze, Risse und Konflikte in der EU mittlerweile sind. Sie verlaufen
zwischen Nord und Süd, Ost und West, zwischen unterschiedlichen
wirtschaftlichen und außenpolitischen Interessen und Parteien. Sie sind
derart scharf, dass Kompromisse und einhellige Lösungen zunehmend unmöglich
erscheinen.

Noch am 20./21. Juni hatte sich der reguläre EU-Gipfel in Rumänien nicht
auf einen Nachfolger Jean-Claude Junckers an der Spitze der EU-Kommission
einigen können. Die deutsche Kanzlerin Angela Merkel beharrte auf dem
Deutschen Manfred Weber, der als Spitzenkandidat der konservativen
Europäischen Volkspartei (EVP) zur Europawahl angetreten war, während der
französische Präsident Emmanuel Macron Weber strikt ablehnte.

Als sich abzeichnete, dass Weber weder bei den Staats- und Regierungschefs
noch im Parlament über eine Mehrheit verfügte, arbeitete Ratspräsident
Donald Tusk am Rande des G20-Gipfels in Osaka in Absprache mit Merkel und
Macron einen neuen Vorschlag aus. Nun sollte der Spitzenkandidat der
Sozialdemokraten, der Niederländer Frans Timmermans, Kommissionspräsident
werden und die EVP dafür den Posten des Parlamentspräsidenten und des 
EU-Außenbeauftragten erhalten. Die Ratspräsidentschaft sollte an einen
Liberalen gehen.

Doch auf einem EU-Sondergipfel am 30. Juni scheiterte dieser Vorschlag am
erbitterten Widerstand der Osteuropäer. Sie verziehen Timmermans nicht,
dass er als EU-Kommissar Rechtsstaatsverfahren gegen Polen und Ungarn
vorangetrieben hatte. Trotz 19-stündigen Verhandlungen, die bis in die
Vormittagsstunden des Montags dauerten, schien keine Lösung in Sicht. Der
Gipfel wurde auf Dienstag vertagt.

Den überraschenden Vorschlag, Ursula von der Leyen zur Kommissionschefin zu
küren, bezeichneten dann viele Kommentatoren als "Wunder". Auf von der
Leyen konnten sich alle Regierungschefs einigen, weil sie wie keine andere
für die Aufrüstung der Europäischen Union zu einer Militärmacht steht, die
sowohl den USA wie China entgegentreten kann.

Die 60-jährige ausgebildete Ärztin und siebenfache Mutter zählt zu den
ehrgeizigsten und rücksichtslosesten Politikerinnen Deutschlands. Bereits
ihr Vater, Ernst Albrecht, war 14 Jahre lang Ministerpräsident von
Niedersachen. Von der Leyen selbst ist seit 2005 Mitglied der Regierung
Merkel, zuerst als Familien-, dann als Arbeits- und ab Dezember 2013 als
Verteidigungsministerin.

Seit sie Verteidigungsministerin ist, sind die deutschen Militärausgaben
von 30 auf 45 Millionen Euro gestiegen. Sie verfügt über gute Verbindungen
zur Nato und war führend am Militäraufmarsch an der Grenze zu Russland
beteiligt. Deshalb genießt sie auch die Unterstützung der osteuropäischen
Regierungen. Gleichzeitig treibt sie das Projekt einer Europäischen Armee
voran, das auch von Macron unterstützt wird, und engagiert sich für den
Bundeswehreinsatz in Zentralafrika und Mali, wo deutsche eng mit
französischen Truppen zusammenarbeiten.

Laut mehreren Berichten soll von der Leyen von Macron, und nicht von
Merkel, für den Kommissionsvorsitz vorgeschlagen worden sein. Für den
französischen Präsidenten war es besonders wichtig, den EZB-Vorsitz für
Frankreich zu sichern. Als neuer EZB-Präsident war wiederholt auch Jens
Weidmann, der Präsident der Deutschen Bundesbank, ins Spiel gebracht
worden, der als strikter Verfechter einer restriktiven Geldpolitik gilt.
Das wollte Macron unbedingt verhindern.

Christine Lagarde ist als IWF-Chefin zwar auch für Austeritätsprogramme
verantwortlich. So hat der IWF als Mitglied der sogenannten Troika
sämtliche Spardiktate mit ausgearbeitet, die die Bevölkerung Griechenlands
ruiniert haben. Lagarde hatte aber auch einen Schuldenschnitt für das
hochverschuldete Land vorgeschlagen, was in Berlin auf strikte Ablehnung
gestoßen war.

Bevor Lagarde 2011 an die Spitze des IWF wechselte, war sie vier Jahre lang
französische Finanzministerin in der konservativen Regierung von François
Fillon gewesen. Sie wurde später verurteilt, weil sie in dieser Funktion
403 Millionen Euro Entschädigung an den dubiosen Geschäftsmann Bernard
Tapie ausbezahlt hatte.

Der Personalvorschlag der Staats- und Regierungschefs würde die
Vorherrschaft Deutschlands und Frankreichs in der EU erheblich stärken.
Wird von der Leyen vom Europäischen Parlament bestätigt, wäre sie die erste
deutsche Kommissionvorsitzende seit Walter Hallstein vor 52 Jahren.

Auch Charles Michel, der Ratsvorsitzender werden soll, gilt als Vertrauter
Emmanuel Macrons. Er gehört wie Macrons Partei La République en Marche den
Liberalen an. Als belgischer Regierungschef hatte Michel mit der
nationalistischen Neu-Flämischen Allianz koaliert. Ihm wird deshalb
zugetraut, enger mit rechtsextremen Parteien wie der italienischen Lega
zusammenzuarbeiten, die ihr Gewicht in der Europawahl erheblich erhöht
haben.

Der zukünftige EU-Außenbeauftragte Josep Borrell blickt auf eine lange
Karriere in der spanischen sozialistischen Partei (PSOE) zurück. Von 2004
bis 2007 war er Präsident des Europäischen Parlaments. Vor einem Jahr hatte
ihn der neugekürte Regierungschef Pedro Sanchez zum spanischen
Außenminister ernannt. Borrell ist ein strikter Gegner der Unabhängigkeit
Kataloniens, wo er selbst herstammt.

Der Personalvorschlag der europäischen Staats- und Regierungschefs bedeutet
einen deutlichen Ruck nach rechts, hin zum Militarismus und einer stärkeren
deutsch-französischen Vorherrschaft in Europa. Sie wird die Konflikte
innerhalb der EU nicht lösen, sondern weiter verschärfen. Das gilt nicht
nur für die osteuropäischen Mitglieder, die in den führenden Ämtern der EU
überhaupt nicht mehr vertreten sind, sondern auch für das Verhältnis
zwischen den westeuropäischen Mächten.

So zeigten sich konservative Medien in Deutschland empört über die
Nominierung Lagardes. Die Welt kommentierte: "Mit der Nominierung
von Lagarde haben die EU-Regierungen die letzte Chance auf eine Rückkehr
zur Stabilitätsunion vertan." Wie der heutige EZB-Chef Mario Draghi stehe
sie "für einen Kurs, der eher Schuldenländern zugutekommt als
Gläubigernationen".


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/30/gipf-m30.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1886: "Besonders, nicht krank"


graswurzelrevolution Nr. 440, Sommer 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Besonders, nicht krank"

Aussortieren und planbar machen. 

Ein Kommentar zum Trisomie-Bluttest von Robert Krieg



Neulich in der Stadthalle einer Kleinstadt in Rheinland-Pfalz. Auf
der Bühne spielt eine Coverband einen Kult-Song von "The Police".
Neben mir stampft ein junger Mann mit Down-Syndrom zum Punk-Rhythmus
und reckt die geballte Faust in Richtung Bühne. Den Text kennt er
auswendig. Er geht in der wogenden Menschenmenge auf. Individuell und
integriert zugleich bildet er einen lebendigen, lebensbejahenden
Aspekt der Vielfalt menschlichen Daseins ab.


Natalie Dedreux ist in Deutschland das Gesicht der Menschen mit
Down-Syndrom. Sie kämpft für ihre Anerkennung als Bürger/innen unseres
Landes, die "besonders, nicht krank" sind. Die Frage, ob Krankenkassen
die Kosten für Trisomie Bluttests bei Schwangeren übernehmen sollten,
beantwortete Frau Dedreux eindeutig im Deutschlandfunk: "Das soll es
nicht geben, weil es sonst weniger Menschen mit Down-Syndrom auf der
Welt gibt. Wir wollen nicht mehr abgetrieben werden. Wir sind
supercool drauf."

Der Bundestag diskutierte die Frage ohne Fraktionszwang. Als Lehre aus
unserer deutschen Geschichte im Umgang mit Andersartigkeit.
Entsprechend lebendig war die Diskussion. Einer der eher selten
gewordenen Momente in der Geschichte des bundesdeutschen
Parlamentarismus, in der die Ernsthaftigkeit der Kontroverse und
Debatte den wahren Geist einer parlamentarischen Demokratie
widerspiegelte. Ein Aspekt, der übrigens in der Wahrnehmung und
Beurteilung der Auseinandersetzungen über den Brexit im englischen
Unterhaus sträflich vernachlässigt wird.

Im SWR-Fernsehen läuft eine Sendung, bei der ich mir verblüfft die
Augen reibe: Die deutschen Restaurantküchen werden von
Fertigprodukten, sogenanntem Convenience-Food, überrollt. Für Azubis
heißt das: Sie reißen nur noch Tüten auf und lernen nicht mehr, wie
man selbst kocht. Für die Geschäftsführung heißt das mehr Effizienz
und weniger Kosten, für den Kunden heißt das mehr vom Gleichen. Der
Geschäftsführer der Convenience-Food Firma erklärt stolz, dass dadurch
den Kunden mehr Sicherheit im Wohlbekannten geboten würde. Ein
Argument für Kundenbindung. Aus Furcht vor unkontrollierbarer Vielfalt
ist ein Geschäftsmodell geworden, das weltweit unser Konsumverhalten
steuert.

Das scheinbar Disparate dieser Beobachtungen eint eine analytische
Erkenntnis: Wir leben in einer vom Diktat der Ökonomie
durchformatierten Welt, in der Eigenständiges und Widerständiges
keinen Platz haben darf, denn sie beeinträchtigen die erwarteten
Renditen. Wenn wir heute über Eugenik sprechen, müssen wir uns
zugleich mit dem zerstörerischen Primat des Ökonomischen beschäftigen.

"Mit der durchgängigen Ökonomisierung aller Lebenswelten ist ein neues
Verständnis vom Menschsein entstanden: Der Zweck des neuen 'Homo
oeconomicus' erschöpft sich in der Realisierung ökonomischer Ziele und
dem Streben nach größtmöglicher Gewinnoptimierung."(1)

Da ist kein Platz für Andersartigkeit, und alle anderslautenden
Erklärungen zur Inklusion bleiben vollmundige Lippenbekenntnisse. Die
Politik stellt nicht die erforderlichen, erheblichen finanziellen
Mittel bereit, um Inklusion an Schulen gelingen zu lassen.

In der Bundestagsdebatte wurden Argumente ausgetauscht, die für sich
genommen richtig sind. Die finanzielle Lage der Betroffenen dürfe
nicht den Ausschlag darüber geben, ob sie sich den Trisomie Bluttest
leisten können oder nicht, sagten die Befürworter/innen. Den Schritt
in eine eugenische Gesellschaft, in der Kranke und Behinderte
aussortiert werden, befürchteten die Gegner/innen. Der Bezug auf die
Geschichte der deutschen Erbgesundheitslehre und ihrer mörderischen
Praktizierung im Nationalsozialismus muss die Grundlage bleiben, wenn
wir über Trisomie, Designer Babys oder Sterbehilfe streiten. Gerade in
Deutschland sind wir uns das schuldig. Was in der Debatte wieder zu
kurz kommt, ist die Kosten-Nutzen-Rechnung sowohl in einem
unmittelbaren als auch in einem übergeordneten Sinn. Die massenhafte
Anwendung des Trisomie Bluttests verschafft der Pharma-Industrie einen
erhöhten Profit. Zugleich verspricht die damit einhergehende massive
Abtreibung von Föten mit Down-Syndrom die "Entlastung" der
Gesellschaft von Menschen, die rein wirtschaftlich gesehen zusätzliche
Kosten verursachen und aufgrund eines eingeschränkten Leistungsumfangs
weniger profitabel sind. Dass Menschen mit Down-Syndrom unseren
gesellschaftlichen Alltag durch menschliches Glück und die Verbreitung
von Empathie wertvoll machen, wie ich es am Anfang dieses Textes zu
skizzieren versucht habe, taucht in dieser Rechnung nicht auf.

Ich gestehe mir nicht das Recht zu, eine schwangere Frau davon
abzuhalten, den Bluttest zu machen, um ein Kind mit Down-Syndrom zu
verhindern. Es ist ihre freie Willensentscheidung, die ihr nicht
genommen werden darf. Was wir allerdings dringend brauchen, ist die
gesellschaftliche Akzeptanz und Wertschätzung von menschlichen
Dispositionen und Verhaltensweisen, die sich der ökonomischen
Verwertung entziehen. Ihre Ausgrenzung und Abtötung macht unser Leben
ärmer und einfältiger. Es geht um die Öffnung von sozialen Räumen, die
es Müttern und Vätern erlauben, Kinder mit Down-Syndrom ohne
finanzielle Belastung und gesellschaftliche Diskriminierung erziehen
zu können.

Die durch den Trisomie-Test durchgeführte Aussonderung von
"lebensunwertem" Leben bleibt scheinbar ideologiefrei und dadurch
salonfähig.

Das unterscheidet sie von der Rassehygiene im Dritten Reich. Die
Ideologie der Gegenwart ist das Versprechen einer durch medizinischen
Fortschritt erreichbaren leidensfreien Zukunft. "Unausgesprochen im
Hintergrund steht die Unterscheidung zwischen lebenswertem und
lebensunwertem Leben."(2)

Natalie Dedreux weiß, dass ihre Besonderheit unsere Gesellschaft
bereichert und vielfältiger macht. Für den gesellschaftlichen
Fortschritt sind kreative Räume, die Unvorhergesehenes,
Nonkonformismus und Spontanes zulassen, unverzichtbar.

Natalie Dedreux wird als zukünftige Journalistin dazu einen wertvollen
Beitrag leisten.

Anmerkungen:

(1) Robert Krieg: "... Und über uns kein Himmel", Verlag Graswurzelrevolution 2012

(2) Robert Krieg: "Schöne neue Welt - Menschenzucht und Sterbehilfe",
in: Freundeskreis Paul Wulf (Hg.), "Lebensunwert? NS-Psychiatrie,
Zwangssterilisierung und Widerstand", Verlag Graswurzelrevolution 2007
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VORWÄRTS/1482: "Wir Frauen* werden nie wieder in die Unterwerfung zurückkehren!"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 14. Juni 2019

"Wir Frauen* werden nie wieder in die Unterwerfung zurückkehren!"

Interview mit Yirley Rodríguez Naranjo von Fabian Perlini



Die Venezolanerin Yirley Rodríguez Naranjo ist Aktivistin im
Kollektiv Cimarrón, das sich für die bolivarische Revolution und für
Feminismus einsetzt. Sie erzählt von den erkämpften Rechten für Mütter
und Hausfrauen* sowie von der Zusammenarbeit mit vertriebenen
Kolumbianer*innen und landlosen Brasilianer*innen im Kampf für ein
würdevolles Leben.


vorwärts: Genossin Yirley, du bist Aktivistin im
Kollektiv "Cimarrón" (sinngemäss "entlaufene Sklaven"). Bitte berichte
uns von eurer Arbeit!

Yirley Rodríguez: Cimarrón ist eine soziale Organisation von
Frauen* und Männern* hier in Venezuela. Sie entstand in der Hitze der
bolivarischen Revolution aus den Kämpfen der Universitätsstudent*innen
für den Aufbau eines kommunalen Staates. Wir bestehen aus jungen
Menschen, die sich organisieren, um Kommunen und kommunale Räte
aufzubauen um die Gemeinschaften politisch zu schulen und kulturelle
Aktionen zu veranstalten. Entstanden sind wir 2005 in der Stadt
Maracaibo im Grenzgebiet zu Kolumbien. Und dieses Territorium prägt
den Kampf des Kollektivs: Die Belagerung durch das kolumbianische
Paramilitär, die Vertreibung der kolumbianischen Bevölkerung durch den
Krieg, die Konfrontation mit Guerillakriegen, all dies hat unsere
Arbeit geprägt. Es entstand ein gemeinsamer Kampf der
Geschwistervölker von Kolumbien und Venezuela. Und seit den 13 Jahren
ihres Bestehens befruchtet die Basisarbeit von Cimarrón die
kulturelle, die feministische sowie die sozialistische Revolution.


vorwärts: Diese enge Zusammenarbeit von Venezolaner*innen
und Kolumbianer*innen ist eine höchst interessante Sache, denn in
unseren grossen Medien werden die beiden Länder und ihre Völker meist
als verfeindet dargestellt.

Yirley Rodríguez: Das Volk von Kolumbien und Venezuela teilt
sich eine Vergangenheit, die geprägt ist von der Eroberung und
Vertreibung indigener Völker. Diese haben ihren Widerstandskampf
zusammengeschlossen und sich schliesslich der Befreiungsarmee von
Simón Bolívar angeschlossen, um sich von der spanischen Kolonialmacht
zu befreien. Heute teilen sich Venezuela und Kolumbien ein 2219
Kilometer langes, dünn besiedeltes Grenzland, dominiert von Konflikten
um Land und Ressourcen sowie vom kolumbianischen Drogenhandel. In
Kolumbien leiden die Bauern* und Bäuerinnen*, die Indigenen und die
ursprünglich aus Afrika stammenden Familien unter der Vertreibung aus
ihren Territorien. Verantwortet wird diese durch den Bergbau
transnationaler Konzerne, die natürliche Ressourcen beschlagnahmen,
sowie durch halbstaatliche Streitkräfte. Die Paramilitärs bestehen aus
Armeen von mordenden Söldnern, die das Bauernvolk schikanieren, das um
Land, gegen den Monsanto-Konzern und allgemein gegen den Kapitalismus
kämpft. Heute leben 5,6 Millionen Kolumbianer*innen legal in
Venezuela. Das sind 25 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die
kolumbianischen Migrant*innen haben hier würdige Lebensbedingungen und
Hoffnung gefunden, die es in Kolumbien nicht für sie gibt. Im Gegenzug
bereichern sie die Kultur und den Handel.


vorwärts: Ihr habt euch auch mit landlosen Arbeiter*innen
aus Brasilien zusammengeschlossen. Wie kam es dazu?

Yirley Rodríguez: Es ist wichtig, über die Grenzen hinaus
grundlegende Arbeit und Ausbildung zu leisten. Durch die Erforschung
der sozialen Bewegungen in unserem Amerika (Nuestramerica) lernten wir
die MST Brasiliens kennen. MST steht für Movimiento de Trabajadores
Rurales sin Tierra de Brasil, die Bewegung der landlosen Landarbeiter
in Brasilien. Eine wichtige Rolle dabei spielte auch die
internationalistische Brigade 'Apolonio de Carvalho'. De Carvalho war
eine wichtige Figur in der brasilianischen Partei der Arbeit. Die nach
ihm benannte internationalistische Brigade ist eine Gruppe von
Aktivist*innen der MST, die sich der bolivarischen Revolution
angeschlossen hat. Sie trägt bei zur politischen Bildung, zur
Verbreitung agroökologischen Saatguts und zum Kampf gegen
Kapitalismus, Patriarchat und Imperialismus. Gemeinsam haben wir die
Idee einer Schule der marxistischen politischen Formation entworfen,
in der die Methode des dialektischen historischen Materialismus
entwickelt wird, wie sie vom brasilianischen Pädagogen Paulo Freire
zur Bildung des Volks neu entworfen wurde. Eine Schule der sozialen
Bewegungen für die sozialen Bewegungen. Seit 2018 ist es meine
Aufgabe, die Schule zu koordinieren. Wir lassen diese Verantwortung
rotieren, so dass verschiedene Aktivist*innen Methoden erlernen und
Erfahrungen sammeln können.


vorwärts: Welche Bedeutung haben Frauen* generell in der
aktuellen Situation in Venezuela?

Yirley Rodríguez: Im Zuge der bolivarischen Revolution haben
sich die Arbeiterinnen* als historisches politisches Subjekt zu
verstehen begonnen. Ihre Beteiligung an der Basis und an der Führung
der bolivarischen Revolution erstarkte. In unserer Revolution geht es
um soziale Gerechtigkeit für die unterdrückten und ausgebeuteten
Menschen. Die Frauen* sehen darin die Möglichkeit für die endgültige
Emanzipation von den Systemen der kapitalistischen, patriarchalischen,
rassistischen und kolonialistischen Unterdrückung, in deren Zentrum
stets Angriffe auf Frauen* stehen. So sehen sich die Frauen* als
Chavista-Volk, d.h. als Aktivistinnen* und Kämpferinnen* zum Aufbau
einer Volksmacht gegen die bürgerliche Macht und den Machismo.
Organisiert sind wir in verschiedenen Strukturen: in der Partei, den
Kommunalräten, den Gemeinden und in den Räten, die die Versorgung der
Bevölkerung mit Lebensmitteln organisiert, den CLAPS.


vorwärts: Wenn Du von 'der Partei' sprichst, meinst du
die Vereinigte Sozialistische Partei Venezuelas (PSUV), die von Maduro
geleitet wird?

Yirley Rodríguez: Ja, die PSUV, die von Genosse Nicolás Maduro
geleitet wird. Die PSUV hat eine eigene Vizepräsidentschaft für
Frauen*. Diese ist beispielhaft für die politische Partizipation von
und für Frauen*. Sie wurde geschaffen, um den feministischen
Sozialismus zu stärken. Es ist die Pflicht dieses Gremiums, die
Beteiligung von Frauen* an den Entscheidungen der Partei zu fördern,
sodass sich die PSUV wie auch der Staat entpatriarchalisiert und die
Befreiung der Frauen* aus aller Art von Unterdrückung vorangetrieben
wird. Die Vizepräsidentschaft hat dafür in jedem Bundesland ein
Frauen-Team.


vorwärts: Trotz ihrer Fortschrittlichkeit stehen die PSUV
und die Maduro-Regierung stark unter Beschuss. Welchen Einfluss hat
die US-Bedrohung auf die Bewegung der Frauen*?

Yirley Rodríguez: Die Chavista-Frauen* leisten entschieden
Widerstand gegen die Einmischung der USA. Wir organisieren uns in
Kampagnen zur Abwehr der unmoralischen Blockade, die die Vereinigten
Staaten gegen Venezuela verhängt haben. Und wir haben uns versammelt,
um die Grenze vor einer ausländischen Invasion zu schützen. Dies
geschah zum Beispiel im Kampf der Brücken am 23. Februar 2019 an der
kolumbianisch-venezolanischen Grenze. Da haben Frauen* die
Souveränität und die territoriale Integrität Venezuelas verteidigt.
Sie stellten sich den kolumbianischen Paramilitärs und Polizist*innen
zu Pferd entgegen. Diese wurden von Chavista-Frauen* konfrontiert, die
bereit waren, ihr Leben zu geben zur Verteidigung der bereits
erworbenen Rechte.


vorwärts: Was sind das für Rechte, die sich die Frauen*
im Zuge der bolivarischen Revolution erkämpft haben?

Yirley Rodríguez: Ich spreche von Rechten wie der Anerkennung
des wirtschaftlichen Werts der Hausarbeit, die Frauen*
jahrhundertelang ohne Entschädigung, sondern als Sklavinnen* des
Familienchefs, ausgeübt hatten. Artikel 88 der neuen Verfassung von
Venezuela tritt dieser Ungerechtigkeit nun entgegen. Darin steht: Der
Staat garantiert die Gleichstellung von Männern und Frauen bei der
Ausübung des Rechts auf Arbeit. Der Staat erkennt die Hausarbeit als
eine wirtschaftliche Tätigkeit an, die einen Mehrwert schafft und
sozialen Wohlstand erzeugt. Hausfrauen haben nach dem Gesetz das Recht
auf soziale Sicherheit. Hausfrauen* werden also ihr Ruhestand sowie
alle anderen Rechte garantiert, die auch andere Arbeiter*innen haben.
Viele weitere Errungenschaften gibt es im Arbeitsrecht. So haben
Frauen heute das Recht auf vor- und nachgeburtliche Ruhepausen, die
sie zu insgesamt 26 Wochen Mutterschaftsurlaub kombinieren können.
Dazu kommt die Verkürzung der Arbeitstage mit dem gleichen Gehalt um
Stillen zu können sowie Teilzeit-Urlaub während der ersten beiden
Jahre nach der Geburt eines Kindes, sowohl für die Mutter als auch für
den Vater. Diese Rechte wurden damals von Frauen* selbst entworfen: an
den über 60 Versammlungen im Jahr 2011. Ich hatte damals die Ehre,
daran teilnehmen zu können. Ich erinnere mich an ein Gespräch, in der
eine Genossin sagte, dass die Chefs sich nun aufregen würden, weil wir
nach der Geburt nur noch vier Stunden arbeiten. Darauf erinnerte eine
andere Genossin daran, dass der Chef uns mehr braucht als wir ihn.


vorwärts: Das sind enorm frauenfreundliche und
fortschrittliche Gesetze! Kannst du dieses 'Recht auf Stillen' genauer
erklären?

Yirley Rodríguez: Im Jahr 2017 haben wir die Verabschiedung des
Gesetzes zur Förderung, zum Schutz und zur Unterstützung des Stillens
erreicht. Dies garantiert die Rechte berufstätiger Mütter während der
Stillzeit, fördert ethische Praktiken bei der Vermarktung von
Babynahrung und sieht Sanktionen bei Verstössen vor. Wir lehnen die
Milchformeln der transnationalen Ernährungsunternehmen wie Nestlé ab,
die unsere Kinder krank machen und Suchtverhalten erzeugen.


vorwärts: Die venezolanischen Frauen* von heute sind
mutige Protagonistinnen der Geschichte, die nie wieder in die
Unterwerfung zurückkehren werden. Stösst ihr damit auch auf Gegenwehr?

Yirley Rodríguez: Wir sind emanzipierte Frauen* und werden
niemals zurückkehren in die Sklaverei der unvergüteten Hausarbeit.
Einige Leute kritisieren, dass Frauen* für die Partei, im Gemeinderat,
in der Arztpraxis oder für die Verteilung der CLAP-Pakete arbeiten.
Durch ihren Einsatz würden sie ihre Familien vernachlässigen. Es wird
uns auch nachgesagt, dass wir verliebt seien oder verrückt geworden
sind und unsere Werte verloren hätten. Auf solche Kritik antworten wir
damit, dass wir lediglich verrückt sind in unserer Liebe zum Volk. Und
die verlorengegangenen 'Werte' sind lediglich jene des Rassismus, des
Chauvinismus, des Gehorsams und der Unterwerfung. Andere Werte werden
jedoch von uns gestärkt: der Respekt, die Solidarität und die
sozialistische Arbeit.


vorwärts: Diese Werte teilen wir! Alles Gute für eure
weiteren Kämpfe!

 * 
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FORSCHUNG/151: Studie - Für digitale journalistische Inhalte gibt es Zahlungsbereitschaft (idw)


Universität zu Köln - 02.07.2019

Für digitale journalistische Inhalte gibt es Zahlungsbereitschaft - wenn
die Inhalte stimmen!

• Studie ergibt fünf Handlungsempfehlungen zur Steigerung der
Zahlungsbereitschaft für digitaljournalistische Inhalte

• Unter anderem sind bequeme Plattformlösungen, gute und auffindbare
Inhalte sowie Mehrwert den Befragten wichtig



Frei nach dem Motto "Money for nothing and content for free" werden
tagesaktuelle Informationen ebenso wie aufwändig recherchierte Reportagen
im Digitalen vornehmlich kostenfrei konsumiert. Wie können sich
journalistische Angebote also nachhaltig finanzieren? Mit dieser Frage
beschäftigt sich das aktuelle Forschungsprojekt der Landesanstalt für
Medien NRW, das gemeinsam mit den beteiligten Wissenschaftlern der
Universität zu Köln und der Bauhaus-Universität Weimar vorgestellt wurde.

Die Ergebnisse im Überblick:

1. Plattformen als Zukunftsmodell

Nutzerinnen und Nutzer wünschen sich einen "One-Stop-Shop", bei dem sie -
ähnlich wie bei Netflix oder Spotify - auf sämtliche Inhalte zugreifen
können, ohne zwischen Anbietern zu wechseln. Redaktionen bündeln so
Ressourcen und Kräfte, und auch Nischenanbieter finden ihre Zielgruppe.
Die Zahlungsbereitschaft beläuft sich auf etwa zehn Euro pro Monat.

2. Gute Inhalte, gute Auffindbarkeit, gute Betreuung

Befragte fühlen sich durch die extreme Masse an Informationen im Digitalen
überfordert. Sie wünschen sich daher eine individuelle Aufbereitung der
Inhalte - abgestimmt auf ihre Bedürfnisse und ansprechend dargestellt.
Dabei lohnt sich die Investition in Moderation. Auch der raue Ton und die
unsachlichen Debatten auf News-Seiten stoßen Nutzerinnen und Nutzer ab.

3. Den Mehrwert sichtbar machen

Leserinnen und Leser zahlen nicht für "reine Informationen". Daher sollten
Redaktionen den sogenannten Nutzerwertjournalismus in ihrem Angebot
stärken. Für seriöse Ratgeber und Hilfsangebote besteht durchaus eine
Zahlungsbereitschaft, da der Mehrwert des Angebots ganz unmittelbar
erkannt wird. Damit schaffen Redaktionen außerdem exklusive Inhalte und
sind weniger kopierbar.

4. Werbequalität erhöhen, Werbefreiheit anbieten

Aufdringliche Werbung nervt. Nutzerinnen und Nutzer wünschen sich eine
bessere Personalisierung der Werbung und attraktivere Formate. Außerdem
besteht im werbefreien Angebot eine Möglichkeit der Preisdifferenzierung
für zahlungspflichtige Angebote - Leserinnen und Leser sind bereit, für
Werbefreiheit zu zahlen.

5. Gedruckter Journalismus ist Türöffner und Identitätsstifter

Das Printprodukt überzeugt nach wie vor. Zum Markteintritt oder zur
Stärkung der Markenidentität kann sich die Investition in Printversionen
lohnen. Denn Befragte schätzen die kompakte Bündelung der Inhalte und das
Gefühl, ein wertiges Produkt in den Händen zu halten. Die
Zahlungsbereitschaft ist hier nach wie vor wesentlich höher, und die
Empfehlung lautet daher: Best-of-Inhalte auskoppeln und zusätzlich als
Printprodukt vertreiben.

Im Rahmen der Nutzerstudie wurde sowohl quantitativ (mit 6.017
Teilnehmenden, repräsentativ für die deutsche Online-Bevölkerung) als auch
qualitativ (mit 55 Personen in acht Gruppen) erhoben, für welche
digitaljournalistischen Inhalte Nutzerinnen und Nutzer zahlungsbereit
sind. Die Tendenz der Ergebnisse überrascht wenig: Über 75 Prozent der
Befragten geben an, dass es die Grundidee des Internets sei, Informationen
über kostenlose Wege zu verbreiten. Entsprechend gering ist auch die
Zahlungsbereitschaft für digitaljournalistische Inhalte.
Die Befragten gaben aber beispielsweise an, für ein Plattform-Modell, bei
dem die journalistischen Inhalte personalisiert und kuratiert sind,
zahlungsbereit zu sein.

"Dass ein großer Teil der Bevölkerung der Auffassung ist, durch ihren
Internetzugang, den Rundfunkbeitrag oder ihren Wert für die werbetreibende
Industrie bereits ausreichend zur Finanzierung des Journalismus
beizutragen, ist bedauernswert. Gleichzeitig gibt es aber auch
vielversprechende Möglichkeiten, wie Redaktionen und Medienschaffende
vielen der vorherrschenden Vorbehalte gegenüber digitalem Journalismus
entgegenwirken können", ordnet Prof. Dr. Christian Wellbrock, Universität
zu Köln, die vorliegenden Ergebnisse ein.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 02.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1276: Deutschlandfunk Kultur - Fußballfrauen. Kritische Stimmen einer Minderheit, 6.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Fußballfrauen

Kritische Stimmen einer Minderheit

Von Ronny Blaschke

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 56'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 6. Juli 2019 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"MeToo" hat in vielen Bereichen der Gesellschaft eine Debatte über die
strukturelle Benachteiligung von Frauen angestoßen. Eine Bastion der
Männlichkeit blieb außen vor: Fußball. Immer wieder werden die wenigen
weiblichen Ultras, die besonders leidenschaftlichen Fans, mit
Belästigungen und sexualisierter Gewalt konfrontiert. An den
Schaltstellen des Fußballs, in Vorständen oder Aufsichtsräten, sind so
gut wie keine Frauen vertreten. Der Autor begleitet drei
Aktivistinnen, die sich für einen vielfältigen und demokratischen
Fußball einsetzen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1957: WDR 3/WDR 5 - "The Dark Ages" von Milo Rau, 6./7.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

EY, JUGO!

The Dark Ages

Von Milo Rau

Mit Sudbin Music, Vedrana Seksan, Valery Tscheplanowa und Manfred
Zapatka

Musik: Laibach

Technische Realisation: Matthias Fischenich und Jochen Schefter

Regie: Milo Rau und Stefan Bläske

Produktion: WDR 2016

Hörspiel | 6. Juli 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Hörspiel am Sonntag | 7. Juli 2019, 17.04 - 18.00 Uhr | WDR 5



Was geschieht mit Menschen, wenn Ihre persönlichen Überzeugungen und
Staaten zerbrechen? In biografischen Close-ups erzählt "Dark Ages" von
der finsteren Vorgeschichte des sich vereinenden Europas.

Aus urheberrechtlichen Gründen kann das Hörspiel leider nicht zum
Download angeboten werden. Sie können die Sendung aufzeichnen. Auf
unserer Seite "Der WDR RadioRecorder" finden Sie dazu einige Tipps.

Es war eine traumatische Urszene des heutigen Europas: der
Jugoslawienkrieg in den 1990er-Jahren. Mit ihm ist der Krieg
zurückgekehrt auf diesen Kontinent. Vier Menschen erzählen aus ihrem
Leben: von Krieg und Vertreibung, vom Verlust von Heimat und
Ideologie. "Europe is falling apart" singt dazu die slowenische 
Kult-Band Laibach in ihrem Soundtrack zu "Dark Ages". Srebrenica und
Sarajevo, aber dann auch wieder Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg
oder Russland nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion - europäische
Geschichte im Prisma persönlicher Erfahrungen.

1999 steigt die NATO in den Kosovokrieg ein. Eine humanitäre
Intervention? Jugoslawien zerfällt, doch die Konflikte bleiben. Auch
20 Jahre danach. Vom 30. Juni bis 6. Juli untersucht das WDR 3
Hörspiel die Kerben, die der Krieg hinterlassen hat - und die Aussicht
für die Balkanregion und Europa.

Redaktion: Isabel Platthaus

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. Juni 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1923: Deutschlandfunk - Rumänien. Die Todeszüge von Iaşi, 6.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rumänien

Die Todeszüge von Iaşi

Mit Reportagen von Leila Knüppel

Gesichter Europas

Samstag, 6. Juli 2019 18.05 , 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Erinnerungsarbeit ist schmerzhaft. Lange wurde das dunkle Kapitel
der Judenvernichtung in Rumänien tabuisiert. Dabei wurde auch dort der
Mord an Menschen jüdischen Glaubens staatlich organisiert. Eine
treibende Kraft dahinter war Rumäniens Diktator Ion Antonescu. Im
Sommer 1941 ordnete er an, die Stadt Iaşi "von Juden zu säubern".
Etwa 15.000 Menschen wurden erschlagen oder erschossen, sie erstickten
oder verdursteten in Zugwaggons. Es war der Auftakt zur
Judenvernichtung in Rumänien, der mehrere 100.000 Menschen zum Opfer
fielen. Auch heute wollen viele Rumänen davon nichts wissen. Trotzdem
tut sich etwas. In der Schule ist der Massenmord seit einigen Jahren
Thema, Mahnmale erinnern an die Gräueltaten von Iaşi und die
wenigen noch lebenden Zeitzeugen erzählen ihre Geschichten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1921: Mönchengladbach - Technisches Zeichnen mit "AutoCAD" ab 8.7.2019


Stadt Mönchengladbach

Bildungsurlaub: AutoCAD



Dieses VHS-Seminar ab Montag, 8. Juli, jeweils 9 bis 16 Uhr, in der
VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, vermittelt grundlegende
und weiterführende Kenntnisse des technischen Zeichnens mit AutoCAD.
In praktischen Übungen lernen die Teilnehmer den Umgang mit der
Software und den Einsatz der wesentlichen Programmfunktionen kennen.

Entgelt: 177,50 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9114: Aus aller Welt - 04.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Von der Leyen als EU-Kommissionschefin nominiert

Vor dem Hintergrund der Kontroverse um die überraschende Nominierung
von Ursula von der Leyen als EU-Kommissionspräsidentin hat
EU-Ratschef Donald Tusk im Europaparlament um Unterstützung für das
beschlossene Personalpaket geworben. Daß die Staats- und
Regierungschefs zwei Frauen und zwei Männer für Schlüsselposten
vorgeschlagen haben, bezeichnete Tuska in Straßburg als positive
Entwicklung. Der jetzige Kommissionschef Jean-Claude Juncker lobte
die CDU-Politikerin bei einem Treffen in Brüssel unterdessen als
wahre Europäerin. Die Sozialdemokraten und Linken kündigten bereits
an, daß sie die Nominierung der Verteidigungsministerin nicht
unterstützen werden.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9114: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vier Todesfälle nach Taser-Einsätzen der Polizei

Im osthessischen Fulda ist ein 63jähriger Mann wenige Tage nach einem
Taser-Einsatz der Polizei gestorben. Der Fall liegt bereits
eineinhalb Jahre zurück. Die Behörden hatten den Einsatz einer
Elektroschockwaffe bisher verschwiegen. Nun hat Innenminister Peter
Beuth (CDU) auf eine Anfrage des Linken-Abgeordneten Hermann Schaus
im hessischen Landtag den Vorfall in Fulda bestätigt. Damit haben in
Deutschland in den vergangenen Monaten bereits vier Menschen
infolge von Taser-Einsätzen ihr Leben verloren. Im Mai war in
Frankfurt am Main ein 49 Jahre alter Mann nach einem Stromstoß mit
einem Tasergerät zusammengebrochen und wenige Tage später gestorben.
Ein 56jähriger erlag im Januar in Pirmasens (Rheinland-Pfalz) einem
Herzinfarkt, nachdem er von einem Elektroimpulsgerät getroffen worden
war, im Oktober starb in Nürnberg (Bayern) ein 43jähriger nach dem
Einsatz einer Elektroschockpistole.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9111: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehrsoldat im Kosovo gestorben

In der kosovarischen Hauptstadt Pristina ist ein deutscher Soldat
leblos in seiner Einsatzunterkunft aufgefunden worden. Einem Sprecher
des Einsatzführungskommandos in Potsdam zufolge geht die Bundeswehr
bisher von einer natürlichen Todesursache aus. Der Militärangehörige
war Teil des deutschen Einsatzkontingents der KFOR (Kosovo Force).

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9113: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grünen-Chefin Baerbock fordert Umbau des Verfassungsschutzes

Vor dem Hintergrund der Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten
Walter Lübcke (CDU) fordert die Grünen-Chefin Annalena Baerbock
einen kompletten Umbau des Verfassungsschutzes. Das Bundesamt für
Verfassungsschutz müsse in zwei Behörden aufgespalten und neu
aufgebaut werden, sagte die Politikerin in einem Gespräch mit der
"Rheinischen Post". Um einer wachsenden rechtsextremistischen
Bedrohung effektiver entgegenzuwirken, sollte es laut Baerbock
künftig ein eigenständiges Institut zum Schutz der Verfassung und
eines zur Gefahrenerkennung und Spionageabwehr geben. Der
Hauptverdächtige im Fall des am 2. Juni erschossenen Walter Lübcke
war den Behörden bereits in früheren Jahren durch Kontakte in die
rechtsextreme Szene aufgefallen.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9111: Tragisches und Kurioses - 04.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Unfall auf der Zugspitze

Ein Bergwanderer aus den Niederlanden ist bei Garmisch-Partenkirchen
auf der Zugspitze tödlich verunglückt. Wie die Behörden am Mittwoch
mitteilten, war der Mann auf einem Steig in Richtung Zugspitzplatt
unterwegs. Dabei verlor der 50-Jährige offenbar den Halt, rutschte
auf einem Altschneefeld aus und stürzte 150 Meter in die Tiefe. Er
erlitt tödliche Kopfverletzungen.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8196: Aus Forschung und Technik - 04.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Flughöhe der Raumstation korrigiert

Zwei Wochen vor dem geplanten Start des bemannten Raumschiffs Sojus
MS-13 wurde die Umlaufbahn der Internationalen Raumstation ISS
korrigiert. Um günstige ballistische Bedingungen für die Ankunft der
Kapsel zu schaffen, seien die Triebwerke des Dienstmoduls Swesda für
33 Sekunden gezündet worden, teilte ein Sprecher des
Forschungsinstituts für Maschinenbau (TsNIIMash) der
Nachrichtenagentur Tass mit. Das Reboost-Manöver habe die Flughöhe
der Orbitalstation um rund 900 Meter auf durchschnittlich 413,7
Kilometer angehoben. Sojus MS-13 soll mit Alexander Skworzow, Luca
Parmitano (ESA) und Andrew Morgaden (NASA) an Bord am 20. Juli vom
Kosmodrom Baikonur in Kasachstan abheben. Die Ankopplung ist für den
21. Juli geplant. Die letzte Bahnanpassung der ISS war am 23. Mai
vorgenommen worden.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8210: Aus aller Welt - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Britische Marine setzt Tankschiff in Gibraltar fest

Die britische Marine hat den unter panamaischer Flagge fahrenden
Tanker Grace 1 in Gibraltar festgesetzt. Der örtliche Regierungschef
Fabian Picardo äußerte in einem Video den Verdacht, der Tanker
sollte die staatliche syrische Raffinerie in Baniyas mit Rohöl
versorgen. Die Raffinerie steht seit Mai 2007 zusammen mit Hunderten
Personen und Dutzenden anderer Unternehmen auf einer Sanktionsliste
der Europäischen Union. Spanien erkennt die britische Hoheit über
Gibraltar und die umliegenden Gewässer nicht an. Die spanischen
Behörden überprüfen, ob die Festsetzung der Grace 1 die Souveränität
Spaniens tangiert. Der spanische Außenminister Josep Borrell
berichtete, der Tanker sei auf Gesuch der USA an Großbritannien
festgesetzt worden. Die Marinezeitung Lloyd's List schrieb, der
Tanker könnte im Iran beladen worden sein. In dem Fall würde er gegen
Sanktionen verstoßen, mit denen die US-Regierung die Islamische
Republik belegt hatte. Den Ladungspapieren zufolge stammt das Öl
allerdings aus dem Irak. Die mutmaßliche Route des Tankers vom
Indischen Ozean rund um Afrika durch das Mittelmeer nach Syrien unter
Vermeidung des Suez-Kanals könnte den Berichten zufolge auf ein
Vertuschungsmanöver hindeuten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8168: Medizin und Gesundheitswesen - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Eltern werden immer dicker

Die Deutschen werden immer dicker. So ergab eine Umfrage der AOK, daß
hierzulande weit mehr als die Hälfte der Eltern zu dick ist. 36
Prozent der Väter und Mütter gelten als übergewichtig und 22 sogar
fettleibig. Bei den Vätern fallen 72 Prozent in eine der beiden
Kategorien, bei den Müttern ist es immerhin die Hälfte. Für Jens
Martin Hoyer, den stellvertretenden Vorsitzenden des
AOK-Bundesverbands, ist das Ergebnisse ein klares Alarmsignal.
Schließlich haben Eltern eine Vorbildfunktion, und dieser kommen dicke
Eltern nicht nach.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8198: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Umwelthilfe kann Abmahn- und Klagepraxis fortführen

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) verhält sich mit ihren
Verbraucherschutzklagen gegen Unternehmen nicht rechtsmißbräuchlich,
wie der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe am Donnerstag
konstatierte. Wie die Verbraucherzentralen und der Deutsche
Mieterbund darf die DUH weiterhin als qualifizierte Einrichtung
Unternehmen abmahnen und verklagen, wenn diese gegen
Verbraucherschutzvorschriften verstoßen. Der eingetragene Verein
überwacht insgesamt 20 Branchen. Er mahnt nach eigenen Angaben
wöchentlich rund 30 Verstöße ab und startet etwa 400
Gerichtsverfahren im Jahr. Auf dem Wege flossen der DUH 2017 über
zwei Millionen Euro zu. In einer Reihe von Städten konnte die
Umwelthilfe Diesel-Fahrverbote durchsetzen. Ein Geschäftsführer
mehrerer Autohäuser im Raum Stuttgart, dessen Unternehmen ebenfalls
abgemahnt wurde, klagte gegen die DUH unter dem Verdacht, diese
stelle unzulässigerweise auf finanziellen Gewinn ab und finanziere
mit den Einnahmen aus Abmahnungen und Klagen politische Kampagnen.
Die Umwelthilfe setzt nach eigenen Angaben das Geld für
Verbraucherschutzkontrollen und Verbraucherberatung ein.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8121: Sprache, Kunst und Medium - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Krefelder Kunstmuseum will Mondrian-Werke nicht herausgeben

Im Streit um vier Werke des niederländischen Künstlers Piet Mondrian
hat die Stadt Krefeld am Dienstagnachmittag erklärt, daß sie die
Herausgabe der Bilder ablehnt.

Ein aktuelles Gutachten würde bestätigen, daß deren Besitz rechtmäßig
sei. Das hatten die Erben Mondrians vor rund einem Jahr bestritten und
erklärt, die Bilder seien damals veruntreut worden, was über
Jahrzehnte verschleiert worden sei.

Für Krefeld geht es um Millionenbeträge. 2015 wurde ein Mondrian für
rund 45 Millionen Euro versteigert. Laut Deutschlandfunk Kultur haben
die Erben jetzt nicht nur die Bilder verlangt, sie wollen auch eine
Entschädigung für weitere, mit anderen Museen getauschte Werke.

4. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8187: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Rußland kündigt offiziell den INF-Abrüstungsvertrag

Rußland hat den INF-Abrüstungsvertrag zum Verzicht auf landgestützte
atomarbestückbare Mittelstreckenraketen und Marschflugkörper mit der
Unterzeichnung eines entsprechenden Gesetzes durch Präsident Wladimir
Putin offiziell aufgekündigt. Diesen Schritt hatte Rußland im Februar
angekündigt, als der Vertragspartner USA von dem Abkommen
zurückgetreten war. Ob Rußland die Vertragskündigung rückgängig
macht, hängt von Putin ab. Für die USA läuft die sechsmonatige
Kündigungsfrist am 2. August ab.

4. Juli 2019
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POLITIK/8201: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Neues Instrument, um Haß zu schüren

Der Berliner Landesverband der AfD hat am Donnerstag ein
Internetportal gestartet, auf dem Bürger linksmotivierte,
möglicherweise mit öffentlichen Geldern geförderte Aktivitäten und
Zwischenfälle, in die Linke involviert sind, melden sollen. Unter
anderem mit Hilfe der AfD-Kreisverbände soll geprüft werden, ob die
Angaben zutreffend sind. Mit der Betreuung der Seite beauftragte der
Landesverband eigens einen Redakteur. Das Portal veröffentlicht
selbst ideologisch aufladbares Material aus offiziellen Statistiken,
parlamentarischen Anfragen auf Bundes- und Länderebene sowie
Pressemeldungen. Die vom Bundesfamilienministerium geförderte
Amadeu-Antonio-Stiftung, die sich gegen Rassismus und
Rechtsextremismus einsetzt, bezeichnete das AfD-Portal gegenüber der
Nachrichtenagentur AFP als neues Instrument, um Haß zu schüren.
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SONSTIGES/8171: Tragisches und Kurioses - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwei Tonnen Feuerwerkskörper beschlagnahmt

Nachdem Feuerwehrleute am 28. Juni in Steffenshagen bei Rostock einen
kleinen Brand unterhalb einer unbeaufsichtigten Feuerschale gelöscht
hatten, entdeckten sie in einer benachbarten offenen Scheune etwa 100
auf Paletten gestapelte Kartons mit Feuerwerkskörpern.

Daraufhin wurden die Polizei und der Munitionsbergungsdienst gerufen,
der die rund zwei Tonnen Knallkörper und Raketen abtransportierte.

Inzwischen soll es laut MDR aktuell feststehen, daß die beschlagnahmte
Ware einem ehemaligen Händler gehört. Gegen den 60jährigen Eigentümer
wird wegen fahrlässiger Brandstiftung ermittelt.

4. Juli 2019
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SOZIALES/8199: Arbeit, Soziales und Familie - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Tarifübereinkommen für das private und öffentliche Bankgewerbe

Die Gewerkschaften Verdi und dbv haben in Berlin den Abschluß einer
Tarifvereinbarung für die rund 200.000 Angestellte im privaten und
öffentlichen Bankgewerbe bekanntgegeben. Nach einer Reihe von
Warnstreiks in den vergangenen Wochen hatten sich die
Arbeitnehmervertreter und die Arbeitgeber in der fünften
Verhandlungsrunde auf Gehaltsaufbesserungen um jeweils zwei Prozent
im September 2019 sowie im November 2020 verständigt. Für
Auszubildende wird der Monatslohn ab September um 60 Euro erhöht. Der
Vertrag hat eine Laufzeit von 29 Monaten ab Februar dieses Jahres. Er
schließt auch Tarifregelungen zu Qualifizierung, Arbeitszeit,
Ausbildung und Krankheitsprävention ein.

4. Juli 2019
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UMWELT/8179: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Solarstromproduktion weiterhin hoch

Die Betreiber von Solaranlagen reiben sich die Hände. Die Produktion
von Solarstrom lag in den ersten sechs Monaten bei rund 23,393
Terawattstunden. Das teilte der Bundesverband Solarwirtschaft (BSW)
mit. Als Grund führte die Vereinigung das ungewöhnlich sonnenreiche
Frühjahr in Deutschland und eine anziehende Nachfrage an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8187: Märkte und Finanzen - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Direktinvestitionen in Rußland legen deutlich zu

Die Netto-Direktinvestitionen deutscher Unternehmen in Rußland sind
im ersten Quartal 2019 um mehr als ein Drittel gegenüber dem
Vorjahreszeitraum auf 1,76 Milliarden Euro gestiegen. Viele der von
der Deutsch-Russischen Außenhandelskammer befragten Unternehmen
wollen sich weiterhin in Rußland engagieren, während in anderen
Weltregionen wegen der von Washington angestrengten
Handelsstreitigkeiten zurückhaltend investiert wird. Die gegen Moskau
wegen der Krimübernahme verhängten Sanktionen belasten inzwischen
nicht mehr so stark die Wirtschaftsbeziehungen von Deutschland und
Rußland.

4. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8202: Aus Forschung und Technik - 04.07.2019 (SB)




VOM TAGE



BKA will verschlüsselte Smartphone-Kommunikation ausspähen

Die Wißbegier der Ordnungskräfte hat offenbar keine Grenzen. So will
das Bundeskriminalamt (BKA) auch die verschlüsselte Kommunikation von
Smartphone-Nutzern ausspähen können. Bislang ist nur möglich, Skype
zu überwachen. Immerhin hatte das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe mit seinem Urteil von 2008 die Meßlatte für den Einsatz von
Bundestrojanern hoch gelegt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1146: Wahrnehmungssteuerung - Wie das "Obere Hügelchen" im Gehirn hilft, eine Nadel einzufädeln (idw)


Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH) - 03.07.2019

Wahrnehmungssteuerung: Wie das "Obere Hügelchen" im Gehirn hilft, eine
Nadel einzufädeln

Forscher des Tübinger Hertie-Instituts schreiben dem Areal im Hirnstamm
eine größere Funktion zu als bislang angenommen



Wir sehen nur rund ein bis zwei Prozent unserer Umwelt wirklich scharf -
und zwar den Ausschnitt, der in die Sehgrube (lat.: Fovea Centralis) der
Netzhaut fällt. Um knifflige Handlungen auszuführen, wie etwa einen Faden
durch ein Nadelöhr zu ziehen, müssen unsere Augen daher viele kleine und
sehr präzise Bewegungen ausführen. Nur so können wir den ganzen Vorgang
hochaufgelöst sehen - und vermeiden, dass wir uns in den Finger stechen.
Doch wie kontrolliert unser Gehirn diese Bewegungen? Dieser Frage sind
Neurowissenschaftler um Professor Ziad M. Hafed am Hertie-Institut für
klinische Hirnforschung und der Universität Tübingen nachgegangen. Ihren
Ergebnissen zufolge spielt dabei das sogenannte Obere Hügelchen (lat.:
Superior Colliculum) im Hirnstamm die Hauptrolle. Darüber berichten die
Forscher in der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Current Biology. Die
Erkenntnisse helfen, das Sehsystem und seine Störungen besser zu
verstehen.

"Wir wussten vom Oberen Hügelchen, dass diese Region präzise
Augenbewegungen kontrollieren kann", sagt Studienleiter Hafed. "Was unklar
war: Trifft dies auch auf Augenbewegungen zu, die von einer hohen
Sehschärfe abhängig sind, wie wir sie etwa beim Einfädeln einer Nadel
benötigen?". Um diese Frage zu beantworten, maßen Hafed und sein Team die
Aktivität von Nervenzellen im Oberen Hügelchen des Gehirns von
Rhesusaffen. Die Tiere mussten dabei auf hochaufgelöste Bildern mit
kleinen und präzisen Augenbewegungen reagieren. Anschließend verglichen
die Wissenschaftler das Muster der Nervenzellaktivität mit dem
anatomischen Aufbau des Oberen Hügelchens.

"Wir beobachteten, dass rund ein Viertel bis ein Drittel aller
Nervenzellen im Oberen Hügelchen für die Verarbeitung von Informationen
aus der Sehgrube zuständig ist", so Hafed. "In anderen Worten: 30 bis 40
Prozent der dortigen Nervenzellen verarbeiten ein bis zwei Prozent des
visuellen Bildes." Es vergrößert sich also drastisch die Zahl der
Nervenzellen, die an der Verarbeitung von hochaufgelösten Bildbereichen
beteiligt sind. Hafeds Schlussfolgerung: "Damit eignet sich das Obere
Hügelchen perfekt, um auch präzise Augenbewegungen zu lenken." Das stelle
einen Wendepunkt für die Sehforschung dar: Bislang sei man davon
ausgegangen, dass das Obere Hügelchen nur dazu notwendig ist, die Augen
aus dem Bereich des schärfsten Sehens wegzubewegen.

Die Entschlüsselung der Sehverarbeitung in tieferen Hirnstrukturen hilft
Hirnforschern auch, bestimmte Sehstörungen besser zu verstehen. So ist
beim sogenannten Blindsehen die primäre visuelle Großhirnrinde etwa durch
einen Schlaganfall verletzt. Diese Patienten sind erblindet, können jedoch
auf manche visuellen Reize unbewusst reagieren und zum Beispiel einen
heranfliegenden Ball fangen oder ihm ausweichen. "Parallele Sehbahnen, wie
sie etwa über das Obere Hügelchen laufen, verleihen hier die
Restfähigkeit", erklärt Hafed. "Erkenntnisse über diese Wege können in
Zukunft genutzt werden, um sie spezifisch zu stimulieren und dadurch
spezielle Sehprobleme zu lindern".

Die Studie ist in Zusammenarbeit mit Professor Dr. Klaus-Peter Hoffmann
und Privatdozentin Dr. Claudia Distler von Ruhr-Universität Bochum
entstanden.

Originalpublikation:

Chen et al. (2019):

The Foveal Visual Representation of The Primate Superior Culliculus, 

Current Biology, 29, 1-11. 

doi.org/10.1016/j.cub.2019.05.040

Weitere Informationen unter:

http://www.hih-tuebingen.de

- Hertie-Institut für klinische Hirnforschung

https://www.uni-tuebingen.de

- Eberhard Karls Universität Tübingen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1351
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH), 03.07.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/588: Das Geheimnis der Pilzfarben (idw)


Technische Universität München - 02.07.2019

Das Geheimnis der Pilzfarben



Der Fliegenpilz ist mit seinem roten Hut wohl der auffälligste Vertreter
unter den vielfältig und unterschiedlich intensiv gefärbten Pilzarten.
Welchen Zweck diese Farben erfüllen, war bisher unbekannt. Forscher der
Technischen Universität München (TUM) haben in Zusammenarbeit mit dem
Nationalpark Bayerischer Wald erste Antworten auf dieses Rätsel gefunden.

In der Natur erfüllen bestimmte Farben und Muster meist einen Zweck: Der
Feuersalamander signalisiert seinen Feinden mit seiner auffälligen
Zeichnung, dass er giftig ist, eine rote Kirsche soll Vögel anlocken, die
diese fressen und damit den Samen weiterverbreiten. Andere Tiere wie das
Chamäleon dagegen schützen sich mit Tarnfarben vor der Entdeckung durch
Fressfeinde.

Aber auch das Klima spielt bei der Färbung eine Rolle: Besonders Insekten
oder Reptilien sind in kälteren Klimazonen dunkler gefärbt. Die
wechselwarmen Tiere sind bei der Regulierung ihrer Körpertemperatur auf
die Außentemperatur angewiesen. Durch die dunkle Färbung können sie die
Wärme schneller aufnehmen. Derselbe Mechanismus könnte auch bei Pilzen
eine Rolle spielen, vermuteten die Forscher um Franz Krah, der seine
Doktorarbeit zu diesem Thema an der TUM verfasst hat und Dr. Claus
Bässler, Mykologe an der TUM und Mitarbeiter im Nationalpark Bayerischer
Wald. Denn auch Pilze könnten von der Sonnenenergie profitieren, um sich
besser fortzupflanzen.

Verbreitung von 3054 Pilzarten untersucht

Um diese Theorie zu testen werteten die Forscher Unmengen an Daten aus.
Sie untersuchten die Verbreitung von 3054 Pilzarten in ganz Europa. Dabei
analysierten sie deren Helligkeit und die in den Lebensräumen
vorherrschenden klimatischen Bedingungen. Die Ergebnisse zeigen einen
eindeutigen Zusammenhang: In kalten Klimazonen sind die Fruchtkörper der
Pilze dunkler. Auch jahreszeitliche Veränderungen wurden berücksichtigt.
So fanden die Wissenschaftler heraus, dass Pilzgemeinschaften, die tote
Pflanzenbestandteile abbauen, im Frühjahr und Herbst ebenfalls dunkler
sind als im Sommer.

"Natürlich ist das erst der Anfang", erklärt Krah. "Es ist noch viel mehr
Forschung nötig, bis wir ein generelles Verständnis für Pilzfarben
entwickelt haben." So ist ein zusätzlicher jahreszeitlicher Färbungseffekt
etwa bei Pilzen, die in Symbiose mit Bäumen leben, nicht nachzuweisen.
"Dort spielen dann wohl noch weitere farbliche Funktionen, wie die
Tarnung, eine Rolle." Auch muss noch untersucht werden, wie sehr die
dunkle Färbung tatsächlich die Reproduktionsrate der Pilze beeinflusst.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Quelle:
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ZOOLOGIE/1652: Wert ist relativ - für Menschen, wie für Ameisen (idw)


Universität Regensburg - 02.07.2019

Wert ist relativ - für Menschen, wie für Ameisen



Für Menschen ist fast alles relativ. Wie wir unsere Gehälter, unsere
Regierung und unsere Partner beurteilen hängt zu einem Großteil davon ab,
was wir erwarten und wie unsere bisherigen Erfahrungen waren. Forscher der
Universitäten in Regensburger und Passau haben jetzt herausgefunden, dass
Ameisen, genau wie wir, Wert relativ zu ihren Erwartungen beurteilen.

Früher gingen traditionelle Wirtschaftswissenschaften davon aus, dass Wert
etwas Fixes ist - ein Euro ist so viel wert, wie wir dafür kaufen können,
zum Beispiel eine Flasche Bier. Jedoch wurde die Welt der klassischen
Wirtschaftswissenschaften erschüttert, als Psychologen begonnen haben,
diese Vermutungen zu überprüfen. Es wurde sehr schnell klar, dass Menschen
sich leicht von - manchmal willkürlichen - Referenzpunkten beeinflussen
lassen. Wenn wir kein Getränk erwarten, dann kann ein Bier sehr positiv
wahrgenommen werden. Aber wenn wir Champagner erwarten, kann ein Bier eher
enttäuschend sein. 2002 erhielt Daniel Kahnemann den Nobelpreis für seine
Arbeit über solche relativen Werturteile. Wissenschaftler haben jetzt
angefangen, sich zu fragen, ob dies eine rein menschliche Eigenschaft ist.

"Ameisen haben ein kleineres Gehirn als eine Nadelspitze", erklärt
Biologin Stephanie Wendt, die die Studie durchgeführt hat, "sie lernen
jedoch sehr schnell und können sich schnell Routen einprägen oder
verstehen, dass ein bestimmter Geruch bedeutet, dass Nahrung kommt. Wir
wollten wissen, ob diese Erinnerungen beeinflussen, wie sie die Qualität
von Nahrung bewerten". Wendt hat Ameisen beigebracht, im einen Fall sehr
süße, im anderen Fall weniger süße Nahrung zu erwarten. Sobald die Tiere
gelernt haben die eine Süße zu erwarten, gab sie ihnen eine andere. "Zum
Schluss bekamen alle Ameisen die gleiche mittelsüße Nahrungsqualität, sie
hätten also dieselbe Reaktion zeigen sollen. Haben sie aber nicht".
Ameisen, die eine höhere Nahrungsqualität erwartet haben, haben oft die
mittlere Qualität abgelehnt. Nicht nur das, auch die Begeisterung mit der
sie ihre Schwestern über die Nahrung mit einer Pheromonspur informierten,
war direkt mit ihren Erwartungen verknüpft.

Wie bei Menschen, beeinflusst, dass was andere Ameisen in der Kolonie
bekommen die eigene Wahrnehmung. "Menschen orientieren sich bei ihren
Gehaltsvorstellungen oft an den Gehältern ihrer Mitmenschen", so Zoologe
Dr. Tomer Czaczkes, der die Studie leitete. "Die Ameisen scheinen etwas
Ähnliches zu tun." Wenn die Insekten etwas zu essen zurück zum Nest
bringen, teilen sie es, damit andere Ameisen gegebenenfalls die Nahrung
selbst finden können. "Wenn die Ameise gerade gute Nahrung von einer
anderen Ameise erhalten hat, wird sie vermutlich mittelmäßige Nahrung
verweigern. Wenn sie jedoch schlechte Nahrung erhalten hat, wird sie mit
der mittelmäßigen Qualität zufrieden sein."

Menschliche Verhaltensweisen zu untersuchen ist oft eine Herausforderung,
da Kultur und Bildung das Verhalten bei wirtschaftlichen Experimenten
beeinflussen. "Wirtschaftsstudierende, beispielsweise, reagieren oft
anders als andere Gruppen in Experimenten" erklärt Prof. Dr. Andreas
Roider, Lehrstuhl für Mikroökonomik, der auch an der Studie teilgenommen
hat. "Mit Ameisen zu arbeiten, ist ziemlich ungewöhnlich für einen
Wirtschaftswissenschaftler, aber es ist definitiv ein erfrischender neuer
Blickwinkel, wie wir wirtschaftliches Verhalten verstehen können."

Ameisen regieren vielleicht (noch) nicht die Welt, aber sie sind uns
ähnlicher als wir denken.


Originalpublikation:

Stephanie Wendt, Kim S. Strunk, Jürgen Heinze, Andreas Roider and
Tomer J. Czaczkes,

"Positive and negative incentive contrasts lead to relative value
perception in ants",

eLife 2019;8:e45450.

DOI: https://doi.org/10.7554/eLife.45450
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FORSCHUNG/1614: Die Grenzen der Messgenauigkeit verschieben (idw)


Leibniz Universität Hannover - 02.07.2019

Die Grenzen der Messgenauigkeit verschieben



Forschende von Leibniz Universität und Physikalisch-Technischer
Bundesanstalt entwickeln empfindlichere Quantensensoren
Seit Jahrhunderten erweitert die Menschheit ihr Verständnis der Welt durch
immer genauere Messungen von Licht und Materie. Heute sind mit
Quantensensoren extreme Messgenauigkeiten möglich. Ein Beispiel ist die
Entwicklung von Atomuhren, die in 30 Milliarden Jahren lediglich eine
Sekunde falsch gehen würden. Auch der Nachweis von Gravitationswellen
erfolgte mit Quantensensoren, in diesem Fall mit optischen
Interferometern.

Quantensensoren können Empfindlichkeiten erreichen, die nach den Gesetzen
der klassischen Physik, wie wir sie aus unserem Alltag kennen, nicht
möglich sind. Sie werden nur erreichbar, wenn man in die Welt der
Quantenmechanik mit ihren faszinierenden Eigenschaften eintaucht. Wie etwa
dem Phänomen der Superposition wonach Dinge an zwei Orten gleichzeitig
sein können oder ein Atom zu einem Zeitpunkt zwei unterschiedliche
Energieniveaus einnehmen kann.

Sowohl die Erzeugung als auch die Kontrolle solcher nicht-klassischer
Zustände ist extrem aufwändig. Die hohe Sensitivität für Messungen macht
sie auch anfällig gegenüber äußeren Störungen. Zudem müssen nicht-klassische
Zustände präzise auf eine bestimmte Messgröße optimiert werden.
"Leider geht das oft zu Lasten einer erhöhten Ungenauigkeit in einer
anderen relevanten Messgröße", erklärt Fabian Wolf die Herausforderung.
Dieses Prinzip ist eng verknüpft mit der Heisenberg'schen
Unschärferelation. Wolf ist Teil eines Teams aus Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der Leibniz Universität Hannover, der
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braunschweig und des nationalen
Instituts für Optik in Florenz, das nun eine Methode vorgestellt hat, die
auf einem nicht-klassischen Zustand basiert, der für zwei Messgrößen
gleichzeitig optimiert wurde.

Das Experiment kann als die quantenmechanische Version eines Fadenpendels
veranschaulicht werden. Die beiden optimierten Messgrößen sind in diesem
Fall die maximale Auslenkung (Amplitude) und die Anzahl der Schwingungen
pro Sekunde (Frequenz) des Pendels. Das Pendel wurde dabei durch ein
einzelnes Magnesium-Ion realisiert, das in einer sogenannten Ionenfalle
eingeschlossen wurde. Durch Wechselwirkung mit Laserlicht konnte das
Magnesium-Ion bis in den quantenmechanischen Grundzustand, den kältesten
erreichbaren Zustand, gekühlt werden. Von dort aus wurde ein sogenannter
Fockzustand der Bewegung erzeugt und das Einzel-Atom-Pendel mit einer
externen Kraft in Schwingung gebracht. Amplitude und Frequenz konnten
anschließend mit einer Empfindlichkeit gemessen werden, die mit einem
klassischen Pendel unerreichbar wären. Im Gegensatz zu vorherigen
Experimenten war dies für beide Messgrößen der Fall ohne dass der
nicht-klassische Zustand angepasst werden musste.

Mit seinem neuen Ansatz konnte das Team die Messzeit bei gleicher
Auflösung halbieren beziehungsweise bei gleicher Messzeit die Auflösung
verdoppeln. Hohe Auflösungen sind besonders wichtig für
Spektroskopietechniken die auf einer Änderung des Bewegungszustands
beruhen. Im konkreten Fall wollen die Forscher einzelne Molekül-Ionen
untersuchen, indem Sie diese mit einem Laser bestrahlen und darüber eine
Bewegung des Moleküls anregen. Das neue Verfahren soll eine Untersuchung
des Zustands des Moleküls ermöglichen bevor dieser vom Laser durch zu
lange Bestrahlung gestört wird. "Präzisionsmessungen an Molekülen könnten
uns beispielsweise etwas über die Wechselwirkung von herkömmlicher und
dunkler Materie verraten und damit einen wichtigen Beitrag zur Aufdeckung
eines der größten Rätsel der aktuellen Physik leisten", so Fabian Wolf.
Das erstmalig demonstrierte Messprinzip könnte auch in optischen
Interferometern wie zum Beispiel Gravitationswellendetektoren die
Auflösung verbessern und damit tiefere Einblicke in die Frühzeit des
Universums ermöglichen.

Die Studie ist im Rahmen des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
geförderten Sonderforschungsbereichs "DQ-mat - Designte Quantenzustände
der Materie" entstanden. Ihre Ergebnisse haben die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler nun im Fachjournal Nature Communications
veröffentlicht.


Originalpublikation:

Motional Fock states for quantum-enhanced amplitude and phase measurements
with trapped ions

Fabian Wolf, Chunyan Shi, Jan C. Heip, Manuel Gessner, Luca Pezzè, Augusto
Smerzi, Marius Schulte, Klemens Hammerer, and Piet O. Schmidt

Nature Communications 10

DOI: https://doi.org/10.1038/s41467-019-10576-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128
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ENERGIE/1640: Windenergieausbau stagniert (idw)


Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und Energiesystemtechnik IEE -
03.07.2019

Windenergieausbau stagniert



Die erneuerbaren Erzeuger und speziell die Windenergie entwickeln sich
mehr und mehr zu einem wichtigen Baustein unserer Stromversorgung. 35
Prozent der Bruttostromerzeugung 2018 lieferten erneuerbare Energien,
davon lieferten etwa die Hälfte (17 Prozent) Windenergieanlagen an Land
und auf See. Rückläufig sind jedoch die Ausbauzahlen 2018: Bei der
Windenergie an Land sind diese mit etwa 2,5 Gigawatt um mehr als die
Hälfte geringer im Vergleich mit den Installationszahlen aus 2017 (5,5
Gigawatt). Auf See wurden mit 975 Megawatt etwa 22 Prozent weniger als im
Vorjahr (1249 Megawatt) neu in Betrieb genommen.

»Diese Entwicklung gibt keinen Anlass zum Optimismus«, fasst Dr. Reinhard
Mackensen, Herausgeber des neu erschienenen »Windenergie Report
Deutschland 2018« des Fraunhofer-Instituts für Energiewirtschaft und
Energiesystemtechnik in Kassel, die Eckdaten zur Entwicklung der
Windenergienutzung in Deutschland in 2018 zusammen.

Die Bedeutung der Windenergie nimmt in unserem Energieversorgungsystem
zunehmend eine zentrale Rolle ein. 35 Prozent der Bruttostromerzeugung
2018 stammen aus erneuerbaren Energiequellen, davon mit 17,2 Prozent etwa
die Hälfte aus Windenergieanlagen an Land und auf See. Weiterhin
rückläufig sind die Anteile der fossilen Energieträger Braunkohle (22
Prozent) und Steinkohle (13 Prozent) - beide -1 Prozent gegenüber 2017.
Der Anteil der Kernenergie bleibt unverändert bei 12 Prozent. Der
Windenergiebeitrag zur deutschen Bruttostromerzeugung von 106
Terawattstunden (TWh) im Vorjahr stieg im Jahr 2018 um 5 Prozent auf 112
TWh. Die Stromproduktion mit Windenergieanlagen - onshore und offshore -
ist in unserem Energieversorgungssystem nicht mehr wegzudenken.

Onshore-Zubau eingebrochen

Nur 754 Windenergieanlagen mit 2515 MW Nennleistung nahmen 2018 den
Betrieb auf, der niedrigste Zubau in Deutschland seit 2013. Bundesweit
tragen mittlerweile rund 30 000 Windenergieanlagen an Land mit 53 300 MW
Nennleistung zur Energieversorgung bei. Der größte absolute Leistungszubau
fand mit 780 MW erneut in Niedersachsen statt.

Die durchschnittliche Onshore-Anlage mit Inbetriebnahme in 2018 dreht sich
auf einem Turm mit 133 Meter Nabenhöhe, hat 118 Meter Rotordurchmesser und
3,3 MW Nennleistung.

Offshore-Ausbauziel 2020 wird vorzeitig erreicht

138 Windenergieanlagen auf See mit 975 MW Nennleistung haben 2018 ihren
Betrieb aufgenommen. Weltweit sind insgesamt etwa 21 750 MW
Offshore-Windenergieanlagen in Betrieb. Die meisten - etwa 18 300 MW - in
europäischen Gewässern, z. B. Vereinigtes Königreich 8200 MW, Dänemark
1300 MW, Niederlande 1100 MW, Belgien 1200 MW. In Deutschland werden 6400
MW offshore betrieben. Damit wurde ein Ziel der Bundesregierung »... eine
Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen auf See auf
a) 6500 Megawatt im Jahr 2020 und b) 15 000 Megawatt im Jahr 2030« bereits
Ende 2018 fast erreicht. Es fehlen »nur« noch 100 MW Offshore-Leistung bis
zum ersten Ausbauziel. Eine Marke, die mit den sich gegenwärtig in Bau
befindlichen Projekten schnell überschritten werden wird.

Offshore-Windenergieanlagen werden in Entfernungen zwischen 5 km bis über
100 km von der Küste erbaut, die mittleren Entfernungen liegen bei etwa 37
km. In deutschen Gewässern stehen die Offshore-Windenergieanlagen im
Mittel 58 km von der Küste entfernt und in 29 Meter Wassertiefe. Die 2018
in deutschen Gewässern fertiggestellten Offshore-Windenergieanlagen haben
im Mittel 5,7 MW Nennleistung. »Anlagen von 3 bis 5 MW werden mehr und
mehr durch Anlagen mit Nennleistungen über 5 MW verdrängt. Erste
Offshore-Windenergieanlagen mit Nennleistungen von 8 MW gingen bereits 2018
ans Netz. Die Hersteller bereiten heute schon die nächste Anlagengeneration
vor mit 10-12 MW Nennleistung vor. Die Rotoren dieser Anlagen werden dann
Durchmesser von 164 Meter bis 212 Meter aufweisen«, sagt Mackensen.

17 Prozent des deutschen Strombedarfs durch Windenergie

Für den Energieertrag bilanziert Mackensen: »Mit einer Gesamteinspeisung
von 226,4 TWh deckten die erneuerbaren Energien 35 Prozent des deutschen
Strombe-darfs - mehr als irgendein anderer Energieträger. Die Windenergie
trägt mit 17 Prozent der Bruttostromerzeugung in Deutschland bei und
übertrifft somit die Sparten Kernenergie (12 Prozent) sowie Erdgas und
Steinkohle (jeweils 13 Prozent). Die Windenergie bleibt die tragende Säule
der Energiewende in Deutschland«.

»Special Reports« zu aktuellen Branchenthemen

Der »Windenergie Report Deutschland 2018« dokumentiert und veranschaulicht
die Rolle der Windenergie im Mix der erneuerbaren Energien, die
Entwicklung der Windenergie an Land und auf See sowie die
Herausforderungen der Netzintegration anhand von über 100 Abbildungen und
zahlreichen Tabellen. Mit dem jährlich erscheinenden Report liefert das
Kasseler Fraunhofer-Institut seit 1991 Zahlen und Statistiken zur
Entwicklung der Windenergienutzung. In sechs »Special Reports« berichten
Gastautoren unter den folgenden Titeln zu aktuellen Forschungsthemen:


	Froenix - Der Fraunhofer IWES Offshore-Windenergie-Index

	Stromgestehungskosten Offshore im Ländervergleich

	Windenergie-Informationsdaten-Pool (Wind-Pool)

	Windstrom-PPAs: Potenzial, Chancen und Risiken

	Universitäre Weiterbildung für die Windindustrie

	30 Jahre Monitoring



Der Windenergiereport Deutschland 2018 erscheint im Rahmen des vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geförderten Vorhabens
»Windenergie-Informations-Daten-Pool - Wind-Pool«.


Originalpublikation:

Der Report kann beim Fraunhofer Verlag als gebundenes A4-Magazin erworben
werden (128 Seiten, über 120 Abbildungen, ISBN 978-3-8396-1483-9)
https://www.bookshop.fraunhofer.de oder steht unter http://s.fhg.de/WERD
zum kostenlosen Download zur Verfügung. Hier kann der Windenergiereport
Deutschland 2018 auch als barrierefreies Dokument und im EPUB-Format
abgerufen werden.

Weitere Informationen unter:

http://s.fhg.de/iJ3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1407
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1327: Code von chinesischer Überwachsungsapp analysiert (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 03.07.2019

Code von chinesischer Überwachsungsapp analysiert



Wie eine chinesische Überwachungsapp funktioniert, die Einreisende beim
Grenzübertritt aus Kirgistan nach China auf ihrem Handy installieren
lassen müssen, haben IT-Sicherheitsforscher der Ruhr-Universität Bochum
(RUB) gemeinsam mit einem Rechercheverbund von NDR und Süddeutscher
Zeitung (SZ) analysiert. Die Wissenschaftler fanden heraus, dass die App
das Handy nach etwa 73.000 bestimmten Dateien durchforstet. Außerdem
erstellt sie für den Grenzbeamten einen Bericht, der unter anderem die
letzten Telefonaktivitäten, Kontakte, SMS-Nachrichten und genutzten
Social-Media-Accounts enthält.

Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Wissenschaftler online unter
https://dwuid.com/content/analyzing-mobilehunter. Die Medien berichteten
am 2. Juli 2019 über die Rechercheergebnisse.

Ein Leser der SZ hatte die Zeitung auf das Verfahren aufmerksam gemacht,
bei dem Einreisende ihr entsperrtes Handy an einen Grenzbeamten zur
Installation der App übergeben müssen. Daraufhin nahmen die Medienhäuser
die Recherche auf und zogen die Expertise von Prof. Dr. Thorsten Holz
hinzu. Der Leiter des Lehrstuhls für Systemsicherheit am
Horst-Görtz-Institut für IT-Sicherheit der RUB, einer der Sprecher des
Exzellenzclusters Casa - kurz für Cyber-Sicherheit im Zeitalter
großskaliger Angreifer -, ist Experte für die Analyse von
Softwareapplikationen.

Gemeinsam mit seinem Doktoranden Moritz Contag untersuchte er sowohl die
eigentliche App als auch speziell zwei Unterprogramme der App, die nur als
Maschinencode aus Nullen und Einsen vorlagen. Dieser Code kann direkt vom
Prozessor ausgeführt werden, ist aber für Menschen nicht verständlich.

Bericht über Social-Media-Accounts und Telefonaktivitäten

Die analysierte Android-App erstellt einen Bericht, der Informationen
enthält wie die im Telefon gespeicherten Kontakte, gesendete
SMS-Nachrichten und eine Liste der letzten Anrufaktivitäten inklusive der
Funkstelle, mit der das Handy verbunden war. Mithilfe des ersten
Unterprogramms werden Informationen darüber gesammelt, welche chinesischen
Social-Media-Apps auf dem Handy installiert sind und welche Accounts damit
verbunden sind.

Das zweite Unterprogramm durchforstet das Handy nach bestimmten Dateien.
Dazu enthält sie eine Liste von 73.315 sogenannten Prüfsummen. Diese
werden üblicherweise genutzt, um die Integrität von Dateien
sicherzustellen; sie sind eine Art digitaler Fingerabdruck. Lädt man zum
Beispiel eine Datei aus dem Internet herunter, wird häufig auch eine dazu
passende Prüfsumme angegeben. Nach erfolgtem Download kann der Computer
oder das mobile Endgerät die Prüfsumme der heruntergeladenen Datei
berechnen und sie mit der erwarteten Prüfsumme vergleichen. Wird die Datei
beim Download beschädigt, so stimmen die berechnete und die erwartete
Prüfsumme nicht überein. Sind die beiden Werte gleich, ist sichergestellt,
dass die Datei unverändert ist.

Auf der Suche nach bestimmten Videos

Jede Datei, also jedes Video, jede Text- oder Audiodatei, hat in der
Prüfsumme somit ihren eigenen digitalen Fingerabdruck. Die App berechnet
die Prüfsummen für alle auf dem Handy verfügbaren Dateien und gleicht sie
mit einer hinterlegten Liste ab. "Aus den Prüfsummen kann man allerdings
nicht direkt auf den Inhalt der Datei schließen", erklärt Thorsten Holz.
In dem Unterprogramm der App fanden die Bochumer Forscher neben den
Prüfsummen für jede Datei noch eine zweite Information, nämlich die
Dateigröße.

Anhand dieser Parameter hat das Team der RUB mehr als 1.300 Dateien
identifizieren und dem Rechercheteam von SZ und NDR zur Verfügung stellen
können. Zusammen mit anderen Quellen konnten insgesamt mehr als 2.000
Dateien rekonstruiert werden, die das Rechercheteam dann gemeinsam mit
Kollegen des Guardian und der New York Times im Detail untersuchte.
Darunter waren Videos und Audiodateien mit islamistischer Propaganda, aber
beispielsweise auch ein Dokument zum Dalai Lama oder ein Rocksong einer
japanischen Band.

"Bei der App handelt es sich um ein Überwachungsinstrument, mit dem man
das Handy an der Grenze sehr schnell und effizient nach bestimmten
Informationen durchsuchen kann", folgert Thorsten Holz.


Weitere Informationen unter:

https://www.casa.rub.de/en/

- Exzellenzcluster Casa

https://hgi.rub.de/home/

- Horst-Görtz-Institut für IT-Sicherheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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SICHERHEIT/970: Aussetzung des INF-Vertrages - Deutschland muss jetzt endlich aktiv werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juli 2019

Aussetzung des INF-Vertrages: Deutschland muss jetzt endlich aktiv werden!



Zur offiziellen Aussetzung des INF-Vertrages durch Russland erklärt
Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Dass Russland den INF-Vertrag nun auch offiziell ausgesetzt hat,
bedeutet eine Verschärfung der Sicherheitslage in Europa. Die
Entwicklung hat auch eine fatale Wirkung auf die Diskussion um den
Atomwaffensperrvertrag, dessen Überprüfungskonferenz im kommenden Jahr
durchgeführt wird. Neun von zwölf Staaten, die über
Mittelstreckenraketen verfügen, besitzen Atomwaffen.

Daher muss die Bundesregierung in zwei Schritten vorgehen. Zum einen
gilt es den INF-Vertrag zu bewahren, da er diesen wichtigen
Sicherheitsbereich reguliert. Zum anderen ist eine Weiterentwicklung
in Richtung Multilateralisierung notwendig, da Mittelstreckenraketen,
egal ob land-, luft oder wassergestützt, weltweit und besonders in
Krisenregionen wie zum Beispiel Indien oder Pakistan Verunsicherung
auslösen.

Daher sind jetzt die Bundesregierung und die Europäische Union
gefragt, denn es sind vitale Sicherheitsinteressen Europas betroffen.
Sie darf das Problem nicht weiter aussetzen sondern muss gegenüber
Russland und den Vereinigten Staaten darauf drängen, dass sie
Gespräche aufnehmen und deutlich machen, dass eine einvernehmliche
Lösung in unserem Interesse ist. Dass Russland den Vertrag aussetzt,
aber nicht kündigt, lässt zumindest theoretisch die Möglichkeit,
wieder zu diesem Abrüstungsabkommen zurückzukehren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1861: Anton Hofreiter zum BGH-Urteil zur Deutschen Umwelthilfe


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juli 2019

Anton Hofreiter zum BGH-Urteil zur Deutschen Umwelthilfe



Zum heutigen Urteil des Bundesgerichtshofes zur Deutschen Umwelthilfe
erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Das Urteil ist kräftiger Rückenwind für die gesamte
Zivilgesellschaft, denn es bestärkt sämtliche unabhängige
Nichtregierungsorganisationen in ihrem Engagement. Es macht klar: Die
umfassende, ehrliche Information von Verbrauchern wie auch die
Einhaltung anspruchsvoller Umweltstandards sind Maßstab für eine
moderne demokratische Gesellschaft. Jetzt muss endlich Schluss sein
mit den ständigen Versuchen von Unions- und FDP-Politikern, die
Kompetenzen von Umweltorganisationen zu beschneiden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/1882: Luftangriff auf Flüchtlingslager in Libyen aufklären


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juli 2019

Luftangriff auf Flüchtlingslager in Libyen aufklären



"Der brutale Luftangriff auf ein Flüchtlingslager nahe der libyschen
Hauptstadt muss unabhängig aufgeklärt und die Verantwortlichen
verurteilt werden. Die Verweigerungshaltung der USA im
UN-Sicherheitsrat, eine gemeinsame Erklärung zu verabschieden, ist
zynisch", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Das mögliche Kriegsverbrechen in Libyen muss insbesondere auch
deshalb unabhängig aufklärt werden, da der UN zufolge den
Konfliktparteien die exakten Koordinaten des Lagers vorlagen. Wir
fordern die Bundesregierung auf, sich den Forderungen des
UN-Generalsekretärs António Guterres anzuschließen. Darüber hinaus
muss sich die UN für einen sofortigen Waffenstillstand einsetzen.

Es reicht aber nicht aus, den Angriff zu verurteilen und aufzuklären,
nachdem der 2011 geführte Krieg der NATO das Land ins Chaos gestürzt
hat. DIE LINKE fordert, die libyschen Flüchtlingslager umgehend zu
schließen und die Menschen über das UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR in
für sie sichere Staaten zu evakuieren. Auch die Bundesregierung muss
sich bereit erklären, Flüchtlinge aus den unmenschlichen
Internierungslagern aufzunehmen.

Die EU und die Bundesregierung müssen ihre Zusammenarbeit mit dem Land
in Migrationsfragen, beispielsweise mit der sogenannten libyschen
Küstenwache, die sich mehrfach wegen schwerer
Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht hat, sofort beenden und
die Finanzierung der vorhandenen Strukturen einstellen. Das Land darf
nicht weiter für die EU-Abschottungspolitik instrumentalisiert
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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FINANZEN/1563: Cyberagentur - Viel Bohei um eine überflüssige Gründung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juli 2019

Cyberagentur - Viel Bohei um eine überflüssige Gründung



"Der Bericht des Bundesrechnungshofes unterstützt meine Bedenken an
der Cyberagentur. Ähnliche Strukturen existieren bereits bei
mindestens drei anderen Ministerien. Ich sehe dadurch nicht nur die
Gefahr der inhaltlichen Abgrenzung, sondern auch der Doppel- und
Dreifachfinanzierung. So werden Steuermittel sinnlos verbrannt. Noch
dazu ist die Konstituierung der Cyberagentur als GmbH schwierig, da
sie keine parlamentarische Kontrollmöglichkeit bietet und dem
Parlament somit die Entscheidung über die strategische und inhaltliche
Ausrichtung genommen wird", erklärt Petra Sitte, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zum Bericht des
Bundesrechnungshofs zur geplanten neuen "Agentur für Innovation in der
Cybersicherheit" (Cyberagentur). Sitte weiter:

"Aus ostdeutscher Sicht wird diese Ansiedlung nicht die erhofften
wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Gewinne bringen. Das
versprochene Jobwunder wird ausbleiben. Schon beim Umweltbundesamt in
Dessau haben wir gesehen, dass viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
nicht aus der Region kommen, deswegen befürchte ich, dass es sich auch
bei der Cyberagentur so verhalten wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Juli 2019

Deutscher Bundestag
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WIRTSCHAFT/2172: Sicherheit für Osram-Beschäftigte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juli 2019

Sicherheit für Osram-Beschäftigte



"Osram braucht Investitionen, um aus der Krise zu kommen.
Entscheidendes Kriterium für den Aufsichtsrat muss aber sein, dass
Standorte und Arbeitsplätze gesichert werden. Die Belegschaft braucht
endlich Sicherheit", erklärt Alexander Ulrich, industriepolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Ulrich weiter:

"Gerade wenn Private Equity Fonds und Unternehmensberatungen im Spiel
sind, ist Vorsicht geboten. Die Zusagen, das Unternehmen nicht zu
zerschlagen und die Arbeitsplätze der 26.000 Osram-Beschäftigten zu
erhalten, müssen langfristig gelten und verbindlich festgeschrieben
werden. Zurecht hat die Unternehmensführung Fehler eingestanden. Es
kann nicht angehen, dass für diese Fehler nun die Belegschaft zahlt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Juli 2019
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BUNDESTAG/8617: Heute im Bundestag Nr. 760 - 04.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 760

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.49 Uhr

1. Regierung sieht Einheitssteuersatz kritisch

2. Keine Börse für virtuelle Währungen

3. Verbesserungspotenziale beim Zoll

4. Zollfahndungsdienst und Lobbyismus

5. Stressszenarien von Banken



1. Regierung sieht Einheitssteuersatz kritisch

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Einführung eines einheitlichen
Umsatzsteuersatzes in Höhe von 16 Prozent würde bei Beibehaltung der
bestehenden Steuerbefreiungen zu Steuermindereinnahmen in einer
Größenordnung von rund elf Milliarden Euro führen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11256) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10648) mit. Mit dem Übergang zu einem
einheitlichen Umsatzsteuersatz würde es zwar zu einer erheblichen
Vereinfachung des Umsatzsteuerrechts kommen. Allerdings wäre eine
einheitliche Anwendung des Regelsatzes von 16 Prozent gegenüber dem
Status quo mit kaum vertretbaren Umverteilungseffekten zu Lasten von
Haushalten mit geringem Einkommen verbunden, erwartet die
Bundesregierung.

Derzeit sei geplant, auf die Lieferung von Büchern, Zeitungen und
Zeitschriften auf elektronischem Wege den ermäßigten Steuersatz
anzuwenden, heißt es in der Antwort weiter. Reformen im Bereich des
Umsatzsteuerrechts seien nicht geplant.

Auf Fragen der Abgeordneten, warum für Maultiere und Maulesel der
ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt, aber nicht für Esel, antwortet die
Regierung, die Abgrenzung der begünstigten Gegenstände richte sich
ausschließlich nach den gesetzlichen Vorgaben. Die Ermäßigung sei auch
weiterhin angemessen. Diese Antwort gibt die Bundesregierung auch auf
die Frage, warum für Schweine der ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt,
aber nicht für Wildschweine. Als angemessen wird ebenfalls angesehen,
dass für Hauskaninchen der ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt, aber nicht
für wilde Kaninchen.

 * 

2. Keine Börse für virtuelle Währungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Jahr 2017 wurden bundesweit virtuelle Währungen
in Höhe von rund zehn Millionen Euro und 2018 in Höhe von rund 5,5
Millionen Euro vorläufig gesichert. Wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/11045) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10417)
mitteilt, finden virtuelle Währungen als Zahlungs- sowie als
Wertaufbewahrungsmittel immer größere Akzeptanz und werden insofern
auch für illegale Zwecke zunehmend interessanter. Geschäfte mit
illegalen Gütern auf sogenannten Darknet-Märkten im Internet würden
grundsätzlich über derartige Währungen abgewickelt. Diese illegalen,
in virtuellen Währungen anfallenden Einnahmen der Verkäufer würden
häufig anschließend gewaschen, um im realen Wirtschaftsleben in
traditionellen Währungen eingesetzt werden zu können.

Die Bundesregierung teilt mit, dass sie sich derzeit im Rahmen der
nationalen Risikoanalyse mit der Nutzung von virtuellen Währungen zur
Geldwäsche und zur Terrorismusfinanzierung beschäftige. Auch mit
anderen EU-Ländern würden Gespräche geführt. "Die Bundesregierung geht
davon aus, dass die Europäische Kommission zeitnah nach ihrer neuen
Zusammensetzung notwendige Regulierungsmaßnahmen zu Kryptoassets
einleiten wird", heißt es in der Antwort weiter.

Auf die Frage der Abgeordneten nach Handelsplätzen für Kryptoassets
teilt die Bundesregierung mit, momentan gebe es in Deutschland kein
lizensiertes Unternehmen, dass Kunden einen Handelsplatz im Sinne
einer Börse oder eines multilateralen Handelssystems, über die eine
Vielzahl von Dritten Kryptoassets untereinander handeln können,
bereitstellen würde. Allerdings seien drei Unternehmen am Markt aktiv,
die Kunden den Kauf und den Verkauf von Kryptoassets, die
Finanzinstrumente nach dem Kreditwesengesetz darstellen, in einem
aufsichtsrechtlich abgesicherten Rahmen anbieten würden.

 * 

3. Verbesserungspotenziale beim Zoll

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion macht die Zollverwaltung zum Thema
einer Kleinen Anfrage (19/11241). Die Bundesregierung soll erklären,
wann die Zollverwaltung zuletzt eine Organisationsuntersuchung
durchgeführt und dabei Verbesserungspotentiale identifiziert und
genutzt hat. Außerdem werden Fragen zur Personalbedarfsermittlung
gestellt. Hintergrund der Anfrage ist ein Gesetzentwurf, mit dem
Beitragsausfälle in der Sozialversicherung und Ausfälle bei den
Steuereinnahmen verringert sowie legale Arbeitsplätze geschaffen
werden sollen. Wie es in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt,
sind für die Umsetzung des Gesetzes 4.360 neue Stellen erforderlich.

 * 

4. Zollfahndungsdienst und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern auf den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zur Neustrukturierung des
Zollfahndungsdienstgesetzes geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/11019). Die Abgeordneten wollen unter anderem
erfahren, welcher Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit konkreten
Vorschlägen von Dritten identisch oder teilidentisch ist. Außerdem
wird nach Gutachten und Studien gefragt, die von Dritten erstellt
wurden und dem Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde lagen.
Schließlich soll die Bundesregierung auch Auskunft über dienstliche
Kontakte mit Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern im
Zusammenhang mit der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

5. Stressszenarien von Banken

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob Finanzinstitute Stressszenarien über die
Refinanzierungskosten des italienischen Staates durchgeführt haben,
will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11139) von der
Bundesregierung erfahren. Außerdem wird gefragt, ob die Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht in diesem Zusammenhang gegenüber
Finanzinstituten präventive Maßnahmen angeregt hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8616: Heute im Bundestag Nr. 759 - 04.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 759

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.25 Uhr

1. Forschungsbedarf bei fremden Baumarten

2. Behandlung von Sauen mit PMSG-Hormon

3. Zucker, Fett und Salz in Fertigprodukten

4. Digitale Kontrolle von Tiertransporten

5. Bericht des Bundeskartellamtes



1. Forschungsbedarf bei fremden Baumarten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Gemäß der Bundeswaldinventur kommen die Baumarten
Douglasie, Große Küstentanne, Sitkafichte und Roteiche in fast allen
Bundesländern vor. Wann sie zum ersten Mal in die Wälder eingebracht
worden sind und mit welchem Ziel, darüber liegen keine Informationen
vor. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/11255) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10824) zum Anbau
gebietsfremder Baumarten hervor. Zwar seien die Flächenanteile der
aufgeführten Baumarten verschwindend gering. Die Fläche der Douglasie
sei allerdings auf 259.000 Hektar oder 2,4 Prozent der Waldfläche im
Jahr 2017 gestiegen. Nach Auffassung der Regierung bestehe zu
gebietsfremden Baumarten noch Forschungsbedarf. Insbesondere gebe es
zu wenige langfristige Studien unter kontrollierten Bedingungen und
unter Berücksichtigung von Veränderungen wie den Klimawandel.
Grundsätzlich biete nach Ansicht der Regierung die Vielfalt an
Standorten, Eigentümern und Managementpraktiken eine gute Grundlage
für eine breite Risikostreuung in der deutschen Forstwirtschaft.
Allerdings könnten die prognostizierten Auswirkungen des Klimawandels
für die verschiedenen Elemente der Waldbewirtschaftung
Anpassungsmaßnahmen erforderlich machen. Dazu heißt es in der Antwort,
dass die Rahmenbedingungen dafür erhalten und gegebenenfalls
geschaffen werden müssen, damit sich die Wälder entsprechend der
Waldstrategie 2020 den neuen Umweltbedingungen anpassen können.

 * 

2. Behandlung von Sauen mit PMSG-Hormon

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Rund vier Millionen Einzeldosen des Hormons
"Pregnant Mare Serum Gonadotropin" (PMSG) sind im Zeitraum vom 1.
Februar 2013 bis zum 31. Januar 2016 zur Behandlung von Sauen
eingesetzt worden. Für den Berichtszeitraum vom 1. Februar 2016 bis
31. Januar 2019 ist von etwa 6,4 Millionen Einzeldosen auszugehen. Das
schätzt die Bundesregierung in einer Antwort (19/11226) auf eine
Kleine Anfrage (19/10895) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Nach
Informationen des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) wird PMSG in den Niederlanden, Island,
Argentinien und Uruguay produziert. Nach Kenntnis des BVL stamme der
Wirkstoff der in Deutschland zugelassenen Tierarzneimittel aus diesen
Ländern. In Deutschland werde kein PMSG für die Herstellung von
Tierarzneimitteln gewonnen. Der Bundesregierung lägen zudem keine
Erkenntnisse vor, die eine tierschutzfachliche Bewertung der
Produktionsbedingungen in Südamerika erlauben würden.

 * 

3. Zucker, Fett und Salz in Fertigprodukten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Lebensmittelwirtschaft hat sich freiwillig
verpflichtet, in einem mehrjährigen Prozess seit Anfang des Jahres
2019 die Gehalte an Zucker, Fetten und Salz in Fertigprodukten zu
reduzieren. Das erklärt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/11224) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10504)
zur Umsetzung der nationalen Strategie zur Reduktion von Zucker,
Fetten und Salz in Lebensmitteln. Das zuständige Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) und die an den drei Runden Tischen
zur Nationalen Reduktions- und Innovationsstrategie für Zucker, Fette
und Salz in Fertigprodukten (NRI) beteiligten Verbände des
Lebensmittelhandels, der Lebensmittelwirtschaft und des
Lebensmittelhandwerks sollen im September 2018 eine entsprechende
Grundsatzvereinbarung unterzeichnet haben. Alle teilnehmenden Verbände
hätten in dieser Vereinbarung eine klare Zusage gegeben, sich im
Rahmen der NRI zu engagieren und die darin festgesetzten Ziele zu
unterstützen. Die NRI konzentriere sich dabei aber auf ausgewählte
Produktkategorien und habe nicht zum Ziel, das bundesweite Angebot von
Fertigprodukten abzudecken, heißt es zur Erläuterung in der Antwort.

 * 

4. Digitale Kontrolle von Tiertransporten

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die Datenbank
Traces (Trade Control and Expert System), die seit dem Jahr 2003 die
Möglichkeit biete, wichtige Informationen über Tiertransporte
europaweit zu speichern und weiterzugeben. In einer Kleinen Anfrage
(19/11140) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, wie
viele Schlacht- und Zuchttiere in den Jahren 2018, 2017 und 2016
jeweils aus Deutschland in welche EU-Drittstaaten transportiert
wurden. Außerdem soll darüber Auskunft erteilt werden, ob sich Traces
für eine bessere Überwachung von Tiertransporten in EU-Drittstaaten
eignet.

 * 

5. Bericht des Bundeskartellamtes

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Beim Bundeskartellamt sind in den Jahren 2017 und
2018 insgesamt 2.686 Unternehmenszusammenschlüsse angemeldet worden.
Das waren etwa zehn Prozent mehr als in den beiden Jahren zuvor, wie
aus dem von der Bundesregierung als Unterrichtung (19/10900)
vorgelegten Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in den
Jahren 2017/2018 sowie über die Lage und Entwicklung auf seinem
Aufgabengebiet hervorgeht. Der Bericht enthält außerdem die
Stellungnahme der Bundesregierung dazu.

16 Anmeldungen wurden in einem sogenannten Hauptprüfverfahren näher
untersucht, davon wurde eine Fusion untersagt. Es handelte sich dabei
um den Zusammenschluss des Ticketverkäufers CTS EVENTIM mit Four
Artists. Nach Ansicht des Kartellamts würde die Integration eines
bedeutenden Veranstalters die bereits bestehende marktbeherrschende
Stellung auf dem zweiseitigen Markt für Ticketsystemdienstleistungen
verstärken.

Außerdem verhängte das Kartellamt nach Aufdeckung zahlreicher
Kartellabsprachen Bußgelder gegen die beteiligten Personen und
Unternehmen. So wurden 2017 etwa 127,3 Millionen Euro an Bußgeldern
vereinnahmt und 2018 etwa 459,2 Millionen Euro.

In dem Bericht weist das Kartellamt besonders auf die
Herausforderungen hin, die die Digitalisierung für das Kartellrecht
birgt. Es werde diskutiert, wie Wettbewerbsbehörden ihren Aufgaben des
Offenhaltens von Märkten und dem Schutz der Verbraucher vor
Missbrauchsstrategien gegenüber den großen Technologieunternehmen und
Plattformen effizient nachkommen können. Auch die Übertragung
traditioneller Geschäftsmodelle in die Digitalisierung, Innovationen
und damit einhergehend neuartige Formen der Kooperation führten auch
in traditionellen Branchen zu neuen wettbewerblichen Fragen, die sich
bislang nicht gestellt hätten, heißt es weiter.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8615: Heute im Bundestag Nr. 758 - 04.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 758

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Juli 2019, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Kerosinsteuer mit Problemen

2. Kein Bedarf für EDDI-Plattform

3. Betrug bei der Umsatzsteuer

4. Tabak mit Sicherheitsmerkmalen

5. Keine Änderung der Tabaksteuer geplant

6. Grundsteuergesetz bis Jahresende



1. Kerosinsteuer mit Problemen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Einführung einer nationalen Kerosinsteuer kann
nach Ansicht der Bundesregierung zu verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten
führen. Wie es in einer Antwort (19/11071) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10780) heißt, wird ein großer Teil des im
innerdeutschen Luftverkehr verwendeten Fluggeräts auch
grenzüberschreitend eingesetzt. Eine entsprechende Zuordnung der
Betankung wäre mit erheblichen technischen und verwaltungsmäßigen
Schwierigkeiten verbunden. Auch wären Ausweichstrategien, wie zum
Beispiel vermehrte Betankungen im benachbarten Ausland, nicht zu
verhindern. Dies wäre weder steuerpolitisch erwünscht noch würde
dadurch eine Verbesserung für die Umweltsituation eintreten,
argumentiert die Regierung, die den Anteil der innerdeutschen
Flugverbindungen am gesamtdeutschen Luftverkehr im Jahr 2018 mit rund
16 Prozent angibt. Wie es in der Antwort weiter heißt, werden die
Vorschläge für eine Aufhebung der Steuerbefreiung von Kerosin zurzeit
geprüft.

 * 

2. Kein Bedarf für EDDI-Plattform

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die europäische Plattform EDDI, die die Emission
von und den Handel mit europäischen Schuldtiteln erleichtern soll,
besteht für Bundeswertpapiere kein Bedarf. Dies erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11013) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10609). Danach ist die Abwicklung von
Wertpapieren in Europa aus Sicht der Bundesregierung insgesamt
effizient organisiert.

 * 

3. Betrug bei der Umsatzsteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für Betrügereien bei der Umsatzsteuer mittels
sogenannter Umsatzsteuerkarusselle kann grundsätzlich jedes Produkt
beziehungsweise jede Ware genutzt werden. Wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/11067) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/10449) weiter mitteilt, würden erfahrungsgemäß allerdings
vorzugsweise kleine und hochpreisige Waren genutzt. Dies geschehe
unter dem Gesichtspunkt, dass man in kurzer Zeit den höchstmöglichen
Nutzen aus einem Umsatzsteuerkarussell ziehen wolle. Auf Fragen nach
der Bekämpfung dieser Betrugsformen und der Regulierung antwortet die
Regierung, Bund und Länder würden bereits seit Jahren intensiv und
erfolgreich beim Kampf gegen diese Form der Steuerhinterziehung
zusammenarbeiten und hätten eine Vielzahl von Maßnahmen gemeinsam
erarbeitet und umgesetzt. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
hatte die Fraktion Die Linke erklärt, allein in Deutschland würden die
Steuerzahlerrinnen und Steuerzahler durch Umsatzsteuerkarusselle
mutmaßlich um einen zweistelligen Milliardenbetrag pro Jahr geprellt.

 * 

4. Tabak mit Sicherheitsmerkmalen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit dem 20. Mai dieses Jahres sind für Zigaretten
und Tabak zum Selbstdrehen neue Erkennungsmerkmale vorgeschrieben. Wie
aus einer Antwort der Bundesregierung (19/11012) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/10658) hervorgeht, müssen diese
Tabakerzeugnisse mit einem individuellen Erkennungsmerkmal und einem
fälschungssicheren Sicherheitsmerkmal versehen sein. Damit soll ein
Beitrag zur Unterbindung des unerlaubten Handels mit Tabakerzeugnissen
geleistet werden. Übrige Tabakerzeugnisse müssen ab dem 20. Mai 2024
mit diesen Sicherheitsmerkmalen versehen sein. Auf diese Weise sollen
die bei der Rückverfolgung von Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen
gesammelten Erfahrungen im Hinblick auf andere Tabakerzeugnisse
genutzt werden können, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Keine Änderung der Tabaksteuer geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Initiative zu Veränderungen bei der Tabaksteuer
liegt nicht vor. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11029) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10654) mit.

 * 

6. Grundsteuergesetz bis Jahresende

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Risiko eines Ausfalls der Grundsteuer ergibt
sich aus der Fristsetzung des Bundesverfassungsgerichts in seinem
Urteil vom 10. April 2018. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11028) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10653) weiter
mitteilt, ist das Grundsteuerrecht nicht mehr anwendbar, falls bis zum
31. Dezember 2019 kein neues Gesetz beschlossen wird.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 758 - 4. Juli 2019 - 09.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8614: Heute im Bundestag Nr. 757 - 04.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 757

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Juli 2019, Redaktionsschluss: 08.36 Uhr

1. Stellungnahme zu Sondergutachten

2. Stellungnahme zu Hauptgutachten

3. Immer weniger Gründer

4. Forschungsförderung und Lobbyismus

5. Stand beim Bürokratieabbau



1. Stellungnahme zu Sondergutachten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung behält sich weiterhin die
Möglichkeit einer Stellungnahme zum Sondergutachten der
Monopolkommission zur Buchpreisbindung vor. In der Antwort (19/11050)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10727) verweist die
Bundesregierung auf die andauernde Prüfung dieses 80.
Sondergutachtens. Der Koalitionsvertrag sehe vor, das
Buchpreisbindungsgesetz anzupassen. Außerdem habe das
Bundeswirtschaftsministerium eine Studie in Auftrag gegeben, die sich
mit Absatzförderprogrammen im Buchhandel befasst. Die Resultate dieser
Studie lägen noch nicht vor und sollen im Gesetzgebungsverfahren
berücksichtigt werden, erklärt die Bundesregierung.

 * 

2. Stellungnahme zu Hauptgutachten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Stellungnahme der Bundesregierung zum 22.
Hauptgutachten der Monopolkommission ist noch in Arbeit. In dem
Kontext seien aktuelle Gesetzgebungsarbeiten zu berücksichtigen, die
noch nicht abgeschlossen sind, erklärt die Bundesregierung in der
Antwort (19/11049) auf eine Kleine Anfrage (19/10652) der
FDP-Fraktion. Sie listet außerdem Verbände auf, die Stellungnahmen zu
dem Gutachten abgegeben haben oder dazu angehört worden sind.

 * 

3. Immer weniger Gründer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Betriebsgründungen ist seit dem Jahr
2010 rückläufig. Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/11030)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10655) hervorgeht, wurden
im Jahr 2010 149.419 Betriebsgründungen gezählt. Im Jahr 2018 waren es
noch 122.677. Die Zahl der sonstigen Neugründungen sank seit 2010 von
570.234 auf 419.784 im vergangenen Jahr. Wie viele umsatzsteuerliche
Kleinunternehmer es in Deutschland gibt, kann die Bundesregierung
nicht sagen, da in den Umsatzsteuerstatistiken auf Grundlage der
Umsatzsteuervoranmeldungen Kleinunternehmer in der Regel nicht
enthalten seien.

 * 

4. Forschungsförderung und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern auf den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Forschung und
Entwicklung geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/11020). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher
Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von
Dritten identisch oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten
und Studien gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem
Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll
die Bundesregierung auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern im Zusammenhang mit
der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

5. Stand beim Bürokratieabbau

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung sieht ungeachtet deutlicher
Fortschritte weiter Handlungsbedarf beim Bürokratieabbau.
Beispielsweise soll der Umstellungsaufwand der Wirtschaft begrenzt
werden, wie aus dem als Unterrichtung (19/11066) vorgelegten "Bericht
der Bundesregierung zum Stand des Bürokratieabbaus und zur
Fortentwicklung auf dem Gebiet der besseren Rechtsetzung für das Jahr
2018" hervorgeht. Der Umstellungsaufwand, also der einmalige
Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, habe sich in der 18. Wahlperiode
auf mehr als fünf Milliarden Euro aufaddiert - ein Wert, den der
zuständige Staatsminister bei der Bundeskanzlerin in einem Vorwort als
zu hoch bezeichnet. In dem Zuge sollten neue Regelungen möglichst nur
noch zu Beginn eines Quartals in Kraft treten. Betroffene sollen
früher eingebunden werden, um die Praxistauglichkeit von geplanten
Änderungen sicherzustellen.

Positiv äußert sich die Bundesregierung zur Bilanz der
Bürokratiebremse. Dank der "one in, one out"-Regel standen den Angaben
zufolge 2018 Belastungen in Höhe von 76 Millionen Euro Entlastungen in
Höhe von 205 Millionen Euro gegenüber. Mit der Bürokratiebremse sollen
Belastungen für die Wirtschaft dauerhaft begrenzt werden. Nach dem
Prinzip "one in, one out" sollen da, wo durch Bundesministerien neue
Belastungen für die Wirtschaft aufgebaut werden, an anderer Stelle
Belastungen abgebaut werden. Dieses Prinzip solle in der neuen
Legialsturperiode ohne Rückgriff auf frühere Entlastungen eingehalten
werden, heißt es in dem Bericht. Unter dem Strich habe sich zudem die
Umsetzung von EU-Recht entlastend ausgewirkt.

 * 
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BUNDESTAG/8613: Heute im Bundestag Nr. 756 - 03.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 756

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.47 Uhr

1. Antimuslimischer Rassismus thematisiert

2. Schutz von Vollstreckungsbeamten

3. Zensusgesetz im Vermittlungsausschuss

4. Gebühren für Bankdienstleistungen

5. Auskunft zu ausländischen Gruppierungen



1. Antimuslimischer Rassismus thematisiert

Inneres und Heimat/Große Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Antimuslimischer Rassismus und Diskriminierung von
Muslimen in Deutschland" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/11240). Darin schreibt die Fraktion, dass
Islam- und Muslimfeindlichkeit in Deutschland in den vergangenen
Jahren "in Denkmustern und Taten massiv zugenommen" habe. Im Jahr 2017
seien in Deutschland fast 60 Anschläge auf und Schändungen von
Moscheen und anderen islamischen Einrichtungen gezählt und mehr als
1.000 islamfeindliche Straftaten gemeldet worden. Im Jahr 2018 seien
nach vorläufiger Auswertung bisher 813 islamfeindliche Straftaten
gemeldet worden; die Zahl der gemeldeten Körperverletzungen sei
gestiegen.

Der Fraktion zufolge ist davon auszugehen, dass die Dunkelziffer um
ein Vielfaches höher liegt. "Musliminnen und Muslime erfahren
Diskriminierung im Alltag, auf dem Arbeitsmarkt, in der Bildung, in
Behörden sowie auf dem Wohnungsmarkt und im Dienstleistungssektor",
heißt es in der Vorlage weiter. Insbesondere Frauen mit Kopftuch seien
von Diskriminierung und Gewalt betroffen.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob der Islam nach Ansicht der
Bundesregierung zu Deutschland gehört. Auch erkundigen sie sich
danach, wie die Bundesregierung den Stand der Religionsfreiheit in
Deutschland bewertet. Ferner fragen sie, ob es nach den Erkenntnissen
der Bundesregierung antimuslimischen Rassismus in der deutschen
Gesellschaft gibt und wie viele Menschen nach Ansicht der
Bundesregierung in den Jahren 2016, 2017 und 2018 von antimuslimischem
Rassismus betroffen waren.

Erfahren möchte die Fraktion zudem, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung seit 2009 die Gewalt gegen Menschen entwickelt hat,
"die als Musliminnen oder Muslime wahrgenommen werden", und wie sich
die Zahl der Angriffe auf muslimische Orte, Vereine, Gebetsstätten,
Moscheen, Friedhöfe, Versammlungsstätten in Deutschland in dieser Zeit
entwickelt hat. Des Weiteren erkundigt sie sich unter anderem danach,
in welchen Bereichen es nach Kenntnis der Bundesregierung zu
Diskriminierungen gegen muslimische Menschen kommt.

 * 

2. Schutz von Vollstreckungsbeamten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der "Wirksamkeit des Gesetzes zur Stärkung des
Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften" erkundigt sich
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11216). Wie sie darin
ausführt, beschloss der Bundestag dieses Gesetz im Jahr 2017. Anlass
sowie Intention des Gesetzgebers sei es gewesen, die zunehmende Gewalt
gegen Vollzugsbeamte und Rettungskräfte einzudämmen, indem durch die
Novellierungen neue Straftatbestände geschaffen wurden.

Wissen will die Fraktion, ob nach Kenntnis der Bundesregierung ein
Rückgang der Übergriffe auf Vollstreckungsbeamte und Rettungskräfte
nach dem 30. Mai 2017 zu beobachten ist. Auch erkundigt sie sich unter
anderem danach, wie viele Straftaten gegen Vollstreckungsbeamte und
Rettungskräfte seitdem während einer Vollzugshandlung und wie viele
während einer allgemeinen Dienstausübung begangen wurden.

 * 

3. Zensusgesetz im Vermittlungsausschuss

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Der Bundesrat hat zum vom Bundestag verabschiedeten
"Gesetz zur Durchführung des Zensus im Jahr 2021" (19/8693, 19/10679)
den Vermittlungsausschuss angerufen. Wie aus einer Unterrichtung
(19/11302) hervorgeht, führt der Bundesrat zur Begründung aus, dass
der Zensus die zentrale Grundlage aller staatlichen Planungen in Bund,
Ländern und Kommunen sei und daher als gesamtstaatliche Aufgabe des
Bundes und der Länder auch gemeinsam verantwortet und durchgeführt
werden müsse. Vor diesem Hintergrund müsse der Bund "insbesondere auch
finanziell Verantwortung für das gemeinsame Projekt Zensus 2021
übernehmen". Die Länder hätten deshalb bereits frühzeitig gefordert,
dass der Bund sich an ihren Kosten zur Vorbereitung und Durchführung
des Zensus beteiligt und eine auskömmliche Finanzzuweisung leisten
soll.

Darüber hinaus entspreche es "der gemeinsamen Verantwortlichkeit, dass
die Länder bei der Durchführung des Zensus 2021 und der Auswertung der
Ergebnisse des Zensus 2021 gleichberechtigt mitwirken können", heißt
es in der Vorlage weiter. Der Vollzug des Zensus 2021 liege zu einem
großen Teil bei den Ländern. Absicherungen der Länder bei der
Durchführung des Zensus 2021 seien daher ebenso erforderlich wie die
Sicherstellung, dass die Länder die ihren Zuständigkeitsbereich
betreffenden Zensusdaten zu eigenen Zwecken verwenden dürfen.

 * 

4. Gebühren für Bankdienstleistungen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Eine Kleine Anfrage zum Thema steigende Gebühren und
Entgelte rund um Bankdienstleistungen hat die Fraktion Die Linke
vorgelegt. Mit der Anfrage (19/11064) soll das Ausmaß des Anstiegs
erfragt werden, um auf dieser Grundlage beurteilen zu können,
inwieweit Konto- beziehungsweise Bankgebühren für Verbraucher zu einer
Kostenfalle werden und einen Beitrag zum Anstieg der Verschuldung
privater Haushalte leisten. Zu diesem Zweck soll die Bundesregierung
unter anderem mitteilen, wie hoch nach ihrer Kenntnis die
durchschnittlichen sowie die jeweils höchsten und niedrigsten Gebühren
pro Jahr von privaten Banken, Sparkassen und Genossenschaftsbanken in
den vergangenen zehn Jahren waren. Außerdem wollen die Fragesteller
wissen, wie viele private Banken, Sparkassen und Genossenschaftsbanken
nach Kenntnis der Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren die
Kontogebühren und -entgelte angehoben haben, und wie hoch das Ausmaß
von zu Unrecht erhobenen Gebühren ist.

 * 

5. Auskunft zu ausländischen Gruppierungen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Berlin: (hib/mwo) Umfassende Auskünfte über drei
Gruppierungen aus dem Bereich "politisch motivierte Kriminalität -
ausländische Ideologie", gegen die im vergangenen Jahr Verfahren nach
Paragraf 129b des Strafgesetzbuches geführt wurden, gibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11199) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/10498). Dabei geht es um die in Nigeria
aktiven Gruppierungen Niger Delta Militants (Iceland-Kult) und Niger
Delta Avengers sowie das der pakistanischen Regierung angehörende
Mutahida Quami Movement (MQM). Gegen Angehörige der MQM seien
Ermittlungsverfahren nach Selbstbezichtigungen eingeleitet worden, von
einer Verfolgung der Straftaten sei jedoch abgesehen worden, schreibt
die Bundesregierung. Dies treffe auch auf Ermittlungen gegen
Angehörige der anderen Gruppierungen zu.

Wie es in der Antwort heißt, wird die von den Fragestellern zum
Ausdruck gebrachte Auffassung, wonach es sich beim Paragrafen 129b in
erster Linie um ein Instrument deutscher Außenpolitik handele, von der
Bundesregierung nicht geteilt. Dessen Einführung 2002 sei notwendig
geworden, weil nach der damaligen Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs die Paragrafen 129 und 129a nur auf Vereinigungen
anwendbar waren, die zumindest in Form einer Teilorganisation im
Bundesgebiet bestanden. Zudem verpflichte EU-Recht jeden Mitgliedstaat
dazu, seine Gerichtsbarkeit auf Straftaten im Zusammenhang mit einer
terroristischen Vereinigung zu erstrecken, die ganz oder teilweise in
seinem Hoheitsgebiet begangen wurden, unabhängig von dem Ort, an dem
die terroristische Vereinigung ihre Operationsbasis hat oder ihre
strafbare Tätigkeit ausübt. Zudem sei Paragraf 129b eine Reaktion auf
die terroristischen Anschläge in den USA am 11. September 2001.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1885: Regierungspressekonferenz vom 3. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 3. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 3. Juli 2019

Themen: Waldbrandsituation, Kabinettssitzung (Gesetz zur
Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts, Wohngeld- und
Mietenbericht 2018, Berufung der Mitglieder der Fachkommission
"Fluchtursachen" der Bundesregierung), Nominierung von Bundesministerin von
der Leyen für den Posten der Präsidentin der Europäischen Kommission,
Luftangriff in Libyen, Mitspracherecht Jugendlicher in Politik und Schule,
Mindestlohn, Freilassung der "Sea-Watch"-Kapitänin, Nominierung von
Christine Lagarde als Präsidentin der Europäischen Zentralbank,
innerafghanische Dialogkonferenz, Atomabkommen mit dem Iran, Treffen der
Bundeskanzlerin mit dem saudischen Thronfolger im Rahmen des G20-Gipfels,
Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem ehemaligen österreichischen
Bundeskanzler Kurz, Westbalkangipfel, 80. Jahrestag des Überfalls
Deutschlands auf Polen


Sprecher: StS Seibert, Fähnrich (BMVg), Alter (BMI), Kalwey (BMF),
Malachowski (BMJV), Breul (AA), Kempe (BMFSFJ), Ehrentraut (BMAS)



Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Bevor wir zu den Themen der Kabinettssitzung kommen, würde ich
gern ganz kurz ein paar Worte zu dem Thema der Waldbrände sagen, die
insbesondere in Mecklenburg-Vorpommern viele Menschen betreffen und noch
viel mehr Menschen zu Recht besorgen.

Wir hören ja heute von einer leichten Entspannung im Waldbrandgebiet bei
Lübtheen in Mecklenburg-Vorpommern. Ich möchte für die Bundeskanzlerin noch
einmal den tiefen Dank an alle Helferinnen und Helfer, an Feuerwehren,
Rettungskräfte, Behörden, Bundeswehr, Bundespolizei, Technisches Hilfswerk
ausdrücken, die in diesem stark betroffenen Waldbrandgebiet unerschöpflich
im Einsatz sind. Die Bundespolizei, THW und Bundeswehr unterstützen ja mit
starken Kräften und mit Hubschraubern die Brandbekämpfung vor Ort. Es ist
außerdem geplant, weitere Geräte der Bundeswehr zur Brandbekämpfung
einzusetzen, vor allem Berge- und Räumpanzer, um weitere
Brandschutzschneisen zu schaffen. Die Bundeswehr hat auf Ersuchen auch
Tankfahrzeuge und Pioniergerät bereitgestellt, um solche
Brandschutzschneisen zu schaffen. Das kann Ihnen bei Bedarf Kollege
Fähnrich sicherlich alles noch viel besser erklären. Für das Technische
Hilfswerk ist zu sagen, dass dort aktuell 106 Helferinnen und Helfer im
Einsatz sind, die beispielsweise ein Feldlager aufgebaut haben und
betreiben, die bei der Tanklogistik unterstützen, Fachberatung leisten und
auch dafür sorgen, dass die Einsatzstelle nachts beleuchtet ist.

All diesen Menschen - ob sie nun kommunal vom betroffenen Bundesland oder
eben von den Kräften des Bundes im Einsatz sind - möchte ich also im Namen
der Bundeskanzlerin und im Namen der ganzen Bundesregierung unseren tiefen
Dank ausdrücken.

Fähnrich: Ich habe dem eigentlich nicht viel hinzuzufügen, außer dass die
Bundeswehr dort auf Amtshilfe reagiert, wie schon öfter betont. Was die
exakten Zahlen betrifft, so würde ich einfach bitten, sich die vor Ort
geben zu lassen, weil die Länder und die Kommunen dort sehr gut
zusammenarbeiten. Im Einsatz sind zwei Hubschrauber vom Typ CH-53,
Tankfahrzeuge, Räumpanzer, die zum einen - das hatte ich am Montag schon
kurz geschildert - eine Schneise schlagen, damit der Brand sich nicht
weiter ausbreiten kann, auf der anderen Seite aber auch einen Weg bereiten,
damit die Löschfahrzeuge und Einsatzfahrzeuge gut vorankommen.

Was ich noch sagen kann: Es gibt zwar verschiedene Größen für die
Ausbreitung dieses Brandes. Nach unserer Kenntnis herrscht der Brand auf
einer Fläche von 550 Hektar - das ist eine ganze Menge. Die Zahl 1200, die
in den Medien auch genannt wird, bezieht sich auf das komplette
Einsatzgebiet. Das sage ich nur, damit es da nicht zu Verwechslungen kommt.

StS Seibert: Im Kabinett ging es zunächst um einen Gesetzentwurf aus dem
Bundesinnenministerium, der sehr wichtig für den öffentlichen Dienst ist.
Ich darf daran erinnern: Im Koalitionsvertrag steht, dass sich die
Koalitionsparteien zu einem modernen und attraktiven öffentlichen Dienst
mit bestens ausgebildeten und hochmotivierten Beschäftigten bekennen.
Wichtig dafür ist das Gesetz zur Modernisierung der Strukturen des
Besoldungsrechts, das der Bundesinnenminister heute eingebracht hat. Der
demografische Wandel und die Digitalisierung haben die Anforderungen an den
öffentlichen Dienst ja verändert. Um ihn auch für die Zukunft attraktiv und
wettbewerbsfähig aufzustellen, wird also mit diesem Gesetzentwurf das
Dienstrecht weiterentwickelt, weiter modernisiert. Der Bund als Dienstherr
bekommt größere Flexibilität für zukunftsorientierte Lösungen, wenn es um
Fachkräftegewinnung geht. Der Verwaltungsaufwand soll verringert werden.
Das ist im Wesentlichen der Inhalt des heutigen Gesetzentwurfs.

Ich will hinzufügen: Besonders für die Bundeswehr und die Zollverwaltung
sollen die Besoldungsstrukturen wettbewerbsgerecht gestaltet werden. Bei
der Bundeswehr zum Beispiel, wo es ja hohe Mobilitätsanforderungen an die
Soldatinnen und Soldaten gibt, sollen die damit verbundenen Belastungen
besser ausgeglichen werden.

Zweites Thema im Bundeskabinett: Ebenfalls aus dem Bundesinnenministerium,
das ja auch Bauministerium ist, wurde der Wohngeld- und Mietenbericht 2018
vorgelegt. Alle zwei Jahre ist auf diese Art und Weise dem Bundestag über
die Durchführung des Wohngeldgesetzes und die Entwicklung der Mieten für
Wohnraum sowie über die Höchstbeträge für Miete und Belastung, die
Mietenstufen und die Höhe des Wohngelds zu berichten.

Ausreichend bezahlbarer Wohnraum ist eine der wesentlichen sozialen Fragen
unserer Zeit. Die Bundesregierung hat deswegen seit März des vergangenen
Jahres eine Vielzahl neuer Maßnahmen eingeleitet, um den Wohnungsneubau zu
intensivieren und die Bezahlbarkeit des Wohnens zu sichern. Beim Wohngipfel
am 21. September des vergangenen Jahres wurde zusammen mit Ländern und
Kommunen eine Wohnraumoffensive mit dem Ziel von 1,5 Millionen neuen
Wohnungen in dieser Legislaturperiode verabschiedet.

Wir sehen ja, wenn wir auf die Wohnungsmärkte schauen, regional sehr
unterschiedliche Entwicklungen: in den Ballungsgebieten eine zunehmende
Nachfrage, zum Teil auch Wohnungsengpässe, steigende Mieten und steigende
Preise. In anderen Städten mit wirtschaftlichen Strukturproblemen und auch
in einzelnen ländlichen Regionen zeigt sich ein ganz anderes Bild:
Bevölkerungsverluste, Wohnungsleerstände, stagnierende Mieten und
Immobilienpreise. Es gibt durchaus sehr unterschiedliche Situationen, wenn
man auf Deutschland schaut.

Was die Bautätigkeit betrifft, so haben sich die Baufertigstellungen seit
ihrem Tiefpunkt im Jahre 2009 deutlich vermehrt. Das Niveau konnte 2017 auf
285 000 Wohnungen erhöht werden, also rund 80 Prozent mehr als zu dem
Tiefpunkt in 2009, den ich genannt habe. Ich will noch hinzufügen: Es gibt
700 000 - das ist der jetzige Stand - fertige Baugenehmigungen, die auf
Umsetzung warten - der sogenannte Bauüberhang.

Was das Wohngeld betrifft, so profitierten 4,4 Millionen Haushalte im
Berichtszeitraum 2017 von Entlastungen bei den Wohnkosten durch Wohngeld
oder durch die Übernahme der Kosten für Unterkunft und Heizung im Rahmen
der Grundsicherung. Die öffentliche Hand hat dafür 17,5 Milliarden Euro
investiert. 11 Prozent aller Haushalte haben damit von einer vollständigen
oder teilweisen Entlastung bei den Wohnkosten profitiert. Ich darf Sie
daran erinnern, dass wir bei dem Wohngipfel im September des vergangenen
Jahres für eine noch stärkere Entlastung vereinbart haben, das Wohngeld zum
1. Januar 2020 zu verbessern. Das haben wir hier ja schon ausführlich
vorgestellt.

Dann will ich Sie noch kurz darüber informieren - obwohl das ein Punkt war,
der ohne Aussprache beschlossen wurde -, dass heute die Mitglieder der
Fachkommission "Fluchtursachen" der Bundesregierung beschlossen wurden. Das
ist die Umsetzung eines Auftrages aus dem Koalitionsvertrag. Der Vorschlag
zur Besetzung des 24-köpfigen Gremiums wurde von BMZ, AA und BMI gemeinsam
erarbeitet. Eingerichtet wird diese Fachkommission "Fluchtursachen" beim
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit.

Das Ziel ihrer Arbeit ist es, die wesentlichen Ursachen von Flucht und
irregulärer Migration zu identifizieren und Ansätze für eine wirksame
Minderung dieser Ursachen zu erarbeiten. Sie soll bis Ende 2020 einen
Bericht mit konkreten Handlungsempfehlungen verfassen und dann der
Bundesregierung und dem Bundestag vorlegen.

Die Mitglieder wurden anhand ihrer Kompetenz, ihrer Expertise, ihres
Fachwissens ausgewählt. Die beiden Vorsitzenden sind Gerda Hasselfeldt,
Präsidentin des Deutschen Roten Kreuzes, und Frau Bärbel Dieckmann,
ehemalige Präsidentin der Welthungerhilfe. Beide bringen umfangreiche
Erfahrungen und umfangreiches Praxiswissen aus Entwicklungspolitik und
humanitärer Hilfe mit. Die Kommission wird unabhängig arbeiten. Insgesamt
ist sie ein Kreis renommierter Persönlichkeiten aus Wissenschaft und
Praxis, Nichtregierungsorganisationen, Kirchen, Wirtschaft und
internationalen Organisationen.

Soweit der Bericht aus dem Kabinett.

Frage: Zum Mietenbericht: Gab es eine Aussprache darüber, und gab es auch
eine Debatte darüber, ob weitere Maßnahmen notwendig sind, um Mieten
bezahlbar zu gestalten? Gibt es vor allen Dingen eine einheitliche
Auffassung der Bundesregierung zum Thema Mietendeckel?

StS Seibert: Im Kabinett gab es darüber heute keine Debatte.

Zusatzfrage: Das heißt, eine Position zum Mietendeckel gibt es nicht?

StS Seibert: Dazu müsste sich vielleicht das Fachministerium äußern.

Alter: Das will ich gern tun. Der Bundesinnenminister hat sich zu dieser
Frage ja mehrfach geäußert. Er hat sinngemäß zum Ausdruck gebracht, dass
man eine Knappheitssituation in einem Markt am besten dadurch behebt, dass
man das Angebot erweitert. Seine Devise lautet: Bauen, bauen, bauen. Er ist
nicht davon überzeugt, dass man durch planwirtschaftliche Eingriffe in den
Markt das Problem langfristig und tragfähig beheben kann.

Frage: Bis zum Ende der Legislaturperiode sollen ja 1,5 Millionen neue
Wohnungen entstehen. Wie weit ist man da vorangekommen? Herr Seibert hat
eben nur vom Tiefpunkt gesprochen.

Alter: Nach den Informationen, die ich hier habe, ist es so, dass im Jahr
2018 die Zahl der Fertigstellungen um rund 1 Prozent auf 287 000 Wohnungen
gestiegen ist. Die Zahl der für den Mietwohnungsbau besonders wichtigen
Fertigstellungen von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern steigt dagegen weiter
deutlich an. 2018 waren es fast 10 Prozent mehr als 2017. Im Vergleich zum
Jahr 2009 beträgt die Steigerung sogar über 160 Prozent. Das führt zu einem
erheblichen Zusatzangebot auf den Wohnungsmärkten. Allerdings ist richtig:
Es gibt nach wie vor den bereits von Herrn Seibert angesprochenen
Bauüberhang von fast 700 000 Genehmigungen.

Zusatzfrage: Geringverdiener müssen ja fast jeden zweiten Euro für die
Miete ausgeben. Wie bewertet die Bundesregierung diesen Zustand? Der
Bericht selbst spricht ja von Wohnen als sozialer Frage.

Alter: In der Tat, Wohnen ist eine soziale Frage, die einerseits sozusagen
über die Angebotserweiterung geregelt werden muss, sodass am Markt die
Preisentwicklung in irgendeiner Weise gedämpft werden kann. Andererseits
besteht aber auch die Absicht, über das Wohngeld Geringverdiener zu
entlasten, damit sozusagen auch diese mit den strukturellen
Mietsteigerungen mithalten können und sich Wohnraum leisten können. Das ist
anerkannt ein Thema, um das wir uns kümmern.

Zusatzfrage: Sie sehen also durchaus, dass Wohnen in der Bundesrepublik
eine soziale Frage ist?

Alter: Der Minister hat an verschiedenen Stellen ganz deutlich gesagt, dass
er das für eine soziale Frage, wenn nicht sogar für die soziale Frage der
aktuellen Zeit hält.

Frage: Herr Seibert, war die Nominierung von Frau von der Leyen für den
Posten der Präsidentin der Europäischen Kommission heute auch ein Thema?
Hat es darüber möglicherweise auch eine Aussprache mit SPD-Ministern
gegeben? Denn da ist die Personalie ja auf wenig Gegenliebe gestoßen.

StS Seibert: Diese Nominierung durch den Europäischen Rat war im Kabinett
kein Thema der Aussprache, nein.

Zusatzfrage: Frau Kalwey, können Sie noch etwas zu dem Thema beitragen? In
Osaka war ja Herr Scholz mit dabei, der von der Personalie Timmermans
eigentlich sehr angetan und jetzt möglicherweise doch ein bisschen
enttäuscht sein könnte, wenn es am Ende doch kein Sozialdemokrat wird. Gibt
es da Reaktionen seinerseits?

Kalwey: Vielleicht noch einmal zur Klarstellung: Das ist ja eine Diskussion
oder eine Debatte, die jetzt vor allem im politischen Raum geführt wird,
die wir natürlich zur Kenntnis nehmen und auch verfolgen, zu der ich hier
aber als Sprecherin des Bundesfinanzministeriums nichts beitragen kann.

Frage: Herr Seibert, Sie sagten gerade, dass das nur eine Nominierung des
Europäischen Rats sei. Frau von der Leyen ist also nicht von der
Bundesregierung in irgendeiner Weise nominiert worden und es gibt auch
keinen Kabinettsbeschluss, dass sie quasi als Kommissarin beziehungsweise
Kommissionspräsidentin nach Brüssel geschickt wird. Braucht es da überhaupt
irgendeine Zustimmung, wenn der ominöse Europäische Rat sie nominiert?
Irgendeiner im Rat muss ja auf diese Idee gekommen sein.

StS Seibert: Der Europäische Rat hat nicht nur die Aufgabe, sondern auch
die Pflicht, dem Europäischen Parlament einen Kandidaten beziehungsweise
eine Kandidatin für das Amt des Kommissionspräsidenten vorzuschlagen.
Dieser Pflicht ist er gestern nach intensivsten Beratungen nachgekommen.
Das ist eine Sache, die im Europäischen Rat stattfindet; das ist die
Aufgabe des Europäischen Rates nach den europäischen Verträgen. Die anderen
Kommissionsmitglieder müssen nun von den nationalen Regierungen ernannt
werden, auch das sehen die europäischen Verträge vor. Aber beim
Kommissionspräsidenten ist das gerade nicht so.

Zusatzfrage: Das heißt, da ist eine Lücke im Koalitionsvertrag, die jetzt
quasi ausgenutzt werden konnte?

StS Seibert: Nein, da ist keine Lücke im Koalitionsvertrag; vielmehr ist da
eine ganz klare Aufgabenverteilung zwischen den europäischen Institutionen.
Der Europäische Rat hat die Aufgabe und die Pflicht, einen Kandidaten
vorzuschlagen. Das Europäische Parlament hat die Entscheidung über diesen
Kandidaten per Wahl zu fällen.

Zusatzfrage: Das Interessante ist jetzt ja, dass quasi eine deutsche
Regierungsvertreterin Kommissionspräsidentin werden soll, aber die deutsche
Regierung sie gar nicht nominiert hat beziehungsweise sich gar nicht einig
ist, dass sie es werden soll, weil ein Koalitionspartner dagegen ist. Wie
kann das sein?

StS Seibert: Ich habe versucht, Ihnen klarzumachen, dass es nicht die
Aufgabe einer nationalen Regierung ist, dem Europäischen Parlament einen
Vorschlag zu machen, sondern die Aufgabe des Europäischen Rates, und das
hat er gestern getan - mit der überwältigenden Mehrheit, nämlich der
Zustimmung von 27 Mitgliedstaaten. Die Bundeskanzlerin hat sich für
Deutschland enthalten, weil wir die geübte Praxis haben - die sich aus
unserer Geschäftsordnung implizit ergibt -, dass, wenn es einen Dissens
gibt, wenn es keine einheitliche Haltung der Bundesregierung gibt, der
deutsche Vertreter sich dann zu enthalten hat. Aber 27 Mitgliedstaaten -
und das ist ja doch auch ein Beweis für das große internationale Ansehen,
das Frau von der Leyen genießt - haben sich für diese Kandidatin
ausgesprochen. Entsprechend ist sie per schriftlichem Beschluss des
Europäischen Rates dem Europäischen Parlament vorgeschlagen worden.

Frage: Herr Gabriel sagt ja, es müsse einen Zwischenschritt geben, das
heißt, sie müsse erst von Deutschland als Kommissarin benannt werden, bevor
dann die Frage der Kommissionspräsidentschaft ins Spiel kommt. Die Frage an
Herrn Seibert, an das Justizministerium und - wenn Sie sich auch als
Sprecherin des Vizekanzlers verstehen - auch an Frau Kalwey wäre also: Ist
das falsch?

StS Seibert: Ich kann es nur wiederholen: Es ist die Aufgabe des
Europäischen Rates, einen Vorschlag zu machen. Bei den sonstigen
Kommissaren, die dann die Kommission ausmachen, ist es die Aufgabe der
nationalen Regierungen, sie zu nominieren. Das ist ein Unterschied. Der Rat
hat die Aufgabe, sich mit qualifizierter Mehrheit für einen Kandidaten
beziehungsweise eine Kandidatin auszusprechen, und das ist gestern so
geschehen.

Zusatzfrage: Und die Frage war: Diesen Zwischenschritt braucht es also
nicht?

StS Seibert: Nein.

Malachowski: Ich kann dazu leider nichts beitragen.

Kalwey: Ich glaube, Herr Seibert hat es jetzt erläutert. Ich kann da jetzt
auch nichts ergänzen.

Zusatzfrage: In welcher Form hat eigentlich eine Abstimmung innerhalb der
Koalition oder innerhalb der Bundesregierung stattgefunden?

StS Seibert: Darüber ist natürlich innerhalb der Koalition gesprochen
worden, und zwar an dem Tag, als dieses Thema aufkam. Die Bundeskanzlerin
hat das gestern ja noch einmal deutlich nachvollzogen: Die Nominierung von
Frau von der Leyen für die Kommissionspräsidentenaufgabe kam gestern auf
den Tisch, und dann ist das auch entsprechend besprochen worden. Ich will
hier jetzt nicht über interne Abläufe sprechen, aber natürlich hat es
Kontakt zwischen der Bundeskanzlerin und den anderen Koalitionsvertretern
gegeben - mit dem Ergebnis, dass sie sich enthalten hat, weil die SPD sich
nicht in der Lage sah, dieser Entscheidung des Rates gestern zuzustimmen.

Frage: Herr Seibert, können Sie uns noch einmal kurz verraten, ob es
jenseits der ganzen politischen Ebene schon irgendwelche Glückwünsche in
Richtung von Frau von der Leyen gegeben hat? Oder hat man im Kabinett jetzt
wirklich so getan, als ob gestern gar nichts passiert wäre?

StS Seibert: Ich kann Ihnen nicht sagen, wer sich wie gegenüber Frau von
der Leyen vor oder nach dem Kabinett oder am Rande des Kabinetts geäußert
hat. Im Kabinett gab es keine Aussprache zu diesem Thema.

Vors. Mayntz: Verfügt das Verteidigungsministerium da über nähere
Erkenntnisse?

Fähnrich: Ich war auch nicht dabei.

Frage: Herr Seibert, ist die Kommissionspräsidentin oder der
Kommissionspräsident Mitglied der Kommission?

StS Seibert: Ich bin kein Europarechtler, aber ich würde das einmal
annehmen, genauso wie ja die Bundeskanzlerin Mitglied der Bundesregierung
ist. Da mögen mir jetzt aber die Europarechtler helfen, wie das genau
rechtlich organisiert ist.

Zusatzfrage: Wenn wir davon ausgehen, dass der Präsident beziehungsweise
die Präsidentin Mitglied der Kommission ist, dann wäre es ja möglich,
Mitglied der Kommission zu werden, ohne von der nationalen Regierung als
Kommissionsmitglied benannt zu werden. Das ist die Auffassung der
Bundesregierung, ist das richtig?

StS Seibert: Das habe ich Ihnen so dargestellt, ja.

Zusatzfrage: Das bedeutet, ein ehemaliger Vizekanzler, der der Auffassung
ist, da es sich um eine Doppelfunktion handelt, müsste die auch doppelt
beschlossen werden, liegt rechtlich falsch?

StS Seibert: Ich werde gerne noch eine weitere rechtliche Beurteilung
nachreichen. Ich habe es so dargestellt, wie es sich für uns sehr klar
darstellt.

Breul: Ich kann, wenn Sie wollen, den europarechtlichen Teil bewerten. Ihre
letzte Frage ist allerdings nicht europarechtlich zu bewerten. Deshalb kann
ich dazu nichts sagen.

Aber in Artikel 17 Abs. 7 des Vertrags über die Europäische Union ist klar
festgelegt, wie die unterschiedlichen Ämter besetzt werden. Ja, die
Präsidentin oder der Präsident der Kommission ist Mitglied der Kommission.
Es gibt drei unterschiedliche Verfahren für die Benennung der Mitglieder
der Kommission, erstens das Verfahren, wie es Herr Seibert gerade völlig
richtig dargestellt hat, für den Präsidenten oder die Präsidenten, zweitens
ein Verfahren für die übrigen Mitglieder und drittens noch ein gesondertes
Verfahren für den Hohen Vertreter der Union für Außen- und
Sicherheitspolitik, der gleichzeitig Mitglied und Vizepräsident der
Kommission ist.

Frage: Kann die Personalie denn innerhalb der Bundesregierung noch
verhindert werden, Herr Seibert? Gibt es dazu irgendwelche rechtliche
Möglichkeiten?

StS Seibert: Frau von der Leyen ist jetzt per Beschluss des Europäischen
Rates als die Nominierte durch den Europäischen Rat beim Europäischen
Parlament sozusagen präsentiert. Der Beschluss des Europäischen Rates ist
mit 27 Zustimmungen und einer Enthaltung zustande gekommen. Nun liegt die
Sache beim Europäischen Parlament, das seine Aufgabe bei diesem
Findungsprozess auszuüben hat.

Zusatzfrage: Bis wann soll die Ministerin noch im Amt sein? Wird das wie
bei Frau Barley sein, bis zum letzten Tag, bis sie gewählt wurde? Hat sie
quasi ein Sicherheitsnetz für den Fall, dass sie doch nicht vom 
EU-Parlament bestätigt wird, also quasi durchfällt, sodass sie weiterhin
Verteidigungsministerin bleiben wird, oder geht sie jetzt "all in", tritt
zurück und verliert dann vielleicht alles?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen heute nicht sagen. Das liefern wir zum
gegebenen Zeitpunkt nach.

Zusatzfrage: Herr Fähnrich, gibt es schon einen Terminplan?

Fähnrich: Ich habe dem auch nichts hinzuzufügen. Wir dürfen nicht
vergessen, dass wir jetzt eine Vorbereitungszeit von, glaube ich, 24 oder
36 Stunden hatten. Es gibt eine Menge zu regeln. Wie Herr Seibert gerade
sagte, werden wir das nachliefern. Entscheidungen gibt es zu der Zeit, wenn
wir sie treffen. Dann werden wir darüber auch informieren.

Zusatzfrage : Haben Sie Reaktionen aus der Truppe? Wenn man mit der Truppe
spricht, dann hört man, dass sie ja froh zu sein scheint, dass sie jetzt
weggeht.

Fähnrich: Ich hatte heute keine Reaktion aus der Truppe, weil wir uns der
Arbeit vor Ort gewidmet haben. Aber Sie können sich sicher sein, dass die
Ministerin jederzeit, auch auf den Reisen, immer sehr viel und gut mit den
Männern und Frauen zusammengearbeitet hat und dass sie auch stolz waren,
weil sie viele Besuche gehabt hat. Dafür, jetzt ein Resümee zu ziehen, ist
es, so würde ich sagen, viel zu früh.

Frage: Herr Seibert, befürchtet die Bundesregierung, dass die, sagen wir
einmal, europäische Idee Schaden nimmt, weil das in dem
Demokratisierungsprozess wesentliche Spitzenkandidatenprinzip nicht
eingehalten wurde? Man kann sagen, es habe nicht können; dennoch hatten
sich alle Seiten eigentlich darauf verständigt, dass man so vorgehen soll.
Wie groß ist das Risiko, dass diese Reformidee Schaden nimmt?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich auch gestern noch einmal zu
diesem Spitzenkandidatenmodell bekannt. Sie hat aber auch dargestellt, dass
das in einer schwierigen Situation zu entscheiden war. Einerseits hat der
Europäische Rat das Ergebnis der Wahlen zum Parlament zu berücksichtigen.
Andererseits gibt es Schwierigkeiten dieses Spitzenkandidatenmodells, weil
es nicht mehr nur zwei Fraktionen im Europäischen Parlament gibt, die eine
Mehrheit gemeinsam stellen können, sondern weil es in diesem Parlament
zumindest derzeit keine so klaren Mehrheiten gibt. Die Situation war und
ist nicht eindeutig. Wie Sie wissen, hat sich das Europäische Parlament
eben nicht auf einen der Spitzenkandidaten einer der beiden großen
Fraktionen einigen können. Die Bundeskanzlerin hatte sich in diesen
insgesamt drei Verhandlungstagen sehr dafür eingesetzt, für Frans
Timmermans und vor allem auch für Manfred Weber eine faire Lösung zu
finden. Aber dafür gab es weder im Europäischen Rat noch im Europäischen
Parlament genügend Unterstützung. So war es dann notwendig, dass die Staats-
 und Regierungschefs eine andere Lösung gesucht haben. Denn - ich sage es
noch einmal - sie haben nicht nur das Recht, einen Vorschlag zu machen,
sondern sie haben auch die Pflicht, einen Vorschlag zu machen. Denn sonst
kommt der Prozess gar nicht in Gang.

Die Bundeskanzlerin hat gestern auch gesagt, dass der Präsident des
Europäischen Rates Donald Tusk und Herr Verhofstadt von den Liberalen im
Europäischen Parlament, um eine Wiederholung dieser schwierigen - man kann
auch sagen: misslichen - Lage in der Zukunft zu verhindern, gemeinsam
überlegen sollen, wie man dafür sorgen kann, dass man nach einer künftigen
Europawahl bei der künftigen Bestellung eines Kommissionspräsidenten nicht
wieder in diese Lage kommt.

Zusatz: Mit anderen Worten: An der derzeitigen Situation ist das Parlament
selbst schuld, weil es sich nicht einigen konnte.

StS Seibert: Nein. Ich habe Ihnen beschrieben, welches die Schwierigkeiten
waren, die dazu geführt haben, dass die Mitglieder des Europäischen Rates
es gestern nötig fanden, einen anderen Vorschlag auf den Tisch zu bringen.

Frage: Herr Breul, eine Frage zu Libyen: Gestern kamen bei einem
Luftangriff durch Truppen von General Haftar Dutzende Menschen ums Leben.
Gibt es schon eine Reaktion dazu?

Breul: Ja. Die Bundesregierung verurteilt den Luftangriff auf ein Lager für
Flüchtlinge und Migranten am gestrigen Dienstag in Tripolis, bei dem mehr
als 40 Menschen getötet wurden, auf das Schärfste. Der libysche
Präsidialrat spricht von einem Kriegsverbrechen. Aus Sicht der
Bundesregierung muss schnellstmöglich aufgeklärt werden, wer für diesen
Angriff verantwortlich ist. Die Täter müssen zur Verantwortung gezogen
werden.

Weiterhin rufen wir beide Seiten des Konflikts dazu auf, Gespräche unter
Leitung der Vereinten Nationen wiederaufzunehmen. Das war unsere klare
Botschaft an General Haftar beim Besuch des Nahostbeauftragten in Bengasi
am 23. Juni und auch bei den Gesprächen der Bundeskanzlerin und des
Bundesaußenministers mit Herrn Sarradsch Anfang Mai. Auch mit dem
Vermittler und Sondergesandten der Vereinten Nationen Ghassan Salamé steht
die Bundesregierung dazu im engsten Kontakt.

Zusatzfrage: Sehen Sie Haftar als den Verantwortlichen für diesen Angriff
an?

Breul: Jetzt ist, wie gesagt, Aufklärung notwendig. Wie Sie wissen, sind
wir in Tripolis nicht dauerhaft präsent. Von daher haben wir auch keine
eigenen Erkenntnisse zu dem Vorfall. Jetzt sind alle Parteien aufgefordert,
dazu beizutragen, dass schnellstmöglich Klarheit darüber herrscht, wie es
zu diesem Vorfall kommen konnte.

Zusatzfrage: Die "New York Times" berichtet, dass Saudi-Arabien und die
Vereinigten Arabischen Emirate die Rebellen in Libyen massiv unterstützten.
Wie sehen Sie diese militärische Intervention?

Breul: Dieser Bericht liegt mir jetzt nicht vor. Von daher kann ich dazu
keine Stellung nehmen. Grundsätzlich gilt - das ist auch dem 
VN-Sicherheitsrat vorgetragen worden -, dass das gegenüber Libyen bestehende
Waffenembargo nicht eingehalten wird. Wir pochen darauf und setzen uns
dafür ein, dass dieser Zustand schnellstmöglich beendet wird.

Frage: Herr Seibert, eine Frage zu einer aktuellen Jugendstudie, die
besagt, dass Kinder und Jugendliche darüber frustriert seien, zu wenig
Mitspracherecht in der Politik und auch in der Schule zu haben. Befragt
wurden 8- bis 14-Jährige.

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung, um Kinder und
Jugendliche in bestimmte Prozesse mehr zu integrieren?

StS Seibert: Ich muss gestehen, dass ich diese Umfrage nicht kenne und sie
mir gern erst einmal anschauen würde, bevor ich dazu Stellung nehme.

Ich weiß nicht, ob der Vertreter des Jugendministeriums in der Lage ist,
auf die zahlreichen Projekte hinzuweisen, die wir in diesem Bereich
vonseiten der Bundesregierung betreiben, wobei ich schon einmal sagen
würde, dass Mitsprache von 8- bis 14-Jährigen in der Schule natürlich kaum
in den Bereich fällt, in dem die Bundesregierung Möglichkeiten hat. Ich
glaube, alle in der Politik, und zwar in Regierung wie Opposition, sollten
darüber nachdenken, wie politische Arbeit und Arbeit in Parteien so
gestaltet werden kann, dass sie auch für junge Menschen attraktiv ist.
Dabei ist mit der Digitalisierung sicherlich einiges in Bewegung gekommen.
Trotzdem denke ich, dass es alle in der Politik Tätigen beschäftigen muss,
wie sie auch diese für uns so wichtige Zukunftsgruppe erreichen.

Kempe: Ich kann das, was Herr Seibert gesagt hat, nur unterstreichen und
vielleicht noch ergänzen, dass wir, gerade was das Thema der politischen
Beteiligung betrifft, einiges vorzuweisen haben. Wir haben auch noch eine
ganze Menge vor. Zum Beispiel arbeiten wir im Bundesfamilienministerium an
einer Jugendstrategie der Bundesregierung, im Übrigen gemeinsam mit
Jugendlichen. Wir wollen, dass sich das Kabinett dann auch verbindlich zur
Verantwortung für die Jugend bekennt.

Die Ministerin hat sich dazu vor einer halben Stunde noch einmal geäußert.
Wenn Sie erlauben, trage ich ein Zitat, das diesen Aspekt betrifft, kurz
vor. Sie hat gesagt:

"Auch die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen ist mir ein wichtiges
Anliegen. Darum arbeiten wir an einer Jugendstrategie der Bundesregierung
Verantwortung für die Jugend bekennt. Die ganze Bundesregierung muss ihren
Teil dazu beitragen, Jugend zu beteiligen, Politik mit und für Jugendliche
zu machen. Beteiligung ernst zu nehmen, bedeutet auch, Jugendlichen früher
eine Stimme bei Wahlen zu geben. Darum setze ich mich dafür ein, das
Wahlalter auf 16 Jahre abzusenken."

Soweit das Zitat von Ministerin Giffey.

Zusatzfrage: Herr Seibert, Wahlrecht ab 16: Finden Sie das auch sinnvoll?

StS Seibert: Das ist nach meinen Informationen nicht Teil des
Koalitionsvertrags, und deswegen derzeit auch kein Ziel, an dem diese
Bundesregierung arbeitet.

Frage : Herr Seibert, als ein großer Vertreter der Jugend hat Rezo Sie
persönlich immer wieder dafür kritisiert, wie Sie hier zum Beispiel
Auskunft geben, dass er Sie nicht verstehe, dass Sie künstlich redeten.
Nehmen Sie diese Kritik an?

StS Seibert: Ich glaube, es geht nicht darum, wie Rezo mich findet oder wie
ich Rezo finde. Wir alle haben doch die Notwendigkeit, uns so auszudrücken,
so zu informieren, und zwar hier und auch anderswo, dass möglichst viele
Menschen, auch jüngere Menschen, verstehen können, worum es geht. Das nehme
ich auf jeden Fall an. Persönlich, als Regierungssprecher, als Chef des
Presse- und Informationsamtes beschäftigt uns das tagtäglich.

Zusatzfrage: Werden Sie Ihre Sprache umstellen?

StS Seibert: Warten Sie es ab.

Frage: Heute vor fünf Jahren wurde der Mindestlohn in Deutschland
eingeführt. Eine Frage an das Ministerium für Arbeit und Soziales: Glauben
Sie, dass der jetzige Mindestlohn und der für 2020 in Höhe von 9,35 Euro
geplante reichen, um eine Rente oberhalb der Grundsicherung abzusichern?

Ehrentraut: Die Frage richtet sich, denke ich, an mich. Danke für die
Frage. - Zum einen ist zu sagen, dass die Einführung des Mindestlohns 2015
natürlich ein sozialpolitischer Meilenstein war, weil damals vier Millionen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer davon profitiert haben, die zuvor zu
sehr niedrigen Löhnen gearbeitet haben.

Mit der Einführung des Mindestlohnes wurde aber auch festgelegt, dass über
die zukünftigen Anpassungen eine Mindestlohnkommission aus Vertretern von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern entscheidet, diese Entscheidung also
jenseits der Politik stattfindet. Dieser Aufgabe kommt die Kommission auch
nach und hat, wie Sie richtig sagten, den Mindestlohn im Jahr 2020 auf 9,35
Euro festgelegt.

Klar war aber auch, dass der Mindestlohn immer nur eine absolute
Lohnuntergrenze gegen Lohndumping sein kann. Der Mindestlohn ist nicht als
politisch oder rentenrechtlich gesetzter Lohn zum Erreichen einer
bestimmten Alterssicherung zu verstehen.

Zur Zukunft des Mindestlohns ist zu sagen: Der Minister hat immer wieder
betont, dass sich der Mindestlohn weiterentwickeln müsse. Er hat auch
gesagt, dass ein höherer Mindestlohn allein nicht ausreiche. Viel wichtiger
ist eine stärkere Tarifbindung. Denn dort, wo es Tarifverträge gibt, sind
die Löhne in der Regel höher und auch die Arbeitsbedingungen besser. Das
Aushandeln von Tarifverträgen wie auch die Lohnfindung sind allerdings
alleiniges Recht und Aufgabe der Sozialpartner, und dieses Recht
respektieren wir natürlich.

Zusatzfrage: Gibt es Erkenntnisse darüber, ob es in der Wirtschaft dadurch
zu Pleiten kam, dass Leute vermehrt entlassen werden mussten?

Ehrentraut: Alle empirischen Studien zeigen, dass es keine größeren
Auswirkungen auf die Beschäftigung gegeben hat, ganz im Gegenteil: Wir
hatten in den letzten Jahren vielmehr immer wieder neue Rekorde bei der
Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse zu
vermelden.

Frage: Ich hätte noch zwei Wissensfragen zum Fall Rackete. Es steht ja die
Forderung im Raum, Frau Rackete aus Italien auszuweisen. Da wir ja in der
EU leben und Freizügigkeit haben, wüsste ich gerne, vielleicht an das BMJV
gerichtet, auf welcher Grundlage das tatsächlich geschehen könnte.

Die zweite Frage geht vielleicht an das BMI und das AA oder an den, der sie
beantworten kann: Gab es so einen Fall schon einmal, entweder für einen
deutschen Staatsbürger oder dafür, dass man in Deutschland einen EU-Bürger
ausgewiesen hat?

Alter: Ich glaube, ich übernehme gleich beide Fragen. Ich kann Ihnen jetzt
zu dem konkreten Einzelfall natürlich keine Bewertung abgeben. Ich kann
Ihnen aber sagen, dass es im Freizügigkeitsrecht auch ganz grundsätzlich
die Möglichkeit gibt, dass EU-Bürger von einem EU-Mitgliedstaat in den
jeweiligen Heimatstaat ausgewiesen werden und auch ein Wiedereinreiseverbot
bekommen. Solche Fälle kann es geben. Die Tatbestandsvoraussetzungen dafür
sind sehr hoch. Ich weiß aber nicht, ob die im konkreten Fall vorliegen.

Könnten Sie die zweite Frage noch einmal wiederholen? Da war ich jetzt
schon - - -

Zusatzfrage: Ist Ihnen ein Fall bekannt, in dem das schon einmal einen
deutschen Staatsbürger betroffen hat oder die Bundesrepublik sich selbst
für so eine Ausweisung eines EU-Bürgers entschieden hat?

Alter: Ich kenne keinen konkreten Fall, in dem ein deutscher
Staatsangehöriger von einem EU-Mitgliedstaat ausgewiesen worden wäre. Ich
kann das aber gerne prüfen und nachreichen.

Mir ist bekannt, wenn auch ohne konkrete Fallkenntnis, dass es schon
vorkam, dass man EU-Bürger aus Deutschland ausgewiesen hat.

Frage: Herr Seibert, wie bewerten Sie denn grundsätzlich die Freilassung
der Kapitänin?

StS Seibert: Wir begrüßen diese Freilassung von Frau Rackete sehr. Wenn nun
noch weitere Vorwürfe der italienischen Behörden gegen sie im Raum stehen,
dann müssen die auf rechtsstaatlichem Wege geklärt werden, und das werden
wir weiterhin sehr aufmerksam verfolgen.

Frage: Herr Breul, wie bewerten Sie denn die Einlassung von Herrn Salvini,
der Frau Rackete als Gefahr für die nationale Sicherheit Italiens
bezeichnet?

Breul: Es wird Sie nicht wundern, wenn ich hier wiederhole, was wir in
diesem Fall immer sagen, nämlich dass wir einzelne Aussagen ausländischer
Minister nicht kommentieren.

Ich möchte Ihre Frage aber trotzdem zum Anlass nehmen, darauf hinzuweisen,
dass wir entschieden gegen Hassreden und Bedrohungen von Seenotretterinnen
und Seenotrettern sind, wie es sie jetzt teilweise auch gegen Frau Rackete
gibt. Damit meine ich jetzt nicht Herrn Salvini, sondern das, was im
Internet sonst noch geschieht und was auch dazu geführt hat, dass sie sich
derzeit - so hat es ihre Nichtregierungsorganisation mitgeteilt - aus
Sicherheitsgründen an einem geheimen Ort aufhält. Das ist natürlich
vollkommen inakzeptabel, und dem stellen wir uns entgegen, diesen
Hassbotschaften im Internet.

Zusatzfrage: Herr Seibert, Herr Alter, ist es eine Option, dass Frau
Seehofer oder Frau Merkel die Frau Rackete trifft?

Mich würde interessieren, warum Deutschland, wenn man sich so sehr um die
humanitäre Not im Mittelmeer kümmert, keine eigenen Bundeswehrschiffe
schickt. Man braucht ja keine EU-Mission. Man braucht keine EU-Abstimmung.
Man kann doch erst einmal selbst retten. War das heute ein Thema in der
Kabinettssitzung, Herr Seibert?

StS Seibert: Nein, das war kein Thema in der Kabinettssitzung.

Zum ersten Teil Ihrer Frage: Von solchen Plänen kann ich Ihnen nicht
berichten.

Alter: Ich habe auch keine Kenntnis von solchen Plänen.

Frage: Herr Seibert, der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland, Bischoff Bedford-Strohm, hat erklärt, die evangelische Kirche
werde ein eigenes Rettungsschiff ins Mittelmeer schicken. Er wolle das als
Signal an die Politik verstanden wissen. Frage: Wie kommt dieses Signal bei
Ihnen an? Unterstützen Sie die Idee eines solchen Kirchenschiffs?

StS Seibert: Das ist zunächst einmal eine Entscheidung der evangelischen
Kirche Deutschlands. Die Haltung von Herrn Bedford-Strohm, der ja auch
selbst vor Ort war, ist sehr bekannt. Er hat gerade in der vergangenen
Woche bei einem Empfang der evangelischen Kirche hier in Berlin, bei dem
auch die Bundeskanzlerin und andere Mitglieder des Kabinetts waren, eine
Rede gehalten, in der er dieses Thema sehr stark aufgegriffen hat. Ich will
mich zu diesem Plan der evangelischen Kirche nicht äußern. Das Wichtige
ist: Auf See hat jeder die Pflicht, Menschen zu retten, die in Not sind,
und humanitäres Engagement für die Rettung von Menschen auf hoher See
verdient Respekt.

Zusatzfrage: Eine Unterstützung dieses Plans entnehme ich diesen Worten
nicht, aber Sie nehmen den Plan zur Kenntnis.

Ich hätte eine zweite Frage: Weiß jemand, was mit dem in Gewahrsam
genommenen Schiff ist? Ist es noch in einem anderen Hafen? Wird es wieder
überstellt werden? Ist die Bundesregierung da in irgendeiner Weise aktiv?

Breul: Ich habe keine Erkenntnisse. Ich nehme an, es ist nach wie vor im
Hafen. Es gibt ja auch Schritte der italienischen Behörden, die gegen das
Schiff eingeleitet worden sind. Wie auch hinsichtlich der Überprüfung der
Handlungsweise der Kapitänin vertrauen wir darauf, dass der italienische
Rechtsstaat seinen Aufgaben dabei nachkommt und das überprüft. Fragen nach
Einzelheiten müssen Sie dann an die NGO oder ihre Anwälte richten; darüber
haben wir keine Informationen.

Frage: Das ist eine Frage an Herrn Seibert und Frau Kalwey. Es gibt ja auch
noch eine andere Personalie, die gestern beschlossen wurde, nämlich Frau
Lagarde. Herr Seibert, Frau Kalwey, können Sie beide einmal eine Bewertung
der Tatsache abgeben, dass durch diese schon gestern getroffene
Entscheidung über die EZB-Präsidentschaft doch eine sehr große Nähe auch zu
politischen Entscheidungen geschaffen wurde und dass das möglicherweise
auch die Unabhängigkeit der EZB infrage stellt? Ist das eine Sorge, die die
Bundeskanzlerin umtreibt, oder sieht sie die Unabhängigkeit der EZB von
diesem Verfahren in keiner Weise berührt?

StS Seibert: Der Bundesregierung ist und bleibt die politische
Unabhängigkeit der EZB wichtig, und niemand macht den Versuch, daran etwas
zu ändern. Die Bundeskanzlerin hat gestern in ihrer Pressekonferenz in
Brüssel ja auch davon gesprochen, warum sie - in diesem Fall konnte sie
ihre Unterstützung aussprechen und musste sich nicht enthalten - eben auch
für diese Personalie eingetreten ist, nämlich weil Frau Lagarde nicht nur
frühere Finanzministerin ist, sondern durch die langjährige Tätigkeit an
der Spitze des Internationalen Währungsfonds, wo sie unbestritten eine
Führungspersönlichkeit ist, die Qualifikation dafür mitbringt.

Frage: Die Kanzlerin hat sich also nur bei der Abstimmung über die
Personalie von der Leyen enthalten, bei den anderen drei Personalien nicht?

StS Seibert: Richtig, weil es darüber eben keine Einigkeit innerhalb der
Bundesregierung gab und sie sich dann entsprechend den Gepflogenheiten
innerhalb der Koalition enthalten musste und enthalten hat; bei der anderen
Frage war das nicht der Fall.

Zusatzfrage: Heißt das, dazu hat die SPD-Seite innerhalb der Regierung
gesagt "Lagarde geht klar"?

StS Seibert: Die Kanzlerin hat dem zugestimmt.

Frage: Ich wollte ja auch von Frau Kalwey hören, wie Minister Scholz diese
Personalie bewertet. Immerhin ist Frau Lagarde keinen Notenbankerin. Wenn
ich mich recht entsinne, hatte er in der Vergangenheit immer wieder gesagt,
dafür müsse man auf jeden Fall die richtige Qualifikation mitbringen. Sieht
er sie als ausreichend qualifiziert für diesen Job an?

Dann würde mich noch interessieren, da der IWF-Posten ja jetzt frei wird
und bislang immer die Europäer die Besetzung dieses Postens unter sich
ausgemacht haben - der war sozusagen für Europa reserviert -, ob die
Bundesregierung weiterhin auf diese Tradition beziehungsweise dieses Recht
besteht. Es gibt ja auch Forderungen danach, dass jemand aus China oder aus
Indien vielleicht einmal auf diesem Platz Platz nehmen könnte.

Kalwey: Zuerst einmal kann ich mich Herrn Seibert natürlich nur
anschließen. Dann möchte ich erst einmal sagen, dass es natürlich ein
Verfahren dafür gibt. Die Position wird also vom Europäischen Rat gewählt,
und zwar auf Vorschlag oder auch auf Empfehlung des Finanzministerrats, der
dafür das Europäische Parlament und auch den Rat der Europäischen
Zentralbank anhört. Dann wählt der Europäische Rat diese Position, und er
wird sie dann auch ernennen. Das ist jetzt erst einmal das Verfahren.

Ganz grundsätzlich kann ich zu Frau Lagarde sagen, dass uns mit Frau
Lagarde, also der geschäftsführenden Direktorin des IWF, eine langjährige
und konstruktive Zusammenarbeit verbindet. Sie stand Europa auch in
schwierigen Zeiten als kompetente Akteurin bei der Bewältigung der Finanz-
und Wirtschaftskrise zur Seite. Dem Verfahren, das jetzt erst einmal
bevorsteht, will ich hier auch gar nicht weiter vorgreifen.

In dem Zusammenhang steht auch meine Antwort auf Ihre zweite Frage, dass es
jetzt erst einmal das Verfahren abzuwarten gilt. Alles Weitere - auch mit
Blick auf den IWF - wird sich dann klären. Das ist auch keine Entscheidung,
die ich Ihnen jetzt hier erläutern kann.

Zusatzfrage: Heißt das, Sie würden jetzt nicht von vornherein sagen, das
solle auf jeden Fall - wie auch immer - im Ermessen Europas stehen, sondern
sagen, dass das für Sie eine offene Frage ist, die sich dann klären wird,
sobald Frau Lagarde hundertprozentig auf diesem Posten bestätigt sein wird?

Kalwey: Also, noch einmal: Ich habe das Verfahren jetzt erläutert, und es
bleibt bei dem, was ich bisher gesagt habe.

StS Seibert: Ich will ganz kurz noch einmal etwas zu diesen
Abstimmungsfragen sagen, weil ich, ehrlich gesagt, nachreichen muss, ob
eine Abstimmung oder mehrere Abstimmungen gab. Was sicher ist, ist, dass
sich die mangelnde Einigkeit innerhalb der Bundesregierung nur auf die
Personalie Frau von der Leyen bezog und dass sich die Bundeskanzlerin
deshalb enthalten hat. Ich werde herausfinden, ob es eine Gesamtabstimmung
über das Gesamttableau gab oder ob es einzelne Abstimmungen waren. Das weiß
ich im Moment nicht, weil man da auch nicht mit drinsitzt. Aber das liefern
wir nach.

Frage: Herr Breul, ich habe eine Frage zu Afghanistan. Deutschland und
Katar planen ein informelles Treffen in den nächsten Tagen zu Afghanistan.
Was ist das Ziel dieses Treffens?

Die afghanische Regierung hat sich darüber beklagt, dass sie diesbezüglich
nicht konsultiert und auch nicht eingeladen worden sei. Was können Sie dazu
sagen?

Breul: Ich kann diese Meldung bestätigen. Dazu hat sich auch unsere
Botschaft in Katar geäußert. Gemeinsam mit Katar hat Deutschland wichtige
afghanische Akteure zu einer Veranstaltung - einer innerafghanischen
Dialogkonferenz - eingeladen, die dazu beitragen soll, den Weg für
innerafghanische Verhandlungen zu ebnen. Das kann aber nur gelingen, wenn
alle Teilnehmer diesen Rahmen wünschen und gleiche Regeln akzeptieren.

Deutschland und Katar organisieren diese Veranstaltung. Sie sind keine
Teilnehmer oder Verhandler bei der Veranstaltung, sondern sollen diesen
Dialog ermöglichen. Die Gespräche können helfen, spätere Verhandlungen
zwischen allen gesellschaftlichen Kräften Afghanistans über ein Ende des
Konflikts und die künftige Verfasstheit des Landes zu ermöglichen.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nehmen auf persönlicher Basis teil. Es
wurden also keine Gruppen oder Institutionen eingeladen, sondern
individuelle Teilnehmer. Sie bilden einen breiten Querschnitt der
afghanischen Gesellschaft ab: Politik, Gesellschaft und Geographie. Jetzt
geht es darum, bei diesem informellen Dialog - ich wiederhole es noch
einmal: keine Verhandlung - den Weg dafür zu ebnen, irgendwann womöglich zu
Verhandlungen zu kommen. Das ist ein Versuch dafür, auf diesem Weg
Fortschritte zu erzielen. Wir sehen uns dabei als Dienstleister. Ich sage
es noch einmal: Wir sind keine Verhandlungspartei, sondern versuchen, im
Gespräch mit vielen internationalen Partnern und mit vielen Akteuren in
Afghanistan einen positiven Beitrag zu leisten.

Zusatzfrage: Ich stelle noch einmal meine Frage, Herr Breul: Sind Vertreter
der afghanischen Regierung dazu eingeladen oder nicht? Wenn nicht, warum
nicht?

Breul: Wie gesagt: Es sind keine Vertreter von Institutionen dabei, sondern
es sind Individuen eingeladen. Viele der Teilnehmer haben oder hatten
Funktionen in der afghanischen Regierung inne.

Frage: Herr Breul, sind denn Individuen der Taliban dabei?

Breul: Ja.

Zusatzfrage : Wie viele?

Breul: Dazu liegen mir keine Zahlen vor. Es geht jetzt auch nicht, wenn ich
das noch einmal betonen darf, um Gruppenzugehörigkeiten und Institutionen,
sondern es geht darum, durch einen Dialog von Privatpersonen eine Basis zu
schaffen. Das sind keine Verhandlungen - sie können nicht substituieren,
was in einem zweiten Schritt erfolgen soll -, sondern es geht darum,
Vertrauen zu schaffen, ins Gespräch zu kommen und den weiteren Prozess
vorzubereiten.

StS Seibert: Meine Kollegen haben mich freundlicherweise an Aussagen der
Bundeskanzlerin - es geht noch einmal um die Abstimmungsfrage im
Europäischen Rat - aus der gestrigen Pressekonferenz erinnert. Sie hat zur
Personalie von Frau Lagarde gesagt:

"Wir haben außerdem eine Entscheidung in Richtung der Empfehlung zur Wahl
eines neuen Präsidenten der Europäischen Zentralbank gefällt - auch in
diesem Fall zum ersten Mal einer Frau, nämlich Christine Lagarde. Diese
Entscheidung ist einstimmig erfolgt. Hier konnte ich also zustimmen und
habe auch zugestimmt."

Dann hat sie noch gesagt:

"Wir haben uns dann für Charles Michel als zukünftigen Ratspräsidenten
entschieden; auch diese Entscheidung ist einstimmig gefällt worden."

Frage: Herr Breul, ich habe eine Frage zum Iran. Der Iran hat angekündigt,
nach Sonntag Uran bis auf höhere Werte als im Atomabkommen zugelassen
anzureichern. Wie bewerten Sie das?

Was bedeutet das für das Atomabkommen? Ist es damit tot?

Breul: Wir haben in der Vergangenheit gut daran getan - und werden das auch
weiter so handhaben -, dass wir nicht auf Ankündigungen reagieren, sondern
auf das, was tatsächlich geschieht, was überprüfbar ist. Es ist im Abkommen
ja auch aufgeführt, wie die einzelnen Verfahrensschritte sind. Ganz
entscheidend ist das, was die IAEO berichtet. Sie ist vor Ort und überwacht
kontinuierlich die Lage im Iran mit Inspekteuren. Dementsprechend ist das
für uns der Maßstab für die weiteren Schritte.

Frage: Herr Breul, der iranische Präsident hat heute angekündigt, dass er
definitiv ab dem 7. Juli die Urananreicherung erhöhen will. Er hat damit
gedroht, dass der Schwerwasserreaktor in Arak wieder reaktiviert wird.
Nehmen Sie diese Äußerungen nicht ernst?

Breul: Das habe ich damit nicht gesagt. Ich habe nur gesagt: Das
Entscheidende für uns ist, dass sich alle Akteure an das Abkommen halten.
Es gibt konkrete Schritte, die getan werden, wenn man den Verdacht hat,
dass jemand sich nicht daran hält. Ich habe es gerade schon erwähnt: Das
Entscheidende sind die Berichte der IAEO. Das ist sozusagen der Maßstab für
konkrete Schritte. Aber unsere Position ist vollkommen klar: Wir erwarten
vom Iran, dass er sich an das Abkommen hält. Wir erwarten, dass der Iran
die Schritte, die er bereits unternommen hat und die von der IAEO berichtet
wurden, rückgängig macht. Das ist unsere Position.

Zusatzfrage: Ab wann wäre das Atomabkommen aus Ihrer Sicht null und
nichtig?

Breul: Ich wiederhole es gerne noch einmal: In dem Abkommen sind konkrete
Schritte festgelegt. Es gibt Benchmarks; es gibt auch bestimmte Verfahren.
Das Abkommen ist als Teil einer VN-Sicherheitsratsresolution öffentlich
einsehbar. Ich glaube, in den Paragrafen 36 und 37 sind diese Schritte
festgelegt. An diese werden wir uns halten und mit den anderen Partnern in
der Joint Commission beraten, welche Schritte wir wann wie unternehmen.

Frage: Herr Seibert, zum G20-Gipfel in Japan. Hat sich die Kanzlerin mit
MBS getroffen, also mit Herrn bin Salman? Haben sie sich in irgendeiner
Weise ausgetauscht? Haben sie Hände geschüttelt?

StS Seibert: Es gab kein bilaterales verabredetes Treffen. Aber es gab
natürlich im Rahmen dieses zweitätigen Gipfels Begegnungen, wie sie mit den
anderen 19 Teilnehmern eben auch stattfinden.

Zusatzfrage: Nun ist ja die Rolle von MBS eine besondere. Ihm wird
vorgeworfen, den Tod von Herrn Khashoggi angeordnet zu haben, er ist im
Jemen aktiv. Waren das Themen, die die Kanzlerin mit ihm besprochen hat?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin und auch alle anderen Mitglieder der
Bundesregierung haben sich zu dem Fall Khashoggi immer wieder geäußert.
Unsere Haltung dazu ist ganz klar: Wir verurteilen diesen Mord in aller
Schärfe. Es ist ein schrecklicher Mord gewesen. Wir rufen Saudi-Arabien
auf, nicht nur eine totale Aufklärung bei diesem Fall zu leisten, sondern
eben auch Journalisten zu schützen - im eigenen Land und sowieso auch
außerhalb - und das Recht auf freie Meinungsäußerung und Pressefreiheit zu
achten.

Gleichfalls ist unsere Haltung zum Jemen-Krieg bekannt und auch immer
wieder gesagt worden. Die Bundeskanzlerin hat am Rande dieses Gipfels auch
dem saudischen Thronfolger unsere Haltung zum Jemen-Krieg sehr klargemacht.

Zusatzfrage: Auch die Forderungen, die Sie gerade vorgetragen haben?

StS Seibert: Unsere Haltung zum Jemen-Krieg und das, was ich hier gesagt
habe.

Frage: Herr Breul, Frau Callamard war letzte Woche in Genf. Es gab auch
Gespräche mit Ihren Diplomaten. Können Sie sagen, was jetzt die nächsten
Schritte sind? Wie wird man mit diesem Prozess weiter verfahren?

Breul: Ich fürchte, ich habe die aktuelle Einschätzung der letzten Woche
jetzt gerade nicht vorliegen. Ich kann Ihnen aber kurz die Einschätzung
sagen.

Punkt eins. An unserer Haltung, an unserer Aufforderung, an den
internationalen Untersuchungen mitzuarbeiten und sowohl die türkischen als
auch die saudi-arabischen Ermittlungen und Prozesse voranzutreiben, hat
sich nichts verändert. Frau Callamard hat in ihrem Bericht eine Reihe von
Empfehlungen gegeben, auch im VN-System Instrumente zu schärfen, um in
solchen Fällen anders reagieren zu können. Wir denken, das ist eine
sinnvolle Diskussion, die wir jetzt weiter verfolgen können. Das ist das,
was ich dazu beitragen kann.

Wenn Sie Einzelfragen zu bestimmen Aspekten des Berichts haben, müssten wir
gegebenenfalls am Freitag weiter darüber reden.

StS Seibert: Ich kann vielleicht noch ergänzen: Unsere Haltung ist ja immer
gewesen - und bleibt es auch -, dass die Verantwortlichen inklusive der
Auftraggeber für diesen grausamen Mord zur Rechenschaft gezogen werden
müssen. Nun haben wir den Bericht von Frau Callamard als 
UN-Sonderberichterstatterin und fordern Saudi-Arabien auf, auch mit ihr
zusammenzuarbeiten, um eben die vollständige Wahrheit transparent und
glaubwürdig auf diese Art und Weise zu Tage zu fördern.

Frage: Herr Seibert, der ÖVP-Obmann Sebastian Kurz, der ja vor Kurzem noch
Bundeskanzler war, hat heute gesagt, dass er morgen die Kanzlerin und Frau
Kramp-Karrenbauer hier in Berlin treffen wird. Können Sie zumindest das
Treffen mit der Kanzlerin bestätigen?

StS Seibert: Das kann ich bestätigen. Das ist ein informeller und nicht
öffentlicher Termin.

Zusatzfrage: Ist das mit Blick auf die anstehenden Wahlen nicht etwas
problematisch? Das könnte ja durchaus auch als Einflussnahme oder
Sympathiebekundung für einen der Kandidaten in diesem Wahlkampf angesehen
werden.

StS Seibert: Es ist ein Meinungsaustausch, der nicht öffentlich ist.

Frage: Herr Seibert, am Freitag fährt die Kanzlerin zur Westbalkankonferenz
nach Polen. Können Sie sagen, was für die Kanzlerin bei diesem Gipfel im
Vordergrund steht? Können Sie vielleicht sagen, zu welchen konkreten Themen
sie sich dort äußern wird?

StS Seibert: Ich nahm an, dass das möglicherweise am Freitag schon
geschehen wäre, als meine Kollegin hier den Termin vorgetragen hat. Ich
muss jetzt einmal kurz nachschauen.

Grundsätzlich ist diese Westbalkankonferenz - das wissen Sie; ich finde die
Unterlagen jetzt natürlich nicht - die Folge eines Prozesses, den die
Bundeskanzlerin hier in Berlin eingeleitet hat: Die Staaten des westlichen
Balkans - ob sie nun EU-Mitglieder sind oder nicht; sie alle haben eine
europäische Perspektive - an einen Tisch zu holen, um darüber zu beraten,
wie man sehr konkret und praktisch die Zusammenarbeit dieser Staaten, die
Verbindungen dieser Staaten untereinander verbessern kann.

Man muss dabei bedenken, dass das eine Region ist, in der vor nicht allzu
langer Zeit noch blutige Kriege geführt wurden. Es ist eine Region, die
eben noch nicht den Grad der Stabilität und der Friedlichkeit hat, den
andere Teile Europas in den letzten 70 Jahren erlangt haben. Deswegen gibt
es eine Verantwortung, die die Europäer gerade auch für den westlichen
Balkan haben. Mit dieser Verantwortung versucht man mit diesem jährlich
erneuerten Prozess heranzugehen.

Ich kann Ihnen jetzt - das können wir vielleicht noch nachreichen - keine
konkreten Projekte aufzählen, die am Freitag in Posen besprochen werden. Es
geht immer wieder um diese sehr praktische Zusammenarbeit. Es ist
beispielsweise beim letzten Mal ein Jugendwerk ins Leben gerufen worden,
das einfach dafür sorgt, dass serbische, albanische, 
bosnisch-herzegowinische Jugendliche Möglichkeiten des Austauschs und der Begegnung
haben. Das ist etwas, was es vorher nicht gab. Es geht um
Verkehrsverbindungen, um energiepolitische Zusammenarbeit. In diesem
praktischen Sinne versucht man, im Interesse der Menschen den westlichen
Balkan zu unterstützen.

Frage: Weil Polen gerade Thema ist: Herr Seibert, ich hatte letzte Woche
gefragt, was die Bundesregierung anlässlich des 80. Jahrestags des
Überfalls auf Polen am 1. September plant. Frau Fietz hatte versprochen,
etwas nachzureichen.

StS Seibert: Ich kann Ihnen Termine der Bundeskanzlerin in dem Zusammenhang
heute noch nicht nennen. Das tun wir wie immer rechtzeitig, aber etwas
näher an das Ereignis.

Es gibt Pläne des Bundespräsidenten, denn Polen veranstaltet eine
Veranstaltung auf Ebene der Staatschefs. Dazu müsste ich Sie aber bitten,
das Bundespräsidialamt zu befragen.

Mittwoch, 3. Juli 2019
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WIRTSCHAFT/3062: Energieminister Altmaier muss Netzausbau beschleunigen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Juli 2019

NEUMANN: Energieminister Altmaier muss Netzausbau beschleunigen



Zum Bericht des Bundesrechnungshofs zum Netzausbau erklärt der
energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Der Bundesrechnungshof hat auch in diesem Fall völlig Recht: Der
schleppende Netzausbau ist ein zunehmendes Risiko. Verantwortlich für
diese Misere ist Energieminister Altmaier. Er muss den Netzausbau
dringend beschleunigen und auch die Stromerzeuger zu mehr
Systemdienlichkeit motivieren. Zudem sollte die Große Koalition den
Schwerpunkt auf Innovation und Technologieoffenheit legen, statt
weiterhin einseitig Wind- und Solarenergie zu fördern. Das Instrument
der Innovationsausschreibungen muss stärker in den Mittelpunkt
rücken. Es sollte durch einen Bonus für Unternehmen erweitert werden,
die sich zu einer Gewährleistung der Versorgungssicherheit
verpflichten. Mit anderen Worten: Wir brauchen ein neues
Ausschreibungssystem, das die Erreichung der Klimaziele auf
marktwirtschaftlichem Weg unterstützt. Es ist längst klar, dass bei
der Versorgungssicherheit dringender Handlungsbedarf besteht. Zwei
Milliarden Euro mussten die Verbraucher für die Stabilisierung des
Netzes zuletzt zusätzlich bezahlen."
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1119: Innenausschuss berät über Folgen durch Abschaffung des einfachen Dienstes (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 66/2019

Innenausschuss berät über Folgen durch Abschaffung des einfachen
Dienstes

481 Beamte wechselten in Laufbahngruppen des mittleren Dienstes



Stuttgart. Mit den Auswirkungen auf die von der Abschaffung des
einfachen Dienstes durch die große Dienstrechtsreform betroffenen
Beamtinnen und Beamte hat sich der Ausschuss für Inneres,
Digitalisierung und Migration in seiner Sitzung am 3. Juli 2019
befasst. "Aufgrund der Reform wechselten 481 Beamte vom einfachen
Dienst in eine vergleichbare Laufbahngruppe des mittleren Dienstes",
teilte der Ausschussvorsitzende Karl Klein (CDU) mit. Viele der
übergeleiteten Beamten wurden inzwischen in höhere Besoldungsgruppen
befördert. Der Ausschussvorsitzende erinnerte in diesem Zusammenhang
daran, fraktionsübergreifend werde die Meinung vertreten, dass man
sich stärker mit der Bezahlung und Besoldung im öffentlichen Dienst
beschäftigten sollte. "Es ist in unser aller Interesse, dass wir eine
starke, attraktive und leistungsfähige Verwaltung haben", betonte Karl
Klein.

Mit der im Januar 2011 in Kraft getretenen großen Dienstrechtsreform
wurde der einfache Dienst abgeschafft. Beamte des einfachen Dienstes
wurden im Zuge der Reform in ein Amt mit gleichem Grundgehalt einer
entsprechenden Laufbahn in der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes
übergeleitet. Betroffen waren damals 481 Beamtinnen und Beamte des
Landes Baden-Württemberg.

Klein zufolge wurden die betroffenen Beamten nach der Überleitung in
den Besoldungsgruppen A5 (144 Personen), A5 mit Zulage (200 Personen),
A6 (59 Personen), A6 mit Zulage (71 Personen) und A7 (7 Personen)
eingruppiert. Von diesen Beamten standen Anfang 2019 noch 368 im
Dienst des Landes. Deren Besoldung verteilt sich inzwischen auf A5 (5
Personen), A5 mit Zulage (4 Personen), A6 (93 Personen), A6 mit Zulage
(183 Personen), A7 (74 Personen) und A8 (9 Personen).

Die Möglichkeit der Beförderung stehe grundsätzlich allen
übergeleiteten Beamten offen, sofern die Voraussetzungen für eine
Beförderung vorhanden seien, sagte der Ausschussvorsitzende. Den
übergeleiteten Beamten in den Laufbahnen der Amtsmeister und des
Justizwachtmeisterdienstes der ehemaligen Besoldungsgruppen A3, A4 und
A5 stehe zunächst eine Beförderung bis zu A6 offen. Durch
Fortbildungen und Nachqualifizierungen sei eine Beförderung sogar bis
A8 möglich. Bei den Laufbahnen des mittleren nichttechnischen und
mittleren technischen Dienstes sei eine Beförderung bis A9 (ggf. mit
Zulage) zulässig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 66/2019 - 03.07.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de
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BAYERN/4994: Dramatischen Lehrermangel an Grund- und Mittelschulen bekämpfen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. Juli 2019

Dramatischen Lehrermangel an Grund- und Mittelschulen bekämpfen

Dringlichkeitsantrag der SPD: Keine Entlassung von Lehrkräften vor den Sommerferien



Die bildungspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Dr. Simone
Strohmayr fordert ein entschiedenes Vorgehen gegen den von den
Lehrerverbänden beklagten Lehrermangel an Grund- und Mittelschulen in
Bayern. In einem aktuellen Dringlichkeitsantrag, der morgen (4.7.) im
Plenum des Bayerischen Landtag debattiert wird, regt die
SPD-Landtagsfraktion vor allem an, vor den Sommerferien keine Lehrer
zu entlassen. "Es zeichnet sich ab, dass bereits zum Schulanfang im
September der Unterricht an Grund- und Mittelschulen nicht in vollem
Umfang stattfinden kann. Eine Reduzierung des Stundenplans ist
untragbar", stellt Strohmayr fest.

Strohmayr schlägt vor, die mobile Reserve für Vertretungen
aufzustocken. Weiter soll die Eingangsbesoldung schrittweise von A 12
auf A 13 angehoben werden, um das Lehramt für Grund- und Mittelschulen
attraktiver zu machen. Ins Gespräch werden auch die Einführung eines
Ein-Fach-Lehrers oder die Einbindung von Gymnasiallehrern beim
Übertritt von der Grundschule an das Gymnasium gebracht. Dabei müssten
diese Maßnahmen zeitlich begrenzt bleiben.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4812: Fahrradstadt? Hamburg steigt weiter ab (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Juli 2019

Fahrradstadt? Hamburg steigt weiter ab



Im frisch veröffentlichten "Copenhagenize Index" fällt Hamburg von
Platz 17 auf 20 der fahrradfreundlichsten Städte. Negativ zu Buche
schlägt der fehlende Raum fürs Radfahren. "Langsam müsste der Senat
doch mal kapieren, dass auch beim Verkehr ohne Umverteilung nichts
läuft", kommentiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Mehr Platz für
einen sicheren und geschützten Radverkehr kann es nur geben, wenn es
weniger Platz für die Autos gibt. Wie in Kopenhagen muss die Devise
lauten: Platz da fürs umweltfreundliche Rad!"

https://copenhagenizeindex.eu/

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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HAMBURG/4811: Prekäre Lehre an Hamburgs Hochschulen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Juli 2019

Prekäre Lehre an Hamburgs Hochschulen



Mehr als 20 Prozent der Lehre an Hamburgs Hochschulen wird durch
prekär beschäftigte Lehrbeauftragte sichergestellt, an der Hochschule
für Musik und Theater sogar 30 Prozent. Wie eine Große Anfrage
(Drs. 21/17376) der Fraktion DIE LINKE ergibt, wurden im
Wintersemester 2018/19 an den Hochschulen und am Uniklinikum Eppendorf
insgesamt 2.560 Lehraufträge vergeben - eigentlich sollten sie nur
eine Ausnahme sein. Besonders auffällig ist dabei, dass 97 Prozent der
Lehraufträge an der Universität Hamburg mehr als sechs
Lehrveranstaltungsstunden umfassen. Und das, obwohl die Vergabe von
Lehraufträgen von über vier Stunden eine Ausnahmegenehmigung vorsieht.
Alle anderen Hochschulen vergeben in der Regel Aufträge von bis zu
vier Lehrveranstaltungsstunden.

"Lehrbeauftragte sollen mehr Praxisbezug in die Hochschulen bringen
und das Angebot ergänzen, das ist in einigen Bereichen sinnvoll",
erklärt Martin Dolzer, hochschulpolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Sie sollten aber nicht
regelhaft als kostengünstige Alternative eingesetzt werden, um die
grundständige Lehre abzudecken. Vor allem sollten Hochschulen nicht
länger Ort prekärer Arbeitsbedingungen sein."

Denn trotz wissenschaftlicher Qualifikation arbeitet die Mehrheit der
Lehrbeauftragten zu Stundensätzen von 30 bis 60 Euro, von denen noch
die vollen Sozialversicherungsbeiträge abgehen. Dazu kommt unbezahlte
Mehrarbeit zur Vor- und Nachbereitung, Urlaubsgeld oder
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall gibt es dagegen nicht. "Die
Wissenschaftssenatorin muss endlich eine ausreichende Finanzierung der
Hochschulen sichern, um diese Missstände überwindbar zu machen", so
Dolzer. "Alles andere ist einer selbsterklärten Wissenschaftsmetropole
nicht würdig. Exzellenz fängt nicht erst im Leuchtturm an."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3357: Erfolgsgeschichte Radtourismus wird fortgeschrieben (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. Juli 2019

Erfolgsgeschichte Radtourismus wird fortgeschrieben

Christian Brade: Radverkehrsplanung braucht intensive Zusammenarbeit zwischen Land und kommunaler Ebene



Die Landesregierung will den Erhalt und die Sanierung des kommunalen
Fernradnetzes in den kommenden Jahren mit 4 Mio. Euro unterstützen.
Dies sieht der Entwurf des Doppelhaushaltes vor. Hierzu erklärt
Christian Brade, zuständiger Fachpolitiker für den Bereich Radverkehr
bei der SPD-Landtagsfraktion:

"Die Landesregierung wird für den Erhalt und die Sanierung des
kommunalen Fernradnetzes im kommenden Doppelhaushalt insgesamt vier
Millionen Euro bereitstellen. Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt diesen
Schritt, der eine Forderung des Parlaments aus der Juni-Sitzung
aufgreift. Die SPD-geführte Regierungskoalition erfüllt damit ihre
Zusagen und sorgt dafür, dass der touristische Radverkehr im Land auch
in den kommenden Jahren gut, sicher und erholsam weiter rollen kann.
Die Erfolgsgeschichte Radtourismus wird also fortgeschrieben.

Wir brauchen beim Thema Radverkehr eine intensive und gute
Zusammenarbeit zwischen Land und kommunaler Ebene. Nur wenn beide
Seiten Hand in Hand arbeiten, werden wir für die Radfahrerinnen und
Radfahrer lückenlose, sichere und gute Radwegenetze erhalten. Die
Grundlagen hierfür sind mit dem Integrierten Landesverkehrsplan
gelegt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5187: Schlummerndes Potenzial - Artenschutz unter Stromleitungen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.07.2019

Schlummerndes Potenzial: Artenschutz unter Stromleitungen



Mit einer Kleinen Anfrage hat der umweltpolitische Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Andreas Hartenfels, die Landesregierung zum
aktuellen Stand der ökologischen Flächennutzung unter
Hochspannungsleitungen befragt. Die Antwort kommentiert er wie folgt:

"Freilandstromleitungen, wie sie auf einer Länge von mehreren tausend
Kilometern durch Rheinland-Pfalz verlaufen, können Lebensräume für
Tiere und Pflanzen bieten. Hier schlummert Potenzial: Denn die Flächen
unter diesen Stromtrassen dürften zusammengenommen größer sein als die
gesamte Weinbaufläche von Rheinhessen, und die Möglichkeiten für den
Natur- und Artenschutz sind hier noch lange nicht ausgeschöpft. Gerade
in den überspannten Waldgebieten können durch eine gezielte,
fachgerechte und ökologische Pflege hochwertige Biotope für Vögel wie
die Goldammer oder Dorngrasmücke entstehen. Aber auch an den bis zu 25
Quadratmeter großen Fundamenten der Strommasten lassen sich
Lebensräume für viele Arten schaffen - zwischen Feldern und
Weinbergen, mitten in unserer Kulturlandschaft. An ihnen gedeihen
insektenfreundliche Hochstauden und Heckengewächse wie der Weißdorn
und auch Zauneidechsen oder das mittlerweile stark gefährdete Rebhuhn
halten sich dort gerne auf."


Hintergrund:

Der Erhalt der Artenvielfalt kann und sollte an vielen Stellen in
unserer bestehenden Infrastruktur berücksichtigt werden. Wie aus der
Antwort auf die Kleine Anfrage von Andreas Hartenfels deutlich wird,
sind hier vor allem die Netzbetreiber gefordert, Biotope nach einer
Sanierung, Erweiterung oder einem Ausbau der bis zu 60 Meter hohen
Freilandtrassen wiederherzustellen oder im Sinne der Artenvielfalt
weiterzuentwickeln. Dieses sogenannte ökologische Trassenmanagement
(ÖTM) wurde von der Deutschen Umwelthilfe entwickelt und wird bereits
stellenweise von Netzbetreibern umgesetzt.


Die Kleine Anfrage des Abgeordneten Andreas Hartenfels und die Antwort
der Landesregierung finden Sie unter:

http://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/9472-17.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5186: Landesregierung muss Unimedizin finanziell ausreichend ausstatten (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.07.2018

Jahrespressekonferenz Universitätsmedizin Mainz

Landesregierung muss Unimedizin über Nachtragshaushalt finanziell
ausreichend ausstatten



Die heutige Jahrespressekonferenz der Universitätsmedizin Mainz hat
den schon befürchteten weiteren Anstieg des Defizits auf den
Rekordwert von nunmehr fast 60 Mio. Euro im Jahr 2018 bestätigt. Im
Jahr 2016 waren es noch rd. 26 Mio. Euro, im Jahr 2017 bereits 33,2
Mio. Euro. Der haushalts- und finanzpolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion, Christof Reichert, und der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende, Gerd Schreiner, fordern von der Landesregierung
substantielle, finanzielle Hilfen im Rahmen eines Nachtragshaushalts.

"Die über Jahre fortgesetzte Unterfinanzierung der Universitätsmedizin
Mainz durch die Landesregierung hat zu diesem katastrophalen Ergebnis
geführt. Es ist ein Skandal, dass die von der früheren
Gesundheitsministerin Dreyer geführte Regierung das medizinische
Flaggschiff des Landes so herunterwirtschaftet. Noch nicht einmal
inflationsbedingte Verluste in Millionenhöhe werden durch die
Landesregierung ausgeglichen. Das geht zu Lasten der Patienten, der
Beschäftigten und der Studierenden.

Es ist an der Zeit, dass die Landesregierung nun endlich aufwacht,
ihrer Verantwortung gerecht wird und die krasse Unterfinanzierung der
Universitätsmedizin Mainz beendet. 70 Mio. Euro reichen erkennbar bei
Weitem nicht aus. Hier ist mindestens der doppelte Betrag
erforderlich. Das wird ohne einen Nachtragshaushalt nicht gehen. Jetzt
geht es um die Nagelprobe, was der Landesregierung die einzige
Universitätsklinik unseres Landes, die nicht zuletzt für die
Ausbildung junger Ärztinnen und Ärzte unverzichtbar ist, tatsächlich
wert ist.

Notwendig ist zudem die Entschuldung der Universitätsmedizin. Das kann
sie aus eigener Kraft nicht schaffen. Hier muss die Landesregierung
nach dem Vorbild des Restrukturierungs- und Sanierungsprogrammes des
Landes Hessen aktiv werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





FINANZEN/537: Drei Viertel aller Studierenden starten ohne studienbezogene Schulden ins Berufsleben (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 03.07.2019

Drei Viertel aller Studierenden starten ohne studienbezogene Schulden
ins Berufsleben



Die Zahl der neu abgeschlossenen Studienkredite in Deutschland ist in den
vergangenen fünf Jahren um ein Drittel gesunken. Da auch die Zahl der
BAföG-Empfänger(innen) konstant abnimmt, startet die Mehrzahl der
Studierenden ohne studienbezogene Schulden ins Berufsleben. Zu diesen
Ergebnissen kommt der aktuelle CHE-Studienkredit-Test 2019.

Aktuell finanzieren rund 93.000 Studierende in Deutschland ihr Studium
über einen Studienkredit. Etwas weniger als die Hälfte (43 Prozent) der
laufenden Verträge wurden dabei im vergangenen Jahr neu abgeschlossen. Die
Zahl der Studierenden, die einen Kredit in Anspruch nehmen, ist seit
Jahren stark rückläufig. 2013 lag die Zahl der neu abgeschlossenen
Studienkredite noch bei rund 60.000, fünf Jahre später nur noch rund
40.000.

"Der Trend ist eindeutig", erklärt Ulrich Müller: "Die Nachfrage bei allen
externen Finanzierungshilfen wie BAföG, Stipendien oder Studienkrediten
sinkt - trotz steigender Studierendenzahlen". Der Studienkredit-Experte
des CHE sieht aufgrund von Konjunktur und flexibler Studienorganisation
zurzeit gute Voraussetzungen, das Studium mit Unterstützung der Eltern
oder Nebenjobs zu finanzieren.

Der Anteil der Studierenden, die einen Studienkredit in Anspruch nehmen,
liegt bei 3,2 Prozent. Auch der Anteil der Personen, die durch BAföG ein
zinsloses Teildarlehen zur Studienfinanzierung nutzen, ist seit Jahren
rückläufig.

Finanzierungsexperte Müller sieht darin eine positive Entwicklung. "Etwa
drei Viertel der jetzigen Studierenden in Deutschland starten später ohne
studienbezogene Schulden in ihr Berufsleben. Das ist im Vergleich zu den
USA, wo Hochschulabsolventen durchschnittlich mit einem Minus von mehr als
30.000 Dollar die Uni verlassen, eine komfortable Situation. In
Deutschland gibt es eine Vielzahl staatlicher Studienförderprogramme, ein
Studienkredit dient daher nur zum Stopfen letzter Finanzierungslücken."

Hinzu käme noch, dass beim BAföG mindestens die Hälfte des Förderbetrags
nicht zurückgezahlt werden müsse, die BAföG-Rückzahlungssumme betrage
maximal 10.000 Euro, so Müller. BAföG sei daher einem Studienkredit immer
vorzuziehen.

Laut Anbieterbefragung durch das CHE Centrum für Hochschulentwicklung
werden von Banken, Darlehenskassen und Bildungsfonds monatlich rund 47
Millionen Euro an Studierende ausgeschüttet - im Durchschnitt 504 Euro pro
Person. Marktführer sind weiterhin der KfW-Studienkredit und der
Bildungskredit des Bundesverwaltungsamtes. Mehr als 90 Prozent aller
Verträge im Jahr 2018 wurden bei den beiden staatlichen Anbietern
unterzeichnet.

Die gängigen Finanzierungsangebote in Deutschland stuft der
CHE-Studienkredit-Test 2019 als durchweg seriös und gut gestaltet ein. Unter
den 49 untersuchten Studienkrediten, Studiendarlehen und Bildungsfonds
erreichten viele Spitzenergebnisse in mehreren der fünf
Bewertungskategorien (Zugang, Kapazität, Kosten, Risikobegrenzung und
Flexibilität).

Dennoch rät Ulrich Müller vom CHE, Angebote sowie
Finanzierungsalternativen genau zu prüfen. Äußerste Vorsicht sei geboten
bei Peer-to-Peer-Krediten im Internet, diese Modelle seien nicht an
studentischen Bedürfnissen orientiert und meist überteuert, warnt der
Experte.


Über den CHE-Studienkredit-Test:

Der CHE-Studienkredit-Test 2019 entstand in Zusammenarbeit mit dem
Handelsblatt und erscheint in diesem Jahr in seiner 14. Auflage. Er
bewertet anhand von 21 Einzelkriterien Vor- und Nachteile von 49 aktuell
verfügbaren Studienkreditangeboten. Datenbasis sind Selbstauskünfte der
Anbieter. Mit seinen zahlreichen Detailinformationen bietet er eine
transparente Marktübersicht für Studierende und Studieninteressierte.
Zusätzlich kann man anhand von Tabellen eine eigene Bedarfskalkulation
erstellen. Der CHE-Studienkredit-Test ist frei verfügbar unter
www.che-studienkredit-test.de.

Weitere Informationen unter:

http://www.che-studienkredit-test.de

- Link zum CHE-Studienkredit-Test 2019

http://www.che.de/studienkredit

- Link zum CHE kurz + kompakt zum Thema Studienkredite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2358: "Für Tiere, Kunden und Bauern - Fleisch verpflichtend kennzeichnen wie beim Ei" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Statement vom 4. Juli 2019

"Für Tiere, Kunden und Bauern: Fleisch verpflichtend kennzeichnen wie
beim Ei"



Grebenstein/ Berlin, 04.07.2019. Auf den Öko-Feldtagen diskutieren
Forscherinnen, Bauern und Politikerinnen über die Öko-Tierhaltung. Ein
Thema der Debatten: die Kennzeichnung von Fleisch und das geplante
'Tierwohllabel'. Peter Röhrig, Geschäftsführer des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), ist vor Ort und kommentiert:

"Fleisch und Wurst aus artgerechter Tierhaltung erkennen Kunden heute schon
am Bio-Siegel.

Eine neue Kennzeichnung von Fleisch funktioniert dann, wenn sie
verpflichtend ist und alle Produktionsstandards transparent macht. Was die
Kundinnen und Kunden mit 0-1-2-3 beim Ei gelernt haben, muss jetzt auf ein
Label für Fleisch übertragen werden. Auf jeder Fleischpackung muss zu
erkennen sein, wie das Tier gehalten wurde, vom Mindeststandard bis zu Bio.

Der jetzt von Julia Klöckner geplante Sonderweg des 'Tierwohllabels' stößt
zu Recht auf Kritik von vielen Seiten. Das BMEL gibt vor, mit dem geplanten
freiwilligen Label eine europäische, verpflichtende Kennzeichnung
vorzubereiten. Warum Klöckner Bio nicht als eigene Stufe vorsieht, ist
absolut unverständlich. Schließlich ist der gesetzliche Bio-Standard
bereits europäisch verankert.

Klöckners Label soll vom Staat mit Millionen vom Euro beworben werden soll.
Die Einstiegsstufe 'Tierwohl gut' verstößt allerdings gegen europäisches
Recht, denn sie duldet, dass den Schweinen die Schwänze abgeschnitten
werden. Suggeriert wird auch, dass der gesamte Lebenszyklus der Schweine im
Label berücksichtigt wird. Dabei bleibt die Sauenhaltung völlig außen vor.
Und bei der Schlachtung wird als Fortschritt verkauft, dass vor allem die
gesetzlichen Mindeststandards eingehalten werden müssen.

Das Prädikat Tierwohl, was vielen Kundinnen und Kunden und den Bauern
wichtig ist, wird mit dem Tierwohllabel nicht gefördert sondern
ausgehöhlt."



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 46.000 
Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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STANDPUNKT/870: Ordnungsrufe aus Moskau - Anmerkungen zu einer überfälligen Offenbarung (Kai Ehlers)


Ordnungsrufe aus Moskau - Anmerkungen zu einer überfälligen Offenbarung

von Kai Ehlers, 3. Juli 2019



Als Wladimir Putin im Vorfeld der soeben durchgeführten G20-Tagung
Redakteure der Londoner Financial Times in den Kreml einlud, um der
Welt mitzuteilen, dass er die "liberale Idee", insbesondere den
"Multikulturalismus", für "völlig überlebt" halte, ging ein Aufschrei
der Empörung durch die westlichen Medien. Aber hat jemand genauer
nach Putins Botschaft gefragt?

Elitenforscher unterschiedlichster Couleur, östliche wie der
berüchtigte Alexander Dugin, westliche wie neuerlich der literarische
Shooting Star Yuval Noah Harari, oder auch bekannte Kritiker des
Neoliberalismus wie der deutsche Psychologe Rainer Mausfeld, haben die
Vorstellung vom Ende des Liberalismus als letztem "Ismus" nach
Faschismus und Stalinismus längst populär gemacht. Das ist nicht neu.
Weder im Westen, noch im Osten. Eine Umfrage der Financial Times zu
ihrem aktuellen Interview ergab zudem, dass 87% der Leserschaft der
Financial Times Putins Kritik an der Entfremdung der Eliten von der
Basis der Bevölkerung teilten. Von den französischen Gelbwesten oder
der deutschen AfD ganz zu schweigen.

So what? Die Frage kann allein sein: Was meint Putin, wenn er vom Ende
der "liberalen Idee" spricht? Warum outed er sich gerade jetzt in
dieser Weise? Und wohin kann die Entwicklung führen?


Regeln entwickeln

Lassen wir zunächst Putin selbst dazu sprechen. Von seinen
Gesprächspartnern gefragt, was er von der bevorstehenden G20-Konferenz
erwarte, antwortet er, er wünsche sich, "dass alle Teilnehmer dieser
Veranstaltung - die G20 sind heute das internationale Schlüssel-Forum
für die Entwicklung der Weltwirtschaft -, dass alle G20-Teilnehmer
ihre Absicht bestätigen, wenigstens ihre Absicht, gemeinsame Regeln zu
entwickeln, an die sie sich halten. Und dass alle ihren Wunsch zur
Stärkung der internationalen Finanz- und Handelsinstitutionen unter
Beweis stellen würden. Alles andere sind Details, die irgendwie mit
den Hauptthemen verbunden sind."

Russland werde alle Vorschläge in diese Richtung unterstützen, "obwohl
es", fügte Putin bedauernd hinzu, "unter den heutigen Bedingungen
schwierig ist, bahnbrechende oder wegweisende Entscheidungen zu
erwarten."

Dieser Aussage vorausgegangen war eine Antwort Putins auf die
einführende Frage der Interviewer, ob die Welt heute "fragmentierter"
geworden sei, wobei sie auf die Konflikte am Persischen Golf und die
Handelskriege verwiesen hatten.

Putins Antwort, unmissverständlich: "Ja, natürlich. Im Kalten Krieg -
und das war eine schlechte Zeit - gab es zumindest einige Regeln, die
alle internationalen Teilnehmer auf die eine oder andere Weise
eingehalten haben oder zu befolgen versuchten. Jetzt, so scheint es,
gibt es überhaupt keine Regeln mehr. In diesem Sinne ist die Welt
fragmentierter geworden, was so wichtig wie bedauerlich ist."

Was dann in dem Gespräch folgt, ist eine Kritik dieser Regellosigkeit.
Sie durchzieht das gesamte Interview als wichtigste Linie. Im Zentrum
steht dabei Putins Einschätzung der Globalisierung: China habe die
Globalisierung genutzt, "um Millionen Chinesen aus der Armut zu
befreien." Aber wie sei es mit den USA? "Dort haben die führenden
amerikanischen Unternehmen profitiert. Profiteure waren die
Unternehmen, ihr Management, ihre Aktionäre, ihre Partner. Die
Mittelschicht hat wenig von der Globalisierung gehabt. ... Die
Mittelschicht war ausgeschlossen, als dieser Kuchen verteilt wurde."
Dies habe Donald Trump erkannt und für seinen Wahlkampf genutzt.


Stabilität schaffen

Auf die Frage der Interviewer, weiter hinten in dem Gespräch noch
einmal nachgeschoben, wie lange Russland seinerseits gegen eine
Opposition immun bleiben könne, wie sie sich in der mangelnden
Akzeptanz der Eliten durch die Bevölkerung nicht nur in den USA,
sondern auch im Brexit, in der AfD, in der Türkei und in der
arabischen Welt zeige, verweist Putin auf die Situation, die sich aus
dem Zusammenbruch der Sowjetunion ergeben habe: Russland habe nach dem
vollkommenen Zusammenbruch aller staatlichen und sozialen Strukturen
nur stabil werden können, wenn und solange ein Wohlergehen der
Menschen gewährleistet sei.

Wie lange? insistieren die Interviewer. "Je länger desto besser",
wiegelt Putin ab, setzt dann aber fort, am Ende hänge das Wohlergehen
der Menschen überhaupt von Stabilität ab. Mit dem Stichwort der
Stabilität hat er das Credo seiner Politik seit 2001 benannt. Auch
dieses Stichwort zieht sich durch das ganze Gespräch.

Mit der Frage, was geschehe dagegen im Westen?, kehrt Putin zu den
Gewinnern der Globalisierung zurück. Was in den europäischen Ländern?
"Die regierenden Eliten entfernen sich vom Volk", antwortet er selbst.
Die Kluft zwischen den Interessen der Eliten und den Interessen der
großen Mehrheit der Bevölkerung sei ganz offensichtlich.


Multikulturalismus unrealistisch?

Hier verortet Putin den Kern des Übels. "Und dann ist da noch die
moderne sog. liberale Idee", setzt er neu an, "die sich meiner Meinung
nach völlig überlebt hat. Einige ihrer Elemente, unsere westlichen
Partner geben es zu, sind einfach zu unrealistisch wie etwa der
Multikulturalismus. Als sich das Problem mit der Migration zuspitzte,
haben viele Menschen erkannt, dass die Politik des Multikulturalismus
nicht effektiv ist und dass die Interessen der Kernbevölkerung
berücksichtigt werden müssen."

Natürlich brauchten auch die Menschen, die aufgrund politischer
Probleme in ihren Heimatländern in Schwierigkeiten geraten seien,
unsere Hilfe. Das sei wunderbar. "Aber was ist mit den Interessen der
eigenen Bevölkerung", so Putin weiter, "wenn es nicht um zwei, drei
oder zehn Menschen geht, sondern um Tausende, um Hunderttausende von
Menschen, die in die Länder Europas kommen?"

Worauf er mit seiner Kritik hinauswolle? Man müsse etwas tun, um Chaos
zu vermeiden und Ordnung zu schaffen, global und im eigenen Land. Man
müsse die eigene Kultur schützen: "Haben wir vergessen, dass wir alle
in einer Welt leben, die auf biblischen Werten basiert?" so Putin.
"Selbst Atheisten leben in dieser Welt. Man muss sich nicht geißeln,
um zu zeigen, was für ein guter Christ, Moslem oder Jude man ist. Aber
in der Seele, im Herzen, sollte es einige grundlegende menschliche
Regeln und moralische Werte geben. In diesem Sinne sind traditionelle
Werte stabiler, für Millionen von Menschen wichtiger, als diese
liberale Idee, die meiner Meinung nach tatsächlich aufhört zu
existieren."

Auch Russland habe Probleme mit Migranten. Aber Russland arbeite in
den Ländern, aus denen diese Menschen kämen. "Wir beginnen ihnen schon
dort Russisch beizubringen und arbeiten hier mit ihnen weiter.
Teilweise verschärfen wir auch die Gesetzgebung. Wenn sie in unser
Land kommen, respektieren sie bitte die Gesetze des Landes, seine
Bräuche, seine Kultur und so weiter."

Die "liberale Idee" dagegen verführe dazu, nichts zu tun, alles laufen
zu lassen, wie es eben komme und sei so mit den Interessen der großen
Mehrheit der Bevölkerung in Konflikt geraten.


Aber Vielfalt doch wichtig?

Aber dann, Putin wäre nicht Präsident des größten multireligiösen,
multikulturellen Vielvölkerstaates, wenn er auf die Frage der
Interviewer, ob er in Europa Verbündete für einen Kurs der
Entliberalisierung suche, nicht antwortete: "Wissen Sie, es scheint
mir, dass es nie rein liberale oder rein traditionelle Ideen gegeben
hat. Es gab sie wahrscheinlich in der Geschichte der Menschheit, aber
das landet sehr schnell in einer Sackgasse, wenn es keine Vielfalt
gibt, wenn es nur Extreme gibt. Man muss unterschiedliche Ideen und
Meinungen zulassen, dabei allerdings nie die Interessen der Mehrheit
der Bevölkerung vergessen."

Das gelte auch für die "liberale Idee". Auch wenn sie ihre Dominanz
verliere, bedeute das nicht, "dass sie jetzt zerstört werden sollte."
Sie könne im Übrigen auch gar nicht zerstört werden. Mehr noch, sie
habe "ein Recht zu existieren und man muss sie sogar etwas
unterstützen. Aber man sollte nicht denken, dass sie das Recht auf
absolute Herrschaft hat, das ist es, worüber wir sprechen."

Es ist klar: Aus diesem Widerspruch zwischen extrem zentrifugalen
Kräften und historisch gewachsenem Zentralismus Russlands wie auch dem
zwischen der Einbindung Russlands ins Geflecht der Globalisierung und
einem eigenem russischen Weg kommt kein Putin und auch kein Nachfolger
Putins heraus. Das setzt seiner Kritik der "liberalen Idee" und der
Globalisierung reale Grenzen. Sie erreicht auf diese Weise keineswegs
die prinzipielle Schärfe wie die der oben genannten Dugins, Hararis
oder die der Kritiker des Neo-Liberalismus. Schließlich ist Putin
nicht nur Kritiker der "liberalen Idee", der traditionelle Werte im
eigenen Lande verteidigt, er ist - und mit ihm Russland - auch
integraler Bestandteil der Globalisierung. Jedenfalls sind da bei ihm
keine Alternativen in Sicht.

Damit rückt die zweite oben gestellte Frage in den Blick: Warum jetzt
dieser Vorstoß? Die Antwort, wage ich zu sagen, lautet: der Vorstoß
ist Angebot, Notruf und Mahnung an die internationale Gemeinschaft
zugleich, wie schon aus Putins oben zitierten Erwartungen an die
Konferenz der G20 erkennbar. Er beinhaltet die Aufforderung, sich
Regeln zu geben, die ein Aufbrechen des gegenwärtigen prekären Ringens
zwischen den rivalisierenden Großmächten zu einer globalen Katastrophe
verhindern könnten.

Putin kann in diesem Ringen nach zwanzig Jahren schrittweiser
Restauration der Staatlichkeit Russlands bis hin zu Russlands
Eingreifen in Syrien und jetzt im mesopotamischen Raum, konkret im
Konflikt um den Iran wie auch bei der Neuordnung der Beziehungen
zwischen den Großmächten, eine wichtige Rolle als Krisenmanager
spielen - wenn die beteiligten Mächte bereit sind, "Spielregeln", nach
denen die Neuordnung sich vollziehen könnte, zu akzeptieren.

Auf die Herstellung dieser Bereitschaft zielt Putins Forderung nach
Einhaltung von Regeln im internationalen Verkehr der Staaten. Das
geschieht zu einem Zeitpunkt höchster Spannung zwischen den bisherigen
Großmächten wie auch zwischen ihnen und aufstrebenden regionalen
Kräften. Die Kritik an der mangelnden Bereitschaft zur Herstellung,
zumindest Wahrung solcher Regeln ist der Inhalt von Putins Kritik an
der "liberalen Idee". Nicht mehr und nicht weniger. Alles andere sind
Details, um seine Worte hier noch einmal zu benutzen. Weiter zielende
Vorstellungen für die Entwicklung eines neuen Gesellschaftsbildes, das
das liberale oder auch das traditionelle ablösen könnte, sind bei
Putin nicht in Sicht.

Die Frage stellt sich, ob und zu welchen Kosten Russland diese Rolle
halten kann oder ob es unter dieser Last von seiner eigenen
notwendigen Erneuerung im Inneren abgehalten wird. Beiden Fragen wird
weiter nachzugehen sein.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

www.kai-ehler.de
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NAHOST/1676: Libyen - 44 Tote und kein Ende ... (SB)


Libyen - 44 Tote und kein Ende ...



Durch den Raketeneinschlag, der in den frühen Morgenstunden des 3.
Juli in einem Flüchtlingslager bei Tripolis mindestens 44 Menschen
tötete und weitere 130 schwer verletzt zurückließ, hat der Bürgerkrieg
in Libyen zum erstenmal seit langem wieder weltweit für Schlagzeilen
gesorgt. Entsetzt reagierten Politiker und Medienkommentatoren in
Europa und Nordamerika ungeachtet des Umstands, daß die NATO selbst
durch ihren völkerrechtlich illegalen, gewaltsamen Sturz Muammar
Gaddhafis 2011 Libyen zu einem gescheiterten Staat gemacht hat und
folglich die Hauptverantwortung für das "Somalia am Mittelmeer" und
das Chaos, das seitdem dort herrscht, trägt.

Auch heute, da alle Welt die Türkei und Katar bzw. Ägypten,
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) wegen ihrer
gegen UN-Sanktionen verstoßenden Waffenlieferungen an die Regierung
der Nationalen Einheit (Government of National Accord - GNA) um
Premierminister Fayiz Al Sarradsch in Tripolis respektive an die
Libysche Nationalarmee (LNA) um "Feldmarschall" Khalifa Hifter und das
House of Representatives (HoR) im östlichen Tobruk kritisiert, sind es
vor allem die westlichen Großmächte Frankreich und die USA, die im
Hintergrund die Fäden ziehen und ihren Einfluß auf das Kriegsgeschehen
im ölreichsten Staat Nordafrikas zur Geltung zu bringen versuchen. Für
die desolate Lage Abertausender Flüchtlinge, die unter grausamsten
Bedingungen in Libyen gefangengehalten werden, trägt die Europäische
Union durch ihre Abschottungspolitik und ihre Zusammenarbeit mit den
verschiedenen Milizen an der Nordwestküste des Landes eine große
Verantwortung.

Eigentlich sollten in diesem Jahr in Libyen Parlaments- und
Präsidentenwahlen stattfinden. Darauf hatten sich im Frühjahr Al
Sarradsch und Hifter bei Gesprächen in Abu Dhabi geeinigt. Doch dann
startete die LNA im Februar eine großangelegte Offensive, in deren
Verlauf sie den Süden Libyens mit den wichtigsten Öllagerstätten
eroberte. Der große Anfangserfolg verdankte sich jedoch weniger der
Kampfkraft der LNA als vielmehr einer gelungenen Bestechung der
verschiedenen Stammesführer in den Wüstenregionen Südlibyens. Am 4.
April nahm die LNA die Erstürmung von Tripolis in Angriff. Hifter
begründete diesen Schritt mit dem Argument, daß Al Sarradsch eine
"Marionette" der islamistischen Milizen in der Hauptstadt sowie der
Nachbarstädte wie Misurata sei. Der Vorwurf ist nicht aus der Luft
gegriffen. Tatsächlich stehen die wichtigen Milizenführer, welche die
GNA "unterstützen", wegen Kriegsverbrechen oder "Terrorismus" auf den
entsprechenden Listen der Vereinten Nationen.

Die tiefe Feindschaft gegen den CIA-Verbindungsmann und ehemaligen
Gaddhafi-Vertrauten Hifter, die Libyens Islamisten verbindet - auch
wenn sie sonst wenig gemeinsam haben - erklärt, warum diese dem
anfänglichen Ansturm der LNA standhalten konnten. Hinzu kommen
umfangreiche Lieferungen an schweren Waffen und Munition, welche die
Al-Kaida- und IS-nahen Gruppen in Tripolis seit Mai per Schiff aus der
Türkei erhalten. Ende Juni ist es den "Regierungstruppen" Al
Sarradschs sogar gelungen, den Belagerungsring um Tripolis zu
durchbrechen und die knapp 100 Kilometer südlich gelegene Berberstadt
Garian, wo die LNA drei Monate zuvor ihre wichtigste Kommandostelle
aufgeschlagen hatte, einzunehmen. Nicht nur die Eile, mit der Hifters
Soldaten Garian geräumt haben, war peinlich. Auch die Bergung mehrerer
Boden-Luft-Raketen vom Typ Javelin aus den USA, die laut Markierungen
2008 an die VAE geliefert worden waren, hat im Washingtoner Kongreß
eine lebhafte Debatte entfacht.

Seit Monaten versuchen Repräsentantenhaus und Senat den Rüstungsexport
an Saudi-Arabien und VAE wegen des laufenden Völkermords, den die
Streitkräfte Riads und Abu Dhabis seit 2015 im Jemen verüben, zum
Erliegen zu bringen. Doch mit dem Verweis auf seine präsidiale Macht
hat Donald Trump dagegen ein Veto eingelegt und seine Amigos in der
amerikanischen Rüstungsindustrie weitermachen lassen. Wegen des Funds
der emiratischen Javelin-Raketen - eine Gemeinschaftsproduktion von
Raytheon und Lockheed Martin - in Garian hat der demokratische Senator
von New Jersey, Bob Menendez, von Außenminister Mike Pompeo nun eine
offizielle Untersuchung verlangt. Währenddessen hat die Niederlage von
Garian Hifter in Rage versetzt und ihn dazu veranlaßt, der Türkei
praktisch den Krieg zu erklären. Seit dem 29. Juni behält sich die LNA
vor, jedes türkisches Schiff in libyschen Hoheitsgewässern und jedes
türkische Flugzeug im libyschen Luftraum anzugreifen und zu versenken
bzw. abzuschießen.

Noch im Mai haben UN-Vertreter vergeblich auf die Verlegung jener
Flüchtlinge gedrängt, deren Inhaftierungslager sich in der Nähe des
Kampfgeschehens befanden. Das Lager, das in Tagiura, einem östlichen
Vorort von Tripolis, liegt und das gestern von zwei Raketen getroffen
wurde, steht auf einem Industriegelände unmittelbar neben einem großen
Waffendepot der Regierungstruppen, das offenbar das eigentliche Ziel
gewesen ist. Deswegen werfen Hifter und die LNA ihren Gegnern vor, die
Flüchtlinge als "menschliche Schutzschilde" zu mißbrauchen. Die
Situation der Migranten stellt sich sogar noch schlimmer dar. In einem
Artikel, der in der heutigen Ausgabe der New York Times erschienen
ist, berichtete die Journalistin und Menschenrechtsaktivistin Sally
Hayden, die nach eigenen Angaben in geheimem Telefonkontakt mit
einigen der Gestrandeten in Tagiura steht, die arabischen Milizionäre
würden die Flüchtlinge dazu zwingen, Munitionskisten hin- und
herzuschleppen, Wache zu stehen und gelegentlich sogar an der Front
mit dem Gewehr in der Hand mitzukämpfen. Wer sich weigere mitzumachen
werde schwer gefoltert oder gleich getötet, so Hayden.

Die Chancen, daß die Kämpfe in Libyen bald abflauen, sind gering.
Wegen des Vorfalls von Tagiura sieht sich Hifter nun des Vorwurfs
eines begangenen Kriegsverbrechens ausgesetzt. Dieser Umstand und die
aktuelle militärische Schwäche der LNA dürften bei ihm keine Neigung
zu verhandeln wecken. Im Gegenteil werden Hifter und seine Förderer in
Kairo, Riad, Abu Dhabi und Washington ihre Bemühungen auf dem
Schlachtfeld verstärken. Auch die UN-Sanktionen gegen die
verschiedenen Milizenchefs dürften deren Einbindung in eine wie auch
immer geartete Friedenslösung nicht gerade einfacher machen. Vor
diesem Hintergrund steht den Menschen in Libyen im allgemeinen und den
Einwohnern von Tripolis im besonderen ein blutiger Sommer bevor.

4. Juli 2019
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WOHNEN/158: Steigende Wohnkosten bei Älteren - Umzug in kleinere Wohnung oft keine Alternative (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 03.07.2019

Steigende Wohnkosten bei Älteren - Umzug in kleinere Wohnung oft keine
Alternative



Steigende Wohnkosten bedeuten für immer mehr ältere Menschen eine hohe
finanzielle Belastung, zeigt eine aktuelle Studie des Deutschen Zentrums
für Altersfragen (DZA) und des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). Nahezu zwei Drittel der zur Miete wohnenden
Seniorenhaushalte geben mindestens 30 Prozent des monatlichen Einkommens
für die Miete und Nebenkosten aus, zwei Fünftel wenden dafür sogar mehr
als 40 Prozent auf. Ein Umzug in eine kleinere Wohnung scheint da
naheliegend, aber löst die Probleme kaum.

Zwar ist die finanzielle Belastung der Mieterhaushalte von Personen ab 65
Jahren bei kleineren Wohnungen etwas niedriger: Im Jahr 2016 betrugen die
Wohnkosten bei einer Wohnfläche von weniger als 40 Quadratmetern pro
Person im Durchschnitt 33 Prozent des Einkommens, bei einer Wohnfläche von
60 und mehr Quadratmetern waren es 39 Prozent. Jedoch hat die
Wohnkostenbelastung der Haushalte in kleineren Mietwohnungen in den
vergangenen zwanzig Jahren um mehr als ein Drittel (36 Prozent)
zugenommen. Die Belastungsquote der Seniorenhaushalte in größeren
Mietwohnungen stieg nur um 14 Prozent.

Dies zeigt, dass es für ältere Menschen schwieriger geworden ist, durch
einen Umzug in eine kleinere Wohnung die Wohnkostenbelastung deutlich zu
reduzieren. Denn ein Umzug ist gegenwärtig oft mit einem erheblichen
Anstieg der Quadratmetermiete im Vergleich zur bisherigen Wohnung
verbunden. Je kürzer die Wohndauer in der Mietwohnung, desto höher ist die
Wohnkostenbelastung, so ein Ergebnis der Studie.

Berücksichtigt werden muss auch, dass ältere Menschen viel Zeit in ihrer
Wohnung verbringen und in stärkerem Maße auf nachbarschaftliche Kontakte
und Unterstützung angewiesen sind. Wie die Studie zeigt, geht eine lange
Wohndauer in der Wohnung auch mit engeren Beziehungen zu Nachbarn einher.
Die Wohnung und das Wohnumfeld aufzugeben, zum Beispiel weil man sich die
Wohnung nicht mehr leisten kann, ist für ältere Menschen besonders
schmerzhaft.

Andererseits verbessern sich durch einen Umzug die Chancen auf eine
altersgerechte Wohnungsausstattung. Langjährige Mieterinnen und Mieter
zahlen im Alter einerseits weniger Miete, haben andererseits aber seltener
eine barrierereduzierte Wohnung, so ein weiteres Ergebnis der Studie.
Teurere Mietwohnungen sind deutlich häufiger barriererarm (21 Prozent) als
preiswertere Wohnungen (13 Prozent), die Anbindung an den ÖPNV ist oft
besser, ebenso die Versorgung mit Arztpraxen in der Nähe.

Insgesamt sehen die Autorinnen und Autoren einen steigenden Bedarf an
kleineren, altersgerechten Sozialwohnungen. Da mit dem Auszug aus der
bisherigen Wohnung oft Wohnraum für jüngere Familien freigemacht wird,
wäre die Schaffung von altersgerechten, bezahlbaren kleineren
Mietwohnungen zugleich eine Maßnahme zur Förderung des Wohnens für alle
Generationen.



Die Studie des Deutschen Zentrums für Altersfragen (DZA) und des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) wertete Daten des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) und des Deutschen Alterssurveys (DEAS) aus.
Betrachtet wurden Haushalte mit Personen ab 65 Jahren. Detaillierte
Ergebnisse sind nachzulesen im DIW-Wochenbericht Nr. 27/2019 "Immer mehr
ältere Haushalte sind von steigenden Wohnkosten schwer belastet", der am
03. Juli 2019 erscheint.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2961: Soziale Unterschiede beim Sterberisiko - Arbeitsleben beeinflusst die Lebenserwartung (idw)


Universität Duisburg-Essen - 03.07.2019

IAQ: Soziale Unterschiede beim Sterberisiko - Arbeitsleben beeinflusst
die Lebenserwartung



Seit langem steigt in Deutschland die Lebenserwartung: Die Hälfte der
1960 Geborenen wird, sofern sie die 65 überschritten hat, voraussichtlich 86
Jahre (Männer) bzw. 90 Jahre (Frauen) alt werden. Die Generation zuvor
lebte noch fünf Jahre kürzer. Wie die Lebenserwartung ab 65 Jahren mit dem
Arbeitsleben und mit sozialen Unterschieden zusammenhängt, untersucht das
Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg Essen
(UDE) in einer aktuellen Studie.

Wie Prof. Dr. Martin Brussig und Susanne Eva Schulz aufzeigen, haben
Frauen mit 65 Jahren eine höhere fernere Lebenserwartung als gleichaltrige
Männer, Personen, die ihre Gesundheit schlecht einschätzen oder eine
Behinderung haben, weisen ein höheres Mortalitätsrisiko auf. Auch
Einkommensposition und Bildungsniveau hängen in der Tendenz mit der
ferneren Lebenserwartung zusammen.

Die Studie zeigt, dass die Belastungen während des Arbeitslebens und
Anzahl der Berufsjahre langfristig die Lebenserwartung beeinflussen
können. Offenbar sind Personen mit höherer Bildung oft in höheren
Einkommenspositionen anzutreffen und haben vermutlich auch verträglichere
Arbeitsbedingungen.

Wer dagegen sehr hohen Arbeitsbelastungen ausgesetzt war, stirbt früher.
Die Arbeitsbelastung beeinflusst also nicht nur das unmittelbare
Wohlbefinden, sondern scheint sich auch über die Erwerbsphase hinaus
auszuwirken. "Damit bleiben die Reduzierung von Arbeitsbelastungen und die
Förderung von menschengerechter Arbeit ein vordringliches Ziel", folgert
das IAQ-Team.

Originalpublikation:

http://www.iaq.uni-due.de/iaq-report/2019/report2019-06.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1843: Tarifergebnis bei privaten und öffentlichen Banken (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Juli 2019

ver.di erzielt Tarifergebnis bei privaten und öffentlichen Banken



Berlin - In der fünften Runde der Tarifverhandlungen für die rund 200.000
Beschäftigten bei privaten und öffentlichen Banken haben sich die
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die Arbeitgeber auf
ein Tarifergebnis geeinigt. Die Entgelte für Bankbeschäftigte steigen
in zwei Stufen um insgesamt 4,0 Prozent. Der Gehaltsabschluss wird
ergänzt durch zahlreiche Tarifregelungen zu Gesundheit und
Qualifizierung sowie Verhandlungsvereinbarungen zur Modernisierung
von Tarifverträgen. "Nach fünf Verhandlungsrunden mit 45
Verhandlungsstunden haben wir ein umfangreiches Gesamtpaket
ausgehandelt, das eine deutliche Verbesserung gegenüber dem letzten
Arbeitgeberangebot darstellt", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
und Verhandlungsführer Christoph Meister. "Dies wäre ohne die 12.000
streikenden Bankbeschäftigten allein in den letzten drei Wochen nicht
möglich gewesen." ver.di wird nun eine Mitgliederbefragung über das
Tarifergebnis durchführen. Die ver.di-Tarifkommission empfiehlt den
Mitgliedern die Annahme des Ergebnisses.

Im Einzelnen sieht das gegenüber dem bisherigen Verhandlungsstand
deutlich verbesserte Verhandlungsergebnis bei einer Laufzeit von 29
Monaten stufenweise Erhöhungen der Entgelte um insgesamt 4,0 Prozent
vor. Zum 1. September 2019 steigen die Entgelte um 2,0 Prozent, und
zum 1. November 2020 werden die Entgelte um weitere 2,0 Prozent
erhöht. Alle Auszubildenden erhalten 60 Euro mehr pro Monat und
sollen bei erfolgreichem Abschluss ihrer Ausbildung übernommen
werden. Zudem wurde vereinbart, Verhandlungen über die Aktualisierung
der Eingruppierungsrichtlinien und über einen eigenständigen
Ausbildungstarifvertrag aufzunehmen. Alle Beschäftigten haben einen
Anspruch auf ein jährliches Qualifizierungsgespräch und sollen
passgenaue Qualifizierungsmaßnahmen erhalten. Mit dem Tarifvertrag,
der bis zum 30. Juni 2021 gilt, wird erstmals im Bankgewerbe
Arbeitsbefreiung für alle gesundheitlichen Vorsorgeuntersuchungen
eingeführt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.07.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/568: Bußgeld gegen Vodafone wegen unerlaubter Telefonwerbung (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 2.07.2019

Bußgeld gegen Vodafone Kabel Deutschland wegen unerlaubter
Telefonwerbung

Präsident Homann: "Einwilligung für Werbeanruf auch bei Vertragsbeziehung 
erforderlich"



Die Bundesnetzagentur hat gegen die Vodafone Kabel Deutschland GmbH
wegen unerlaubter Telefonwerbung ein Bußgeld in Höhe von 100.000 Euro
verhängt.


"Es ist nicht zu akzeptieren, dass Vodafone ignoriert, wenn
Kunden Werbeanrufe ausdrücklich untersagen", sagt Jochen Homann,
Präsident der Bundesnetzagentur.

Nach den Ermittlungen der Bundesnetzagentur haben Vodafone sowie von
ihr beauftragte Call-Center und Vertriebspartner Werbeanrufe für
Kabelfernseh-, Internet- und Telekommunikationsverträge getätigt, ohne
dass die erforderlichen Einwilligungen der Angerufenen vorlagen. Neben
der Neukundenakquise wurden vor allem ehemalige Kunden kontaktiert, um
diese zur Wiederaufnahme des Vertragsverhältnisses bzw. zur Rücknahme
einer bereits ausgesprochenen Kündigung zu bewegen.

Einwilligung auch bei Kundenbeziehung erforderlich

In vielen Fällen hatten die betroffenen Verbraucherinnen und
Verbraucher Werbeanrufe im Vorfeld ausdrücklich verboten. Dies geschah
entweder unmittelbar bei der Vertragskündigung oder aber während eines
vorangegangenen Werbeanrufs. Über diese Anrufuntersagungen setzten
sich sowohl die Vodafone Kabel Deutschland GmbH als auch die
beauftragten Call-Center hinweg. In Einzelfällen folgten nach Angaben
der betroffenen Verbraucher auf eine Anrufuntersagung bis zu 30
weitere Anrufe oder Anrufversuche.

Auch während eines Vertragsverhältnisses brauchen Unternehmen für
einen Werbeanruf eine Einwilligung des Kunden und müssen sich erst
recht an dessen Anrufuntersagung halten. Unternehmen müssen durch ein
funktionierendes Aufsichts- und Kontrollsystem sicherstellen, dass
gegenüber beauftragten Call-Centern sowie eigenen Mitarbeitern
ausgesprochene Anrufuntersagungen unverzüglich beachtet werden und es
nicht mehr zu Werbeanrufen ohne Einwilligung kommt.

Telekommunikationsunternehmen vermehrt im Fokus

Mit dem nun verhängten Bußgeld geht die Bundesnetzagentur weiter gegen
unerlaubte Telefonwerbung vor. Neben Beschwerden zu unerlaubtem
Direktmarketing im Energiebereich erreichen die Bundesnetzagentur sehr
viele Beschwerden über Unternehmen aus den Bereichen Telekommunikation
und Fernsehen.

Die Geldbuße gegenüber der Vodafone Kabel Deutschland GmbH ist noch
nicht rechtskräftig.

Verbraucher können sich an die Bundesnetzagentur wenden

Verbraucherinnen und Verbraucher, die Werbeanrufen erhalten, in die
sie nicht eingewilligt haben, können sich bei der Bundesnetzagentur
unter www.bundesnetzagentur.de/telefonwerbung-beschwerde melden. Um
die Täter zu überführen, müssen die Angaben zu den Anrufen möglichst
präzise und detailliert sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2.07.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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STELLUNGNAHME/082: Mahnung zur Vorsicht bei Neugestaltung eines »Gaffer-Gesetzes« (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 03.07.2019

Gewaltexzess bei Nürnberger Polizei

RAV mahnt zur Vorsicht bei Neugestaltung eines »Gaffer-Gesetzes«



Über mehrere Minuten hinweg hatten Ende Juni zwei Polizeibeamte im Rahmen
einer vorläufigen Festnahme einen am Boden liegenden Mann mit Schlägen,
Tritten und Schlagstockeinsatz traktiert, wie ein Video einer Privatperson
belegt.[1] Zwar setzt das Video erst ein, als der Mann bereits am Boden
liegt. Allerdings ist das Handeln der Beamten während der Aufzeichnung
eindeutig unverhältnismäßig und damit ungerechtfertigt. Das LKA ermittelt
gegen die Beamten und das Opfer.

Rechtsanwalt Yunus Ziyal, Vertreter der Regionalgruppe Bayern des RAV,
mahnt anlässlich des Falls: »Wir müssen immer wieder Geschädigte von
Polizeigewalt vor Gericht vertreten. Wo Bilder oder Videoaufnahmen
vorliegen, haben die Opfer zumindest eine Chance, ihr Recht zu bekommen.
geboten. Es soll sich zwar gegen Personen richten, die bei
'Unfallgeschehnissen' Bild- oder Filmaufnahmen von Unfallopfern anfertigen
und die Persönlichkeitsrechte der Geschädigten verletzen. Tatsächlich wird
aber auch immer auf vermeintliche Störungen der polizeilichen Arbeit
hingewiesen. Dem ist aber mit Vorsicht zu begegnen«.

Ein Gesetz, das die Behinderung von Hilfeleistung unter Strafe stellt,
wurde bereit 2017 erlassen.[2] Der RAV sieht die Gefahr, dass die
Neugestaltung des 'Gaffer-Gesetzes' auch die Wegnahme von Mobiltelefonen
und anderen Aufnahmegeräten umfassen wird. »Das kann dazu führen«, so
Strafverteidigerin Franziska Nedelmann, stellvertretende Bundesvorsitzende
des RAV, der der Fall bekannt ist, »dass derartige Aufzeichnungen von der
Polizei künftig unterbunden und den Betroffenen damit wertvolle
Beweismittel entzogen werden«.

Rettungsarbeiten sollen nicht behindert werden. Aber immer wieder verlaufen
Fälle rechtswidriger Polizeimaßnahmen mangels objektiver Beweismittel im
Sande. »In der Ausgestaltung des Gesetzes ist daher zu berücksichtigen,
dass die Dokumentation von polizeilichen Einsätzen nicht verhindert wird«,
so Rechtsanwalt Ziyal.

Ferner bekräftigt der Anwaltsverein eine langjährig erhobene Forderung nach
effektiver Kontrolle der Polizei:

Notwendig ist eine unabhängige Instanz mit institutioneller Unabhängigkeit
von Polizei und Innenverwaltungen sowie hinreichender Ausstattung mit
Befugnissen und Ressourcen. Sie muss für alle Formen von Missbrauch des
staatlichen Gewaltmonopols zuständig sein. Eine solche unabhängige
Polizeikommission muss von dem Landesparlament eingerichtet und diesem
gegenüber rechenschaftspflichtig sein. Die Mitglieder der Kommission müssen
eigene Ermittlungen anstellen, Akten einsehen und Empfehlungen an die
Staatsanwaltschaft aber auch die Innenverwaltung für disziplinarische
Reaktionen aussprechen können. Den Betroffenen von Polizeigewalt muss ein
Einsichtsrecht in die Akten der Kommission zustehen.


Anmerkungen:

[1] https://www.nordbayern.de/region/nuernberg/video-nurnberger-polizisten-prugeln-auf-45-jahrigen-ein-1.9042766.

[2] https://www.tagesschau.de/inland/bundesrat-gaffer-105.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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TERMINE/951: Raum Köln - Offener Abend vom Team Achtsamkeit im Bildungswesen, 11.7.2019 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 3. Juli 2019

Offener Abend von TAB - Team Achtsamkeit im Bildungswesen

Do. 11.07.19 18.30-20.00 Uhr BÜZE, Bürgerzentrum Ehrenfeld,
Venloerstr. 429, Beitrag: 15 €



Eingeladen sind LehrerInnen und Menschen, die Achtsamkeit in die
Schule bringen möchten. An diesem ersten Abend werden vor allem das
Kennenlernen und der gegenseitige Austausch über unsere Praxis und
Erfahrungen mit Achtsamkeit im Vordergrund stehen. Wir bieten auch
erste Impulse, geben Tipps für die Praxis und besprochen Ablauf und
Inhalte weiterer Treffen.

Info und Anmeldung: tab.koeln@gmx.de

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 3. Juli 2019

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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SCHACH-SPHINX/06977: Des Teufels Trugbild (SB)


Nach einer hervorragend gespielten Eröffnungsphase und positionellen
Glanzstücken im Mittelspiel hatte Weiß schließlich einen Bauern
erobert und stünde - gelinde gesagt - auf Gewinn, wenn er jetzt 1.Td8-
d4 gezogen hätte. Indes, wie Menschenhirne nun einmal sind,
verwechseln sie oftmals Sein und Schein, dann verknoten sich die
Nervenbahnen und die Vernunft, die eigentlich Herrin sein sollte in
der Hexenküche der Gedanken, wird plötzlich zum blinden Spiegel. Weiß
zog in der Verkennung der Lage nämlich 1.Kf4-g5? - ein fürchterlicher
Fehler, der die Partie kostete im heutigen Rätsel der Sphinx. Der
lockende Teufel trat nämlich in der Gestalt auf, daß nach 1...Te4-g4+
2.Kg5-f6 Dh1-f3+ 3.Kf6-e7 Tg4-e4 4.Td8-h8# Weiß einen hübschen
Mattsieg bekommt. Doch nicht so hastig, Wanderer, die Mattkombination
übersprang eine wichtige Nahtstelle!






[image: SCHACH-SPHINX/06977: Des Teufels Trugbild (SB)]



Hartoch - Bukal

Linz 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Traum aller Spukgespenster aus dem Reich der Phantasie zerplatzte
mit einem fürchterlichen Knall: 1...Lf8-c5? 2.Dd4xg7 Dc7xg3 3.Dg7xh8+
Ke8-e7 4.Sc3-d5+ e6xd5 - 4...Ke7-d6 5.Dh8-f8+ - 5.Ta1-e1+ Ke7-d6 -
5...Lc5-e3 6.Te1xe3+! - 6.Dh8-f8+ Kd6-c6 7.c4xd5+ Kc6-b5 8.Df8xc5+!
und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 5. Juli 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FORSCHUNG/170: Neue Studie - "Europa als Ziel? Die Zukunft der globalen Migration" (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 03.07.2019

Neue Studie: "Europa als Ziel? Die Zukunft der globalen Migration"



In einer neuen Studie hat das Berlin-Institut für Bevölkerung und
Entwicklung untersucht, welche Faktoren künftig weltweite Wanderungen
beeinflussen, wie sie sich bis 2030 entwickeln könnten und was das für die
Zuwanderung in die EU bedeutet.

Etwa zehn Prozent der Weltbevölkerung tragen sich laut Umfragen mit dem
Gedanken daran, in ein anderes Land zu ziehen. Besonders hoch ist der
Anteil in den afrikanischen Ländern südlich der Sahara, aber auch in
Lateinamerika und der Region Nordafrika/Naher Osten. "Nur ein Bruchteil
dieser Menschen trifft aber konkrete Vorbereitungen für eine Wanderung und
noch weniger machen sich schlussendlich auf den Weg", so Reiner Klingholz,
Direktor der Berlin-Instituts. Ein Grund dafür sind fehlende finanzielle
Mittel und Informationen, die es braucht, damit die Menschen eine
Migration überhaupt organisieren können. Tatsächlich lebten 2017 etwa 258
Millionen Menschen außerhalb ihres Heimatlandes, was 3,4 Prozent der
Weltbevölkerung entspricht.

Angesichts der demografischen Entwicklung der EU wäre mehr Zuwanderung
durchaus wünschenswert. Denn überall führen niedrige Geburtenzahlen und
eine steigende Lebenserwartung dazu, dass die Erwerbsbevölkerung
mittelfristig kleiner wird. Bis 2030 dürfte die Gruppe der 20- bis
64-Jährigen EU-weit um sieben Prozent schrumpfen. Trotzdem schafft es die
Union bislang nicht, eine gemeinsame Migrationspolitik zu entwickeln.
Grundlage einer solchen Politik wäre ein möglichst genaues Bild der
aktuellen Situation und Wissen über die wesentlichen Einflussgrößen für
Migration, um daraus Migrationspotenziale abschätzen zu können. Genau dies
versucht das Berlin-Institut mit der Studie zu liefern.

Ob Menschen sich dazu entschließen, ihren Migrationswunsch in die Tat
umzusetzen, hängt von vielen Faktoren ab. Wie stark die Bevölkerung in
einem Land wächst, hat ebenso einen Einfluss wie die politische Lage oder
die Einkommensmöglichkeiten und Berufschancen. Umweltveränderungen wie der
Klimawandel befördern Migration gleichermaßen wie bessere Bildung und
bestehende Netzwerke zwischen Herkunfts- und Zielländern. Auch die
Migrationspolitik der Zielländer wirkt als Faktor.

Je nach Weltregion unterscheidet sich, welche Einflussgrößen sich
besonders stark auf das Wanderungspotenzial auswirken. In Subsahara-Afrika
dürfte sich das Migrationspotenzial deutlich erhöhen - wegen des
anhaltenden Bevölkerungswachstums, welches Verteilungskonflikte
verschärft, aber auch weil sich viele Länder in Sachen Bildung und
Einkommen entwickeln und damit mehr Menschen in die Lage versetzen, eine
Migration zu organisieren. Auch wenn die meisten von ihnen nur in
Nachbarländer wandern, wo sie sich bessere Lebensbedingungen oder ein
sicheres Einkommen erhoffen, wird die EU das Wunschziel vieler Menschen
aus Subsahara-Afrika bleiben, allein schon aufgrund des enormen
Wohlstandsgefälles zwischen beiden Regionen.

In Ost- und Südostasien hingegen haben Wirtschaftswachstum und höhere
Bildung neue Perspektiven für die Menschen geschaffen, so dass zum einen
das Bevölkerungswachstum ausklingt und sich zum anderen in vielen Ländern
selbst ein Zuwanderungsbedarf entwickelt. Die Bevölkerung in Ländern wie
Japan, Südkorea oder China altert ähnlich wie in Europa, so dass die
Abwanderungswahrscheinlichkeit sinkt. Wer dennoch über die eigene Region
hinaus wandert, entscheidet sich eher für Nordamerika oder Australien als
für die EU.

Die Studie "Europa als Ziel? Die Zukunft der globalen Migration"
untersucht die wichtigsten Faktoren für Subsahara-Afrika, die Region
Nordafrika/Naher Osten, Südasien, Ost- und Südostasien, den
postsowjetischen Raum sowie Lateinamerika und die Karibik. "Die Studie
soll klar machen, wo sich ein erhöhter Wanderungsdruck entwickelt, aber
auch woher Europa in Zukunft die dringend benötigten Fachkräfte für seine
Unternehmen rekrutieren kann", so Berlin-Institut Direktor Reiner
Klingholz.


Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern,
neue Ideen in die Politik einzubringen und Konzepte zur Lösung
demografischer und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten.

Das Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere,
bereitet wissenschaftliche Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf. Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit,
den kostenlosen regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren,
finden Sie unter https://www.berlin-institut.org.

Die Studie "Europa als Ziel? Die Zukunft der globalen Migration" ist Teil
des Projekts "Zuwanderer von morgen", gefördert durch die Stiftung
Mercator.

Die Stiftung Mercator ist eine private, unabhängige Stiftung. Sie strebt
mit ihrer Arbeit eine Gesellschaft an, die sich durch Weltoffenheit,
Solidarität und Chancengleichheit auszeichnet. Dabei konzentriert sie sich
darauf, Europa zu stärken, den Bildungserfolg benachteiligter Kinder und
Jugendlicher insbesondere mit Migrationshintergrund zu erhöhen, Qualität
und Wirkung kultureller Bildung zu verbessern, Klimaschutz voranzutreiben
und Wissenschaft zu fördern. Die Stiftung Mercator steht für die
Verbindung von wissenschaftlicher Expertise und praktischer
Projekterfahrung. Als eine führende Stiftung in Deutschland ist sie
national wie international tätig. Dem Ruhrgebiet, der Heimat der
Stifterfamilie und dem Sitz der Stiftung, fühlt sie sich besonders
verpflichtet.


Die Studie steht Ihnen gratis als Download zur Verfügung unter:

https://www.berlin-institut.org/publikationen/studien/europa-als-ziel.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/001: Subkultur Polizei - Nachgefragt beim Kriminologen Thomas Feltes (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin



Subkultur Polizei - Nachgefragt beim Kriminologen Thomas Feltes

Von Gunther Sosna [1] für Neue Debatte [2], 3. Juli 2019

Gunter Sosna: Herr Feltes, die Polizei ist unser Thema, dennoch
möchte ich mit einer Frage beginnen, die eventuell ungewöhnlich ist.
Mögen Sie Fußball?

Thomas Feltes: Ja, ich bin Fußballfan, seit ich als Kind in den 1950er
Jahren mit meinem Vater und Großvater zu den Spielen von Mainz 05
gegangen bin. Zuletzt hatte ich selbst in der 7. Mannschaft von
Grün-Weiß Eimsbüttel gespielt - aber auch das ist schon viele Jahre
her. Aktuell bin ich Vorsitzender der Stadionverbotskommission des VfL
Bochum.

Ich frage deshalb, weil ich mich an meine Studienzeit erinnere.
Anfang der 1990er Jahre wurden Fan-Kultur und Fan-Gewalt in den Medien
häufiger thematisiert. Unter anderen forschte der Sportsoziologe
Gunter A. Pilz [3] in dem Bereich. Da war in den Sozialwissenschaften
noch keine Rede von Polizeigewalt. Die Wissenschaft beschäftigt sich
seit einigen Jahren mit dem Phänomen. Ist das ein Erfolg der modernen
Kriminologie? Die klassische Kriminologie gibt es ja schon seit dem
18. Jahrhundert.

Tatsächlich ist es so, dass polizeiliches Handeln erst seit etwas mehr
als zwei Jahrzehnten im Fokus der Wissenschaft steht. Hinzu kommt,
dass die Auseinandersetzungen mit der Polizei auch in anderen
Bereichen (Demonstrationen) zunehmend das Interesse der Medien, aber
auch der Wissenschaft gefunden haben. Leider ist es in den
zurückliegenden Jahren nicht gelungen, eine eigene Polizeiwissenschaft
aufzubauen, so, wie wir sie aus dem Ausland als "police science"
kennen.

Sie haben als Kriminologe und als ehemaliger Leiter einer
Polizeihochschule Kontakt mit Polizisten. Sie kennen deren Ausbildung
und die Auswahlverfahren. Könnten Sie kurz beschreiben, welche
Charaktereigenschaften ein Mensch haben sollte, der den Beruf des
Polizisten ausüben will und welche Eigenschaften tatsächlich verlangt
werden?

Eine Studie, die ich in den 1980er Jahren durchgeführt hatte, zeigte,
dass man Polizist wird, weil man anderen Menschen helfen will - diese
Motivation hatte damals den gleichen Zustimmungswert wie bei ebenfalls
befragten Sozialarbeitern. Heute bin ich mir sicher, dass dieser
Aspekt noch immer eine große Rolle spielt, allerdings kommt die
Erwartung hinzu, einen abwechslungsreichen Beruf zu haben, und gute
Aufstiegsmöglichkeiten. Beides erweist sich dann leider oftmals als
falsche Annahme. Zudem gibt es natürlich auch Bewerber, die zur
Polizei wollen, weil sie glauben, dort Macht ausüben zu können.

Charaktereigenschaften erscheinen mir relevant, weil der Polizist
am Ende seiner Ausbildung Macht erhält und gegenüber Nichtpolizisten
Herrschaft ausübt. Sind Macht und Herrschaft Themen, die in der
Ausbildung behandelt werden?

Bereits im Auswahlverfahren wird darauf geachtet, Bewerber mit
bestimmten Persönlichkeitsmerkmalen, zum Beispiel autoritäre
Vorstellungen oder Fremdenfeindlichkeit, auszusortieren. Leider
gelingt das nicht immer. Studien zeigen, dass repressive und
konservative Einstellungen sich vor allem nach der Ausbildung
entwickeln, wenn die Beamten in der "Subkultur Polizei" die Idee des
"wir gegen sie" lernen. Sie erfahren von Kollegen, und glauben, dass
sie "die Guten" sind. Daher nützt die Behandlung dieser Aspekte in der
(doch recht theorieorientierten) Ausbildung leider wenig. Wichtig sind
hier Fortbildungsmaßnahmen und eine intakte Polizeiführung.

Die mit der Macht verbundene Amtsautorität scheint immer weniger
akzeptiert zu sein. Jeden Tag sind in den Medien und sozialen
Netzwerken Hinweise, Fotos und Videos zu finden, die vermuten lassen,
dass die Uniform keinen Respekt einflößt. Gibt es wissenschaftliche
Erkenntnisse, die eine solche Tendenz belegen beziehungsweise dieser
subjektiven Wahrnehmung widersprechen?

Auch innerhalb der Polizei selbst wird dieses Phänomen beobachtet: Es
genügt heutzutage nicht mehr, dass ein Vorgesetzter etwas anordnet, er
muss auch begründen, warum er das tut. Das Hinterfragen von
Autoritäten ist ein positives Ergebnis der 68er-Generation, auch wenn
viele das heute nicht mehr wahrhaben wollen. Wir werden seit
Jahrzehnten glücklicherweise so erzogen, dass Autorität etwas ist, das
sich aus der Sache ableiten muss und nicht aus dem Status, dem
Auftreten oder gar einer Uniform. Polizeibeamte, die ihre Anweisungen
nicht begründen können oder wollen, darf es heute nicht mehr geben.
Wenn sie es dennoch versuchen, dann kommt es regelmäßig zu Konflikten.

Jetzt ist Gewalt ein Machtinstrument, mit der Herrschaft ausgeübt
werden kann. Aber jede Gewaltanwendung, ob nun verbal, nonverbal oder
körperlich, hinterlässt Spuren. Dies gilt für Menschen, die von der
Polizei bedrängt, eingeschüchtert oder körperlich angegriffen werden,
es gilt aber auch für Polizisten, die zum Beispiel beschimpft oder
angegriffen werden. In beiden Fällen ist die psychische Belastung
hoch, es kommt zu traumatischen Erlebnissen und in der Folge zu
Verhaltensänderungen. Wird diesem Aspekt ausreichend Rechnung getragen
zum Beispiel durch psychologische Betreuung?

Polizeibeamte müssen Gewalt ausüben, sie verkörpern das Gewaltmonopol
in der Gesellschaft und setzen es tagtäglich um. Darauf werden sie in
der Ausbildung ebenso vorbereitet wie auf traumatisierende Erlebnisse
zum Beispiel in Verbindung mit schweren Verkehrsunfällen,
Selbsttötungen oder sexuellem Missbrauch von Kindern. Inzwischen wird
ihnen auch vermittelt, dass das Klima in der Gesellschaft rauer, der
Ton schärfer und die Gewaltbereitschaft größer geworden sind.

Damit umzugehen, ist eine schwierige Aufgabe. Eigentlich lernen die
Beamten, dass sie zwischen Amt und Person trennen sollen, dass
beispielsweise Beleidigungen das Amt und nicht die Person betreffen.
Dennoch sind auch Polizisten Menschen, und natürlich verkraften sie
belastende Situationen unterschiedlich. Eine psychologische Betreuung
und - oftmals noch wichtiger - die Betreuung untereinander sind
institutionalisiert, werden aber zu selten in Anspruch genommen.

Die Idee des "Ein Indianer kennt keinen Schmerz" kursiert leider noch
immer in vielen Bereichen der Polizei - auch, weil die Polizeiführung
dies oft so signalisiert.

Kann zunehmendes oder übersteigertes Misstrauen zwischen Polizei
und Bürger als Folge ausgemacht werden?

Aktuelle Studien sowohl auf Bundesebene, als auch von uns in Bochum
zeigen, dass Polizeibeamten nach wie vor ein hohes Maß an Vertrauen in
der Gesellschaft entgegengebracht wird. Die Institution Polizei steht,
je nach Umfrage, entweder auf Platz 1 oder zumindest auf einem der
ersten Plätze, wenn es um Vertrauen in Institutionen geht. Allerdings
geht dieses Vertrauen deutlich zurück, und vor allem Menschen mit
Migrationshintergrund bewerten die Polizei deutlich schlechter und
geben häufiger als "Biodeutsche" an, dass die Polizei
unverhältnismäßige Gewalt anwendet.

Die Polizei muss aufpassen, dass sie vor dem Hintergrund der aktuellen
Diskussion um Rechtsextremismus und Gewaltbereitschaft in ihren
eigenen Reihen nicht weiter an Boden verliert. Dies hätte fatale
Wirkungen auch für die alltägliche Arbeit, in der die Polizei ganz
entscheidend auf die Unterstützung durch die Bürger angewiesen ist:
Die Aufklärung von Straftaten hängt ganz entscheidend von der
Kooperationsbereitschaft der Bürger ab.

Wenn jemand Macht über andere ausüben kann, besteht die Gefahr,
diese Macht zu missbrauchen. Um dies zu verhindern, ist
Selbstreflexion wichtig, aber vor allem externe Rückmeldungen, um
Fehlverhalten aufzuzeigen. Ist das innerhalb der Polizei gegeben?

Leider nein. Die Polizei, unterstützt und gefördert durch
Polizeigewerkschaft und Politik, verweigert sich seit Jahren einer
externen Kontrolle und einer externen Aufarbeitung von Fehlverhalten.
Dabei wäre dies nicht nur für die betroffenen Bürger wichtig, sondern
auch für die Beamten selbst, die polizeiintern keine Möglichkeit
haben, Fehlverhalten von Kollegen angemessen anzuzeigen. Viele leiden
darunter, andere geraten so in eine Abhängigkeitsspirale, weil sie
sich durch das Verschweigen von Fehlverhalten quasi erpressbar gemacht
haben, zumindest aber emotional von den Kollegen abhängig sind.

Würden Sie mir zustimmen, wenn ich sage, dass sich soziale Systeme,
die sich einer externen Kontrollen entziehen, zur Abschottung neigen
und eigene Wertmuster und Moralvorstellungen herausbilden?

Das Paradebeispiel für diese Feststellung ist tatsächlich die Polizei.
Dort lernt man von Anfang an, dass der interne Zusammenhalt
entscheidend ist - man ist ja auch tatsächlich im Alltag aufeinander
angewiesen -, und dass Probleme intern geregelt und Fehlverhalten
möglichst vertuscht werden muss. Polizeiführung und Politik spielen
hierbei leider eine entscheidende, aber unrühmliche Rolle, weil sie
dieses System - bewusst oder unbewusst - fördern.

Es fehlt an einer entsprechenden Fehlerkultur in der Polizei. Wenn
aber Fehler von Anfang an vertuscht werden, entwickelt sich das zu
einer Fehlerspirale, weil man zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr
zurückrudern kann. Praktisch alle Fälle von polizeilichem
Fehlverhalten der vergangenen Jahre zeigen eine solche Entwicklung.

Hinzu kommt, dass ein Polizeibeamter sich wegen Strafvereitelung im
Amt strafbar machen kann, wenn er bei einem Verdacht auf eine Straftat
durch einen Kollegen - zum Beispiel Körperverletzung - dies nicht
anzeigt. Somit kann er zu einem späteren Zeitpunkt, zum Beispiel wenn
der Fall dann doch vor Gericht landet, nicht so aussagen, wie er es
müsste, weil er sich sonst selbst belasten würde.

Besteht diese Option bei Spezialeinheiten, die zum Beispiel zur
Bekämpfung organisierter Kriminalität aufgestellt werden, deren
Mitglieder zum Selbstschutz relativ anonym agieren müssen?

Dieses Problem wird innerhalb der Polizei und der Politik massiv
unterschätzt. Beamte, die zu lange in solchen Bereichen - wozu
besonders verdeckte Ermittlungen gehören - tätig sind, verlieren den
Bezug zum "richtigen" Leben und glauben dann oftmals, besonders
privilegiert zu sein und besondere Rechte zu haben. Die Bezeichnung
von Sondereinsatzkommandos beispielsweise als "Elitepolizei" verstärkt
dies. Dabei sind dies lediglich Beamte, die für besondere Aufgaben
speziell ausgebildet sind. Sie sind keine Elite.

Der Polizeiapparat ist auf Befehlsketten aufgebaut. Von oben nach
unten werden Anweisungen gegeben. Jeder Beteiligte befindet sich
dadurch sowohl in der Rolle des Untergebenen als auch des Anführers,
der niederen Rängen wiederum Befehle erteilt, also Herrschaft ausübt.
Am Ende der Kette ist der Ausführende. Der kann nur Herrschaft
gegenüber einer Person ausüben, die sich außerhalb der Befehlskette
befindet. Besteht zwischen diesem Ablauf und Überreaktionen ein
kausaler Zusammenhang?

Das würde ich so nicht sehen. Unsere Studie zur exzessiven Anwendung
von Polizeigewalt, die wir vor einigen Jahren in mehreren Ländern
durchgeführt hatten, zeigte, dass andere Faktoren entscheidend sind.
Dazu gehören bestimmte Persönlichkeitsmerkmale, situative
Bedingungen - zum Beispiel das Gefühl, eine Kollegin beschützen zu
müssen - und vor allem die Annahme, die eigene Autorität und die
Autorität des Amtes immer und jederzeit schützen zu müssen.

Hinzu kommt, dass man in bestimmten Situationen die eigenen Emotionen
nicht mehr kontrollieren kann und dann überreagiert. Fatal wird dies
in Verbindung mit der mangelhaften Fehlerkultur, weil solche
Situationen dann nicht angemessen aufgearbeitet werden.

Jede Gemeinschaft versucht sich gegenüber anderen Gemeinschaften
abzugrenzen, auch wenn alle zusammen eine Gesellschaft abbilden
sollen. Diese Abgrenzung ist bei der Polizei systembedingt definiert
und wird durch Kleidung, Auftreten, Bewaffnung und so weiter, und das
Recht, Gewalt anwenden zu dürfen, unterstrichen. Damit wird ein
deutlicher Graben gezogen zu allen anderen Menschen, die nicht zur
Polizei gehören. Bei einseitiger Machtverteilung droht die soziale
Verbindung abzureißen, sodass kein Austausch mehr stattfindet. Sind
die Möglichkeiten, bei denen sich Polizei und der Mensch von der
Straße auf Augenhöhe begegnen können, ausreichend?

Leider nein, und dies gilt ganz besonders in Deutschland, wo wir
Bürgernähe zwar proklamieren, aber zu selten praktizieren. Während ein
französischer oder niederländischer Polizeibeamter auch einmal in
einem Café sitzt und mit Bürgern ohne konkreten Anlass plaudert, ist
dies in Deutschland undenkbar.

Hinzu kommt, dass jüngere Beamte zunehmend die Tätigkeit als Polizist
als "Job" ansehen und nicht als "Berufung", wie dies früher der Fall
war. Sie trennen strikt zwischen Arbeit und Privatleben. Das geht dann
soweit, dass man im eigenen Freundeskreis die polizeiliche Tätigkeit
versucht zu verschleiern und auf Fragen nach dem Beruf "öffentlicher
Dienst" oder "Verwaltung" angibt.

Seit der Krieg gegen den Terror ausgerufen wurde, werden
Sicherheitsgesetze [4] verschärft, die Überwachung ausgebaut und der
Bürger quasi unter Generalverdacht gestellt. Wie wirkt sich diese
Machtfülle auf das Selbstverständnis der Polizei aus? Wird dadurch
eine Art Elitedenken gefördert?

Ich würde dies nicht als "Elitedenken" bezeichnen. Vielmehr wird der
Polizei der Eindruck vermittelt, dass sie alle gesellschaftlichen
Probleme lösen soll, und man ihr dazu auch die entsprechenden
Instrumente an die Hand gibt. Dabei wissen die Beamten sehr genau,
dass sie das nicht können, sondern dass Fehler in der Sozial- und
Bildungspolitik für die Probleme verantwortlich sind, mit denen sie
dann im Alltag konfrontiert werden. Viele Beamte haben den Eindruck,
dass sie die Fehler, die von der Politik gemacht werden, ausbügeln
müssen. Dies kann zu Frustrationen führen, die wiederum in Aggression
und Fehlverhalten münden.

In der Auslandsberichterstattung der Medien im Zusammenhang mit dem
Einsatz von Polizeieinheiten bei Demonstrationen ist immer häufiger
von Sicherheitskräften zu lesen. Ist in Deutschland eine
Begriffsverschiebung feststellbar, die den Sicherheitsgedanken
besonders hervorhebt?

Wir wissen aus verschiedenen Studien, dass die Menschen in Deutschland
immer mehr das Gefühl haben, in "unsicheren" Zeiten zu leben. Dieses
Gefühl wird auf "die Kriminalität" projiziert, obwohl es tatsächlich
ganz andere Ursachen für diese Unsicherheit gibt. Die Menschen haben
das Gefühl, dass die Welt zunehmend aus den Fugen gerät. Dazu gehören
Flüchtlinge und die damit verbundene Wahrnehmung der Auswirkungen der
Globalisierung, die politische Situation in Europa, die unsichere
Altersversorgung - Renten, Gesundheit -, die Klimaentwicklung, die
zunehmende individuelle Vereinsamung.

Die Menschen haben das Gefühl, dass die Politik nicht mehr in der Lage
ist, diese und andere gesellschaftlichen Probleme angemessen zu
bewältigen. Sie fühlen sich allein gelassen, teilweise abgehängt, und
die Polizei ist hier leider in einer unschönen Situation: Sie soll
Sicherheit herstellen, obwohl sie auf die tatsächlichen Ursachen für
das Unsicherheitsgefühl keinen Einfluss hat.

Die Aussagepsychologie betont, dass es auf die Glaubhaftigkeit
einer Aussage ankommt und nicht so sehr auf die Glaubwürdigkeit einer
Person. Dennoch wird die Glaubwürdigkeit eines Polizisten bei Gericht
in der Regel höher eingestuft, als die eines Nichtpolizisten. Können
Sie als Jurist erklären, warum dies so ist, und ob sich in diesem
Punkt ein Fehler im Rechtssystem ausmachen lässt, der zu einem
erhöhten Misstrauen gegenüber der Polizei führt?

Diese Situation ist sehr komplex. Polizeibeamten wird tatsächlich vor
Gericht ein erhöhtes Maß an Glaubwürdigkeit eingeräumt. Das hängt auch
damit zusammen, dass die Ermittlungen von der Polizei selbst
durchgeführt wurden und die Beamten meist (nur) das wiedergeben, was
bereits in den Akten steht - und damit wird der Eindruck verstärkt,
dass die Aussage glaubhaft ist.

Zudem kommt die Staatsanwaltschaft ihrer Funktion nicht nach,
Ermittlungsergebnisse intensiver zu kontrollieren und zu hinterfragen
und damit als Qualitätssicherung zu fungieren. Dafür ist sie
einerseits zu überlastet, und andererseits ist sie von der Polizei und
ihrer Tätigkeit abhängig. Denn je besser die Polizei ein Verfahren
vorbereitet, umso weniger Arbeit hat ein Staatsanwalt.

Ein erhöhtes Misstrauen gegenüber polizeilichen Aussagen kann ich
allerdings in der Praxis nicht feststellen, eher im Gegenteil.
Gerichte müssten vielmehr darauf drängen, dass Aussagen von
Polizeibeamten nicht untereinander abgesprochen werden und die übliche
Praxis, sich vor der Aussage vor Gericht noch einmal die
Ermittlungsakte - und damit die eigenen Ermittlungsergebnisse -
anzusehen, abgestellt wird.

Wäre es übertrieben, wenn ich unterstelle, dass sich der
Polizeiapparat wegen unzureichender externer Regelungsmechanismen
beziehungsweise einer moralischen Überhöhung durch Politik, Justiz,
aber auch durch die Angehörigen der Polizei selbst, zwingend
verselbstständigt, sich somit mehr und mehr vom Bürger entfernt und
sich langfristig automatisch zu einem reinen Repressionsapparat
transformiert?

Das ist eine gewagte These. Den ersten Teil - Entfernung von den
Bürgern - kann ich noch teilen; dass dies "automatisch" in einem
Repressionsapparat endet, glaube ich nicht. Noch sehe ich
Selbstreinigungs- und Kontrollkräfte in der Polizei und in der
Politik, vor allem aber in der Zivilgesellschaft. Auch die Kontrolle
durch die Medien spielt eine wichtige Rolle. Wir sollten jedoch so
konsequent sein, und der Polizei und der Gesellschaft dadurch helfen,
dass wir eine externe Überwachung ermöglichen. Dadurch stärken wir die
demokratische Kontrolle und das Vertrauen in die Polizei.

Lassen Sie mich noch einmal zu den Fußballfans kommen. Bis in die
50er Jahre wurden Besucher von Fußballspielen noch Schlachtenbummler
genannt, die sehr gesittet ihre Fähnchen schwenkten und Spaß am Spiel
hatten. Trotzdem gab es Pöbeleien, Vandalismus und es kam hin und
wieder zu Gewalt. Die wurde aber im Zusammenhang mit dem jeweiligen
Spiel gesehen. Einige Jahrzehnte später folgte durch die
Sportsoziologie eine Unterteilung in konsumorientierte,
fußballzentrierte und erlebnisorientierte Fans. Es folgten erste
Beschreibungen von Ultras [5] und von der Gewaltbereitschaft der
Hooligans. Die Gemeinschaft der Fans hat sich also über Jahrzehnte
hinweg ausdifferenziert. Dabei scheint ein Zusammenhang zur
Kommerzialisierung des Sports selbst, aber auch mit der Zunahme
sozialer Ungleichheit in der Gesellschaft zu bestehen. Provokant
gefragt: Hat die Polizei einen ähnlichen Differenzierungsprozess
durchlaufen, an dessen Ende es den Freund und Helfer in Uniform gibt,
aber eben auch Gruppen erlebnisorientierter Gewalttäter, die sich in
der Uniform und hinter dem Recht verstecken?

Tatsächlich gibt es den Fall eines Polizeibeamten, der gleichzeitig
auch als gewaltbereiter Hooligan unterwegs war. Noch gehe ich davon
aus, dass die Polizeiführung alles daransetzt, solche Entwicklungen
innerhalb der Polizei zu unterbinden - nicht zuletzt deshalb, weil es
ansonsten zur öffentlichen Diskussion von polizeilichem Fehlverhalten
kommt, was man unbedingt vermeiden will.

Hier könnte, ähnlich wie in der Bundeswehr, wo es einen
Wehrbeauftragten gibt, ein Polizeibeauftragter sinnvoll sein, der den
Landtagen und dem Bundestag berichtet und an den sich Polizeibeamte
auch anonym wenden können. Denn es gibt in der Polizei nach wie vor
viele, die an die gesellschaftliche wichtige Funktion der Polizei
glauben, unsere Demokratie zu stärken. Und ich glaube auch, dass diese
(noch) in der Mehrheit sind. Wir müssen sie unterstützen, politisch,
institutionell, aber auch durch Fortbildungsangebote wie unseren
Masterstudiengang "Kriminologie, Kriminalistik und
Polizeiwissenschaft" [6] in Bochum.

Eine letzte Frage. Was müsste nach Ihrer Auffassung innerhalb der
Polizei geändert werden, um Polizeigewalt soweit wie möglich
auszuschließen, und welche Veränderungen in der Gesellschaft könnten
dazu beitragen?

Exzessive oder unverhältnismäßige Polizeigewalt wird man nie ganz
verhindern können. Was wir aber tun können ist, rechtzeitig zu
intervenieren. Internationale Forschungen zeigen, dass sich die
Bereitschaft, mehr Gewalt als zulässig und nötig anzuwenden, erst im
Laufe der Tätigkeit als Polizeibeamter entwickelt. In den allermeisten
Fällen werden die Beamten, die eine solche Tendenz aufweisen, dann zu
"Widerstandsbeamten", also zu Beamten, die besonders häufig und öfters
als andere in Widerstandshandlungen verwickelt sind.

Den jeweiligen Vorgesetzten sind sie bekannt, allerdings wird, wenn
überhaupt, repressiv, das heißt mit disziplinarischen Maßnahmen
reagiert. Dabei zeigen Erfahrungen aus dem Ausland, dass individuelle
Hilfsangebote - Weiterbildung, Coaching, Supervision - wesentlich
wirksamer sind und dem betroffenen Beamten auch persönlich
weiterhelfen. Den Glauben an die Wirkung repressiver Maßnahmen sollte
man auch in der Polizei aufgeben und stattdessen auf konstruktive
Hilfsangebote setzen.

Vielen Dank ...


Zur Person

Zur Person: Professor Dr. Thomas Feltes ist Jurist und
Sozialwissenschaftler und war von 2002 bis 2019 Inhaber des Lehrstuhls
für Kriminologie, Kriminalpolitik und Polizeiwissenschaft an der
Juristischen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum [7]. Zuvor war er
von 1992 bis 2002 Rektor der Hochschule der Polizei in
Baden-Württemberg. Er ist als internationaler Experte seit mehr als 30
Jahren für UN, EU, Europarat, Interpol, FBI, OSZE u.a. tätig. Seit
2018 ist er der deutsche Vertreter im Europäischen Komitee zur
Verhütung von Folter beim Europarat (CPT).

Gunther Sosna studierte Psychologie, Soziologie und
Sportwissenschaften in Kiel und Hamburg, und arbeitete im Bereich
Kommunikation, Werbung und als Journalist für Tageszeitungen und
Magazine. Er lebte über zehn Jahre im europäischen Ausland und war
international in der Pressearbeit und Werbung tätig. Er ist Initiator
von Neue Debatte. Regelmäßig schreibt er über soziologische Themen,
Militarisierung und gesellschaftlichen Wandel. Außerdem führt er
Interviews mit Aktivisten, Politikern, Querdenkern und kreativen
Köpfen aus allen Milieus und sozialen Schichten zu aktuellen
Fragestellungen.


Anmerkungen:

[1] https://neue-debatte.com/author/gunthersosna/
[2] https://neue-debatte.com/
[3] https://neue-debatte.com/2016/09/06/die-lust-auf-gebrochene-knochen-und-tritte-gegen-den-kopf/

[4] https://neue-debatte.com/2016/12/26/anti-terrorismus-richtlinie-der-eu-das-einfallstor-zum-ueberwachungsstaat/

[5] https://neue-debatte.com/2017/03/12/ultras-mehr-als-nur-fussballfans/ 

[6] http://www.makrim.de/

[7] https://www.jura.ruhr-uni-bochum.de/lehrstuhl-kriminologie-kriminalpolitik-und-polizeiwissenschaft


Das Interview "Subkultur Polizei - Nachgefragt beim Kriminologen
Thomas Feltes" wurde erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue
Debatte:

https://neue-debatte.com/2019/06/28/subkultur-polizei-nachgefragt-beim-kriminologen-thomas-feltes/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.
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GESELLSCHAFT/348: Nehmt sie endlich ernst! Kinder und Jugendliche wollen gehört und beteiligt werden (idw)


Bertelsmann Stiftung - 03.07.2019

Nehmt sie endlich ernst! Kinder und Jugendliche wollen gehört und
beteiligt werden



Die Stimme der Jugendlichen ist in den letzten Wochen lauter geworden.
Laut einer repräsentativen Befragung fühlen sich viele Kinder und
Jugendliche insbesondere in der Schule und von der Politik nicht ernst
genommen und beklagen, dass ihnen zu wenig zugehört wird. Dabei könnte die
Politik viel lernen: etwa über den Zusammenhang von Sicherheit,
Gewalterfahrungen und Armut. Ihren Eltern stellen die Heranwachsenden
insgesamt ein gutes Zeugnis aus.

Gütersloh, 03.07.2019. Die wichtigsten Themen für Kinder und Jugendliche
in Deutschland sind Vertrauen, Zugehörigkeit, Sicherheit und
Selbstbestimmung. Doch ein großer Teil der jungen Menschen fühlt sich
nicht ernst genommen und nur unzureichend beteiligt. Je älter sie werden,
desto weniger haben Jugendliche den Eindruck, in der Schule mitgestalten
zu können. Nur 34 Prozent der 14-Jährigen können dort aus ihrer Sicht
mitbestimmen, bei den Achtjährigen ist es immerhin noch jeder zweite. Zu
diesen Ergebnissen kommt die repräsentative Studie Children's Worlds+, die
Prof. Sabine Andresen (Universität Frankfurt) im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung durchgeführt hat.

Sicherheit und Vertrauen sind entscheidende Themen für Kinder und
Jugendliche

Besonders besorgt sind Kinder wegen Ausgrenzungs- und Gewalterfahrungen an
Schulen. So beklagen viele Kinder an ihrer Schule im vergangenen Monat
gehänselt, absichtlich gehauen oder ausgegrenzt worden zu sein. Je nach
Schultyp unterscheiden sich die Erfahrungen: In Gesamt- und
Sekundarschulen geben 39 Prozent der Befragten an, mindestens zwei der
genannten Übergriffsformen erlebt zu haben, rund 35 Prozent an Haupt- und
Realschulen sowie 29 Prozent an Gymnasien. Für Jörg Dräger, Vorstand der
Bertelsmann Stiftung, sind die Zahlen erschreckend: "Mehr als die Hälfte
aller Kinder und Jugendlichen erfährt in der Schule Ausgrenzung,
Hänseleien oder sogar körperliche Gewalt, insgesamt ein Viertel fühlt sich
an ihrer Schule nicht sicher. Die Politik ist hier gefordert, Kinder und
Jugendliche besser zu schützen."

Viele Jugendliche beklagen zudem, dass in den weiterführenden Schulen zu
wenig Vertrauenspersonen für sie zur Verfügung stehen. Je älter die Kinder
werden, desto weniger haben sie das Gefühl, dass ihre Lehrer ihnen zuhören
und sie ernst nehmen: Bei den Achtjährigen stimmen dieser Aussage noch 79
Prozent sehr bzw. voll zu, bei den Vierzehnjährigen nur noch 57 Prozent.
Ihren Eltern und Freunden stellen die Jugendlichen ein gutes Zeugnis aus -
sie hören ihnen in den allermeisten Fällen zu, nehmen sie ernst und sind
bei Problemen für sie da. Sie erkennen aber sehr wohl, dass die Eltern
dabei häufig einen Spagat zwischen Erwerbs- und Familienzeit machen.

Die Studie zeigt aber auch, dass viele Kinder ihre Rechte nicht oder nicht
richtig kennen. An Gymnasien haben 47 Prozent der Jugendlichen kein oder
nur unsicheres Wissen über ihre Rechte, an Grundschulen sind es sogar 63
Prozent der Kinder. Sabine Andresen sieht hier dringenden Handlungsbedarf
seitens der Politik: "Im 30. Jahr der UN-Kinderrechtskonvention ist es
ernüchternd, dass Kinder und Jugendliche oft ihre Rechte nicht kennen -
das müsste dringend verbessert werden. Kinder müssen ihr Recht auf
körperliche Unversehrtheit sowie auf Beteiligung in Dingen, die sie
betreffen, kennen."

Kinder mit materiellen Sorgen machen häufiger Gewalterfahrungen

Insgesamt beschreiben die Kinder und Jugendlichen, materiell gut versorgt
zu sein. Sie geben zudem differenziert darüber Auskunft, was sie zum Leben
brauchen und unterscheiden zwischen Grundbedürfnissen und Luxusgütern. So
ist der Besitz eines Handys heute für ältere Kinder selbstverständlich.
Bei den Achtjährigen besitzen knapp 60 Prozent kein Handy. Die Hälfte
davon gibt aber auch an, kein Handy zu wollen oder zu brauchen. Trotz der
grundsätzlich guten Ausstattung machen sich rund 52 Prozent der
Heranwachsenden Sorgen um die finanzielle Situation ihrer Familie - 16,3
Prozent davon immer bzw. oft und 35,5 Prozent manchmal. Diese Kinder
werden häufiger gehänselt, ausgegrenzt und absichtlich gehauen als
Gleichaltrige ohne finanzielle Sorgen. Sie fühlen sich zu Hause, in der
Schule und Nachbarschaft häufiger nicht sicher. Sie besitzen außerdem
weniger Güter, die in Deutschland zu einer normalen Kindheit dazu gehören
und haben weniger Möglichkeiten, Dinge mit ihren Freunden zu unternehmen,
die Geld kosten. Dazu Dräger: "Wir müssen Kinderarmut konsequenter
vermeiden. Das verbessert die materielle Situation der Betroffenen, lässt
sie weniger Sorgen erleben und seltener Opfer von physischer und
psychischer Gewalt werden."

Mit Bedarfserhebung und Teilhabegeld Kinderarmut verhindern

Mit Blick auf die Studienergebnisse ist für Jörg Dräger klar: "Wir müssen
Kinder und Jugendliche ernst nehmen. Das bedeutet, sie systematisch und
regelmäßig zu befragen und ihr Wissen in der Politik zu berücksichtigen.
Nur mit einer solchen neuen Form der Sozialberichterstattung können wir
sinnvolle Maßnahmen umsetzen, die Armut vermeiden und Teilhabe
ermöglichen." Dräger fordert darauf aufbauend eine gezieltere finanzielle
Unterstützung: "Das Teilhabegeld soll sich an den Bedarfen von Kindern und
Jugendlichen orientieren, wird mit dem Einkommen der Eltern abgeschmolzen
und wirkt so gezielt gegen Kinderarmut". Doch auch Bildungsinstitutionen
und Infrastruktur vor Ort müssten so gestaltet sein, dass sie zum Leben
von Kindern und Jugendlichen heute passen, so Dräger.

Methodik:

Datengrundlage der Studie ist die aktuelle Welle der internationalen
Kinder- und Jugendbefragung Children's Worlds für Deutschland. Die
repräsentative Erhebung wurde im Schuljahr 2017/2018 durchgeführt. Befragt
wurden 3.448 Schülerinnen und Schüler im Alter von acht bis vierzehn
Jahren. Für Deutschland wurde Children's Worlds in Kooperation mit der
Bertelsmann Stiftung erweitert und erscheint daher unter dem Namen
Children's Worlds+. Zum einen wurde der Erhebungsbogen um einige Fragen zu
den Bedarfen von Kindern und Jugendlichen ergänzt. Zum anderen wurden
zusätzlich 24 Gruppendiskussionen mit jungen Menschen zwischen 5 und 20
Jahren durchgeführt.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/childrens-worlds-2/

Weitere Informationen unter:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2019/juli/nehmt-sie-ernst-junge-menschen-wollen-gehoert-und-beteiligt-werden/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/483: Cuxhaven - "Souverän und selbstbewusst" am 11. Juli 2019


Stadt Cuxhaven

Souverän und selbstbewusst - Vortrag mit Bärbel Wardetzki



Am Donnerstag, den 11. Juli um 19 Uhr ist Dr. Bärbel Wardetzki in der
Stadtbibliothek Cuxhaven zu Gast. Die populäre Psychologin und Autorin
zahlreicher Sachbücher hält einen Vortrag zum gelassenen Umgang mit
Selbstzweifeln und trägt aus ihrem Buch "Souverän und selbstbewusst"
vor. Bärbel Wardetzki hat unter anderem eine Ausbildung als Gestalt-,
Verhaltens- und Familientherapeutin und ist Expertin auf den Gebieten
Narzissmus und Kränkungen. Die Münchner Psychotherapeutin und
Supervisorin ist als Coach und in der Fortbildung tätig. Darüber
hinaus ist sie eine viel gefragte Referentin im In- und Ausland und
gern gesehener Gast bei Funk und Fernsehen. Karten für den Vortrag
können in der Stadtbibliothek und in der Kulturinformation erworben
werden. Der Eintritt beträgt 7,- Euro (ermäßigt 5,00 Euro). - Die
Veranstaltung findet in Kooperation der Stadtbibliothek Cuxhaven und
der Bibliotheksgesellschaft Cuxhaven im Rahmen des Projektes "Eine
Bibliothek für alle" statt und wird gefördert durch das Bundesprogramm
"Demokratie leben!" des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend sowie der VGH-Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Juli 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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KURSUS/1189: Unna - "Fit in den Ferien" ab 16. Juli 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Fit in den Ferien



Kreisstadt Unna. Für Daheimgebliebene und alle, die auch in den Ferien
etwas für Körper und Geist tun wollen, bietet die VHS Kurzprogramme
aus dem Bereich Gymnastik, Tanz und Pilates an.

Los geht es am Dienstag, 16. Juli 2019, um 9.30 Uhr mit einer Stunde
Pilates. Fünf Termine führt Diplom-Pilates-Lehrerin Hildegard Hoffmann
durch, die im Kurs westliche Gymnastik mit fernöstlichen
Bewegungsformen verbindet. Die tiefe Bauch- und Rückenmuskulatur wird
gestärkt und der fließende Atem entspannt.

Historisch bewegt geht es bei der Gymnastik zu, die Übungsleiterin
Claudia Frodl aus Anlass des 100-jährigen Bestehens der VHS im
Ferienprogramm anbietet. Aus der Geschichte der "Körperarbeit" hat sie
gymnastische Übungen zusammengestellt, die Kraft, Ausdauer und
Kondition fördern. Der Spaß an der Bewegung kommt nicht zu kurz, wenn
sie altes in die heutige Zeit transportiert. Montag, 22. und 29. Juli,
findet die Gymnastikstunde jeweils um 9.30 Uhr in der VHS statt.

So richtig aufdrehen können die Teilnehmenden bei "ZumbaFitness", ein
spezielles Angebot für junge und fitgebliebene Menschen. An zwei
Mittwochabenden, am 24. und 31. Juli 2019, bietet Zumba-Instruktorin
Silvia Oeste dieses Tanz-Workout um 18 Uhr an. "Tanz dich fit!" lautet
das Motto, wenn zu mitreißenden lateinamerikanischen Rhythmen
Kondition und Vergnügen gefragt sind.

Um Tanz geht es auch im Angebot mit Tanzpädagogin Jamila Ben Said, die
von Montag bis Mittwoch, 15. bis 17. Juli 2019, "Wege der
Entschleunigung durch Köperarbeit und Tanz" vermittelt. Vor allem aber
verbindet sie in diesem Sommerprojekt Bewegung mit Entspannung, so
dass körperliches und emotionales Wohlbefinden entstehen kann. Der
Tanz wird zur Kraftquelle für mehr Lebensfreude und Leichtigkeit.

Informationen zum gesunden Sommerferienprogramm unter Telefon: 0 23 03
/ 103-732

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/167: Hamburg - Internationales Sommerfestival Kampnagel, 7. - 25.8.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 14. Juni 2018

Internationales Sommerfestival Kampnagel

7. bis 25. August 2019

MIT GEGENWARTSKUNST IN DIE ZUKUNFT

Tanz als Protest, Musik aus dem All, Klimawandel als radikale
Umwälzung und Roboter auf der Bühne



"Kunst, die den Zustand der Welt beschreibt und einen Blick in die
Zukunft wirft", so fasst András Siebold sein Programm für das
Internationale Sommerfestival 2019 zusammen. Vom 7. bis zum 25. August
werden auf den Kampnagel-Bühnen, im Kunstverein in Hamburg, im
Planetarium, im Gängeviertel und in der Elbphilharmonie
Zukunftsszenarien und zukunftsweisende Stücke präsentiert, von denen 9
Uraufführungen sind (3 davon in der großen Halle). Das französische
Medienkunst-Kollektiv (LA)HORDE eröffnet das Festival parallel mit der
Tanz-Uraufführung MARRY ME IN BASSIANI und der performativen
Groß-Installation THE BEAST. Wie maßgebend die Post-Internet-Ästhetik
von (LA)HORDE ist, die in verschiedenen künstlerischen Genres Ausdruck
findet, zeigt auch die Ernennung des Kollektivs zur Leitung des Ballet
de Marseille vor wenigen Wochen. MARRY ME IN BASSIANI ist ein Stück
über das politische Potenzial tanzender Massen. Gemeinsam mit
ehemaligen Tänzer*innen des georgischen Nationalballetts stellen
(LA)HORDE die 1500-jährige Geschichte des georgischen Volkstanzes in
den Kontext des Protests zehntausender junger Menschen, die nach einer
Razzia im titelgebenden Club Bassiani zu lauter Technomusik für ihre
Rechte tanzten.

In den Clubs und auf den Konzertbühnen dieser Welt ist die
feministische Pop-Ikone Peaches schon seit 20 Jahren zu Hause. Zu
diesem Jubiläum produziert sie eine große Bühnen-Show als Uraufführung
(15.8.) für das Internationale Sommerfestival. THERE?S ONLY ONE PEACH
WITH THE HOLE IN THE MIDDLE ist ein futuristisches Bühnenhappening mit
40 Beteiligten, inspiriert von den Varieté-Shows der 70er Jahre
LGBTIQ*-Ikonen. Auch Peaches? künstlerisches Universum lässt sich
nicht mit nur einem künstlerischen Genre fassen. Vom 9. August bis zum
20. Oktober zeigt sie mit WHOSE JIZZ IS THIS? ihre erste
institutionelle Einzelausstellung im Kunstverein in Hamburg,
co-kuratiert von Bettina Steinbrügge als interaktives Setting zwischen
Performance, Rock Show und Bildender Kunst. Außerdem präsentiert
Peaches auf Kampnagel ein Late-Night-Club Programm mit musikalischen
Weggefährt*innen.

Ihre Vision von der Zukunft des zeitgenössischen Tanzes bringt die
kanadische Choreografin und Ballett-Erneuerin Aszure Barton in einer
dritten Festival-Uraufführung auf die große Kampnagel-Bühne
(23.-25.08.). WHERE THERE?S FORM entsteht in Zusammenarbeit mit dem
Düsseldorfer Pianisten und Oscar nominierten Komponisten Hauschka, der
mit seinen experimentellen Arbeiten große Konzerthäuser bespielt, und
setzt sich inhaltlich mit einer weltweit zunehmenden dystopischen
Rhetorik auseinander.

Das aktuell größte dystopische Zukunftsszenario weltweit bringt der
Klimawandel. Für das Internationale Sommerfestival entwickelt der
Schweizer Journalist Hannes Grassegger die Konferenz 3GRADPLUS als
Live Reportage, um mit Gesprächspartner*innen wie dem amerikanischen
Autor David Wallace-Wells ("Die unbewohnbare Erde") oder der
Datenanalystin Danica Browzowski u.a. darüber zu diskutieren, wie sich
der drohende Klima-Kollaps auf die bereits stattfindende
Radikalisierung der Gesellschaft auswirken wird.

Die düsterste künstlerische Zukunftsprognose liefert der belgische
Theatermacher und Bildende Künstler Kris Verdonck mit seiner neuesten
Arbeit SOMETHING (OUT OF NOTHING), in der er die Vision einer Welt
nach der Klimakatastrophe entwirft und dafür beeindruckende Bilder
findet (Deutsche Erstaufführung 14.8.). Spezialisiert auf
Horrorszenarien in fantastischen Bühnenwelten ist auch das norwegische
Kollektiv Susie Wang, das aus ehemaligen Mitgliedern der legendären
Post-Dramatiker BAKTRUPPEN besteht und in MUMMY BROWN das Verhältnis
zwischen Mensch und Natur als groteske Begegnung einer schwangeren
Museumsbesucherin mit außerirdischen Objekten thematisiert (Deutsche
Erstaufführung 15.8.). Spezialist für Aliens und Festival-Stammgast
ist der kanadische Musiker Socalled, der mit der Uraufführung (08.08.)
von SPACE, dem dritten Teil seines Puppen-Musicals THE SEASON, die
Geschichte um die Außerirdische Tina als Allegorie auf
gesellschaftliche Missstände hochmusikalisch und unterhaltsam
weitererzählt. Gleich das ganze Publikum nimmt der Musiker Kid Koala
alias Eric San mit auf eine Reise in seinen eigenen künstlerischen
Kosmos, platziert es an Plattenspielern und lässt es für seine Show
SATELLITE TURNTABLE EXPERIENCE zu einem "Ambient Vinyl Orchestra"
verschmelzen und auf fremde Satelliten reisen (Europapremiere am
21.08.).

Zukunftsmusik mit Blick ins Universum kann das Sommerfestival-Publikum
vom 13. bis zum 18.08. im Planetarium Hamburg erleben: Die
Konzertreihe The New Infinity präsentiert in Kooperation mit den
Berliner Festspielen und dem Planetarium drei Weltpremieren in denen
Bildende Künstler*innen und Musiker*innen (Agnieszka Polska,
Metahaven, Robert Lippok, Lucas Gutierrez) immersive Fulldome Arbeiten
als Raumerlebnisse für das 21. Jahrhundert schaffen. Außerdem spielt
Arcade Fire-Kernmitglied Richard Reed Parry sein immersives
Live-Konzert QUIET RIVER OF DUST.

In die musikalische Vergangenheit tauchen die Hamburger Musiker
Carsten "Erobique" Meyer und Paul Pötsch zusammen mit der Regisseurin
Lea Connert ein und widmen sich in ihrem Konzertabend WIR TREIBEN DIE
LIEBE AUF DIE WEIDE 30 Jahre nach dem Mauerfall dem musikalischen
DDR-Erbe der 60er und 70er Jahre (Uraufführung am 7.8.).

Mit einer Zukunftsvision für das Theater sind das Kollektiv Rimini
Protokoll (Stefan Kaegi) und Thomas Melle zu Gast: Ein humanoider
Roboter ersetzt in dem Stück UNCANNY VALLEY die live Performance und
richtet den Fokus auf das unheimliche Tal zwischen Mensch und
Maschine.

Die spanische Gruppe La Tristura und das russische Kollektiv Vasya Run
sind zwei künstlerische Neuentdeckungen, die die Perspektive einer
jungen Generation auf die Zukunft widerspiegeln. Die männlichen
Performer zwischen 17 und 27 von Vasya Run, deren Street Art
inspirierte Live Performances bisher vor allem im Museumskontext zu
sehen waren, verarbeiten in einem Mix aus Theater, Graffiti, HipHop
und spirituellen Praktiken vor allem ihre eigenen Biografien. So wie
die sechs nach 2000 geborenen Digital Natives von La Tristura, die mit
ihren Geschichten den Moment des Erwachsenwerdens zu einem poetischen
Theatererlebnis werden lassen.

Das Internationale Sommerfestival zeigt 2019 insgesamt 15 Welt-,
Europa- und Deutschlandpremieren. Es gibt erstmals eine Filmreihe, die
Mark Peranson, der neue Berlinale Programmchef zusammengestellt hat,
die Hamburger Gruppe Ligna nimmt die Sommerfestivalgäste mit ins
Gängeviertel auf einen performativen Audio-Walk in die Hamburger
Vergangenheit, die Kooperation mit der Elbphilarmonie wird mit
Konzerten von Chilly Gonzales, Soap&Skin with Stargaze sowie dem
Aarhus Symfoniorkester und Bell Orchestre fortgesetzt und der Festival
Avant-Garten ist jeden Abend offen für alle.


WELT- UND EUROPAPREMIEREN

(LA)HORDE

Marry Me In Bassiani

MI 07.08. - SA10.08.

Weltpremiere / Tanz

ASZURE BARTON & ARTISTS / HAUSCHKA

Where There's Form

FR 23.08. - SO 25.08.

Weltpremiere / Tanz

PEACHES

Whose Jizz Is This?

FR 09.08. - SO 20.10.

Ausstellung im Kunstverein in Hamburg

PEACHES

There's Only One Peach with the Hole in the Middle

DO 15.08. - SA 17.08.

Weltpremiere / Musik / Theater / Performance

SOCALLED & FRIENDS

Space - The 3rd Season feat. Kiran Ahluwalia

DO 08.08. - SO 11.08.

Weltremiere / Theater / Musik

CARSTEN "EROBIQUE" MEYER & PAUL PÖTSCH & LEA CONNERT

Wir treiben die Liebe auf die Weide

MI 07.08. - SO 11.08.

Weltpremiere / Musik / Theater

RICHARD REED PARRY

Quiet River Of Dust (Fulldome Concert)

FR 16.08. - SO 18.08.

Europapremiere / In Kooperation mit Berliner Festspiele / Immersion
und Planetarium Hamburg

AARHUS SYMFONIORKESTER & BELL ORCHESTRE

Konzert

FR 23.08.

Uraufführung / In Kooperation mit Elbphilharmonie Hamburg und Aarhus
Festuge

THE NEW INFINITY 2019

Agnieszka Polska / Metahaven / Robert Lippok & Lucas Gutierrez

DO 13.08. - SO 18.08.

Weltpremiere / Koproduktion der Berliner Festspiele / Immersion und
Planetarium Hamburg in Kooperation mit Internationales Sommerfestival
Kampnagel

KID KOALA PRES. SATELLITE TURNTABLE ORCHESTRA

Turntable Experience

MI 21.08. - SA 24.08.

Europapremiere / Musik / Theater

LIGNA

Schafft Zwei, Drei, Viele Gänge

DO 22.08. - SA 24.08.

Weltpremiere / Theater / Performance / Audio Walk


DEUTSCHLANDPREMIEREN

SUSIE WANG

Mummy Brown / Mumienbraun

DO 15.08. - SO 18.08.

Deutschlandpremiere / Theater

LA TRISTURA

Future Lovers (unplugged)

MI 14.08. - FR 16.08.

Deutschlandpremiere / Theater

KRIS VERDONCK

SOMETHING (out of nothing)

MI 14.08. - SA 17.08.

Deutschlandpremiere / Theater / Tanz / Performance

VASYA RUN

If you want to continue

DO 08.08. - SA 10.08.

Deutschlandpremiere / Performance

(LA)HORDE

The Beast, 2019

MI 07.08. - SO 25.08.

Deutschlandpremiere / Performance / Installation

URSULA MARTINEZ

A Family Outing - 20 Years On

MI 21.08. - SA 24.08.

Deutschlandpremiere / Theater / Performance


KONZERTE (AUSWAHL)

SOAP&SKIN WITH STARGAZE

SA 17.08.

In Kooperation mit Elbphilharmonie Hamburg

CHILLY GONZALES

SOLO PIANO I, II, III - PRESENTED IN PIANOVISION

MI 21.08.

In Kooperation mit Elbphilharmonie Hamburg

COCOROSIE

SO 25.08.

CHARLEMAGNE PALESTINE

DO 22.08.

Peaches Presents:

PLANNINGTOROCK / FRZNTE

FR 16.08.

SHABAZZ PALACES

MI 21.08.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1134: Storchenbilanz 2019 - 67 Jungstörche in Hamburg (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 3. Juli 2019

Storchenbilanz 2019: 67 Jungstörche in Hamburg

NABU: 28 Storchenpaare mit Bruterfolg / 4 Nester erstmals besetzt



Hamburgs Störche haben in diesem Jahr für viel Nachwuchs gesorgt und
das gute Ergebnis des Vorjahres (59 Jungstörchen in 2018) sogar noch
übertroffen: In dieser Saison zogen 28 Brutpaare insgesamt 67
Jungtiere groß. Jürgen Pelch, ehrenamtlicher Storchenbetreuer beim
NABU Hamburg, zeigt sich sehr zufrieden: "Das ist ein wirklich gutes
Ergebnis. Besonders freut es mich, dass wir in diesem Jahr auch neue
Brutpaare hatten, die vier Storchennester zum ersten Mal besetzt
haben."




[image: Foto: © NABU/S. Zibolsky]

Storchenfamilie

Foto: © NABU/S. Zibolsky



Die Brutsaison 2019 begann früh. Der erste Weißstorch war bereits im
Februar zurückgekommen aus seinem Winterquartier und bezog sein Nest
am Kirchwerder Hausdeich. Die letzten Tiere trafen Mitte April in
Hamburg ein. 33 Paare begannen mit dem Brutgeschäft, fünf von ihnen
leider erfolglos. Ein Grund für die Brutabbrüche könnte das knappe
Nahrungsangebot gewesen sein. Durch den Hitzesommer im vergangenen
Jahr gibt es derzeit wenig Amphibien. Auch Insekten, die ebenfalls auf
dem Speiseplan des Storchennachwuchs stehen, werden immer weniger.
Deshalb füttern die Storcheneltern in diesem Sommer vor allem
Feldmäuse und Regenwürmer.

"Hamburg ist eine Storchenmetropole, und das soll auch so bleiben",
sagt Wolfgang Michael Pollmann, Staatsrat der Behörde für Bereich
Umwelt und Energie. "In der Einigung mit der Volksinitiative 'Hamburgs
Grün erhalten' verpflichtet sich die Stadt Hamburg, den Anteil der
Naturschutzgebiete auf 10% der Landesfläche zu erhöhen. Deshalb plant
die Umweltbehörde, dass unter anderem das Gebiet der Kirchwerder
Wiesen erweitert wird. Davon profitieren Hamburgs Störche, die im
feuchten Grünland dieses Naturschutzgebietes ihre Nahrung suchen."

"In keiner anderen deutschen Großstadt gibt es so viele Störche.
Darauf sollten wir sehr stolz sein und alles dafür tun, dass die Vögel
genügend Lebensraum und Nahrung bei uns finden", betont auch Ombeni
Stickdorn-Ngonyani, Schirmherrin für den NABU-Storchenschutz in
Hamburg.

Gute Nachrichten gab es bei den Internetstars des NABU Hamburg, dem
Weißstorchenpaar "Erna" und "Fiete" in Curslack. Das Paar konnten drei
Storchenkinder großziehen. Noch bis Mitte Juni waren sogar vier
Jungstörche im Nest, doch ein Tier wurde durch den Starkregen am 15.
Juni so geschwächt, dass es starb. Bis zum Abflug der Storchenfamilie
kann das Geschehen im Nest noch live im Internet verfolgt werden unter
www.NABU-Hamburg.de/storchenwebcam.

Jungstörche sind nach dem Schlüpfen nur so groß wie eine Kinderfaust
und wiegen 70 bis 80 Gramm. Nach sieben Wochen sind die Jungstörche
dann schon so groß wie ihre Eltern. Zwei weitere Wochen später werden
sie flügge und machen die ersten Flugversuche. Sie erlernen dann noch
von ihren Eltern das selbständige Futtersuchen, um sich dann Anfang
Ende Juli/Anfang August eigenständig auf die Reise in die
Überwinterungsgebiete in Spanien, Portugal oder Afrika zu begeben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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INITIATIVE/547: Naturgucker.de hat bereits rund 65.000 Mitglieder (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 3. Juli 2019

Naturgucker.de hat bereits rund 65.000 Mitglieder

Naturgucker.de unterstützt den NABU als Meldeplattform für
Naturbeobachtungen



Northeim/ Mainz - Über 10 Millionen Naturbeobachtungen wurden seit dem
Start der Plattform gemeldet und mehr als 1,5 Millionen Naturbilder
hochgeladen. Für den nächsten "Insektensommer" vom 2.-11. August
können die Teilnehmenden ihre Beobachtungen auch über die
Naturgucker-Plattform melden und dort Hilfe erhalten.

Die Meldeplattform ist strategischer Partner des NABU. Beispielsweise
werden im Rahmen der Mitmach-Aktion "Insektensommer" die Daten auf
naturgucker.de gespeichert. "Neben dem reinen Melden und Dokumentieren
des Gesehenen steht bei naturgucker.de vor allem das soziale
Miteinander der Beobachter im Vordergrund", so Initiator Stefan
Munzinger. Die Nutzerinnen und Nutzer unterstützen sich gegenseitig
bei der Bestimmung unbekannter Arten, tauschen sich aus und vernetzen
sich. So kamen bislang über 500.000 Kommentare von Aktiven zu
Beobachtungen und Naturbildern zusammen. Seit einiger Zeit führt
naturgucker.de zudem eigene Projekte durch und ruft im Rahmen
unterschiedlicher Monitoring-Projekte zu Beobachtungen auf. Darüber
hinaus wird in verschiedenen Bereichen geforscht und publiziert,
beispielsweise zu Fehlerquellen bei Naturbeobachtungen oder
Datenplausibilisierung.

"Wer selbst mitmachen möchte, braucht sich einfach nur anzumelden -
die Teilnahme ist kostenlos möglich", so Munzinger. Dabei gibt es
keine Verpflichtungen, sporadische Meldungen sind ebenso willkommen
wie regelmäßige Dateneingaben oder die nachträgliche Erfassung von
Meldungen aus der Vergangenheit. Als Teil der
naturgucker.de-Beobachterfamilie trägt jeder Aktive dazu bei, den
Datenschatz zu vergrößern. Die Beobachtungen werden neben dem NABU
auch von anderen Organisationen, wie zum Beispiel dem Deutschen
Wetterdienst, bereits erfolgreich genutzt. Damit gilt: Naturgucken
macht Spaß und schafft gemeinsam Wissen!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 15/19, 03.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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MELDUNG/505: Wie schlimm ist es? Sehr schlimm! - Insekten auf dem Rückzug (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Frühjahr 2019

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Wie schlimm ist es? Sehr schlimm!

Viele Insektenarten sind europaweit auf dem Rückzug. Daran hat auch
der Rekordsommer 2018 nichts geändert.

von Helge May



Ein bisschen spinnen die Deutschen ja. Fanden jedenfalls unsere
Nachbarn, als bei uns in den 1980ern plötzlich vehement über den
Zustand der Wälder gestritten und geklagt wurde. "Le Waldsterben"
nannte man das Phänomen in Frankreich, ein mehr oder minder
eingebildetes Problem der waldvernarrten Deutschen.

Dank massiver Investitionen vor allem in die Abgasreinigung ist auch
hierzulande heute vom Waldsterben kaum mehr die Rede, bestenfalls vom
"Waldzustand" - wobei dieser zu wünschen übrig lässt. Dafür machen wir
uns nun Gedanken um die Insekten. Stark befeuert hat die Diskussion
die Krefelder Studie, die über 27 Jahre massive Rückgänge nachwies.
Die Studie wird inzwischen weltweit diskutiert, doch keiner spricht
spöttisch von "Le Insektensterben". Die Sorge um die Zukunft der
Sechsbeiner findet überall Nachhall.

Britische Insekten-Tradition 

Ein wesentlicher Grund: Untersuchungen über deutliche
Insektenrückgänge liegen auch in anderen Ländern vor. Die Krefelder
Studie hat diese allerdings besonders eindrucksvoll bestätigt. Bei den
nationalen Kartierungsprogrammen sind uns vor allem die Niederlande
und Großbritannien sogar deutlich voraus. So begann das britische
"Butterfly Monitoring Scheme" bereits 1976. Es gilt als das älteste
weltweit und umfasst aktuell fast 3000 Beobachtungsstrecken. Das
vergleichbare "Tagfalter-Monitoring Deutschland" existiert erst seit
2005.

Ebenfalls vorbildlich: Auf der Insel liegen bereits die Ergebnisse für
2018 vor. Die klingen zunächst einmal gut. Raritäten wie der
Ameisen-Quendelbläuling und Pflaumen-Zipfelfalter kamen auf
Rekordwerte. Manche häufige Arten wie die Kohlweißlinge hatten
ebenfalls ein sehr gutes Jahr.

Super Bedingungen, maue Zahlen 

Alles in allem belegte die Saison 2018 aber nur Rang 18 unter den
bisherigen 43 Jahren. "Das ist gerademal Durchschnitt und angesichts
des geradezu idealen Wetters doch enttäuschend", meint Tom Brereton
von Butterfly Conservation. "Tagpfauenauge und Kleiner Fuchs hatten
sogar eines ihrer schlechtesten Jahre überhaupt. Ohnehin zeigt der
Langzeittrend bei zwei Dritteln der Arten nach unten."

Die Schmetterlingskundler befürchten zudem Spätfolgen der
Sommertrockenheit. Zum Ende des Sommers waren viele
Raupenfutterpflanzenen verdorrt. Ein Bestandseinbruch bei Ochsenaugen
oder Dickkopffaltern im neuen Jahr könnte die Folge sein, in
Deutschland sah es ähnlich aus.

Manchen wird es zu warm 

Auch andere Insektengruppen gehen zurück. Im März veröffentlichte
britische Analysen auf der Basis von 700.000 ehrenamtlichen
Beobachtungen zeigen, dass seit 1980 zahlreiche Vorkommen von
Wildbienen und Schweben verschwunden sind. Nur ein kleines Häufchen -
22 von 353 untersuchten Arten - profitierte unter anderem von der
Ausdehnung des Rapsanbaus, einige wohl auch von Blühstreifen.

Veränderungen in der Landwirtschaft halten die britischen Forscher für
das Hauptproblem. Ebenfalls macht sich der Klimawandel bemerkbar. Im
Norden der Insel beheimatete Kältespezialisten verloren besonders viel
Territorium, ihnen wird es inzwischen zu warm.

Viele Mosaiksteinchen 

Auch wenn die britischen Untersuchungen besonders umfangreich sind,
ließen sich die Beispiele zum Insektenrückgang in Europa beliebig
fortsetzen. Es sind viele kleine Mosaiksteinchen, die ein Bild
ergeben. Kein vollständiges in Zeit und Raum und über alle
Artengruppen hinweg, das wäre illusorisch. Wer darauf wartet, bevor
Gegenmaßnahmen ergriffen werden, nimmt weitere dramatische Verluste
bis hin zum wenigstens regionalen Verschwinden vieler Arten in Kauf.

Manche malen schon ein "Insectageddon" an die Wand, das komplette
Aussterben der Insekten innerhalb weniger Jahrzehnte. Das unterschätzt
wohl doch die Überlebensfähigkeit dieser Tiergruppe. Längst vor einem
solchen Komplettaussterben würden wir jedenfalls schmerzlich zu spüren
bekommen, dass wir Menschen die Insekten mehr brauchen als diese uns.


Info

Links zu verschiedenen Studien und Berichten gibt es in unserer
Online-Ausgabe und in der App. Wer sich insektenkundlich engagieren
möchte, kann sich an den NABU-Bundesfachausschuss Entomologie
wenden. 

Info: BFA-Entomologie@NABU.de,
www.NABU.de/Entomologie.

 * 

Quelle:
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PROJEKT/113: Operation Zweihorn (WWF Magazin)


WWF Magazin, Ausgabe 2/2019

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Operation Zweihorn

von Jörn Ehlers, WWF



Ist das Sumatra-Nashorn mit dem markanten Doppelhorn auf dem Schädel
noch zu retten? In einer Allianz mit mehreren
Naturschutzorganisationen will der WWF das fast Unmögliche versuchen.


Vor 12.000 Jahren erwischte es das Wollnashorn. Eine Kombination
aus Klimaschwankungen und übermäßiger Jagd machte dem Koloss
vermutlich den Garaus. Sein engster Verwandter, das Sumatra-Nashorn,
bevorzugt tropischere Gefilde und hat dort überlebt. Noch. Beide
Nashörner haben einiges gemeinsam: Auch der Dickhäuter aus Südostasien
ist behaart und verfügt über zwei Hörner - anders als die anderen
asiatischen Rhinos.

Letzter Rettungsversuch

Die Tage des Sumatra-Nashorns scheinen allerdings ebenfalls gezählt.
Weniger als 80 Tiere, verteilt auf zehn isolierte Populationen,
verbergen sich noch in den Regenwäldern Sumatras und Borneos. Und
selbst diese Schätzung ist optimistisch. Wenn wir nicht rasch und
engagiert die Situation ändern, geht die Überlebenschance dieser
einzigartigen Spezies gegen null. Mit Wildhütern und verbessertem
Management einiger Nationalparks allein lässt sich der Artentod nicht
mehr aufhalten.

Fünf Naturschutzorganisationen, darunter der WWF, wollen deshalb in
Zusammenarbeit mit den indonesischen Behörden noch mehr tun als
bisher, um das fast Unmögliche zu schaffen. Sie bündeln ihre Kräfte in
der Sumatran Rhino Rescue Alliance. Zu ihren Maßnahmen gehören vor
allem der Fang und die Umsiedlung von möglichst vielen Tieren in
geschützte, veterinärmedizinisch betreute Schutzzentren, um ein
nationales Zuchtprogramm zu starten. Gleichzeitig sollen alle noch
verbleibenden Populationen und ihr Lebensraum in der Wildnis besser
geschützt werden. "Der Plan ist ehrgeizig, riskant und kostspielig,
aber er ist die letzte Chance", sagt Michael Zika, der für den WWF
Deutschland an dem Vorhaben beteiligt ist.

Unfruchtbar durch Einsamkeit

Nach Jahrzehnten der Wilderei und der Abholzung der Regenwälder ist
das größte Problem für die Art die Isolation der Tiere.
Sumatra-Nashörner finden kaum noch Paarungspartner und die
zwangsläufige Enthaltsamkeit führt oft zu Unfruchtbarkeit. Im ersten
Schritt hat sich die neu gegründete Rhino-Allianz den letzten,
vermutlich weniger als zehn verbliebenen Tieren auf der Insel Borneo
verschrieben. Denn diese Nashörner sind durch Landnutzung und
Isolation unmittelbar bedroht.

Umsiedlung mit Hindernissen

Das Vorhaben wird wohl noch schwieriger als die Nadel im Heuhaufen zu
finden. Zum einen ist Borneo größer als Frankreich. Zum anderen ist es
nicht damit getan, die Tiere aufzuspüren. Sie müssen unverletzt
gefangen und aus extrem abgelegenen Tropenwäldern durch Schlamm und
Dickicht sicher transportiert werden. Dafür braucht man neben Know-how
Geduld, Glück und Geld.

All das hatten unsere indonesischen Kollegen, als es ihnen Ende 2018
tatsächlich gelang, eines der seltenen Nashörner zu fangen. Ein Team
aus Biologen, Tierärzten und Regierungsvertretern hatte sich rund
sieben Monate an seine Fährte geheftet, bis es dem Team gelang, das
Tier in eine mit Laub und Zweigen gepolsterte Fallgrube zu locken. Es
wurde betäubt, in eine Transportbox verfrachtet und per Lastwagen 150
Kilometer in die neue Heimat gefahren.

Der Umzug des Weibchens, das die Naturschützer nach seinem Fundort
Pahu tauften, war auch deshalb nötig, weil es in seiner bisherigen
Heimat kaum Überlebenschancen gehabt hätte. Die Gegend ist von
Kahlschlag bedroht: Kohlebagger fressen sich immer tiefer in die
tropische Landschaft im Osten der Insel. Zudem wird die Gegend häufig
von Wilderem heimgesucht. Ihnen kam das Team der Sumatran Rhino Rescue
Alliance zuvor. Pahu lebt jetzt auf einem zehn Hektar großen umzäunten
Gelände einer ehemaligen Goldmine in einem mittlerweile geschützten
Waldgebiet in der Provinz Ostkalimantan. Hier steht sie rund um die
Uhr unter Beobachtung. Der Grund für die extreme Vorsicht sind bittere
Erfahrungen aus der Vergangenheit. 2016 hatte man auf Borneo schon
einmal ein verletztes Nashorn gefangen, doch das Tier starb nach
wenigen Tagen an einer infizierten Wunde. "Das Beispiel hat
schmerzlich deutlich gemacht, dass jeder Fang und jede Umsiedlung ein
Gesundheitsrisiko bedeuten. Trotzdem ist angesichts der prekären
Situation Nichtstun keine Alternative", sagt Michael Zika. Er ist
zuversichtlich, dass die Nashornkuh Pahu nicht die einzige Bewohnerin
des Schutzzentrums bleiben wird.

Ziel ist es, alle noch verbliebenen Tiere in Kalimantan, dem
indonesischen Teil Borneos, aufzuspüren und sie in dieses
Schutzzentrum umzusiedeln. Zusätzlich werden ähnliche Aktionen auf der
Insel Sumatra vorbereitet, wo ein weiteres Schutzzentrum und die
Vergrößerung des bestehenden Zentrums in Way Kambas geplant sind.

Hoffnung auf Nachwuchs 

Sollte es dann im Schutzzentrum auf natürlichem Weg keinen Nachwuchs
geben, ist künstliche Befruchtung eine Option. Bei anderen Arten
wurden bereits große Fortschritte erzielt. Michael Zika ist vorsichtig
optimistisch: "Sowohl das Breitmaulnashorn als auch das
Spitzmaulnashorn wurden durch ähnlich ambitionierte Maßnahmen vor dem
Aussterben gerettet. Auch die Populationen des Panzernashorns konnten
sich wieder erholen. Die erste gelungene Rettungsaktion auf Borneo war
ein guter Auftakt für ein erfolgreiches Erhaltungsprogramm. Ich hoffe,
dass dem Sumatra-Nashorn das Schicksal des Wollnashorns erspart
bleibt."


SUMATRAN RHINO RESCUE

Mehr über die Sumatran Rhino Rescue Alliance erfahren Sie auf 

wwf.de/sumatra-nashorn oder auf der englischen Website
SumatranRhinuRescue.org.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Allein unterwegs ... und schwer zu entdecken. Mit höchstens 1,50 Meter Schulterhöhe ist das Sumatra-Nashorn die kleinste aller Rhinoarten.

	Gefangen, um zu überleben. Ende vergangenen Jahres gelang es einem WWF-Team, eines der seltenen Sumatra-Nashörner auf Borneo in einer gepolsterten Fallgrube zu fangen und umzusiedeln. Heute lebt das Weibchen in einem Schutzzentrum, wo es nicht lange allem bleiben soll.

	Bleiben oder gehen? Die Nachzucht in Gefangenschaft kann für Arten, die in der Wildnis kaum noch eine Überlebenschance haben, die letzte Rettung sein. Auch andere Arten wie das Wisent, der Pardelluchs oder der Kalifornische Kondor haben durch Zucht jetzt wieder eine Zukunft.



 * 

Quelle:

WWF Magazin 2/2019, Seite 20-23

Herausgeber:

WWF Deutschland

Reinhardtstraße 18, 10117 Berlin

Tel.: 030/311 777 700
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GENTECHNIK/1086: Erste Gentechnik-Honigbiene mit Resistenz gegen Insektengift (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 3. Juli 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Bienen - Artenschutz mit Gentechnik?

Gen-Schere CRISPR soll Bienen resistent gegen Pestizide machen



3. Juli 2019 / Im Februar 2019 erschien in Südkorea die erste
Publikation einer Forschungsarbeit, deren Ziel darin bestand, Bienen
per CRISPR-Technologie resistent gegen Pestizide zu machen. Auf diese
Weise sollen die Bestäuber mittels Gentechnik vor Insektengiften
"geschützt" werden. Dieses Projekt ist kein Einzelfall: Immer häufiger
propagieren interessierte Kreise den Einsatz gentechnisch veränderter
Organismen als Mittel zum "Schutz" gefährdeter Arten. Dabei sollen
natürliche Populationen durch gentechnisch "optimierte" Organismen
auch vollständig ausgetauscht werden.

Ein Ziel der Masterarbeit in Korea war es, Bienen unempfindlich
gegenüber dem Insektizid Spinosad zu machen. Ob der Eingriff
erfolgreich war, geht aus der Publikation allerdings nicht hervor.
Ebenfalls 2019 erschien eine weitere Publikation von
US-Wissenschaftlern, in der darüber berichtet wird, wie mithilfe der
Gen-Schere CRISPR/Cas die Entwicklung von Bienen-Königinnen erforscht
und beeinflusst werden kann. Die Schaffung pestizidresistenter
Bienenvölker wird auch hier als eine mögliche Anwendung genannt.

"Die Probleme des Schutzes der Artenvielfalt lassen sich nicht dadurch
lösen, dass man gefährdete Arten durch gentechnisch veränderte
Organismen ersetzt. Wer die Biene retten will, muss auf den Schutz der
natürlichen Populationen und ihrer Ökosysteme setzen", sagt Christoph
Then für Testbiotech. "Vor dem Hintergrund der komplexen Biologie der
Bienenvölker und ihrer vielfältigen Interaktionen mit der Umwelt sind
Eingriffe in ihr Erbgut nicht zu verantworten. Hier müssen der
Gentechnik wirksame Grenzen gesetzt werden."

In letzter Zeit haben Projekte, bei denen per Gentechnik in die
Ökosysteme eingegriffen werden soll, weltweit stark zugenommen. So
wird in den USA derzeit die Freisetzung von gentechnisch veränderten
Esskastanien-Bäumen propagiert, die gegen eine Pilzerkrankung
resistent sein sollen. Außerdem ist geplant, Insekten und Nagetiere
durch "Gene Drives" so zu verändern, dass man ganze Populationen
ausrotten könnte. Um die Übertragung von Malaria zu bekämpfen, könnten
Mücken bald mit transgenen Pilzen infiziert werden, die ein
Insektengift produzieren. Diskutiert wird auch, Insekten mit dem Ziel
einzusetzen, gentechnisch veränderte Viren in der Umwelt zu
verbreiten. Mit einigen dieser Anwendungen befasst sich auch ein
aktueller Bericht der International Union for Conservation of Nature
(IUCN), zu dem Testbiotech jetzt einen Kommentar veröffentlicht hat.

"Das Problem ist: Wenn Gentechnik-Organismen in der Umwelt überdauern
und sich vermehren, können die biologischen Eigenschaften der
Nachkommen ganz andere sein, als ursprünglich beabsichtigt war. Auch
die Reaktionen auf Umwelteinflüsse sind oft nicht vorhersagbar",
ergänzt Christoph Then. "Im Hinblick auf das Vorsorgeprinzip ist es
daher entscheidend, dass es keine Freisetzungen geben darf, solange es
keine verlässlichen Maßnahmen gibt, um die Ausbreitung der 
Gentechnik-Organismen zu kontrollieren. Entsprechende Vorschriften 
müssen verbindlich festgelegt werden."




Weitere Informationen:

Hintergrundpapier über Bienen und Gentechnik:

www.testbiotech.org/content/themen-factsheet-bienen

Testbiotech-Kommentar zum Bericht der IUCN: 

www.testbiotech.org/content/testbiotech-comment-iucn-report-conservation-synthetic-biology

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 03.07.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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INITIATIVE/252: F.R.A.N.Z. erhält Auszeichnung als Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

F.R.A.N.Z. erhält Auszeichnung als Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt

Naturschutz und Landwirtschaft gemeinsam

GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG von Umweltstiftung Michael Otto (UMO) und
den Deutschen Bauernverband (DBV)



Hamburg/Berlin/Kupferzell, 3. Juli 2019 - Das Dialog- und
Demonstrationsprojekt F.R.A.N.Z. ist als offizielles Projekt der
UN-Dekade Biologische Vielfalt ausgezeichnet worden. Der Preis wurde
heute durch Rudolf Ley, dem Leiter der Unterabteilung "Nachhaltige
Naturnutzung" im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) zusammen mit Franz Untersteller, Minister
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft des Landes Baden-Württemberg,
im Rahmen einer Fachveranstaltung in Kupferzell, Baden-Württemberg, an
die Umweltstiftung Michael Otto (UMO) und den Deutschen Bauernverband
(DBV) überreicht. "Der Handlungsbedarf zum Erhalt unserer Biologischen
Vielfalt in der Agrarlandschaft ist dort am größten, wo die
Landwirtschaft am intensivsten ist. Hier brauchen wir grundlegende
Änderungen. Wie das gehen kann, wird im F.R.A.N.Z.-Projekt gemeinsam
von Landwirtschaft und Naturschutz erprobt. Daher freue ich mich sehr
über die heutige Auszeichnung von F.R.A.N.Z. als UN-Dekade-Projekt.
Die Vereinten Nationen haben das laufende Jahrzehnt der Biologischen
Vielfalt gewidmet, um die Dringlichkeit einer Trendwende beim Rückgang
der Biologischen Vielfalt zu unterstreichen und möglichst viele
Menschen für deren Schutz zu begeistern", betonte Rudolf Ley bei der
Übergabe der Urkunde. Mit der Auszeichnung wird die vorbildliche
Arbeit von Naturschutz und Landwirtschaft im Rahmen des
F.R.A.N.Z.-Projektes zur Erhaltung der biologischen Vielfalt in
Deutschland gewürdigt.

"Das F.R.A.N.Z.-Projekt demonstriert, dass zukunftsfähige Lösungen für
mehr Artenvielfalt in der Agrarlandschaft nur gemeinsam im Dialog auf
Augenhöhe mit Naturschutz und Landwirtschaft vorangebracht werden
können. Die Verleihung der UN-Dekade Biologische Vielfalt sehen wir
als Auszeichnung für die Anstrengungen der beteiligten Forscher,
Landwirte und Betriebsberater, Naturschutz und produktive
Landbewirtschaftung miteinander zu vereinen", verdeutlichen die
Projektträger UMO und DBV. Die bisherigen Erfolge bestätigen den
eingeschlagenen Weg und zeigen, dass naturschutzfachlich sinnvolle,
praxistaugliche und wirtschaftlich tragfähige Naturschutzmaßnahmen
positive Effekte auf die Artenvielfalt haben. Die
Monitoring-Ergebnisse für die Jahre 2017 und 2018 auf den zehn
Demonstrationsbetrieben verdeutlichen, dass Extensivgetreideflächen,
Feldlerchenfenster in großen Wintergetreideschlägen und
Feldvogelstreifen im Mais zu höheren Feldvogeldichten geführt haben.
Auch der Anteil von Wildpflanzen im Extensivgetreide und in
Blühstreifen ist deutlich höher als auf Vergleichsackerrändern oder im
normalen Getreidebestand.

Das F.R.A.N.Z.-Projekt setzt zukunftsweisende Impulse für den Schutz
der biologischen Vielfalt in der Agrarlandschaft und schafft die
besten Voraussetzungen dafür, dass die im Projekt erfolgreich
umgesetzten Naturschutzmaßnahmen bundesweit Akzeptanz und Nachahmer
finden. Neben der offiziellen Urkunde überreichten
BMU-Unterabteilungsleiter Rudolf Ley und Minister Franz Untersteller
einen "Vielfalt-Baum", der symbolisch für die Naturvielfalt steht, an
die F.R.A.N.Z.-Projektträger UMO und DBV. Ab sofort wird F.R.A.N.Z.
auch auf der Webseite der UN-Dekade in Deutschland unter
www.undekade-biologischevielfalt.de vorgestellt.

Weitere Information unter www.franz-projekt.de.

Die Förderung des Projekts erfolgt mit Mitteln der
Landwirtschaftlichen Rentenbank, mit besonderer Unterstützung des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft und der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung sowie durch das
Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/413: "Rote Liste" der Welterbestätten wächst (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. Juli 2019

NABU: "Rote Liste" der Welterbestätten wächst

Tennhardt: Westkaukasus bleibt auch nach Olympiade gefährdet



Berlin/Baku - In Baku entscheidet noch bis zum 10. Juli 2019 das
Gremium der Welterbekommission über die Neuaufnahme von Natur- und
Kulturräumen in die Liste der UNESCO-Welterbestätten. 1.092
Welterbestätten aus 167 Ländern sind bislang ausgewiesen, nur 188
davon sind Naturerbegebiete. NABU-Vizepräsident Thomas Tennhardt macht
auf die zunehmende Bedrohung des Welterbes aufmerksam. "Der Erhalt des
Kultur- und Naturerbes der Welt ist eine internationale Aufgabe und
Herausforderung", sagte Tennhardt.

"Immer mehr Welterbestätten sind durch Massentourismus,
Infrastrukturausbau, fehlendes oder schlechtes Management, den
Klimawandel oder sogar Kriege bedroht", so Tennhardt weiter. Die "Rote
Liste" der Welterbestätten wachse, aktuell seien 54 in Gefahr.
Deutschland ist mit zwei Naturgebieten, den Buchenwäldern und dem
Wattenmeer, in der Welterbekonvention vertreten.

In den 1990-er Jahren hat der NABU mit Unterstützung des
Bundesumweltministeriums bei der Nominierungen der
Weltnaturerbegebiete in Russland erfolgreich mitgewirkt, darunter das
UNESCO-Weltnaturerbegebiet "Westkaukasus". Seit über 25 Jahren setzt
der NABU im Westkaukasus Projekte zum Schutz der Biodiversität,
Umweltbildung und Ökotourismus um. Doch auch das Weltnaturerbegebiet
"Westkaukasus" ist in Gefahr: "Baupläne für Skikurorte und Straßen
bedrohen die international bedeutenden Naturräume des Westkaukasus
massiv. Zudem bricht die russische Regierung ihr Versprechen, die
durch die Bauarbeiten für die olympischen Spiele verursachte
Naturzerstörung im Westkaukasus zu kompensieren", sagte Vitalij
Kovalev, Leiter des NABU-Kaukasusprogramms.

Im Jahr 2014 wurde eine entsprechende Resolution vom russischen
Umweltministerium verabschiedet. Neben der Erweiterung des bestehenden
Gebietes um einzigartige Urwälder des angrenzenden
Sotschi-Nationalparks sollte ein Vorschlag für die Ausweisung einer
wichtigen Pufferzone erarbeitet werden. "Der NABU fordert, diese für
den nachhaltigen Schutz des Welterbegebietes unabdingbaren Maßnahmen
endlich umzusetzen. Nur so kann das einzige UNESCO-Welterbegebiet im
gesamten Kaukasus langfristig erhalten werden", so Kovalev.

Im Rahmen seines Kaukasus-Weltnaturerbeprogramms hat der NABU fünf
potenzielle Gebiete evaluiert, darunter hyrkanische Reliktwälder. Über
die hyrkanischen Wälder im Iran soll noch in dieser Woche entschieden
werden. Der NABU plädiert für eine Aufnahme der Wälder, dies sei ein
wichtiger Schritt für die internationale Zusammenarbeit mit der Region
und den grenzübergreifenden Erhalt der weltweit einmaligen
Waldökosysteme, die vor 20 Millionen Jahren entstanden sind.

Die Welterbekonvention ist das erfolgreichste Instrument zum Erhalt
der bedeutendsten Kultur- und Naturstätten der Welt. Bereits 190
Staaten haben die Konvention ratifiziert.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 68/19, 04.07.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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STELLUNGNAHME/560: Meint es Bayerns Regierung ernst mit dem Artenschutz? (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 3. Juli
2019

Meint es die Regierungskoalition ernst mit dem Artenschutz?

Trägerkreis des Volksbegehrens ist alarmiert



Hilpoltstein/München, 03.07.2019 - Das am Runden Tisch und in
zahlreichen Fachgruppensitzungen ausgearbeitete Begleitgesetz zum
Volksbegehren wird offensichtlich kurz vor der Ziellinie nach und nach
systematisch aufgeweicht. Bereits Anfang Juni wurden im
Umweltausschuss alle sinnvollen Änderungsanträge der Opposition von
der Regierungskoalition abgeschmettert. In der heutigen Sitzung des
Landwirtschaftsausschusses wurde stattdessen ein gestern, in letzter
Sekunde von der CSU und den Freien Wählern vorgelegter
Änderungsvorschlag verabschiedet. Der heute aufgrund der
Mehrheitsverteilung verabschiedete Gesetzestext weicht Formulierungen
auf, die erst vor wenigen Wochen im Umweltausschuss von einer großen
Mehrheit beschlossen wurden. "Über 1,7 Millionen Menschen haben ein
unmissverständliches Zeichen für ein besseres Naturschutzgesetz in
Bayern gesetzt. Mit großem Optimismus haben wir die Ankündigung des
Ministerpräsidenten aufgenommen, dass er jetzt die längst überfällige
Richtungsänderung beim Naturschutz vollziehen werde. Es wäre sehr
enttäuschend, wenn jetzt in letzter Sekunde noch verwässert wird und
aus dem 'XL' ein 'S minus X' wird. Und danach sieht es aus",
befürchtet Agnes Becker, Beauftragte des Volksbegehrens und stellv.
ÖDP-Landesvorsitzende.

Die in letzter Minute eingereichten Veränderungen der
Regierungskoalition weichen nicht nur die beschlossene Vorgabe eines
Biotopverbundes von mindestens 15 Prozent der Offenlandfläche bis 2030
umfassen auf, sondern betreffen auch das erklärte Ziel, den
Flächenfraß im Freistaat maßgeblich zu reduzieren. "Dieser in letzter
Minute eingereichte Änderungsantrag der Regierungskoalition ist für
uns ein Alarmsignal. Wir werden jetzt sehr genau hinsehen und die
Entwicklungen bei Biotopverbund und Flächensparen im Visier behalten.
Die im Volksbegehren enthaltene Berichtspflicht wird uns dabei helfen.
Wir werden also sehen, ob die Regierung den angekündigten und
beschlossenen Zielen gerecht wird oder versagt", erklärt Dr. Norbert
Schäffer, Vorsitzender des LBV.

Die Naturschützer fordern auch eine regelmäßige Biotopkartierung und
eine regelmäßige Bewertung der Agrarumweltmaßnahmen. Ein Antrag der
Grünen, diese im gesamten Freistaat alle zehn Jahre durchzuführen,
wurde aber abgelehnt. Stattdessen erweckt die Regierungskoalition nun
mit ihrem Antrag, bereits vor Start einer Biotopkartierung den
Eigentümern kostenlose "Schlichtungsverfahren" anzubieten, nach
Meinung des Trägerkreises völlig falsche Erwartungen. Die Einstufung
einer Fläche als Biotop ist laut den Naturschützern eine rein
fachliche Angelegenheit auf der Basis der festgestellten Arten.
Darüber kann nicht verhandelt werden, die Einstufung als Biotop liegt
nicht im Ermessen von Grundeigentümern. Es ist zu befürchten, dass das
bereits jetzt zu knappe Personal in den Unteren Naturschutzbehörden
von diesen sogenannten Schlichtungsverfahren völlig aufgezehrt wird.

Als besonders kritisch stuft der Trägerkreis auch die Aufweichung des
Gesetzestextes beim Thema Flächenfraß ein. Für Ludwig Hartmann,
Fraktionsvorsitzender von Bündnis 90/Die Grünen im bayerischen
Landtag, bedeutet das: "Es zwickt an etlichen Stellen, insbesondere
beim Riesenproblem Flächenfraß. Beim Kampf für den Erhalt unserer
geerbten Natur und Kulturlandschaft kommen wir mit diesem
Gesetzespaket keinen Millimeter weiter. Hier werden wir
Landtags-Grünen deshalb in Kürze erneut einen eigenen Vorschlag
präsentieren."

Die Initiatoren des Volksbegehrens bedauern sehr, dass die sachlich
sinnvollen Änderungsanträge der Oppositionsparteien zum Begleitgesetz
allesamt von der Regierungskoalition abgelehnt wurden. Hierzu zählt
auch die stärkere Verpflichtung der Kommunen zu mehr Natur und
Artenschutz und die Forderung Beleuchtung an allen Fassaden, nicht nur
an öffentlichen Gebäuden, zu beschränken. Claus Obermeier, Vorstand
der Gregor Louisoder Umweltstiftung zeigt sich alarmiert:
"Ministerpräsident Dr. Söder hat den Bürgerinnen und Bürgern unzählige
Male ein massives plus im Naturschutz zusätzlich zum Volksbegehren
versprochen. Wir sind daher über die aktuellen Änderungsanträge der
Fraktionen CSU/FW beunruhigt, sie können durchaus zu einer kritischen
Bewertung ihrer Ergänzungsgesetzes führen."

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 03.07.2019

Volksbegehren Artenvielfalt

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de
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BILDUNG/3368: "Forschung vor Anker"-Tour 2019 - Rostock, Stralsund, Lauterbach, 8.-12. Juli


Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung - 01.07.2019

"Forschung vor Anker"-Tour 2019: Rostock, Stralsund, Lauterbach



Bereits zum elften Mal gehen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des Instituts für Küstenforschung des Helmholtz-Zentrums Geesthacht
(HZG) mit ihrem Forschungsschiff LUDWIG PRANDTL auf Open-Ship-Tour. In
den Häfen Rostock, Stralsund und Lauterbach auf Rügen macht die
PRANDTL Halt und öffnet ihre Luken und Labore vom 8. bis 12. Juli für
alle Interessierten.

"Forschung vor Anker" hat Tradition: Seit 2009 sind die Küstenforscher
mit ihrem Forschungsschiff jeweils eine Woche im Sommer entlang der
Küsten Norddeutschlands unterwegs. "Wir wollen den Menschen vor Ort
zeigen, wie und woran wir als Küstenforscher arbeiten. Wir stellen uns
den Herausforderungen unserer Zeit, untersuchen Klimawandel und
Meeresspiegelanstieg, erarbeiten Entscheidungshilfen für
Küstenschutzmaßnahmen, analysieren Stoffkreisläufe und noch viel
mehr", so Prof. Hans von Storch, Initiator der Reise.

Faszination Forschung

Im Laufe der fünftägigen Reise steuert das Forschungsschiff dieses
Jahr die drei Häfen in Rostock, Stralsund und Lauterbach auf Rügen an.
Dort bietet das Institut für Küstenforschung des HZG gemeinsam mit
lokalen Partnern ein vielfältiges Programm an. Besucherinnen und
Besucher können mit Forschenden ins Gespräch kommen, das Schiff
erkunden und Messgeräte kennenlernen.

Spannende Küstenforschung - Verständlich erklärt

Die erste Station wird dieses Mal der Stadthafen Rostock am 8. Juli
sein. Tagsüber findet ein buntes Programm rund um das Schiff statt,
abends gibt es spannende Vorträge über die Küstenforschung zu hören.
Partner ist das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
Rostock und das Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW). Am 10.
Juli geht es nach Stralsund. Dort halten die Forschenden vom HZG und
dem Deutsches Meeresmuseum Stralsund sowie dem Ozeaneum parallel zum
Open Ship verschiedene Vorträge im Kino des Ozeaneum. Dritter und
letzter Stop ist Lauterbach auf Rügen. Nach dem Open Ship finden
abends ebenfalls Vorträge statt. Partner in Lauterbach sind das
Forschungs- und Technologiezentrum Büsum (FTZ) sowie
Biosphärenreservat Südost Rügen.

Über das Institut für Küstenforschung des Helmholtz-Zentrums
Geesthacht

Im Institut für Küstenforschung des HZG erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Prozesse an der Küste und
die Wechselwirkungen zwischen Land, Meer und Mensch. Mit einem dichten
Beobachtungsnetz messen sie in den Küstenmeeren zum Beispiel
Temperatur, Planktongehalt und Schadstoffkonzentrationen. Die Daten
fließen in aufwendige Computermodelle ein, mit denen die Experten
unterschiedliche Prozesse und Phänomene nachbilden - vom Gang der
Gezeiten über die Ausbreitung von Schiffsabgasen bis hin zum Wachsen
des Planktons im Meer. Die Ergebnisse aus dem Institut für
Küstenforschung verbessern das grundlegende Verständnis des Systems
Küste und unterstützen auf diese Weise Wirtschaft und Behörden, etwa
bei der Vorhersage von Strömungen und Wellenhöhen. Besonderes
Augenmerk gilt Modellen, die einen Blick in die Zukunft gestatten: Wie
wirken sich Klimawandel und Meeresspiegelanstieg auf die
Küstenregionen aus, wie können wir uns darauf einstellen?

Über das Forschungsschiff LUDWIG PRANDTL

Die LUDWIG PRANDTL ist durch ihren geringen Tiefgang von 1,70 Meter
besonders für Forschungsarbeiten in tidebeeinflussten Bereichen der
großen norddeutschen Flüsse und des Wattenmeeres geeignet. Die
Haupteinsatzgebiete sind die Nord- und Ostsee, Flussmündungsgebiete
und Boddengewässer. Das Schiff wurde 1982/83 gebaut und nach dem
deutschen Physiker Ludwig Prandtl (1875-1953) benannt. An Bord
befinden sich ein Labor, ein Faltkran, eine Einleiterwinde und eine
Schleppvorrichtung für Messgeräte.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hzg.de/openship - das ganze Programm der Tour

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718429

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution120

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung - 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / WASSER





FORSCHUNG/538: Rostocker Wissenschaftler erforschen am Bodden die Wasserqualität unserer Küstengewässer (idw)


Universität Rostock - 26.06.2019

Rostocker Wissenschaftler erforschen am Bodden die Wasserqualität
unserer Küstengewässer



Die Biologische Station Zingst der Universität Rostock untersucht seit
1977 die Wasserqualität der Darß-Zingster Boddenkette, nachdem
Rostocker Biologen bereits 1969 ein auch auf Langzeituntersuchungen
ausgelegtes Messprogramm zu Flora und Fauna im Bodden starteten. Die
Station ist Messstation im Bund-Länder-Messprogramm und überwacht
insbesondere die Nährstoffbelastungen aus der Landwirtschaft. Diese
Langzeitmessungen erlauben auch aufgrund der besonderen Beschaffenheit
des Boddens Rückschlüsse auf die Veränderung der Wasserqualität
anderer Küstengewässer.

Die lange Trockenheit und Hitze seit dem Frühjahr 2018 macht den
Forschern der Biologischen Station Zingst der Universität Rostock
Sorgen. "Der Bodden, in dem Salzwasser aus der Ostsee und Süßwasser
aus den Flüssen wie der Recknitz, Barthe und unzähligen Bächen zu
sogenanntem Brackwasser zusammenfließen, wird aufgrund der geringen
Wassertiefe auch noch überdurchschnittlich erwärmt", sagt Dr. Rhena
Schumann, die Leiterin der Biologischen Station. "Im letzten Jahr
haben wir erstmals im tiefen Wasser weniger als 70 Prozent
Sauerstoffsättigung nachgewiesen". Dass sei zwar noch nicht
besorgniserregend, dürfe sich aber nicht weiter verschlechtern. Um die
Wasserqualität des Bodden und deren Einflussfaktoren beständig zu
untersuchen, hat die Wissenschaftlerin Lehre und Forschung vor Ort eng
verzahnt.

Die Biologische Station Zingst, direkt am Bodden gelegen, ist seit 42
Jahren ein spezieller Mikrokosmos von Forschung und Lehre. Vorrangig
wurde diese Station für die Ausbildung von Studenten erbaut - aus
universitären Mitteln und mit viel Engagement der damaligen Mitglieder
der Sektion Biologie. Sie verfügt heute über hoch moderne Laborgeräte,
dabei ist es eng, rustikal, ja idyllisch. Man könne sich nicht aus dem
Weg gehen. Das seien Bedingungen wie auf einem Schiff, besonders, wenn
dort bis zu zwölf Studierende in winzigen Räumen in die sehr spezielle
Forschung eingeführt werden. Es ist unglaublich anstrengend, aber
immer auch produktiv und lehrreich, sagt Rhena Schumann. Sie kommt ins
Schwärmen, wenn sie über ihre Arbeit und das Ökosystem Bodden spricht.
"Die etwa 50 Kilometer lange Boddenkette ist ein ausgezeichneter
Experimentier-Platz". Der Bodden besteht aus vier einzelnen Becken. Es
gibt hier überall das gleiche Wetter. Aber die Nährstoffeinträge sind
von innen nach außen abgestuft, genau definierte Bedingungen wie in
einem Experiment. "Unter den gleichen äußeren Faktoren können wir
untersuchen, wie Nährstoffeinträge aus dem Hinterland die
Küstengewässer beeinflussen", erklärt die Wissenschaftlerin.

Die Biologische Station Zingst ist seit ihrer Eröffnung 1977
insbesondere mit Dauermessungen zur Gewässerüberwachung befasst. Über
die Jahrzehnte wurden so in einmaliger Weise umfassende und zeitlich
hoch aufgelöste Datensätze zum ökologischen Zustand der 
Darß-Zingster-Boddenkette erhoben, die Umweltveränderungen wie die 
Nährstoffzufuhr dokumentieren.

Zur Verfügung steht den drei Mitarbeitern der Station ein
Forschungsschiff. So werden täglich, sieben Tage die Woche, im Winter
um 8 Uhr, im Sommer um 9 Uhr, Wasserproben aus dem Zingster Strom
entnommen. Zudem wird auf dem Hof der Biologischen Station Regenwasser
aufgefangen und analysiert. Gemessen werden solche Parameter, wie
Sauerstoffsättigung. Für die Nährstoff-Untersuchung wird ein Filtrat
hergestellt. Untersucht wird auch die Biomasse des Phytoplanktons,
also der kleinen Algen, die die starke Trübung des Boddenwassers
verursachen. Die wird seit Mitte der 70er Jahren beklagt. So erfolgt
Tag für Tag die Klassifizierung und Bewertung des Gewässers. Gemeinsam
mit dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) werden
die Proben bewertet. Durch die zuverlässige Langzeiterhebung der Daten
hat es die Biologische Station geschafft, in die Europäische
Entwicklung von Forschungsstrukturen aufgenommen zu werden. Denn, wie
Rhena Schumann sagt, alle "Parameter des Wassers verändern sich
schnell." Deshalb werde täglich gemessen, um langfristig Aussagen über
die Beschaffenheit der Wasserqualität treffen zu können.

"Es gibt erste Anzeichen, dass sich die Wasserqualität verbessert",
sagt Rhena Schumann. Das betreffe aber leider nicht die Trübung des
Wassers. Dafür sind die Algen verantwortlich, die sich durch
Nährstoffzuführung durchgesetzt haben. "Nichtdestotrotz gedeihen in
dem Gewässer Fische, wie Zander, Barsche und Hechte bestens", sagt
Rhena Schumann. Zunehmend gebe es erfreulicherweise wieder 
Unterwasser-Vegetation wie beispielsweise Armleuchter-Algen. Das 
verbesserte Gülle-Management mache sich bemerkbar. "Die 
Phosphat-Gehalte verringerten sich deutlich".

Die Biologische Station Zingst ist über mehrere Wege eng mit dem
Leibniz-WissenschaftsCampus (LWC) Phosphorforschung Rostock verbunden.
Hier werden täglich die Phosphoreinträge aus Regen und Staub gemessen
und mit den Kollegen des Instituts für Ostseeforschung Warnemünde
(IOW) ausgewertet. Die Rostocker Außenstelle der Universität in Zingst
bearbeitet unter anderem Projekte des Bundesforschungsministeriums,
der Europäischen Union, der Deutsche Bundesstiftung Umwelt und des
Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie. Dabei geht es immer
um Fragen der Ökologie und des aktuellen Zustandes der Darß-Zingster
Boddenkette sowie der Küsten. Seit vielen Jahren ist Zingst auch
Messstation im Bund-Länder-Messprogramm und Untersuchungsgebiet der
LTER (Long Term Ecological Research), da die Universität Rostock über
50 Jahre zeitlich hoch aufgelöste Langzeitdaten zum Zustand der
Boddenkette verfügt. Dokumentiert ist so beispielsweise die
Gewässerverschlechterung in den 70er- und 80er-Jahren des 20.
Jahrhunderts durch Nährstoffbelastungen aus der Landwirtschaft.

Text: Wolfgang Thiel




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bsz.uni-rostock.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718146

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution210
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock - 26.06.2019
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ERSTAUFLAGE/1011: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3017 (SB)


Susan Schwartz

Terra Incognita

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3017



Iya im Solsystem (23. Oktober 2045 NGZ)

Perry Rhodan und Reginald Bull wollen auf der Suche nach der
verschwundenen Erde an dem Ort beginnen, wo der Raub stattfand - dem
Solsystem. Dieses liegt in einem von den Cairanern errichteten
Sperrgebiet, das 17 Lichtjahre umfaßt. Reginald Bull hatte bereits
aufgegeben, die Cairaner um Einflugerlaubnis ins Solsystem zu bitten.
Sie ist ihm bislang immer verwehrt worden. Als die THORA nun ins
Sperrgebiet eindringt, wird sie sofort von einem Verband aus 200
Augenschiffen empfangen und angefunkt. Gefragt nach seinem Begehr,
verlangt Bull als Resident der Liga Freier Galaktiker den ranghöchsten
Cairaner zu sprechen und wird zur Raumstation APPCAID eskortiert, wo
er sich mit Subkonsul Qad Boukkanatal treffen soll.

Dieser lehnt Bulls Ansinnen, ins Solsystem zu fliegen, mit der
Begründung ab, das von ihm als Oijorunsystem bezeichnete Solsystem sei
eine Schutzzone für die Ayees. Das ist selbst Reginald Bull neu. Als
Boukkanatal wissen will, warum die Liga so plötzlich einen neuen
Versuch startet, ins Solsystem zu gelangen, tut Bull so, als befürchte
er, Perry Rhodan, der unverhofft aufgetaucht sei, könne nichts
unversucht lassen, die Macht an sich zu reißen. Bull sei gekommen, um
zusammen mit den Cairanern, das Schlimmste zu verhüten. Denn Perry
Rhodan werde alles unternehmen, um das Solsystem zu erreichen und dort
seine Machtbasis aufzubauen. Deshalb sei es wichtig, daß er ihm
zuvorkomme und dafür sorge, daß sich Rhodan dort nicht breitmachen
kann. Um das sicherzustellen, müsse er sich im Solsystem umsehen.
Mit geschickter Redegewandheit gelingt es Bull, Boukkanatal von der
Dringlichkeit seines Vorhabens zu überzeugen. Dieser erwirkt nach
Rücksprache mit Paiahudse Spepher, dem obersten Entwicklungshüter des
Oijorunsystems, eine Einflugerlaubnis.

Zehn Augenraumer begleiten die THORA, bis plötzlich ein zwei Kilometer
langes Objekt auftaucht und die Cairaner in Alarmstimmung versetzt. Es
handelt sich um ein Schiff der Zain-Konstrukte. Die THORA bekommt die
Anweisung, sofort alleine weiterzufliegen, eine Strukturschleuse ins
Clausum (den das Solsystem umspannenden Schutzwall) sei
freigeschaltet. Das ist Reginald Bull nur recht.

Als die Strukturschleuse passiert wird, erkennt Bull, daß die beim
Raptus vernichteten LORETTA-Tender von den Cairanern ersetzt worden
und offenbar modifiziert worden sind. Jenseits des Schirms gibt es
außer den 200 cairanischen Augenraumern keine anderen Schiffe. Die
THORA nähert sich dem Planeten Iya und seinem Mond Vira. Diese sehen
Terra und Luna zum Verwechseln ähnlich. Sie haben fast denselben Pol-
bzw. Äquatordurchmesser. Man kann aus dem Orbit die Kontinente
erkennen. Allerdings sind sie leicht verschoben, so als wäre Iya eine
frühere Version der Erde. Nord- und Südamerika sind nicht durch eine
Landbrücke miteinander verbunden und das Mittelmeer ist größer als auf
der Erde. Die Indische Platte hat Asien noch nicht erreicht, weshalb
sich der Himalaya auch noch nicht gebildet hat.

Die Ayees, die humanoiden Bewohner Iyas, haben sich hauptsächlich auf
der eurasischen Kontinentalplatte ausgebreitet, die sie Shaugune
nennen. Ansonsten ist der Planet dünn besiedelt. Ihr technologischer
Stand entspricht dem der Terraner des frühen 20. Jahrhunderts alter
Zeitrechnung. Sie haben gerade begonnen, den afrikanischen Kontinent
(Shushuuri) zu erkunden. Der einzige cairanische Raumhafen befindet
sich an der Nordwestküste Shushuuris. Dort setzt die THORA zur Landung
an. Während Reginald Bull sich nun offiziell mit den Cairanern trifft,
setzen sich Perry Rhodan und ein Team aus Sholotow Affatenga, Osmund
Solemani, Winston Duke und dem Geologen Rubart Tersteegen mit einem
Mosaiktransmitter ab, dessen Einzelteile sich über eine gewisse
Strecke selbständig bewegen und im Zielgebiet zusammensetzen können.
Nach Ankunft seiner Benutzer teilt er sich wieder. Da seine Energie
nach acht Transporten erschöpft ist, müssen seine Bestandteile in den
Tornistern der SERUNs wieder aufgeladen werden.

Perry Rhodan bestand darauf, daß ihn auch Zemina Paath begleitet. Ihre
verschütteten Erinnerungen schienen sich bereits beim Anflug auf Iya
zu regen. In diesem Zusammenhang taucht der Begriff "Konvergenz" in
ihrem Gedächtnis auf. Perry hofft, daß sie sich auf der Oberfläche des
Planeten an weitere Dinge erinnert. Die Oxtornerin Siad Tan, die von
ihrem Okrill Phylax begleitet wird, fungiert als Aufpasserin, denn
Reginald Bull traut der Thesan nicht, deren Volk angeblich in den Raub
Terras verwickelt war.

Nach ihrer Landung erkunden Perry und sein Team im Schutz spezieller
TT-SERUNS (Täuschen & Tarnen) das umliegende Gebiet des Raumhafens und
stoßen auf eine fremdartige Fauna und Flora. Das Auffälligste ist, daß
alle Tiere fünf Augen haben und die Fauna sich ausgesprochen aggressiv
gebärdet. Das Team gerät sogar in Bedrängnis. Einige Tiere erinnern
Perry Rhodan an die Erzählung Reginald Bulls, der davon sprach, daß es
im Jahre 1557 NGZ auf der Erde in der grönländischen Stadt Nuuk zu
einer Prozession immaterieller Tiere gekommen sei.

Tersteegen untersucht die Gesteine und findet heraus, daß sie mit den
irdischen identisch sind und sogar gleich alt. Man befindet sich in
gewisser Weise tatsächlich auf der Erde, auch wenn Flora und Fauna
sehr fremdartig wirken. Bei allen Unterschieden gibt es eine Art
Kernverwandschaft, einen gemeinsamen Bestand der DNS-Strukturen und
des Mitochondrienaufbaus. Auf der Erde hatte es zur Zeit des Kambriums
vor 500 Millionen Jahren eine durchaus ähnliche Fauna gegeben, wenn
auch nicht auf dem Land, sondern im Meer. Tersteegen stellt die
Theorie auf, daß die Tier- und Pflanzenwelt von Iya sich zu dieser
Zeit von der heutigen terranischen abgezweigt und bis in die Gegenwart
weiterentwickelt hat. Die Arten, die damals auf der Erde ausgestorben
waren, haben sich hier auf Iya weiterentwickelt.

Plötzlich hört man einen Hilfeschrei. Die in den SERUNS integrierten
Translatoren übersetzen aus dem Ayshi. Eine Forschungsexpedition der
Ayees ist in die Fänge fleischfressender Pflanzen geraten. Die Ayees
sind zierliche Humanoide mit bläulich-weißer Haut, fünf Augen und
Flughäuten auf dem Rücken. Von den ursprünglich sieben Personen sind
bereits fünf tot. Eine weitere Ayee hängt in einer Pflanzenblase fest
und droht, von der Säure darin zersetzt zu werden. Perry Rhodans Team
greift ein und befreit die Frau. Es handelt sich um die
Expeditionsleiterin Dunyuu.

Ihr Partner Shayshay starrt Perry Rhodan furchtsam an, weil er
einem Teaana ähnlich sieht, die einem Mythos zufolge eines Tages
kommen werden, um sich Iya und Vitas anzueignen und alles Leben darauf
zu 'nichten'. Im Gegensatz zu den Menschen reagieren die Ayees auf
Zemina Paath ausgesprochen positiv. Sie scheinen zu der Thesan sogar
ehrfürchtig aufzublicken. Perry Rhodan versichert, kein Lebensnichter
zu sein, sondern Forscher, der ähnlich wie die Ayee den Kontinent
Shushuuri, die Welt Iya erkunden will. In langen Gesprächen gewinnt er
ihr Vertrauen und darf sie in ihre Heimatstadt Shabaydaa begleiten,
die sich am selben Ort befindet, wie das italienische Messina auf der
Erde. Doch zuvor wird ihm die Ehre zuteil, der Bestattungszeremonie
der zu Tode gekommenen Forscher beizuwohnen.

Ein Katamaran-artiges Luftschiff taucht auf, das Dunyuu um Hilfe
angefunkt hatte, als der Angriff der Pflanzen begann. Die KYNAYASH ist
speziell für Fernexpeditionen konstruiert worden. Das Schiff wird
durch Heliumballons in der Luft gehalten und mit einem Elektromotor
angetrieben. Es nimmt auch die Fremden, die Dunyuu und Shayshay
gerettet haben, an Bord.

4. Juli 2019
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SPIELE/435: Cuxhaven - Quizabend in der Stadtbibliothek am 12. Juli 2019


Stadt Cuxhaven

Quizabend in der Stadtbibliothek



Am Freitag, den 12. Juli um 19 Uhr startet zum ersten Mal ein
Quizabend-Special in der Stadtbibliothek Cuxhaven. Knifflige Fragen
für kluge Köpfe rund um das Allgemeinwissen warten auf schlaue
Antworten. Gerätselt werden kann in kleinen Teams bis maximal fünf
Personen oder auch allein. Denkakrobaten, die teilnehmen möchten,
sollten sich in der Bibliothek anmelden, telefonisch unter
04721/70070800 oder per Mail unter stadtbibliothek@cuxhaven.de.
Spontanbesucher sind ebenfalls herzlich willkommen. Der Eintritt ist
frei. - Die Veranstaltung findet in Kooperation der Stadtbibliothek
Cuxhaven und der Bibliotheksgesellschaft Cuxhaven im Rahmen des
Projektes "Eine Bibliothek für alle" statt und wird gefördert durch
das Bundesprogramm "Demokratie leben!" des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie der VGH-Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Juli 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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SPIELE/434: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 10. Juli 2019


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittag für Senioren



Braunschweig. Zu einem unterhaltsamen Spiele-Nachmittag für Senioren
lädt die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 10.
Juli, von 14.30 bis 17.30 Uhr ein. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können Spiele wie "Azul", "Sagrada" oder "Rummikub"
ausprobiert werden. Bei einem Angebot von mehr als 2.500
Gesellschaftsspielen ist für alle Mitspielerinnen oder Mitspieler
etwas dabei. Auch Zuschauerinnen und Zuschauer sind herzlich
willkommen. Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6835. Der nächste Spiele-Nachmittag für Senioren
findet in der Stadtbibliothek im Schloss am Mittwoch, 14. August,
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7459: Lippstadt - Stadtführung "Von frommen Frauen und höheren Töchtern" am 11.7.19


Stadt Lippstadt

Von frommen Frauen und höheren Töchtern

Öffentliche Themenführung am 11. Juli



Lippstadt. Eine interessante Themenführung bietet die Stadtinformation
am Donnerstag, 11. Juli, an. Unter dem Titel "Von frommen Frauen und
höheren Töchtern" führt Stadtführerin Marlene Schlömer die Teilnehmer
durch die ehemalige Marienschule - die jetzige Thomas-Valentin-Stadtbücherei. 
Dort erfahren sie Interessantes und Wissenswertes über
die Geschichte der Marienschule seit ihrer Eröffnung Ende des 19.
Jahrhunderts bis heute.

Diese Stadtführung dauert ca. 1 Stunde und kostet 6 Euro pro Person.
Treffpunkt ist um 14.30 Uhr im Innenhof der Stadtbücherei.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7458: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergänge am 10., 24. und 31. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Mönchs-Spaziergänge im Juli



Im Juli ist der geheimnisvolle Mönch wieder drei Mal in der Altstadt
unterwegs: Am 10. Juli, 24. Juli, und 31. Juli (Start jeweils 19 Uhr)
führt er bei dem von der MGMG angebotenen Mönchs-Spaziergang, einer
beliebten Geschichtsstunde der ganz besonderen Art, durch die
abendliche Altstadt und erzählt dabei von Sagen und Legenden.
Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen Spaziergang ist der Parkplatz am
Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4,- Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09
20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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